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Die beunruhigend anwachſende Zahl der Armen ver- 
anlaßte die Bemühungen der Armen⸗Inſtitute, alle 
fremden oder aus Rückſicht auf ihren Aufenthalt an⸗ 
ders wohin gehörigen Armen den zuſtändigen Gemein— 
den zuzuweiſen 3 was vorzüglich deßhalb, weil die 
einſchlägigen Geſetze und Verordnungen größtentheils 
zu weit entrückt ſind, Streitigkeiten und weitläufige 
Correſpondenzen verurſachte. Dieß war die Veranlaſ— 
fung der Sammlung der Domicils-Geſetze. 


Und damit die Grundſätze der Armenverſorgung 
überhaupt und insbeſondere, ohne ſie erſt in allen 
Geſetz-Sammlungen ſuchen zu müſſen, dem jetzt täg— 
lichen Bedürfniſſe gemäß, gleichſam auf einen Blick 
überſehen, und ſowohl von den Pfarrämtern, als 
auch von den politiſchen Behörden, den Stiftungs— 


VI 
Verwaltungen und anderen bei dem Armenweſen als 


Aerzte, Apotheker u. dgl. Betheiligten für jeden vor- 
kommenden Fall benützt werden können, veranlaßte 
die vorliegende Sammlung, welche dem Sammler in 
ſeiner ämtlichen Stellung von vielem Nutzen, ein gro⸗ 
ßes Bedürfniß war, und vielleicht ſich auch für an— 
dere, die bei der Armenverſorgung mitwirken, als 


nützlich erweiſen wird. 


Der Verfaſſer. 


Armenverſorgung nach den pofitiven k. k. 
öſterreichiſchen Geſetzen. 


§. 1. 

Eben ſo wie die Armuth entweder relativ oder abſolut iſt, ſo 
find auch die Verſorgungsanſtalten, theils auf die Verficherung 
eines ſtandesmäßigen, der früheren gewohnten Lebensweiſe ange— 
meſſenen Auskommens, theils bloß nur auf die Herbeiſchaffung 
des unentbehrlichſten Lebensunterhaltes gerichtet. 


1 N 
Zu den Anſtalten der erſteren Art gehören in den öſterreichi— 
ſchen Ländern mancherlei geſtiftete Verſorgungsplätze für unbe— 
mittelte Perſonen der höheren Stände, dann die aus dem Be— 
dürfniſſe der neuern Zeit hervorgegangenen Witiwen-Societäten 
und Privat-Verſorgungs-Anſtalten. 


Hierher gehören: 

1) Die reichlichen und verſchiedenen Handſtipendien oder bei 
den klöſterlichen, männlichen und weiblichen Erziehungs-Anſtal— 
ten, dann in den Convicten errichteten Stiftungen, welche die 
Erziehung der ärmeren adelichen und bürgerlichen Jugend zum 
Zwecke haben. 

2) Die Fräulein- und Damenftifte zu Wien, Prag, Inns- 
bruck, Brünn, Steyermark, Kaͤrnthen und Krain. 

3) Die von Leopold dem II. aus dem Krönungsgeſchenke 
der böhmiſchen Stände errichtete Stiftung für 13 adeliche und 
27 bürgerliche Mädchen in Prag. 

4) Die Privat⸗Penſions-Inſtitute. 

5) Die medieimiſche Wittwen- Societät. 

6) Die Societät der Chirurgen in Wien. — 

7) Der juridiſchen Facultät. 

8) Die Societät zur Verſorgung der Wittwen und Waiſen 
von Reichs- und Hofagenten.- 

9) Die Wittwen-Societät der Wirthſchaftsbeamten in Oe— 
ſterreich ob der Enns. 
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10) Die Inſtitute für Wittwen und Waiſen von Mitgliedern 
der Akademie der Künſte, der Tonkünſtler. 

11) Das Inſtitut des Handelsſtandes in Prag. 

12) Für mittelloſe Advocaten. 

13) Für herrſchaftliche Hausofficiere. 

14) Für die zum Dienen unfähig gewordenen Handlungs⸗ 
diener in Wien. 

15) Für die Livreebedienten in Wien und Prag. 

16) Das Schwarzenbergiſche Beamten-Wittwen-Penſions— 
Inſtitut. 

17) Die Wittwengeſellſchaft ber bürgerlichen Seidenzeug-, 
Sammt- und Dünntuchmachermeiſter in Wien. 

18) Die Lebens- und Renten-Verſicherungsanſtalten. 

19) Die wechſelſeitigen und andere Aſſecurationen für Feuer, 
Waſſerſchäden, ſonſtige Elementar-Zufaͤlle und noch mehrere 
dergleichen. 

$. 3. 

Die allgemeinen Anſtalten zur Verſorgung der abſoluten 
Armuth, von welchen hier eigentlich die Rede ſein wird, ſind 
folgende: 

1) Das Armen-Inſtitut. 

2) Die Bürgerſpitäler. 

3) Die Waiſenhaäͤuſer. 

4) Die Gebär- und Findlhäuſer. 

5) Die Blinden- und Taubſtummen-Inſtitute. 

6) Verſorgung der Soldaten, ihrer Weiber und Kinder. 

7) Der Verein zur Beförderung des Guten und Nützli⸗ 
chen, dann die Kleinkinderbewahranſtalten. 

8) Der Verein zur Beſchäftigung entlaſſener Züchtlinge 
und die Arbeitsanſtalten. 

9) Die Anſtalten für arme Kranke, und zwar: 

a) außer den Spitälern, 
b) in den Krankenanſtalten, 
c) bei Epidemien, 
d) bei den von wüthenden Hunden Gebiſſenen, 
e) bei der Luſtſeuche, 
f) für Irrſinnige, 
g) für Sieche. 

10) EAußerdem ſind in den Geſetzen beſondere Begünſti⸗ 

gungen der Armuth gegründet, welche zuletzt erörtert werden. 


I. Hauptſtück. 
Das Armen-Inſtitut. 


I. Abſchnitt. 
Einführung des Armen-Inſtitutes. 


ik 
Vor der Einführung des Armen-Inſtitutes mußte eine jede 
Grundobrigkeit, die auf ihrem Grunde geborenen Unterthanen, 
wie auch fremde, wenn ſie lange Jahre hausſäßig geweſen ſind, 
ſelbſt erhalten. (Patent 26. März 1693, 26. Auguſt 1693 
und 21. Juli 1714.) 


Die im Lande ex vagis parentibus im Durchzuge er- 
zeugten Kinder, welche ihren Geburtsort nicht wiſſen, wurden 
von jener Obrigkeit, wo ſie eingezogen worden ſind, unterhal— 
ten; die inländiſchen Bettler aber von den Grundobrigkeiten, wo 
ſie geboren worden ſind, abgehauſet, oder eine lange Zeit ſich in- 
wohnungsweiſe aufgehalten haben. (A. h. Reſolution vom 17. 
Jänner 1724, Vrdg. für Oberöſterr. 1. Auguſt 1725, Vrdg. 
20. December 1728, Schubpatent 26. Februar 1750.) 


Ueberhaupt waren die geiſtlichen und weltlichen Behörden, 
dann Gemeinden durch ausdrückliche Geſetze verbunden, für ihre 
Armen zu ſorgen, der Bettelei Einhalt zu thun, und den ar— 
beitsfähigen dürftigen Perſonen Arbeit und Verdienſt zu ver- 
ſchaffen. (Patent 1. und 13. November 1723, 20. September 
1740 und 30. October 1751.) N 

8. 

Auf fremde Bettler wurden wiederholt Streifen verfügt, die 
einheimiſchen bei den Bauern eingelegt, oder von den Obrig— 
keiten verpflegt, ihnen aber das Auslaufen und Betteln bei an— 
gemeſſener Strafe eingeſtellt. Hinſichtlich der ſäugenden, und 
zur Pflege zugeſchobenen Kinder wurde verordnet, daß ſie an 
einem Orte, wo ſie geſäuget werden können, abgegeben, und 
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wenn dieß nicht thunlich wäre, wenigſtens nicht von Haus zu 
Haus herumgetragen, ſondern an einem Orte in Verpflegung 
gehalten, auch ſoll überhaupt den Armen eine zum Leben erkleck⸗ 
liche Verpflegung gegeben werden. (Patent für Oeſterreich ob 
der Enns 1. April 1752.) 

Dagegen wurde auch befohlen, Vagabunden und unbekannte 
alte und mit Leibesgebrechen behaftete Leute, welche ſich nicht 
wohl ernähren können, vom Almoſen leben, oder in einer ſol— 
chen Verpflegung ſtehen, von dem Heirathen abzuhalten und nicht 
zuſammen zu geben. (Hofdecret vom 3. März 1766.) 


§. 6. 

Dieſe Verſorgungslaſt ſollte durch das Armen-Inſtitut er- 
leichtert, und vorzüglich der Bettelei geſteuert werden, wiewohl 
die Einführung desſelben nur empfohlen und nicht geboten 
wurde. (Verordnung in Böhmen und Mähren 19. Aug. 1785.) 


n 
Das von dem k. k. wirklichen geheimen Rathe Grafen von 
Buquoi entworfene Armen-Inſtitut wurde zuerſt in Böhmen 
eingeführt. (Hofdeeret in Böhmen 9. November 1782.) 


Da es in Böhmen ſo guten Erfolg gehabt hat, ſo wurde 
nicht nur in der Stadt Wien, ſondern auch im ganzen Lande 
die Einleitung desſelben dem Herrn Grafen von Buquoi über— 
laſſen und demſelben alle hilfreiche Hand und Vorſchub zu lei— 
ſten befohlen. (Hofentſchließung 2. Juni 1783.) 


Die Hauptgrundſätze dieſes neu errichteten Armen-Inſtitutes, 
unter dem Namen der Vereinigung aus Liebe des Nächſten, ſind 
in der nachfolgenden denk- und berückſichtigungswerthen Nach— 
richt vom 1. Auguſt 1783 enthalten. 


Der wahre und zur Arbeit unfähige Arme hat auf das all— 
gemeine Mitleiden gegründeten Anſpruch; der muthwillige Bett— 
ler hingegen verdient die Strenge der Geſetzgebung⸗ Doch ſind 
die Anſtalten zur Verſorgung wahrer Armen und die Vorkeh— 
rungen zur Abſtellung des muthwilligen Bettelns ſo genau mit 
einander verbunden, daß ſie nur eines von den andern die volle 
Wirkſamkeit erhalten müſſen. 


Denn, wenn der Müſſiggang den Antheil der würdigen Ar— 
muth an ſich reißt, ſo wird die öffentliche und Privatwohlthä— 
tigkeit erſchöpft, und ein einziger wahrhaft Nothdürftiger, der ſich 
mit Grunde beklagen kann, daß ihn die öffentliche Verſorgung 
hilflos läßt, dient unzählbaren Müſſiggängern zum Mantel ihrer 
Faulheit, um die gegen ſie gekehrte billige Strenge des Geſetzes 
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und der öffentlichen Aufſicht als Härte und Grauſamkeit zu ver— 
ſchreien, daher wird jeder einſehen, wie wichtig Verſorgungsan— 
ſtalten ſind, die die Dürftigkeit unterſtützen, und das Betteln 
vermindern, welches im Allgemeinen Unordnungen verurſacht, 
und insbeſondere Jedermann läſtig iſt. Die liebreiche Vorſorge 
Sr. Majeſtät des Kaiſers beſchäftigt ſich bereits, älternloſen und 
verlaſſenen Kindern in Findlings- und Waiſenhäuſern, Kranken, 
die mittellos ſind und zu Hauſe keine Pflege haben, in einem 
allgemeinen Krankenhauſe, mühſeligen, zur Arbeit unfähigen, 
unheilbaren, verunſtalteten, Grauen und Abſcheu erweckenden 
oder unbehilflichen Armen in Armenhäuſern und eigenen Sie— 
chenhäuſern Zuflucht und Unterkommen zu verſichern, auch jenen, 
die außer Stande und Gelegenheit ſein möchten, ſich ſelbſt eine 
Erwerbung zu verſchaffen, Arbeit und Verdienſt zuweiſen zu 
laſſen. Indeſſen kann ſie die ganze Armuth nicht umfaſſen; denn 
es wird noch immer Nothdürftige geben, die entweder unter die 
vorigen Claſſen der Armen nicht gehören, oder durch Umſtände 
keinen Theil an der Hülfe der Armenhäuſer haben können. Dieſe 
nothdürftigen Menſchen und Bürger bauen ihre Hoffnung auf 
die Wohlthätigkeit ihrer Mitmenſchen und Mitbürger, und erwar- 
ten von der Religion der Menſchenliebe, daß ſie ſich in Mitte des 
gemeinſchaftlichen Wohlſtandes und Ueberflußes nicht dem Man— 
gel und Elend preisgegeben ſehen. Wenn die Wohlthätigfeit 
aller Stände bisher nicht genugſam ergiebig und großentheils 
ohne Wirkung zu ſein ſchien, ſo kam es daher, weil ſie ohne 
Richtung bei dem Zuſammenfluße würdiger und unwürdiger 
Menſchen die wahre Wahl unmöglich treffen konnte. 


Man erweiſet alſo ohne Zweifel den Herzen aller gutthätigen 
Menſchen, dem Staate und der wahren Armuth einen weſent— 
lichen Dienſt, wenn man die Privatwohlthätigkeit gewiſſermaſ— 
ſen aufklärt und auf jene Gegenſtände leitet, denen ſie das Gute, 
was ſie erweiſet, ohnehin vorzüglich beſtimmt hat. Dieſes iſt 
die eigentliche Abſicht des Armen-Inſtitutes. Jedermann iſt dazu 
eingeladen, nur werden die ſich vereinigenden Mitglieder erſucht, 
zur Erreichung des aufgeſteckten Zieles ihre Wohlthaten dieſer 
öffentlichen Anſtalt anzuvertrauen, und ihr die zweckmäßige Ver— 
wendung zu überlaſſen. 


Da dieſes Inſtitut ganz die Frucht einer freiwilligen Verei— 
nigung ſein und der Beitritt ſeiner Glieder nur der Ueberzeugung 
von ſeiner Nutzbarkeit zu danken haben ſoll, ſo legt man eine 
allgemeine Ueberſicht des Planes vor, ſeine Abſicht, die Wege, 
das Almoſen zu ſammeln, die Verwendung des Eingegangenen, 
die Verrechnung darüber und die Controlle. Die Abſicht dieſer 
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Vereinigung iſt, wahre Arme zu verſorgen und die Bettelei ab— 
zuſtellen. 


Es werden von Zeit zu Zeit große allgemeine Verſamm⸗ 
lungen über die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten der Verſor⸗ 
gungs-Anftalt gehalten werden, und in jedem Pfarrbezirk ein, 
nach Umſtänden mehrere Armenväter und Rechnungsführer durch 
freie Wahl der Mitglieder aufgeſtellt, die nach Erforderniß der 
Umſtände monatlich oder vierteljährig zuſammentreten, um un⸗ 
ter der Leitung ihres Seelſorgers über die in größeren Bezirken 
vielleicht nöthigen Untertheilungen, über die Berichtigung der 
Armenbeſchreibung, die zweckmäßige Vertheilung der Hilfe und 
zugleich auch, über die in ihrem Sprengl möglichen Verbeſſe— 
rungen gemeinſchaftlichen Rath zu pflegen. Dieß iſt die Verfaſ— 
jung des Armen-Inſtitutes. 


§. 8. 

Den Seelſorgern wurde wiederholt aufgetragen, daß ſie 
den Gemeinden den Vortheil des Armen⸗Inſtitutes und der Ver⸗ 
einigung mehrerer Gemeinden in einen Hauptbezirk wohl begreif- 
lich machen; indem jene, die ſich dießfalls vor andern hervorzu⸗ 
thun beſtreben, nebſt der innerlichen Zufriedenheit, ihre Mühe 
für die Menſchheit und Verſorgung wahrer Armuth pflichtmä⸗ 
ßig angewendet zu haben, auch bei Gelegenheit auf beſondere 
Verdienſte gegen Se. Majeſtät und den Staat Rechnung ma⸗ 
chen können. (Verordnung in Wien 1. Februar 1784.) 


Auch wurde angeordnet, daß allen, um das Armen-Inſti⸗ 
tut verdienten Seelſorgern die a. h. Zufriedenheit zu erkennen 
zu geben, und eine weitere Beförderung zu ertheilen ſei, daß 
auch das Publicum öfters über feine Freigebigkeit belobt, vor 
allem Zwange geſichert und ihm von der Geiſtlichkeit öfters die 
Liebe des Nächiten auff werden ſoll. (Hofdecret 10. Mai 
1784.) > 


Den Geiſtlichen und Obrigkeiten wurde befohlen, dahin zu 
wirken, daß der faule Muſſiggänger, der unnütze Bettler abge— 
ſchafft, das Armen-Inſtitut nach den Vorſchriften eingeführt, 
der Arme thätig unterſtützt und bei den Gemeinden die Empfin⸗ 
dungen des Mitleids und der Menſchenliebe rege gemacht werden. 
0 Insbeſondere ſei bei Ertheilung der Faſten-Dispenſen die Wohl⸗ 
thätigkeit für das Armen-Inſtitut in Anregung zu bringen. (Hof⸗ 
decret 18. November 1786, 19. Mai 1788.) 


F. 9. 
Die Ordinarien wurden erſucht, der unterſtehenden Geiſtlich— 
keit die Anweiſung zu geben, daß ſie, und zwar ſo wie das Ar— 


7 


men⸗Inſtitut in einem Orte oder in einer Pfarre ſeinen Anfang 
nehmen ſoll, nicht nur in Rückſicht, daß die Beſorgung der Ar— 
men einen Theil ihrer Berufsgeſchäfte ausmache, durch Kanzel— 
reden das Volk von der Pflicht des Almoſengebens unterrichten 
und zur Darnachachtung, zur Darreichung eines verhältnißmä— 
ßigen Betrags anfeuern, auch 898 vorzügliche Augenmerk darauf 
richten, daß: 

a) dem Landvolke der Irrwahn benommen werde, daß nur 
das Handalmoſen ein thätiges Werk der Liebe des Nächſten ſei, daß 

b) gleichwie jeder die Wirkung und den Schmerz der Armuth 
oft ſelbſt einſehen würde, er ſich auch die Freude und Erqui— 
ckung bei Erhaltung eines Almoſens vorſtellen könne, und wenn 
ihn ein gleiches Schickſal durch die unermeßliche Vorſicht treffen 
ſollte, derſelbe auch auf dieſe Gutthat zu hoffen habe; daß es 

c) leicht ſei, von den überflüßigen und nur eingebildeten 
Bedürfniſſen etwas zu entbehren, daß das Almoſen auf die Hand oft 
nur als eine Nahrung der Müſſiggänger anzuſehen ſei, ja, daß viele 
Bettler nicht nur verderbliche Sitten haben, ſondern auch nach 
der Erfahrung als Laſtergeſpäne bei den grauſamſten Thaten ſich 
gebrauchen laſſen, und endlich 

d) daß das- Handalmoſen ungleich ausgetheilt werde, daß 
nämlich der Minderbedürftige das mehrere, der Höchſtnothlei— 
dende aber nicht einmal das äußerſte Bedürfniß erhalte, auch 
der läſtige, ungeſtüme, beſonders auf dem Lande trotzende Bett— 
ler den durch ſein Elend gedrückten und gebeugten Armen des 
Almoſens beraubt, daß aber alle dieſe Gebrechen durch die Ab— 
reichung des freiwilligen Almoſens an den Pfarrer, Seelſorger 
und Armenvater gehoben werden, da die ſich meldenden einges 
bornen Armen des Ortes genau unterſucht, nach dem Grade 
ihrer Bedürfniſſe und nach Verhältniß des eingehenden Almoſens, 
wozu auch das halbe reine Vermögen der Bruderſchaftszinſe ge— 
widmet iſt, behandelt werden. (Verordnung 28. Mai 1785.) 


$. 10. 

Bei der Einführung des Armen-Inſtitutes wurden folgende 
Maßregeln vorgeſchrieben: 

1) Iſt das Armen-Inſtitut an allen Orten, wo es freiwillig 
angenommen wird, einzuführen. 

2) Soll dasſelbe in Bezirke und Hauptbezirke eingetheilt 
werden, jede Pfarrei hat einen Bezirk und jede Dechantei 
einen Hauptbezirk auszumachen, mit welch letzterem alle zu ſol— 
chen gehörige Pfarrbezirke ſich einzuverſtehen, und nach desſelben 
Erinnerungen ſich zu achten haben. 
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Wobei aber den Kreisämtern, als den Protectoren des Ar- 
men-⸗Inſtitutes, die Einſicht in dieſes Geſchäft eingeräumt bleibt. 
Doch müſſen in keinem Falle die Grundobrigkeiten übergangen, 
ſondern alle Vorkehrungen mit ihnen gemeinfchaftlich eingeleitet 
werden. — Tu 

3) Die Vorſteher jedes Bezirkes, jo wie jedes Hauptbezir⸗ 
kes, welchen die Sache der Armuth anvertraut wird, find die 
Grundobrigkeiten, welchen die erſte Aufſicht über dieß Inſtitut 
gebühret, und dann der Seelſorger. 


Und obſchon die unter der Dechantei ſtehenden Pfarrbezirke 
verſchiedene Grundobrigkeiten angehen; fo können doch dieſe letz— 
teren hierwegen um fo wenigeren Anſtand finden, als eine ſolche 
den Hauptbezirk ausmachende Dechantei und die mit ihr verein- 
barten Bezirke, ſo wie alle Mitglieder und Ortſchaften derſelben 
in Beſorgung des Geſchäftes der Armen ſich als vereinigt anzu— 
ſehen, einander gemeinſchaftliche Hilfe zu leiſten, gleichför— 
mig vorzugehen und bei allen Veranlaſſungen nichts befehls-, 
ſondern erinnerungsweiſe, auch nie im Namen der Obrigkeit 
oder des Dechants oder des Pfarrers, ſondern bloß im Namen 
der ganzen Vereinigung zu erlaſſen haben. 


4) Dieſe Vorſteher haben in ihrem Bezirke die Auswahl des 
Armenvaters und des Rechnungsführers, dann durch dieſe un— 
ter der Aufſicht des Pfarrers die Beſchreibung der wahrhaft Wür⸗ 
digen und Beduͤrftigen zu veranſtalten. (Kreisſchreiben in Böh⸗ 
men und Mähren 25. April und 19. Auguſt 1785.) 


RN 


Die bei dem Armen-Inſtitute ſich verwendenden Armenväter 
wurden zur Würde äußerer Räthe bei den Stadtmagiſtraten er= 
hoben und ihnen jede Begünſtigung für fie und ihre Kinder zu⸗ 
geſagt. (Hofdecret 22. Mai 1785.) 

Doch müſſen die Armenväter des Leſens und Schreibens 
kundig ſein, damit das Vermögen des Armen-Inſtitutes nicht 
gefährdet werde. (Hofkanzleidecret 30. December 1830, Zahl 
29070, Regierungsdecret für ob der Enns 24. Jänner 1831, 
Zahl 2116.) 


8. 12. 1 

Die Kreisämter hatten auf die Emporbringung des Armen— 
Inſtitutes bei den vorzunehmenden Kreisbereiſungen den ſorg— 
fältigſten Bedacht zu nehmen, über den Fortgang, die vorge— 
fundenen Gebrechen und die nöthige Abhilfe Bericht zu erftatten. 
(Hofdecret 26. Mai 1787.) 


Die Kreiscommiſſäre haben die Armen-Anſtalten ge. 
lich zu bereiſen, und dieſe Reifen als offieios zu betrachten. t 
ſchreiben in Gallizien 3. Juli 1788.) 


Wird das Armen-Inftitut als Kläger oder als S 
vor Gericht gezogen, fo hat der politiſche Repräſentant der Ent⸗ 
ſcheidung beizuwohnen. Gofdecret 9. Jänner 1789.) 


§. 13. 
Das Armen⸗JInſtitut wurde 1782 in Prag, 1783 in Wien 


und in Unteröſterreich, in Linz am 19. September 1784, in 
Grätz am 1. December 1784, in Brünn 1785 eingeführt. 


. 
In Gallizien, wo das Armen-Inſtitut noch nicht eingeführt 
werden konnte, wurde wegen Verſorgung der Armen folgendes 
vorgeſchrieben: 


1) Vor allem iſt von den Grundobrigkeiten darauf zu ſehen, 
daß den zur Arbeit fähigen Unbeſchäftigten eine Arbeit verſchafft 
werde, durch welche ſie ihren Unterhalt zu erwerben im Stande 
find. Die Unbeſchäftigten ſollen in Ermanglung von Arbeitshäu— 
fern zum Feld- oder Straßenbau angewendet werden. 

2) Hierdurch wird dem arbeitsfähigen Müſſiggänger der 
Vorwand zum Betteln benommen und bleiben für die allgemeine 
Wohlthätigkeit nur die wirklichen Armen übrig, von denen, bis 
eine andere Vorkehrung getroffen wird, jedes Kirchſpiel die ſei— 
nigen zu verſorgen hat. Bei der in Gallizien ſehr einfachen und 
wohlfeilen Koſt iſt dieſe Verſorgungsart am wenigſten beſchwer— 
lich und auf dem offenen Lande ganz anwendbar, da ſie für eine 
Perſon über 15 Jahre mit 3 Kreutzer, bei einer Perſon unter 
15 Jahren mit 11½ Kreutzer beſtritten werden kann. Den Ge— 
meinden wird freigelaſſen, die Verpflegung in Geld oder in na- 
tura abzureichen. 

3) Um aber dieſe Verſorgung zu erleichtern, ſollen die Or— 
dinarien 

a) den Seelſorgern der Kirchſpiele als eine der weſentlichſten 
Pflichten der Seelſorge empfehlen, das Volk von der Kanzel 
und bei jeder andern Gelegenheit zu unterrichten, daß es ſowohl 
eine nähere Pflicht, als ein beſonderes verdienſtliches Werk iſt, 
die Armen der Gemeinde ſo gut als möglich unter ſich zu ver— 
ſorgen. 

b) Hat jeder Pfarrer ſowohl in den Städten als auch auf 
dem Lande in ſeiner Pfarre alle Sonn- und gebotenen Feiertage 


a 
einverſtändlich mit den Gemeindevorſtehern eine freiwillige Samm- 


lung zu veranſtalten, das Geſammelte verhältnißmäßig auszu— 
theilen, und 


c) ſich zu beſtreben, es dahin zu leiten, daß die Armen mit 
ihren Weibern und Kindern vorzüglich bei ihren Anverwandten 
oder, wo keine Verwandte ſind, bei andern gutmüthigen Ein— 
wohnern aus Nächſtenliebe allenfalls, und wenn es anders nicht 
thunlich wäre, gegen einen geringen jährlichen Zins unterge— 
bracht, oder ſollte auch dieß nicht geſchehen können, ohne Zah— 
lung in die Häuſer der Gemeinde aufgenommen werden. 

4) Nebſt dieſem werden Seelſorger und Obrigkeiten Jeder— 
mann, beſonders aber Perſonen von milothätigen Geſinnungen und 
vortheilhaften Glücksumſtänden begreiflich machen, welches Ver: 
dienſt ſie ſich um den Staat und die Menſchheit erwerben, wenn 
ſie an Kindern, die bei armen Aeltern nur kümmerlich ihre Be— 
dürfniſſe erhalten und dennoch für dieſelben eine große Laſt find, 
an Kindern, die, ob ſie gleich von geſunden Körpern ſind, gleich— 
wohl wegen Unvermögens der Aeltern nicht leicht etwas zu er— 
lernen Gelegenheit haben, wodurch ſie ſich in Folge der Zeit 
auf eine ehrbare Art den Unterhalt erwerben könnten, wenn 
ſie an ſolchen Kindern die Wohlthätigkeit ausüben, dieſelben zu 
ſich nehmen, ernähren und nach der Religion und den bürger- 
lichen Pflichten erziehen. 1 

5) Dieſen Ermahnungen iſt noch beizuſetzen, daß ein fol- 
cher angenommene Zögling bis zur Vollendung ſeines 15. Jah— 
res zu verſchiedenen ſeinem Alter und Kräften angemeſſenen Haus— 
und Wirthſchaftsdienſten verwendet, mithin von demſelben für 
den empfangenen Unterhalt dennoch auch einiger Nutzen ge— 
ſchöpft werden mag, und daß ſelber nach erreichtem 15. Jahre, 
wenn er tauglich iſt, unter der Rubrike zum Wehrſtande in der 
Conſcription angeſetzt werden kann und dadurch der Gemeinde 
im Ganzen ebenfalls wieder zu Guten kömmt. 


6) Grundobrigkeiten, Magiſtrate oder Gemeindevorſteher, 
welche wider die Erwartung dem Seelſorger bei dieſen heilſamen 
Anſtalten an die Hand zu gehen außer Acht laſſen ſollten, ſind 
dazu von den Kreisämtern mit dem gehörigen Nachdrucke zu ver— 
halten. (Patent für Gallizien 3. November 1786.) 


$. 15. 


Die Armenanſtalten erhielten unter der Regierung Seiner 
Majeſtät des Kaiſers Franz J. mancherlei weſentliche Verän— 
derungen. Im Jahre 1801 wurde eine Hofcommiſſion in Wohl— 
thätigkeitsſachen errichtet, welche auf die Vervollkommnung des 


Armenweſens in ſeinem ganzen Umfange hinzuwirken, 

gabe erhielt. (Hofdecret vom 22. December 1801.) 
Dieſe Hofcommiſſion wurde ſpäter aufgehoben und die 

gewieſenen Geſchäfte eingetheilt. (Hofdecret vom 5. Jänner 1 


In Wien wurden mit Kundmachung vom 2. Juni 18 
Perſonen vom Adel und Bürgerſtande, Geiſtliche, Honoratioren 
und Staatsbeamte eines jeden Ranges eingeladen, ſich zur un— 
entgeldlichen Mitwirkung bei der neuen Errichtung der Armen— 
anſtalten als Armenväter zu melden. Aus dieſen Perſonen wur— 
den von Seiner Majeſtät die Armenväter, die Directoren der 
Armenbezirke und die Pfarrer als Vorſteher der Sprengel er— 
nannt. Den Armenvätern und Bezirks-Directoren, ſo lange ſie 
ihre Stelle begleiten, wurden alle Vorrechte eines landesfürſtli— 
chen Beamten eingeräumt, daher gebühren ihnen, wenn ſie auch 
ſonſt nicht in Staatsdienſten ſtehen, nebſt ihren Gattinnen von 
Seite des Magiſtrats und deſſen Behörden der Titel Herr und 
Frau, dann der Sitz bei Commiſſionen. (A. h. Entſchließung 

vom 29. September 1803. Kundmachung in Wien 18. October 
1803. Circulare der niederöſterreichiſchen Regierung vom 10. 
Mai 1806.) 


II. Abſehnitt. 
Dotation des Armen-Inſtituts 


§. 16. | 

Die älteſten Quellen des Einkommens für die Armencaſſe find 
die Almoſenſammlungen. Dieſelben wurden vorzüglich unter der 
Regierung der Kaiſerinn Maria Thereſia, und zwar zuerſt in den 
Häuſern mit der Büchſe angeordnet, aber auch beſtimmt, daß 
die Arbeitsfähigen zur Enthaltung vom Müſſiggange, und zur 
Suchung einer Arbeit angewieſen, die fremden liederlichen Müf- 
ſiggaͤnger entfernt und die freie Zuſammen-Verheirathung der ge— 
werb⸗ und mittelloſen Leute eingeſchränkt werde. (Verordnung 
in Wien vom 1. Juli 1746.) 


Den Abgang an Almoſen, d. i. dasjenige, was zum erfor— 
derlichen Bedürfniß die Sammlungen nicht hereinbringen, muß— 
ten die Gemeinden decken. (Patent für ob der Enns 1. Sep— 
tember 1752.) 


Es wurde zur Hebung der Almoſen die möglichſte Verbeſſe— 
rung der Häuſer-Sammlungen mit aller Sorgfalt empfohlen, 
auch die Geiſtlichkeit um die Mitwirkung angegangen. (Verord— 
nung in Wien 27. Juni 1753.) 


Die Hausherrn wurden zur Sammlung bei den Inleuten, 
die Wirthe zur Sammlung bei den Einkehrenden angeeifert. 
(Verordnung vom 5. April 1754.) 


1 17 

Bei der Einführung des Armen-Inſtitutes wurde das Almo— 
ſen auf zweierlei Art eingeſammelt, durch Unterzeichnung und 
durch Sammlung in den Armenbüchſen. 

Die Unterzeichnung geſchieht, wenn ſich die Mitglieder ſchrift— 
lich erklären, einen gewiſſen Beitrag in monatlichen oder vier— 
teljährigen Theilzahlungen zu leiſten. Und man hat die anſehn— 
licheren und vermöglicheren Freunde der Menſchheit angegangen, 
daß ſie ſich den Weg der Unterzeichnung gefallen Tante weil 
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ſie dadurch andere zur Nachfolge aufmuntern und die Anſtalt in 
Stand ſetzen werden, daß ſie einigermaſſen über den Hauptzu— 
fluß mit ſich ſelbſt zur Rechnung zu gehen und wenigſtens von 
einem Jahre zum andern auf einen Fond ſicher zählen kann. 
Doch ſoll dieſe Unterzeichnung weder für gegenwärtig noch in 
der Fortſetzung zu einer Pflicht erwachſen, ſondern man erwar⸗ 
tet alles von der freiwilligen Wohlthätigkeit der Menſchenliebe. 


Auch ſoll bei der Unterzeichnung nicht auf die Größe des 
Betrages geſehen werden. f 


Die Einſammlung ſoll durch eigene Leute geſchehen, welche 
die Häuſer mit geſchloſſenen Büchſen abgehen und um eine Gabe 
anſprechen, anfänglich von 8 zu 8 Tagen, nach der Hand aber 
wie es die Umſtände und der Fortgang des Inſtitutes anrathen 
dürften. 


Man wünſchte und hoffte nicht vergebens, daß einige vom 
Adel, der Geiſtlichkeit, vom Handelsſtande und Bürgern, we— 
nigſtens vom Anfang die Sammlung mit den Büchſen und auch die 
Unterzeichnungsbögen über ſich nehmen würden, um den Fort— 
gang des Inſtitutes zu befördern. Um aber das einfließende Al— 
moſen ſowohl nach der Abſicht des Inſtitutes als des Wohlthä— 
ters zu verwenden, mußte eine allgemeine Armenbeſchreibung 
voraus gehen. (Nachricht vom 1. Auguſt 1783.) 


§. 18. 


Da das Betteln, welches einzig und allein durch das Nicht— 
geben beſeitigt werden kann, nicht aufhörte und ſich bei der 
Sammlung von Almoſen für das Armen-Inſtitut darauf beru— 
fen wurde, fo erhielten die Seelſorger die Weiſung, in öffentli— 
chen Vorträgen das Volk zu ermahnen und zu belehren, daß 
ſie kein Almoſen ſelbſt austheilen, ſondern die Bettler gerade an 
ihre Pfarrer anweiſen, bedauernswürdige Arme aber nur in 
Geheim unterſtützen oder zu deren mehrerer Hilfe einer oder der 
andern Pfarre ein Nebenalmoſen mit der Beſtimmung für wen 
oder mit der Bemerkung der Gattung Armuth wöchentlich über- 
haupt zufertigen möchten. 

Denn da das Nichtgeben eben ſo, wie das Geben eine Hand— 
lung des freien Willens iſt, der freie Wille aber durch auf 
Vernunft und Religionswahrheiten gegründete Vorſtellungen ge— 
lenket werden muß, ſo dürfte das vorerwähnte Mittel das ſicherſte 
ſein, dem unordentlichen Almoſengeben Einhalt zu thun, wenn 
die Lehrer des Volkes demſelben mit lebhafter Ueberzeugung des 
Geiſtes bei allen Gelegenheiten einſchaͤrfen und darthun, wie 
ſehr durch das Almoſengeben an öffentliche Bettler, der der 
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Obrigkeit gebührende Gehorſam verletzet, die Ordnung im Staate 
verwirrt, das gemeine Beßte verachtet, ja auch ſogar die Sicher— 
heit gehemmt werde, indem dadurch vielfältig der Müſſiggang, die 
vom Müſſiggange unzertrennlichen verſchiedenen Laſter und Aus⸗ 
ſchweifungen genähret, der würdigen Armuth ihre zureichenden 
Hilfszufluße entzogen und an Unwürdige verſchwendet würden, 
wo ſodann das ſo heilſame Armen-Inſtitut übel verrufen, unter⸗ 
graben und endlich ganz vereitelt, die echte chriſtliche Mildthä⸗ 
tigkeit durch eine bloß ſinnliche, unüberlegte oder gezwungene 
Barmherzigkeit verdrängt, den Lügen, Verſtellungen und Ver— 
läumdungen Beifall gegeben, die unterſuchte und geprüfte Wahr- 
heit nicht geglaubet, dann auch eine der Menſchheit fo angemef- 
ſene, dem Staate ſo nützliche, der Religion ſo rühmliche und 
von jedem vernünftigen und gutdenkenden Patrioten und Chris 
ften jo erwünſchte Anſtalt zertruͤmmert, und ganz zu Grunde ge— 
richtet werden mußte. 


Uebrigens wünſchte auch die Stiftungsoberdirection, daß 
den Pfarrern und Seelſorgern mitgegeben werde, diejenigen, die 
vom Faſten aus hinlänglichen Urſachen diſpenſirt wurden, da— 
hin zu ermahnen, die Nachſicht der Kirche mit dem Almoſen 
der Liebe an das Armen-Inſtitut zu erſetzen, nicht minder, daß 
zur Zeit der Faſtenpredigten an den Pfarrkirchthüren mit der 
Armenbüchſe ungefähr durch 2 Stunden für das Armen-Inſti⸗ 
tut ſelbſt eben von der Pfarrgeiſtlichkeit geſammelt und der An- 
fang immer eine halbe Stunde vor der angehenden Predigt ge— 
macht werden möchte. f 


Damit aber weder die Prediger noch Zuhörer durch die auf— 
und abgehenden Sammelbüchſen irre gemacht und der Gottes- 
dienſt nicht unterbrochen und gehindert werde, ſo dürften nach 
dem Antrage der Stiftungsoberdirection die Ein- und Ausge- 
henden bloß mit leiſer Stimme und den Worten „für die Ar⸗ 
muth“ angeſprochen werden. (Verordnung in Wien vom 17. 
Februar 1784.) 


Die Almoſenſammler ſollen eifrig, unverdroßen und mit 
ſanftmüthigen Vorſtellungen zu Werke gehen, und Niemanden, 
auch weder den mindeſten Einwohner des Ortes und Hauſes 
unangeſprochen laffen, da man überzeugt iſt, daß es öfters nicht 
an dem Almoſengeben, wohl aber an der Sammlung gelegen ſei. 
(Verordnung in Mähren vom 20. November 1786.) 


5. 19. 


Es iſt wiederholt zu neuen Subſcriptionen der Mitglieder des 
Armen⸗Inſtitutes zu ſchreiten und die Sammlungen in den Häu- 


- 
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ſern durch Leute, denen das Beßte der Armuth nicht gleichgultig iſt, 
vorzunehmen. Auch verſichert man ſich von den eine Privat- 
luſtbarkeit anſtellenden Haus vätern oder Geſellſchaften, daß fie 
auch ihre nothleidenden Nebenmenſchen daran Theil nehmen laſ⸗ 
ſen, und ſich jedesmal zu einer freiwilligen Gabe herbeilaſſen, 
welche freiwilligen Beiträge immer gleich unmittelbar gegen 
Quittung an den Hauptbezirk abzuführen ſind. Auch werden 
zur Sammlung ſolcher freiwilliger Almoſen in den Schreibſtu⸗ 
ben der Kaufleute, in den Wirths- und Caffeehäuſern eigene 
Büchſen aufgeſtellt werden, damit in dieſelben jeder wohlthätige 
Menſchenfreund, beſonders aber ſolche Parteien, die etwa oh— 
nehin wegen Schließung eines vortheilhaften Kaufes oder an— 
dern Geſchäftes, den Trieb zur Wohlthätigkeit empfinden, auch 
für die nothleidende Armuth einen kleinen Theil des errungenen 
Gewinnes mögen opfern können. (Hofkammerdecret vom 26. 
März 1792.) 


Zu einer gleichen Beſtimmung wurden in den Kirchen Opfer— 
ſtöcke für das Armen⸗Inſtitut errichtet, dagegen auf den Stra- 
ßen und Gottesäckern abgeſchafft. (Hofdecret vom 6. Juni 1787. 
Verordnung in Mähren vom 20. November 1786.) 


$. 20. 


Die Pfarrer und Seelforger jollen trachten, jene Gemeinden, 
welche einen Ueberſchuß haben, zu bewegen, von dieſem Ueber- 
ſchuße den benachbarten armen Gemeinden um ſo mehr etwas 
mitzutheilen, als ſonſt ohnehin der ärmere Theil an die einzel— 
nen Mitglieder der wohlhabenden Gemeinde ſich wenden und 
ſelbſt zur Laſt kommen würde. Dagegen iſt aber auch den ärmern 
Gemeinden an die Hand zu laſſen, daß ſie ſelbſt die vermögli— 
cheren Gemeinden angehen und um Mittheilung eines Theiles 
ihres Ueberſchußes bitten ſollen, wodurch ſie ihre Armen zu erhal— 
ten in den Stand geſetzt würden. (Verordnung in Wien vom 
25. Juni 1785.) 


Sammlungen für akatholiſche Gemeinden haben vom Paſtor 
bei ſeinen beitragsfähigen Glaubensgenoſſen und nicht bei den 
Katholiken zu geſchehen. (Hofkanzleidecret vom 1. März 1838, 

Zahl 4305.) 


§. 21. | 
Um dem Armen = Inftitut einen Fond zu verſchaffen, um die 
häufigen wegen eingebrochenen Nebenabſichten und übertriebe— 
nen Eifer dem Staate und der Religion ſchädlichen Bruder— 
ſchaften zu regeln, um den höchſt ſchädlichen Müſſiggang, un— 
geſtümmen Bettel zu beſeitigen und die thunlichſte Verſorgung 
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aller würdigen Armen zu erzwecken, wurden dieſe Bruderſchaf— 
ten in eine einzige, die chriſtliche thätige Nächſtenliebesverſamm⸗ 
lung umgeſtaltet; alles Vermögen der bisherigen Bruderſchaf— 
ten nach Abzug der Stiftungen und ſonſtigen Obliegenheiten zu 
einem Theile zur Verpflegung der Armen und zum andern Theile 
zur Errichtung und Verbreitung der gemeinnützigen Normal- 
ſchulen, zum Unterrichte und beſſerer Erziehung der armen Jugend, 
mithin zu den 2 weſentlichen Gegenſtänden der Nächſtenliebe nach 
der bereits beſtehenden a. h. Anordnung verwendet. Das will— 
kührliche Almoſengeben von der Hand wurde zwar unter einer 
feſtzuſetzenden Strafe nicht verboten, allein doch die Hoffnung 
ausgeſprochen, daß jeder das allgemeine Beßte liebende Bürger 
die Haltung der a. h. Gebote, wie es die Schuldigkeit aller 
Unterthanen iſt, durch dergleichen der Verſorgungsanſtalt nach— 
theilig werdendes Almoſen-Austheilen nicht erſchweren und zu 
derſelben Uebertretung nicht mitwirken werde. Dagegen war 
gleichwohl Niemanden verwehrt, armen Angehörigen oder ſonſt 
kümmerlich lebenden Perſonen, die nicht zur völlig ftandesmä- 
ßigen Verpflegung bei der einzuführenden Armenverſorgungs- 
anſtalt gelangen, unter der Hand einigen Beiſtand zu leiſten. 
(Verordnung in Wien vom 19. Auguſt 1783.) 


Bei Vertheilung des geſtifteten Almoſens von aufgehobenen 
Klöſtern war auf die Pfarrgemeinde, in welcher das Kloſter 
gelegen iſt, die vorzüglichſte Rüchſicht zu nehmen. (Hofdeeret 
vom 31. Auguſt 1782.) 


Die Capitalien zur Erlöſung der gefangenen Chriſten-Scla⸗ 
ven wurden mit dem Zinſengenuſſe gleichfalls dem betreffenden 
Armen⸗Inſtitute zugewieſen. (Hofdeeret vom 17. Juli 1783.) 


Die Barſchaften der aufgehobenen Zünfte wurden für das 
Armen-⸗Inſtitut eingezogen und von den Zinſen vorzüglich die 
armen Zunftgenoſſen und Wittwen unterſtützt. (Hofdecret vom 
20. Mai 1788.) 


NA 


Es wurde die Veranlaſſung getroffen, daß in jedem Orte 
der beſtandenen Bruderſchaften, die von den ſchuldigen Par— 
teien erliegenden Gelder zu Handen der Armenanſtalten und des 
ArmensInftituted übernommen und die eingehenden Zahlungen 
ausquittirt würden, wo hingegen es in Abſicht der Zahlungen 
an die Filial-Caſſierer abzukommen hatte, und ſolche Zahlun— 
gen an die Vorſteher der Armen-Anſtalten geleiſtet werden muß— 
ten. (Gubernial-Deeret in Böhmen vom 15. Juli 1790.) 


— 
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Zur Verſorgung der ganz krüppelhaften und mit ſcheuhaften 
Uebeln beladenen Soldatenweiber und Kinder wurde jährlich 
ein Staatsbeitrag von 6000 fl. beſtimmt, und dieſe Perſonen 
den politiſchen Spitälern und Verſorgungsörtern zugewieſen. 
(Verordnung in Böhmen vom 1. Februar 1784.) 

Es wurde ferners in jedem Lande der Armenleutaufſchlag 
als Staatsbeitrag zu den Armenverſorgungs-Anſtalten und ein 
Zuſchuß vom Münz⸗ und Bergweſensgefäll bewilligt. (Verord— 
nung in Wien vom 19. Februar 1785. Verordnung vom 27. 
Juni 1753.) 5 

In Wien wurde dem Armen-Inſtitute vom Jahre 1786 
an vom a. h. Hofe jährlich die Summe von 24000 fl. abge- 
reicht, wovon 4000 fl. dem Polizeifonde wegen Abſtellung des 
Bettels zufließen. (Verordnung vom 24. Jänner 1786.) 


F. 24. 


Um die Armencaſſe beſſer zu dotiren, wurde in Wien eine 
Abgabe den ein Hofquartier oder Quartiergeld genießenden Be— 
amten, dann den Vergoldern eine Taxe auferlegt, der Holz— 
aufſchlag pr. 3 kr. von einer Klafter Brennholz und für die 
Haltung eines Tragſeſſels die Tare von 1 fl. monatlich dem 
Armenhaus bewilligt. (Verordnung in Wien vom 27. Juni 
1753. Hofentſchließung vom 20. Auguſt 1781.) 

. 

Für die Armencaſſen in allen Erbländern und ſpeciell für 
die Prager Armencaſſe wurde ein Procent von allen Lieitatio— 
nen außer den Executions- und Cridafaͤllen bewilligt. (Ver- 
ordnung in Böhmen vom 11. April 1781.) 

Dieſe Bewilligung wurde ſpäter auf die Localarmenanſtal- 
ten jeder Ortſchaft, wo die Licitation geſchah, ausgedehnt und 
befohlen, daß die Iprocentige Licitationsgebühr fortwährend zu 
entrichten ſei. (Hofdecret vom 12. Februar 1784. Hofkanzlei— 
decret vom 13. September 1791.) 

Dieſe Licitationsgebühr wurde für Wien mit Beibehal— 
tung der obigen Ausnahme auf 2 Procent erhöht, für Tyrol 
1 Procent bewilligt und von der Entrichtung in allen Pro— 
vinzen die Aerarial-Verkäufe ausgenommen. (Central-Finanz⸗ 
Organiſirung, Hofcommiſſionsdecret vom 25. April 1812 und 
24. Juni 1817. Hofkanzleidecret vom 10. October 1831, 
Zahl 22973.) 

. 2 
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Im Salzburgerfreis, ſo wie in ganz Oberöſterreich wurde 
bei allen in gerichtlichen oder außergerichtlichen Angelegenheiten 
vorkommenden Licitationen der Civil-Parteien mit Ausnahme 
der Executions- und Cridafälle ſowohl vom beweglichen als 
vom unbeweglichen Vermögen nach Abzug der auf der Rea— 
lität haftenden Schulden 1 Procent zu Gunſten der betreffen— 
den Localarmenanſtalten geſtattet. (A. h. Norm vom 6. Juni 
1761. Hofkanzleideeret vom 12. März 1831, Zahl 5328.) 


Zuletzt wurde erlaſſen, daß die Abnahme des Armen-Per— 
cents bei öffentlichen Verſteigerungen, da, wo und in der Art, 
wie ſie nach Zulaß der beſtehenden Vorſchriften dermalen be— 
ſteht, noch ferner Statt zu finden hat. (Hofkanzleidecret vom 
8. October 1839, Zahl 16532.) 


$. 26. 


Von den öffentlichen Bällen mußte der vierte oder dritte 
Theil der ganzen Einnahme dem Armenfond oder Waiſenhaus 
zugewendet werden. (Verordnung in Wien vom 7. November 
1766.) 


Die Schaufpiele zum Beßten des Armen-Inſtitutes wur⸗ 
den unter den beſtehenden Vorſichten bewilligt. (Verordnung 
in Böhmen vom 18. April 1786.) 1 

An Normatagen jedoch durften die Wohlthätigkeits-Anſtal⸗ 
ten wohl Muſik, nicht aber Tänze, Opern und Schauſpiele 
in einem Theater aufführen, und überhaupt wurde alles ver— 
boten, was der Heiligkeit der benannten Tage zuwider wäre. 
(Hofkanzlei-Präſidial-Decret vom 18. Juni 1821, 3. 17340.) 


Die für wohlthätige Zwecke an Normatagen abzuhaltenden 
muſikaliſchen Akademien ſollten ernſter Gattung fein, d. i. Con- 
cert spirituels, keineswegs aber Tableaur, Declamatorien, 
und wiederholt wurden Opern, Schauſpiele und Tänze verbo— 
ten. (Regierungsdecret in Oberöſterreich vom 28. Juli 1821, 
Zahl 13984.) 


Für die Ertheilung der Bewilligung zur Abhaltung von 
Tanzmuſiken in allen Kreiſen von Oberöſterreich wurde ge— 
ſtattet, in den Städten und Märkten 1 fl., auf dem Lande 
40 kr. zu Gunſten der Local-Armen-Inſtitute einzuheben. Uebri⸗ 
gens hat es in den Städten Linz und Salzburg bei den ſchon 
beſtehenden bereits beſonderen Zwecken gewidmeten Taxen, welche 
aus ſolchen Anläßen abgenommen zu werden pflegen, zu ver— 
bleiben, und findet obige Beſtimmung auf dieſe Orte keine An- 
wendung. (Hofkanzleidecret vom 26. Jänner 1827, Zahl 1358.) 
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Sind endlich Bälle oder andere Beluſtigungen zu wohlthä— 
tigen Zwecken mit Lotterie und Gewinnſtausſpielungen verbun- 
den, und ſollen die Lottotaren nachgeſehen werden, fo ſoll 
dieſe Nachſicht frühzeitig nachgeſucht werden, damit die a. h. Bes 
willigung eingeholt werden könne. Früher iſt weder der Ball 

abzuhalten noch anzukündigen. n in Oberöſter⸗ 
reich vom 8. März 1840, Zahl 6545.) 


§. 27. 


Die Marktübertretungen wurden mit einer Geldſtrafe von 
30 Reichsthalern verpönt und dieſe, ſo wie alle anderen Geld— 
bußen dem Armenfonde zugeführt. (Verordnung in Wien vom 
18. October 1755.) 


Von den temere litigantibus oder muthwilligen Proceſ— 
ſirern wurden die andictirten Strafen zur Armencaſſe einbezo— 
gen, dieſe auch nebſt dem zu der Condemnirung der Expen- 
sen, der Rechtsfreund aber zu einer Geldſtrafe für eben dieſe 
Armencaſſe verurtheilt. (Hofdecret für alle k. k. Erbländer vom 
6. Juni 1761.) 


Der einem Unterthan in einer gegründeten B den 
Beiſtand verweigernde Unterthansadvocat mußte 5—10 Duca— 
ten zum Armen ⸗Inſtitut erlegen. (Inſtruction für die Unter- 
thansadvocaten, Hofdecret vom 30. Mai 1781.) 0 


Das Darangeld von dem zweiten Dienſtherrn, wenn er 
von dem erſten welches ſein Dienſtbot angenommen hatte, 
wußte, fällt ebenfalls in die Armencaſſe. (Patent vom 30. 
September 1782.) 


Jedes Stift oder Ordenshaus, welches aus ſeiner Schuld 
das Protokoll der landesfürſtl. Verordnungen in der Einrich— 
tung und Fortſetzung mangelhaft hielt, mußte 100 Ducaten 
zu Handen der Armenhäuſer erlegen. (Hofdecrete vom 15. Juni 
1782 und 13. Mai 1783.) 


Der Buchdrucker, welcher nur eine Kleinigkeit, und wenn 
es nur einige Zeilen waren, ohne Imprimatur drucken ließ, 
mußte 6— 12 auch 24 Ducaten nach Geſtalt der Sache unnach— 
ſichtlich zur Armencaſſe erlegen. (Verordnung in Böhmen vom 
28. Februar 1782.) 


Die anſtößige Stelle in Festo Gregorii VII., ſo wie in 
der Lectio II. in Festo Bononis, die Worte von exorto 
— interfuit, ſind in den Ordensbrevieren bei einer Strafe 
von 50 fl. für den Armenfond zu verpicken und auszulöſchen. 
(Hofdecrete 15. Juni 1782 und 16. September 1782.) 

2 * 
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Die von Pfuſchern und Hauſirern herumgetragenen Zinn— 
gießerarbeiten und Waaren werden im Betretungsfalle zum 
Beßten des Armen-Inſtitutes verwendet. (Hofdeeret vom 5. Aus 
guſt 1784.) 1 | 


Das den Züchtlingen gegebene Almoſen wird confiseirt, 
der Züchtling und der Almoſenſpender abgeſtraft. (Verordnung 
in Wien 10. Juni 1786.) 5 


Wer ein Scheit Schwemmholz entwendete, und wer das 
entwendete kaufte, mußte für jedes Scheit 10 Gulden zum Ar- 
menfond bezahlen. (Patent in Wien vom 10. October 1785.) 


Wer von der privilegirten Compagnie zur Schiffbarma— 
chung des Marchfluſſes einen Schiffmann aufhetzte und ab- 
wendig machte, ohne Entlaßſchein annahm, mußte 200 Duca⸗ 
ten bezahlen, wovon eine Hälfte dieſer Compagnie, die andere 
dem Armen = Inftitute zufiel. (Patent in Wien vom 10. Oe⸗ 
tober 1785.) f N i 

Ueberhaupt fallen alle Strafen an Geld, Waaren, Feil— 
ſchaften dem Armen-Inftitute und eben jo die Strafen bei ver— 
botenem Spiele zu. (Strafgeſetz vom 3. September 1803, II. 
Thl. §. 9 und 266.) Ad | 


Auch die Strafgelder für den verfaumten Beſuch der Wie- 
derholungsſchule fließen in den Armenfond. ( Studien = Hof- 
Commiſſions-Decret vom 27. September und 8. November 
1816, Z. 2076 und 2486.) 

Dem Armen -Inſtitute des Ortes verfallen die in Amtsſa— 
chen gegebenen Geſchenke oder deren Werth ſelbſt bei nach Pflicht 
ausgeübten Amte. (Strafgeſetz vom 3. September 1803, 8. 
88 J. Theil.) 

Eben ſo gehören die Strafen bei Gewerbsſtörungen, Win— 
kelſchanken u. dgl. zum Armenfond, alſo alle Strafgelder bei 
Polizeivergehen und daher auch die Strafen bei Zünften und 
Gewerben, die Satzübertretungsſtrafe und das ſatzwidrige Ge— 
bäck, die Geldſtrafen für Uebertretungen bei Tanzmuſiken. 
(Hofkanzleidecret vom 3. Auguſt 1827, Zahl 20410, Hand— 
werksordnung vom Jahre 1732, a. h. Entſchließung vom 1. 
December 1806, Hofzahl 22709, Regierungs-Deeret für Deiter- 
reich ob der Enns vom 8. Juni 1827, Zahl 12846.) 

Endlich fließen nach $. 25 des Auswanderungspatentes 
vom 24. März 1832, wie überhaupt alle polizeilichen auch dieſe 
Strafgelder in den Armenfond. (Regierungsdecret für Defter- 
reich ob der Enns vom 8. Mai 1836, Zahl 14405.) 


_ 
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8. 28. 
Bei den ein Vermögen hinterlaſſenden Spitälern oder aus 
dem Armen-⸗Inſtitute Betheilten, iſt zu erheben: 


I. ob er dasſelbe ſchon bei ſeinem Eintritt ins Spital 
beſeſſen, oder 
II. erſt während ſeiner Aufnahme in das Spital von an⸗ 
derwärts erworben, oder 
III. dasſelbe nur von dem ihm aus dem Spital 1 9 
ßenen Genuß in Erſparung gebracht hat, wo ſodann dem 
Spitale im erſten und zweiten Falle aus ſolchem Vermögen der 
ganze Betrag der genoſſenen Spitalsportion vom Tage der 
Vermögens-Erwerbung vergütet, endlich im 3. Falle dem 
Spital einigen Erſatz zu fordern nicht eingeräumt werden ſoll. 
(Normale vom 7. Mai 1757. Hofdecret vom 3. Juni 1784.) 


Wenn bei der Verlaſſenſchafts- Pflege einer Perſon, die 
aus dem Armen-Inſtitute einen Betrag genoßen hat, hervor— 
kommen ſoll, daß ſie zur Zeit der Verpflegung aus dem Ar— 
men⸗Inſtitute ein ſolches Vermögen beſeſſen und verheimlicht 
hat, welches ſie, wenn es bekannt geweſen wäre, von dieſem 
Bezuge ausgeſchloſſen haben würde, ſo ſoll dieſes den Erben 
nichts nützen, ſondern das Ausgelegte dem Armen-Inſtitute 
aus der Maſſe zurück vergütet werden. (Hofdecret vom 12. 
Jänner 1789.) 


Hat aber der aus dem Armen-Inſtitute betheilte Arme nach 
ſeinem Tode nebſt dem Vermögen auch Schulden hinterlaſſen, 
ſo nehmen die Rechte des Armen-Inſtitutes hinſichtlich des Al— 
moſens erſt dann den Anfang, wenn nach Abzug aller Schulden 
etwas bleibt. (Hofdecret vom 2. März 1790.) 


„Doch ſind die Verſorgungshäuſer von der Gerichtsbarkeit 
der Abhandlungs-Inſtanzen nicht ausgenommen, ſondern ſie 
haben bloß die allenfalls dem Hauſe zu erſetzenden Unköſten zu 
liquidiren und die Amtshandlungen der competenten Behörde zu 
überlaſſen. (Appellations-Verordnung in Böhmen vom 22. 
Februar 1791.) 


$. 29. 


Von dem Inteſtat-Nachlaße des Secular-Clerus gehört, 
wenn die Verwandten nicht ſelbſt arm ſind, ein Drittel dem 
Armenfond, und zwar des Ortes, an deſſen Kirche der Ver— 
ſtorbene angeſtellt war; ſind aber dieſer Kirche Filialen unter— 
geordnet, ſo wird das Drittel nach dem Verhältniſſe der Volks— 
menge abgetheilt. Iſt der Prieſter bei keiner Kirche angeſtellt, 
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jo fällt das Drittel dem Inſtitute des Ortes zu, wo er geſtor— 
ben iſt. (Hofdeeret vom 18. Juli 1772 und 27. Nov. 1807.) 


Wird aber dieſes Armendrittel den Verwandten bewilligt, 
ſo erhalten dieſes nur die in wahrer Armuth lebenden, und zwar 
nur in dem Betrage, welcher ihnen nach der geſetzlichen Erb— 
folge zugefallen wäre, der auf die reichen Erben fallende Theil 
bleibt dem Armen -Inſtitut. (Hofkanzleidecret vom 16. 8 
tember 1824, Zahl 2040.) 


Dieſe für die Armen beſtimmten Drittel ſind, wenn ul Die 
armen Verwandten daraus betheilt wurden, immer von der 
Erbſteuer befreit geweſen. Gofkanzleidecret vom 11. Februar 
1819, Zahl 4107.) 


Auch kann das Armendrittel bei geiſtlichen Inteſtat-Verlaſ⸗ 
ſenſchaften an baieriſche Unterthanen im Falle der beobachteten 
Reciprocität anſtandslos ausgefolgt werden. (Hofkanzleidecret 
vom 29. September 1825, Zahl 29234.) 


§. 30. 

In Wien wurde ein Procent zum Wohlthätigkeitsfonde, 
für Steyermark, reſpective die Stadt Grätz, bei Verlaſſenſchaf— 
ten über 100 fl. ein halb Procent für den Hauptarmenfond 
und eben ſo viel in Prag für den politiſchen Stiftungsfond be— 
willigt. Bei Legaten zu wohlthätigen Zwecken jedoch findet kein 
Abzug für das Armen -Inſtitut Statt. (Juſtiz-Hofdecrete vom 
30. Auguſt 1806, 15. Juni 1816, Nro. 1259, 9. April 
1817, Nr. 1331, und 30. October 1823, Nro. 1972.) 

F. 31. 

Die Geiſtlichen wurden aufgefordert, für das Armen-Inſti⸗ 
tut Legate zu machen, und die Beobachtung dieſer Vorſchrift 
wurde dem Conſiſtorium zur Ueberwachung aufgetragen; ob— 
ſchon durch ältere Geſetze überhaupt befohlen war, daß jeder 
Erblaſſer in ſeinem letzten Willen etwas dem Armenhauſe hin— 
terlaſſen ſolle. (Verordnungen vom Jahre 1724, 1751, 25. 
Juli 1776, 5. Mai und 5. Auguſt 1785.) 


Jedes Legat und jede Erbseinſetzung zu Gunſten des Ar⸗ 
men⸗Inſtitutes mußte der Stiftungs-Hofcommiſſion angezeigt 
und die Kammerprocuratur zur Vertretung aufgeſtellt werden, 
wovon auch ſogleich die Anzeige an die Landesſtelle zu machen 
war. (Appellations-Decret vom 24. October 1784, Juſtiz— 
Hofpeeret vom 3. Juni 1785, Nro. 441.) 


Die Abhandlungs-Inſtanzen müſſen die Anzeige durch die 
Krbisümter an die Landesſtelle halbjährig, im * aber ein 


’ 
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etwas beträchtlicheres Legat oder eine weltliche Stiftung vor- 


kommt, ſogleich erſtatten. Dieſe Anzeige hat nun vom 1. Solar- 
quartal 1830 angefangen vierteljährig zu geſchehen. (Juſtiz— 
Hofdecret vom 3. Juni 1785, Nro. 441, Hofdecret vom 28. 

October 1790, Hofdecret vom 11. Auguſt 1786, Regierungs- 
decret für ob der Enns vom 24. Jänner 1830, Zahl 1332.) 


Das Armen-Inſtitut iſt bei Legaten oder der Erbseinſetzung 
von der Entrichtung aller Taxen, mithin der Sterbtare ſowohl 
als der Abhandlungsgebühren und übrigen Gerichtstaxen, 
gänzlich befreit, nur in dem Falle, wenn in einem Teſtamente, 
wo dieſes Inſtitut zum Erben eingeſetzt wird, Legate vorkä— 
men, welche auf Anordnung des Erblaſſers ohne Abzug zu 
verabfolgen ſind, in dieſem Falle hat dasſelbe von den Lega— 
ten die gewöhnlichen Gebühren zu tragen, fo daß die zuge⸗ 
ſtandene Befreiung alsdann nur in Anſehung derjenigen Summe 
Platz greift, welche nach Abfuhr der Gebühren dem Inſtitute 
übrig bleibt. (Edict vom 24. September 1750, Juſtiz-Hofde⸗ 
eret vom 26. November 1784, Nr. 369, Hofdecrete vom 30. 
Jänner, 23. Februar 1794, 15. Jänner 1801, Hofkammerde⸗ 
cret vom 23. Februar 1804, Hofkanzleidecret I. Sept. 1820.) 

Bei Legaten zu wohlthätigen Zwecken iſt jedoch kein Abzug 
für den Armenfond. (Hofdecret vom 30. October 1823.) 

Die Befreiung von den Gerichtstaren gilt nur für das 
eigentliche Armen-Inftitut, nicht aber auch für die Bürgerſpi— 
täler und Fonde. (Hofkammerdecret vom 31. Mai 1825, 
Hofdecret vom 23. Februar 1792, Regierungsdecret für ob der 
Enns 11. Juni 1825, Zahl 14011.) 

Ueber die Legate für Arme mußten ſich die Erben auswei— 
ſen, wann und in weſſen Gegenwart die Vertheilung geſchah, 
als ſonſt das Legat das zweite Mal aus Eigenem gezahlt werden 
müßte. Iſt in Wien bei einem Legate für Arme Jemand zur 


Vertheilung beauftragt, ſo hat er das Verzeichniß der Betheil— 


ten der Stiftungs-Oberdirection vorzulegen, außerdem nimmt 
dieſe Stelle die Vertheilung vor. (Hofdecret vom 23. Jän— 
ner 1786.) 

Hat der Erblaſſer verordnet, daß die Erben das beſtimmte 
Almoſen ſelbſt austheilen ſollen, ſo hat er zu erkennen gegeben, 
daß er in ſie volles Vertrauen ſetze, auch ihrer Willkühr über- 
laſſe, die Armen mit aller Vorſicht zu wählen, daher können 
ſolche Erben gegen die ausgedrückte Anordnung des Erblaſſers 


nicht nach der beſtehenden Verordnung und nicht wie andere be— 


handelt werden, für die der Beiſatz, daß ſie Niemanden Rechen— 
ſchaft ſchuldig ſind, im Teſtamente, nicht zugeſetzt worden iſt. 
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Bei dergleichen Fällen wird alſo immer auf den ausgedrückten 
Willen und darauf zu ſehen ſein, daß nichts vorgekehrt werde, 
was demſelben entgegen ſein könnte. (Hofdecret vom 26. 
Mai 1787.) 


Legate zu frommen Werken ohne nähere Beſtimmung gehö⸗ 
ren zum Soldatenkinderfonde. (Normale vom Jahre 1745 und 
1. Juli 1769, Hofentſchließung 25. Juli 1772.) 


Sit aber ein Vermächtniß für Hausarme legirt, ſo gehört, 
es unter die beſtimmten Vermächtniſſe, was hingegen für andere 
Arme überhaupt vermacht wird, gehört den Militär-Invaliden⸗ 
Fond. (Hofentſchließung vom 30. September 1772.) 

Legate für Bruderſchaften, die nicht mehr beſtehen, gehö— 
ren für das Armen-Inſtitut. (Hofentſchließung vom 2. Juni 
1785.) . a 

Legate für das Armen = Inftitut ſollen auch demſelben zu— 
fallen, nur die ohne alle Beſtimmung auf Arme überhaupt ohne 
nähere Bezeichnung derſelben lautenden Vermächtniſſe fließen zur 
Hälfte in den Invalidenfond. (Hofdecret 13. December 1788, 
Juſtiz⸗Hofdecret vom 22. Dec. 1788, Nro. 938.) 


Hat Jemand im Teftamente ſeine arme Seele zum Univer- 
ſal⸗Erben eingeſetzt, jo iſt im Einverſtändniß mit dem Ordina⸗ 
riat das Erbe auf Stiftmeſſen und zur Unterftugung der Armen 
gegen die ihnen auferlegte Pflicht, für den Erblaſſer zu beten, 
zu verwenden. (Hofkanzleidecret vom 7. Febr. 1828, 3. 2647.) 


Ueberhaupt aber und immer iſt der Wille des Erblaſſers, 
ſo fern er nichts Geſetzwidriges enthaltet, alſo auch in Hinſicht 
auf fromme Stiftungen, genau zu befolgen. (Hofkanzleideeret 
vom 16. November 1826, Zahl 32187.) 


Hinſichtlich der Anlegung oder ſogleichen Verwendung der 
Legate für das Armen-Inſtitut wurde zuerſt befohlen, daß Le⸗ 
gate, welche die Summe von 500 fl. erreichen, angelegt, die 
andern zu Currenten-Ausgaben verwendet werden ſollen. (Hof— 
entſchließung vom 26. April 1786.) 


Später wurde verordnet, daß Legate für das Armen-Inſti- 
tut mit der Bedingniß, fie ſogleich zu vertheilen, dem Armen— 
Inſtitute übergeben und dem Erblaſſeriſchen Willen gemäß be— 
handelt werden ſollen, die Legate ohne dieſe Beſtimmung im 
öffentlichen Fonds zum Beſten des Armen-Inſtitutes anzulegen, 
und nur die Zinſen zu vertheilen ſind; was ohne Rückſicht auf 
die Größe des Betrages zu geſchehen hat. (Dofvecret vom 2. 
Jänner, 13. October 1787 und 28. October 1790.) 
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Zuletzt wurde jedoch verordnet, daß die dere 
ſowohl als die freiwilligen Vermächtniſſe und Geſchenke, in jo 
fern der Schenker keine beſondere Bedingung beigefügt hat, 
ohne Rückſichtf auf die Größe des Betrages, ſowohl bei den 
Staats⸗ als auch bei den Local-Wohlthätigkeits-Anſtalten, 
als ein currentes Einkommen angeſehen, und zur Beſtreitung 
des laufenden Aufwandes verwendet werden dürfen. (Hofdecret 
vom 28. Februar 1836, Zahl 5006, Hofdecret 27. Septem- 
ber, 4. October 1839, Zahl 29896 und 30014.) N 


— 


Concurrenz. 


$. 32. 


Die letzte und häufig ergiebigſte Quelle der Einnahme für 
das Armen-Inſtitut iſt die Pfarr-Concurrenz, welche die Ab- 
gänge des Armen-Inſtitutes in folgenden Fällen deckt, als: 

1) Bei Verſorgung der erwerbsunfähigen Pfarr-Armen. 

2) Bei der Verpflegung und Heilung der einheimiſchen 
Kranken, in ſo fern die Koſten nicht in öffentlichen Anſtalten 
auflaufen und nicht vom Aerar und den Dominien geſetzlich ge— 
tragen werden. 5 

3) Die Verſorgung der armen Siechen und Wahnſinnigen, 
in ſo fern ſie nicht in einer öffentlichen Anſtalt untergebracht 
ſind. A 

4) Die Koſten für Findlinge und arme Gebärende, ſo 
lange die erſteren nicht eingekauft und die letzteren nicht in öffent— 
liche Anſtalten untergebracht ſind. 

5) Die Unterſtützung der Invaliden, Landwehrweiber und 
ihrer Kinder, endlich 

6) die Todtenbeſchau für ſolche Arme, aus deren Nachlaſſe 
dieſe Auslage nicht beſtritten werden kann. 

Nur die Armenverſorgung muß ſich nach der Verordnung 
vom 9. Auguſt 1783 und dem Unterrichte vom 17. Februar 
1784 über den ganzen Pfarrbezirk ohne Beſchränkung ausdeh⸗ 
nen, und es iſt ſich dießfalls nach den eigens dafür beſtehenden 
Vorſchriften zu benehmen, da ihre Koſten nur in ſo fern einen Ge— 
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genſtand der Pfarrbezirks-Concurrenz ausmachen, als die be— 
treffenden Armen-Inſtitute Abgänge haben.) 


Kir die im folgenden Jahre zu gewärtigenden Pfarr⸗Con⸗ 


— 


gungskoſten von dem Duras mitzufertigen. 


Dieſe Voranſchläge ſind bis 20. November ans Kreisamt 
einzuſenden. 


Nach erfolgter hoher Genehmigung werden die Concurrenz— 
Auslagen eingehoben, verausgabt und gehörig verrechnet. (Hof— 
kanzleidecret 25. December 1835, Zahl 34285. ) 


33) 


Ueber die Einkünfte und Abgaben des Armen = Inftitutes 
müſſen in jedem Pfarrbezirke ordentliche Rechnungen geführt, die 
Rechnungsabſchlüſſe von den Armen-Inſtituts-Vorſtehern und 
Seelſorgern, dann monatliche und alljährliche Ausmelje über 
den Stand der betheilten Armen verfaßt werden. 

Zur gleichmäßigen Einrichtung der Rechnungen ſind be— 
ſondere Formularien vorgeſchrieben. (Hofdecrete vom 30. Juni 
1787, 24. Mai 1788, 29. Mai 1789, Verordnung in Böh⸗ 
men 14. Juni 1797.) 


Ueber dieſe Verfaſſung der Ausweiſe wurde durch vielfältige 
Verordnungen der ſachgemäße Unterricht ertheilt. 


In jedem Pfarrbezirke müſſen die Rechnungen monatlich 
abgeſchloſſen werden, der ganzjährige Ausweis aber muß, un— 
ter Fertigung des Pfarrers, Rechnungsführers und Armenva— 
ters an den Hauptbezirk, und von dieſem auf dem Lande zu 
Ende eines jeden Jahres an das Kreisamt zur weiteren Einbe⸗ 
gleitung an die Landesſtelle befördert werden. 


Für dieſe jährlichen ſummariſchen Rechnungsausweiſe wurde 
ein Formular vorgeſchrieben, und die Zuſammenſtellung der 
Rechnungsreſultate aufgelaſſen.“ 

Wenn die Pfarrbezirke, wie es auf dem Lande häufig der 
Fall iſt, zu keinem Hauptbezirke gehören, fo werden ihre Rech- 
nungen und Ausweiſe unmittelbar an das Kreisamt eingeſendet. 

(Hofdecret 24. Mai 1788, Verordnung in Böhmen 23. April 
und 17. December 1789, 14. Juni 1797, für Kärnthen 10. 
April 1793, Regierungsdecret in Oberöſterreich vom 4. Aug. 
1829, Zahl 20490.) 


Bei dem Armen⸗Inſtitute wurden ſpäter beſondere Läden 
nach dem Muſter für die Kirchen errichtet, worin die Rechnun— 
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gen, Obligationen, Gewähre und andere Urkunden verwahrt, 
auch gegen Aus wech n und Unterſchiebung geſichert wer— 
den ſollen. 


Die Lade ſelbſt iſt unter einer dreifachen Sperre zu halten, 
ein Schlüſſel ſoll dem obrigkeitlichen Beamten, ein zweiter dem 
Seelſorger, der dritte dem Armenvater zugetheilt werden. (Hof— 
decret vom 21. Jänner 1792.) 


Die vorhandenen Capitalien des Armen- Juſlitutes dürfen 
niemals angegriffen oder vermindert werden; für die Sicherheit 
derſelben haben die Magiſtrate und Dominien zu haften. Ver⸗ 
ordnung in Böhmen vom 14. Juni 1294-8727 

Die Pfarrer wurden angewieſen, jedesmal 8 Tage vor ihrem 
Abtritte von der Pfründe der weltlichen Vogtei Nachricht zu 
geben, und die in Händen habenden Documente zur Legung der 
Vogtei- und Armen-Inſtituts-Rechnungen zu übergeben. (Re- 
gierungsdecret in Oberöſterr. vom 24. Jänner 1831, 3. 1546.) 

Nach dem Tode eines Pfarrers iſt nach einem eigenen For⸗ 
mular die Scontrirung vorzunehmen. (Regierungsdecret für 
Oberöſterreich vom 28. Februar 1841, Zahl 5356.) 

Sämmtliche Armen-Inſtituts-Rechnungen find gegenwärtig 
zu Folge höchſten Hofkanzleidecretes vom 22. April 1843, Zahl 

7924, und Regierungsdecrete für Oberöſterreich vom 9. Jaͤnner 
1844, Zahl 28285, bis längſtens 28. Februar bei dem k. k. 
Kreisamte einzureichen. 


III. Abſehnitt. 
Die Armenbetheilung. 


$. 34. 


Der Hauptgrundſatz des Armen-Inſtitutes iſt, daß die Un— 
terſtützung desſelben ſich nur auf die dringendſten Bedürfniſſe 
beſchränken darf, damit der Nothleidende nicht bemüßigt werde, 
ſich durch Bettelei fortzuhelfen. Standesanſprüche ſollen nicht 
gehört, Unterſcheidungen der Perſonen nicht beachtet werden, 
ſondern die Verſorgung der Armen muß durchaus nach einem 
gleichen Maßſtabe geſchehen. Sie muß hinreichend ſein, darf 
aber auch das Nothwendige nicht überſteigen, fo daß ein Dürfti- 
ger niemals das erhalten ſoll, was er durch eigenen Fleiß er— 
werben kann. (Hofdecret vom 26. November 1784, Inſtruc⸗ 
tion für die Armenväter in Wien 1803, J. Abſchnitt, §. 4 und 6.) 


§. 35. r 


Um ein Almoſen zu erhalten, hat ſich der Arme jedesmal 
perſönlich bei ſeinem Armenvater zu melden. 

Hinſichtlich der Bittſchriften für Arme wurde verfügt, daß 
da viele unnütze Bittſchriften von armen Bettlern vorkommen, 
und dieſe hierzu vermuthlich durch die Winkelſchreiber, um die— 
ſen armen Leuten den letzten Kreutzer auszupreſſen, verleitet 
werden dürften, jo war durch die Pfarrer und die öffentlichen 
Zeitungsblätter bekannt zu machen, daß künftig Niemand ein 
Almoſen erhalten, oder in einem Kranken- oder ſonſtigen Ver— 
ſorgungshauſe aufgenommen werden würde, der eigens durch 
ein Memorial darum einkommt; daß dieſes ohne alle Rückſicht 
liegen bleiben ſoll, daß ſich die hierum Anſuchenden lediglich 
an die Pfarrer und Armenväter zu wenden haben, wodurch 
fie zugleich alle Unkoſten, welche fie für das Schreiben der 
Memorialen oder ſonſt zu machen haben, erfparen werden. 


Sollte aber der Arme glauben, daß er nicht inſtitutmäßig 
betheilt ſei, ſo kann er ſeine gegründet gemeinte Beſchwerde mit 
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Anſchließung der pfarrlichen Abweiſung, welche jeder Pfarrer 
mit den angehängten Urſachen der Verweigerung mittelſt eines 
umſtändlichen ſchriftlichen Zeugniſſes jeder Partei auf Verlan⸗ 
gen zu geben gehalten ſein ſoll, höhern Ortes anbringen, und 
die inftitutmäßige Hilfe gewärtigen. (Verordnung in Wien 
vom 6. December 1784.) 


Die Bittgeſuche der Armen wurden wiederholt verboten, 
und befohlen, daß ſolche Bittjchriften unerledigt hinausgegeben, 
und die Armen zu mündlichen Geſuchen bei den Pfarrern ver- 
halten werden ſollen. (Hofdecret vom 1. März 1788.) 


$. 36. 

Die Betheilung der Armen hat durch die Hände der Pfarr— 
geiſtlichkeit zu geſchehen, dieſen kommt die inſtitutmäßige Bethei— 
lung zu und erſt, wenn gegen dieſe Betheilung Beſchwerden ein— 
laufen, haben die vorgeſetzten Behörden das weitere Amt zu 
handeln. (Hofentſchließung am 23. December 1785 und 2. Oc⸗ 
tober 1786.) 


8 

Hat ſich der Arme vorſchriftmäßig ER jo iſt zu der 
ſorgfältigen Erhebung ſeiner Lage und Umſtände zu ſchreiten. 

Die Armenbeſchreibung iſt der Grund zur Beurtheilung der 
Dürftigkeit der Armen, und zur Beſtimmung der nach dem 
Grade der Dürftigkeit gebührenden Armenportion. Wenn ein 
Armer ſich um eine Almoſenportion meldet, hat man zur Beur- 
theilung ſeiner Dürftigkeit folgende Fragen an ihn zu ſtellen: 

1) Wie er heiße und woher er gebürtig ſei. 


2) Wo er wohne, und welches Hausnummer das Haus 
habe, wo er wohnt. 


3) Wie lange er ſich hier aufgehalten. 


4) Ob er verheirathet oder ledig ſei; wenn er verheirathet 
iſt, wie deſſen Gattinn, es verſteht ſich gegentheilig, wenn die 
Hilfe verlangende Perſon weiblichen Geſchlechtes iſt, heiße. 
Wenn die Perſon, die ſich meldet, weiblichen Geſchlechtes iſt, 
ſo iſt nicht ſie, ſondern der Ehemann, der das Haupt der Fa— 
milie ausmacht, zu beſchreiben, und auch darauf zu beſtehen, 
daß er ſelbſt erſcheint. 

5) Wie viel Kinder ſie haben, und wie alt jedes ſei. 

6) Wo ſich die erzogenen Kinder befinden, wovon ſie ſich 
ernähren, und was für eine Hilfe die Aeltern von ihnen erhal— 
ten, oder wenigſtens mit Recht erwarten können. 


— 
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7) Ob ſie die erzogenen Kinder bei ſich haben, oder ob die— 
ſelben bei guten Freunden, in Stiftungen u. ſ. w. verſorgt 
werden. 

8) Was bisher das Gewerbe des Armen geweſen ſei, in wie 
weit er im Stande iſt, dieſem nachzugehen. 

Dieſe Frage läßt ſich nicht ſowohl beantworten, als be— 
merken. Man hat auf das Alter, die gute oder gebrechliche 
Leibesbeſchaffenheit des Armen zu ſehen, und die ſichtbaren Lei- 
besgebrechen wohl anzumerken, die angeblichen inneren aber von 
einem Leib- oder Wundarzte beſtätigen zu lafjen: 


9. Was der Arme bei ſeiner Leibesgebrechlichkeit doch noch 
zu verdienen im Stande ſei. Hier kommt es abermals mehr auf 
die eigene Beurtheilung und Beſchauung, als auf das eigene An— 
geben des Armen an, weil ſeine Umſtände immer mitleidswer— 
ther angegeben werden, als ſie wirklich ſind, welches die täg— 


liche Erfahrung lehrt. 


10) Seit wann ſich der Arme in dieſen Umſtänden befinde, 
wovon er ſich bis jetzt fortgebracht hat, und ob er ſich nicht fer⸗ 
ner auf die nämliche Art fortbringen könne. 8 

Die genaue Beantwortung dieſer Frage entſcheidet oft das 
Schickſal des Armen. 


Man muß vorzüglich bei dieſer Frage ſtehen bleiben, und 
ſich nicht mit leeren Vorwendungen begnügen, ſondern mit zu 
ſtellenden Fragen ſo lange fortfahren, bis alles aus dem Grunde 
erhoben iſt. 


11) Ob der Arme eigene Mittel beſitze oder nicht, eine fremde 
Hilfe, von ſeinen Kindern, Anverwandten oder andern Gutthä— 
tern, oder aus Stiftungen genieße, in wie fern darauf ſicher 
zu rechnen ſei u. ſ. w. 

Viele haben bei ihren Kindern oder andern Bekannten, wenn 
ſie auch gebrechlich ſind, für das Kinderwarten oder andere zu 
verrichtende geringe Hausdienſte die Koſt und Wohnung. Sie 
pflegen dieſe Hilfe gemeiniglich zu verſchweigen, und in dieſem 
Falle gebührt ihnen höchſtens die Viertelportion, da der Dienft- 
bote, der ſich hart plagt und alle harte Arbeit verrichten muß, 
nicht viel mehr an Lohn bekömmt. 

12) Auf was für eine Art der Arme die Wohnung genieße, 
ob aus Verbindlichkeit oder chriſtlicher Liebe, oder gegen Be— 
zahlung, und was er jährlich nach Abſchlag der ihm etwa von 
andern Miteinwohnern gemachten Beiträge für ſich und ſeine Fa⸗ 


milie bezahle. 


— 
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13) Wie er die angezeigten Umſtände feiner Dürftigkeit durch 
unverwerfliche Zeugniſſe beſtätigen könne. 

Alle dieſe Fragen werden nicht immer und an jeden zu ſtel⸗ 
len ſein. Die wahre Armuth entſcheidet ſich von ſelbſt augen⸗ 
blicklich und leidet keine Verſtellung. 


Nur da wird man keine übergehen können, wo ſich verſtellte 
Arme eindringen, und durch die Kunſtgriffe der Verſtellung 
einen Theil des Almoſens zum . des Armen-⸗Inſtitutes 
erſchleichen wollen. 


Die Beantwortung dieſer Fragen, und wenn ſich deren 
Richtigkeit nach der Hand bei der Unterſuchung, die allemal 
gründlich zu machen iſt, beſtaͤtiget, läßt endlich den Grad der 
Dürftigkeit und nach demſelben den Antheil der Almoſenportion 
beſtimmen. (Verordnung in Wien 24. Februar 1784.) 


$. 38. 


Die zur l aentmd eigen Verpflegung angewieſenen Bettler ſind 
nicht als Boten, um die bloße Atzung oder wohl gar als Tag— 
werker zu gebrauchen, ſondern, wenn ſie etwas zu arbeiten oder 
ſich zu verdienen im Stande ſind, ſo iſt es billig, ihnen einen 

wenigen Beitrag zuzulegen. Die noch riegelſamen hingegen 
können zu geringeren gemeinſamen Arbeiten angehalten wer— 
den, einem und dem andern aber ſteht im Beſchwerungsfalle be— 
vor, ſich bei der vorgeſetzten Stelle zu melden. 

Die Armen ſollen von ihrer Obrigkeit examinirt, die Inſaſ— 
fen ermahnt werden, die auszutheilenden Almoſen in die Büch— 
ſen zu legen, welches vorzüglich bei den Begräbniſſen zu beob— 
achten, und nicht mehr vor der Hand zu vertheilen iſt. (Pa- 
tent für ob der Enns vom 1. September 1752.) 


Zur richtigen Beſtimmung der Almoſenportion dient noch 
folgende Richtſchnur: 

1) Jene Perſon, welche weder wegen hohen Alters, noch 
wegen Leibesgebrechen verhindert wird, zu arbeiten, und ſich 
den nothdürftigen Lebensunterhalt mit der Arbeit zu verſchaffen, 
iſt nicht inſtitutsfähig, und deren Vorwand, keine Arbeit, kei— 
nen Verdienſt zu haben, iſt nicht zu hören, denn dieſes iſt nicht 
die Sache der Armenverſorgungs-Anſtalt, ſondern der Polizei, 
welche Arbeitsfähigen Arbeit verſchaffet. 

2) Wenn der Arme, der das Almoſen verlangt, verheira— 
thet iſt, und deſſen Ehemann oder Eheweib ſich jo viel verdienen 
kann, um durch eigenes Verdienſt ſich und ſeinen Gatten noth— 
wendig zu erhalten, ſo kann er auf das Almoſen keinen Anſpruch 
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machen; denn der Mann iſt jeinem Weibe, und dieſes dem Che— 
manne die Erhaltung wechſelweiſe ſchuldig. 


3) Unerzogene Kinder verdienen nur in ſo weit eine beſon⸗ 
dere Rückſicht, als man überzeugt iſt, daß die Aeltern auch bei 
anhaltendem Fleiße außer Stande ſind, ſie zu erhalten, und 
ihnen die Erziehung bis zur Fähigkeit der eigenen Erwerbung 
des nothdürftigen Unterhaltes zu geben, und ſo weit die Kin— 
der der Jugend oder Leibesgebrechlichkeit halber ſich nichts 
verdienen können. Der Taglöhner und deſſen Eheweib, die noch 
bei guten Kräften ſind, werden zwei auch drei Kinder, ſo ge— 
ring auch ihr Verdienſt iſt, ernähren, und ihnen die ihrem 
Stande angemeſſene Erziehung geben. Dieſe Vorausſetzung wird 
durch vielfältige Beiſpiele, in der Stadt ſowohl als auf dem 
Lande, beſtätigt. Mehr als 3 Kinder, bei denen er ſeinen zu 
geringen Verdienſt unter fo viele Mitzehrende theilen muß, kön- 
nen ihn in Umſtände verſetzen, daß er nicht im Stande iſt, ſich 
nur nothdürftig zu ernähren, beſonders, wenn die Mutter mit 
kleinen Kindern oder einem ſäugenden Kinde beſchäftiget, ver— 
hindert wird, ihrer Arbeit nachzugehen, wie ſie es ſonſt thun 
würde. Hier verdient er alſo den Almoſenbeitrag einer Viertel— 


portion als eine Zulage und Beihilfe für das 3. und 4. Kind. 


4. Der Gebrechliche und Kraftloſe, wenn er eigenes Ver— 
mögen beſitzt, auch der, welcher von fremder Wohlthätigkeit 
Hilfe genießt, können mit Recht nur in ſo weit das Almoſen 
anſprechen, in ſo weit als das eigene Vermögen oder die genie— 
ßende fremde Hilfe zur nothdürftigen Unterhaltung unzulänglich iſt. 

5) Arme des weiblichen Geſchlechtes finden immer ein 
leichteres Unterkommen, als die des männlichen. Sie laſſen ſich 
auch in ihrem hohen Alter zu verſchiedenen kleinen Hausdienſten 
brauchen, ſie begnügen ſich mit einer geringeren Koſt, und ihre 
Kleidung kömmt leichter zu ſtehen. In der Regel gebührt ihnen 
alſo nur eine / Portion, wenn einem Armen des männlichen 
Geſchlechtes die ganze Portion beſtimmt wird. Eine Ausnahme 
davon leiden beſondere wichtige Umſtände, z. B. eine ſchwere 
und langwierige Krankheit u. ſ. w.; in welchem Falle es aber 
immer ſowohl für den Armen, als für das Inſtitut vortheil— 
hafter ſein wird, auf die Verſorgung in einem Verſorgungs— 
hauſe anzutragen, wo eine ſolche preßhafte Perſon Wohnung, 
Bett, Wartung, weltliche und geiſtliche Hilfe finden kann, 
und doch dabei die Verſorgung dem Inſtitute leichter zu ſtehen 
kömmt. 

6) Wenn Aeltern, die ſchuldig find, ihre Kinder zu ernäh— 
ren, ein kleiner Beitrag in den Stand ſetzet, der Pflicht als Va— 


Nas 
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ter und Mutter nachzukommen, jo hat es eine ganz andere Be— 
ſchaffenheit, als mit älternloſen verlaſſenen Waiſen. Dieſe er— 
warten Nahrung und Erziehung von fremder Gutthätigkeit, und 


die Armenverſorgungs-Anſtalt iſt ſchuldig, vorzüglich dieſe in 
ihren Schutz zu nehmen. 


Einwohner, die aus chriſtlicher Liebe und Gutthätigkeit ſolche 
Waiſen übernehmen, können mit Recht auf eine Schadloshal— 
tung Anſpruch machen. (Hofdecret vom 24. Jänner 1784.) 


Mit dieſen iſt alſo der Beitrag gutwillig auszumachen, und 
ihnen auch die halbe Portion, welche jährlich 24 fl. ausmacht, 
abzugeben. Wollen ſich die Pflege-Aeltern mit der halben Por- 
tion nicht begnügen, ſo iſt dem Hauptbezirke die Anzeige zu ma— 
chen, weil man hoffen und von der chriſtlichen Liebe der Ein- 
wohner ſich verſprechen kann, daß ſich gutthätige Menſchen fin— 
den werden, welche die Erziehung und Verpflegung ſolcher mit- 
telloſen Waiſen gegen den Beitrag der halben Portion über⸗ 
nehmen werden. 

(7) Arme, welche Fremde find und ſich nicht durch zehn 
Jahre an einem Orte beſtändig aufgehalten haben, können der 
inftitutmäßigen Verſorgung nicht theilhaftig werden; ſondern 
ſie haben die Hilfe in dem Lande, in dem Orte, aus dem ſie 
gebürtig find, zu ſuchen, und find dahin anzuweiſen. Sollte. 
das Inſtitut die Verſorgung der Fremden übernehmen, ſo würde 
kein Fond in der Welt erklecken, und keine Ordnung jemals 
gehalten werden können. 


8) Wenn auch die Hauptarmenbeſchreibung zu Stande ge— 
bracht iſt, und den Grad einer ziemlichen Verläßlichkeit erreicht 
hat, ſo können ſich doch Umſtände ereignen, daß mancher Arme 
mit einer geringeren Armenportion zu betheilen iſt, und man— 
cher die Vermehrung des zu erhaltenden Almoſens verdient. 
Das erſte kann ſich ereignen, wenn dem Armen durch ein uns 
erwartetes Glück ſeine Umſtände verbeſſert werden, oder wenn 
er ſich von einer Krankheit erholet und ſeiner Arbeit wieder 
nachgehen kann; das letztere, wenn er gebrechlicher oder außer 
Stand geſetzt wird, ſich mit ſeiner Arbeit den vorigen Ver— 
dienſt zu verſchaffen. Auf ſolche Aenderungen der Umſtände 
des Armen iſt von dem Bezirke ſorgfältig zu ſehen. Doch 
ſind die Portionen willkührlich nicht zu erhöhen, ſondern un⸗ 
ter dem Monate dem Hauptbezirke die Umſtände mit Einbrin⸗ 
gung der Armenbeſchreibung anzuzeigen, und von da die Be⸗ 
ſtätigung über die zu tragende Verbeſſerung der Almoſenpor⸗ 
tion abzuwarten. Zufälle, welche eine augenblickliche Hilfe er— 
fordern, leiden eine Ausnahme davon. 
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(9) Mit den Armen, welche noch nicht beſchrieben ſind, 
und um ein Almoſen anſprechen, iſt es auf die nämliche Art 
zu halten; aber, wenn ſich ihre Umſtände ſeit einer kurzen 
Zeit nicht verſchlimmert haben, hat man ihre Dürftigkeit 
eben fo ſtreng als gewiſſenhaft zu unterſuchen. Es iſt die Ver- 
muthung, daß fie das Almoſen entbehren können, wider ſie, 
da fie ſich ſonſt gleich anfänglich gemeldet und um das Al- 
moſen gebeten haben würden. Arme alſo, welche ſich unter 
dem Monate melden, ſind zwar zu beſchreiben, der Grad 
der Dürftigkeit zu unterſuchen, die Almoſenportion vorzumer⸗ 
ken, jedoch von dem Hauptbezirke bis Ausgang des Monats 
die Beſtätigung der verfaßten Armenbeſchreibung einzuholen, 
mithin die Almoſen-Betheilung erſt das folgende Monat vor⸗ 
zunehmen, wovon aber dringende Fälle, welche eine augen⸗ 
blickliche Hilfe fordern, wieder eine Ausnahme leiden. 


10) Viele Arme verdienen Winterszeit eine Hilfe, welche 
ſich im Sommer ſelbſt ohne Almoſen oder einer geringeren 
Portion das nothwendige Auskommen verſchaffen können. — 
Darauf muß beſonders geſehen und zur Sommerszeit der An⸗ 
theil des Almoſens da, wo es ſich thun läßt, auf eine geringere 
Portion herabgeſetzt werden. 


11) Zur Ehre der Menſchheit muß man es ſagen, daß 
es Arme gibt, die genügſamer ſind, und ſich mit einer ge- 
ringeren Hilfe begnügen, als ſie es mit Recht fordern könnten. 
Man darf alſo die zu beſtimmende Almoſenportion mit ihnen 
ſelbſt verabreden, und man wird nicht ſelten mit etwas Gerin⸗ 
geren auslangen, als man nach der eigenen Beurtheilung ſelbſt 
ausgemeſſen hätte. 


12) Die Armen an den Hauptbezirk anzuweiſen, iſt eine 
vergebliche und nur Umtriebe verurſachende Sache. Sie müſſen 
immer wieder an den Pfarrbezirk geſchickt, und da inſtitutmä⸗ 
ßig unterſucht werden. Alles geht in ſeiner Ordnung, wenn 
der Arme gleich i in den Pfarrbezirken beſchrieben, unterſucht, und 
dann unter einem die Beſchreibung vor Ausgang des Monats 
zur Beſtätigung eingeſchickt wird. Man hoffet aber auch und 
verſpricht es ſich von dem wahren Menſchengefühle der Aufſeher, 
Armenväter und Rechnungsführer in den Bezirken, daß ſie 
die Armen, welche ſich bei ihnen melden, an einem in der Woche 
dazu beſtimmten Tage und Stunde geduldig anhören, ihnen mit 
Gelaſſenheit und chriſtlicher Sanftmuth begegnen, und keinen 
mit rauhen Worten von ſich abweiſen werden. Chriſtenpflicht 
fordert dieſes, der Monarch verſieht ſich darauf, das Publicum 
erwartet es, und der Credit des Inſtitutes hängt davon ab. 


— 
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(13) In zweifelhaften Fällen ſteht es jedem der Aufſeher, 
Armenväter und Rechnungsführer frei, bei dem Hauptbezirke 
Auskunft einzuholen. Sie werden zu keiner Zeit, zu keiner Stunde 
ungern geſehen werden; denn alles iſt hier von Wichtigkeit und . 
nichts leidet einen Auſſchub „weil es um die Rettung der leiden 
den Menſchheit zu thun iſt, und weil alle aus dem edlen Triebe 
der Liebe des Nächſten handeln. Bei Austheilung an die Ar— 
men iſt ſich lediglich an das zu halten und zu beſchränken, was 
an Almoſen eingehet und zur Vertheilung wirklich oder aus— 
drücklich beſtimmt iſt, die Hälfte des Bruderſchaft-Vermögens 
hingegen hat unangegriffen zu bleiben. (Hofdeeret vom 10. 
Auguſt 1786.) 


Sehr wichtig iſt die ERINNERN VAT damit man den 
wahren Nothdürftigen von dem Scheinarmen unterſcheiden, die 
verſchiedenen Stufen der Dürftigkeit beurtheilen, und darnach 
die Hilfe und Unterſtützung ausmeſſen kann. Da die Vereinigung 
die Abſicht hat, wahren Nothdürftigen die nöthige Verſor— 
gung zu reichen, ſo können Standesanſprüche nicht gehört 
werden, welche, um wenige mit Ueberfluſſe zu unterhalten, in 
die Nothwendigkeit verſetzen würden, mehreren das- Unentbehr— 
liche zu verſagen. Die Verſorgung der Armen geſchieht alſo 
ohne Unterſchied des Standes nach gleichem Maßſtabe. Man 
nennt die Verſorgungsantheile Portionen. Eine ganze Portion 
in der Stadt wird zu 8 kr., dreiviertel Portionen zu 6 kr., 
eine halbe zu 4 kr., eine viertel zu 2 kr. gerechnet. Auf 
dem Lande, wo die Lebensmittel wohlfeiler ſind, wird die 
Hälfte der Stadtportion für zureichend erklärt. Der ganz mit— 
telloſe und jeder erwerbsunfähige erhält eine ganze Portion, 
und ſo wie Jemand durch ſeine Arbeit mehr oder weniger 
verdienen kann, wird auch immer ſeinen Umſtänden ein Bei— 
trag angemeſſen werden. 


Die Beurtheilung der Hilfe und die Verwendung des 
Almoſens überhaupt wird in jedem Pfarrbezirke unter den 
Augen des Seelſorgers und der von der Gemeinde dazu ſelbſt 
erwählten, ihr Vertrauen beſitzenden und unentgeldlich die— 
nenden Vorſteher ganz öffentlich vorgenommen, und hierüber 
von dem bei jeder Pfarrgemeinde beſtellten Rechnungsführer 
eine umſtändliche Rechnung gehalten werden. Dieſe Rechnung 
kann jedes Mitglied einſehen, dem geſammten Publicum ſoll 
alle Jahre durch den Druck über die eingegangenen Unter— 
zeichnungsbeträge über das in Büchſen geſammelte Almoſen, 
und wie dieſe Zuflüſſe verwendet worden find, die Ausweis 
ſung vorgelegt werden. (Nachricht vom 1. Auguſt 1783.) 

3 * 
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Ueber die von ſämmtlichen Kreisämtern eingeſendeten Ar— 
men-Inſtituts-Ausweiſe wurde erinnert, daß vorzüglich auf 
dem Lande denjenigen, welche ſich noch etwas verdienen, welche 
bei ihren Anverwandten Koſt, Naturalien und andere Uns 
terſtützung erhalten, nur eine halbe oder Viertelportion zukom⸗ 
men ſoll, was auch in größeren Ortſchaften zu geſchehen hat, 
wo Spitäler und andere weltliche Stiftungen beſtehen. (Nach— 
richt in Brünn vom 19. Juni 1788.) 

Für die Armen-Inſtitute und Landſtiftungen wurde ein 
Formular vorgeſchrieben, nach welchem der Ausweis über die 
Betheilten zu verfaſſen war. Die Armuthszeugniſſe endlich ſind 
gewiſſenhaft auszuſtellen. (Hofdecret vom 24. Mai 1788, Gu⸗ 
bernial⸗Decret in Böhmen vom 24. Februar 1786.) 


$. 39. 


Von der Stadt oder Ortsgemeinde, ab arario comunis 
eivitatis, oder wo Spitäler vorhanden, find zu verpflegen: 
1) die anſäßig Geweſenen; 2) Gewerbsleute; 3) die Dienft- 
boten und Taglöhner, welche das Decennium erreicht daher (A. 
h. Reſolution vom 16. November 1754.) 


Die unehelichen Kinder haben von dem Vater oder der 
Mutter, von der zuſtändigen Heimathsbehörde, in Ermang⸗ 
lung jedoch und gegen Regreß, von der Gemeinde des Or— 
tes, wo ſie ſich befinden, jo wie die Mutter dort, wo fte 
entbindet, Hilfe und Beiſtand zu ſuchen. (Inſtruction für die 
Gerichte in Böhmen vom 13. October 1755.) 

Die armen Lehrjungen ſind entweder unentgeldlich aufzu— 
dingen und freizuſprechen, oder ſind dieſe ohnehin geringen 
Gebühren aus der Armen-Caſſe zu entrichten. (Hofdecret vom 
12. September 1761.) 

Die auf die zweite Art verheiratheten Militärweiber und 
ihre Kinder ſollen gleich den Kindern der Bürger und Bauern 
verpflegt werden. (Hofdecret vom 9. December 1775.) 

Die mit ſcheuhaften Uebeln beladenen oder ganz krüppel⸗ 
haften Soldatenweiber und Kinder find den politiſchen Spi- 
tälern und Verſorgungsörtern zugewieſen. (Verordnung in 
Böhmen vom 27. Juli 1782.) 

Der wahrhaft erwerbsunfähige und erwerbloſe Arme iſt 
in der dazu berufenen Pfarrgemeinde von Seite des Armen— 
Inſtitutes mit dem nothwendigen Unterhalte im Gelde oder 
durch Naturalien, beſonders durch wechſelſeitige Umlegung zu 
erhalten. (Regierungsdecret für Oberöſterr. vom 16. Novem- 
ber 1833, Zahl 33007.) 
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Schublinge ſollen von den aufgreifenden Behörden ohne 
Anſpruch auf eine Vergütung mit den nöthigſten Kleidern 
verſehen werden. (Hofdecret vom 24. Auguſt 1843, Zahl 
2586, Regierungsdecret für Oberöſterreich vom 4. Sepiem- 
ber 1843, Zahl 24693.) 


F. 40. 


Die nicht penſionsfähige Schullehrerswittwe und jedes 
Kind bis zum vollendeten 15. Jahre, wenn der Schullehrer 
zehn oder zum wenigſten drei Jahre an einem oder an meh— 
reren Orten gedient hat, muß von der Gemeinde der Pfarre 
oder aus dem Armen-⸗Inſtitute eine Unterſtützung erhalten. 
Hat der Mann über zehn Jahre gedient, ſo erhält die Wittwe 
die ganze Portion, hat aber der Mann unter zehn, jedoch 
über drei Jahre gedient, jo erhält die Wittwe / Portion 
und jedes Kind / Portion. (A. h. Entſchließung vom 11. 
Auguſt 1805.) 

Nur in dem Falle, wenn der Schullehrer nicht zum we— 
nigſten durch drei Jahre an einem oder mehreren Orten ge— 
dient hätte, müßte deſſen Wittwe ſelbſt auf ihre Verſorgung 
bedacht ſein, ohne auf dieſe Begünſtigung Anſpruch machen 
zu können. (Studien-Hofcommiſſionsdecret vom 4. April 1833, 
Zahl 2347.) 

Auch iſt für die Schullehrer-Wittwen und Waiſen ein 
Penſions⸗Inſtitut eingeführt. (A. h. Entſchließung vom 11. 
Auguſt 1805.) 

Die Verpflichtung der Gemeinden zur Erhaltung der 

Schullehrers-Wittwen erſtrecket ſich nicht nur auf die einge— 
ſchulten, ſondern in wie fern nicht etwa Gemeinden in einer 
Pfarre einer eigenen von der Pfarrſchule abgeſonderten Schule 
eingeſchult find, auf die Pfarrgemeinden. (Studien-Hofcom— 
miſſionsdecret vom 28. December 1818, Zahl 4963, und 
Regierungsdecret für Oberöſterr. vom 23. November 1819, 
Zahl 1134.) 
Iſt jedoch das Armen-Inſtitut nicht im Stande, den Leh— 
rers⸗Wittwen die ganze tägliche Portion, wenn ſie im Orte 
abgereicht wird, wo die Lehrers-Wittwen zu verſorgen ſind, 
zu verabreichen, ſo haben ſämmtliche Gemeinden beizutragen, 
welche zur Schule des verſtorbenen Lehrers eingeſchult waren. 
(Studien = Hofcommifjtonsverret vom 15. März, Zahl 1747, 
und Regierungs-Decret für Oberöſterr. vom 1. April 1823, 
Zahl 7548.) 1 
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Wegen den Schullehrers-Wittwen, die eigenes Vermögen 
beſitzen, wurde verordnet: 

Die politiſche Schulverfaſſung, Abſchnitt 14, $. 8, be- 
ſtimmt nur überhaupt, welche Unterſtützung und woher die— 
ſelbe den Schullehrers-Wittwen und Waiſen verſchafft werden 
ſollte, in der Vorausſetzung, daß dieſe Wittwen und Wai— 
ſen der Unterſtützung bedürftig ſeien. Dieſe Unterſtützung iſt 
per analogiam nach jenen Normen zu behandeln, welche für 
Beamtens⸗ Wittwen beſtehen. Nur ſind jene Bezüge immer 
aus der Berechnung des eigenen Einkommens wegzulaſſen, 
welche eine Schullehrers-Wittwe aus einer Privat- Penſions⸗ 
Anſtalt erhält, weil einerſeits eine Wittwe ohnehin von täg— 
lich 8 kr. ſchwer leben kann, und der Lehrer durch ſeinen 
Beitritt zu einem Penſions-Inſtitute der hinterlaſſenen Wittwe 
ein beſſeres Loos bereiten wollte, weil andererſeits nur da— 
durch die Lehrer angeeifert und ermuntert werden, zahlreicher 
ſolchen Penſions-Inſtituten beizutreten, was für die Staats- 
verwaltung und für das Beſte des Lehrſtandes nur wünſchens— 
werth ſein kann, und weil in den Penſions-Statuten ohne⸗ 
hin durch eigene SS. dafür Sorge getroffen wurde. (Hofde⸗ 
cret vom 14. Juni 1828, Zahl 2958, Neger ungenecket für 
Oberöſterr. vom 3. Juli 1828, Zahl 17671.) 


§. 41. 


Den Aeltern wurde aus dem Vermögen der Kinder ein 
ſtandesmäßiges, dem Peculio adventitio angemeſſenes Koft- 
geld gerichtlich ausgeworfen, daher dieſelben dem Armen-In⸗ 
ſtitute nicht zur Laſt fallen. (Patent in Wien vom 19. Fe⸗ 
bruar 1756.) 


Die unehelichen Kinder haben von dem Vater oder der 
Mutter den zuſtändigen Unterhalt zu gewärtigen. (Inſtruc⸗ 
tion vom 13. October 1755, Hofdecret vom 9. Mai 1788.) 


Die Armen-Inftitute ſollen keine Penſionen für entlaſſene 
Beamte zahlen. (Hofentſchließung vom 31. März 1785.) 

Die Handwerksburſchen find aus dem Armen-Inftitut: nicht 
zu betheilen, und gleich wie das Armen-Inſtitut lediglich die 
Verſorgung der eigenen Armen nicht nur jedes Ortes, ſon⸗ 
dern auch eines jeden Pfarrbezirkes zum Ziele hat, und in 
dieſer Rückſicht auch, um nämlich das Almoſen den entkräf— 
teten, zu aller Arbeit unfähigen in jeder Pfarrei nicht zu 
entziehen, die herumwandernden zur Arbeit aufgelegten Sande 
werksburſche von der Vertheilung beim Inſtitute ausgeſchloſ— 
fen worden find,’ fo wird verordnet, daß mittelſt der Pfar- 
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rer und Armenväter die dießfällige zweckmäßige Abſicht und 
die zu derſelben Erreichung gerichtete a. h. Vorſorge den Ein- 
wohnern bei der Almoſenſammlung begreiflich gemacht, wonach 
dann die Verminderung der Beiträge nicht nur weiters nicht 
zu beſorgen, ſondern vielmehr zu hoffen ſein wird, daß dieſe 
bloß zum Wohle der eigenen Armen jedes Ortes oder Pfarr— 
bezirkes ergangene Anſtalt der Ausſchließung der Handwerks— 
burſchen die Einwohner vielmehr zu den Beiträgen aneifern 
werde, indem dadurch das Almoſen eben nur den Dürftigen 
jeden Orts und Hauptbezirkes allein vorbehalten bleibt. Wenn 
zunächſt dieſe Anſtalt einmal bekannt ſein, und von den Do— 
minien die Mittel gegen den muthwilligen Bettel ergriffen 
werden, ſo wird der Anlauf der Handwerksburſche nicht lange 
anhalten. (Hofentſchließung vom 26. April, 25. Auguſt, 5 
November 1786, Hofkanzleidecret vom 5. April 1792.) 


Die Handwerks burſchen ſollen nur bei ihrer Domikils— 
behörde ſonſt von keinem Armen-Inſtitute betheilt, und auf 
Beiträge von den Zünften und freiwilligen Vereinen gewie— 
ſen werden. (Hofkanzleideceret vom 5. April 1792, 1. Juni 
1824, Zahl 15694, e für Oberöfterr. vom 27. 

Jänner 1832.) 


Den Züchtlingen iſt kein Almoſen zu geben. (Verordnung 
vom 10. Juni 1786.) 


Nach dem bürgerlichen Geſetzbuch vom Jahre 1811 ha— 
ben den Unterhalt, das iſt Nahrung, Kleidung und Wohnung, 
ſo wie die übrigen Bedürfniſſe und Unterricht lebenslänglich 
folgende anzuſprechen: 

a) Die Gattinn verpflegt den Mann und der Mann die 
Gattinn. §. 91 und 796. 

b) Ehegatten, die ſich ſcheiden wollen, müſſen in Abſicht 
auf den Unterhalt einverſtanden fein. $. 105 und 106. 
c) Dafür iſt auch während des Streites über die Tren— 
nung zu ſorgen. §. 117. 

d) Die Aeltern ſind ihren Kindern, ſo lange ſie ſich nicht 
ſelbſt ernähren können, den Unterhalt ſchuldig. $. 139, 141 
—143, 150, 166 —171. 

e) Die Kinder ihren dürftigen Aeltern. $. 154. 

1) Wenn die Aeltern die Kinder nicht erhalten konnen, 
ſo fällt die Sorge auf die väterlichen und dann auf die müt— 
terlichen Großältern. §. 143. 

g) Zur Verpflegung der Ep Kinder iſt der Va— 
ter, dann die Mutter verbunden, dieſe Pflicht geht auch auf 
die Erben der Aeltern über. §. 168, 171. 
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h) Die mittelloſen Waiſen find erſt in Ermanglung von 
zahlungsunſähigen Verwandten auf die öffentlichen milden 
Stiftungen und beſtehenden Armenanſtalten angewieſen, bis 
fie ſich durch eigene Arbeit und Verwendung ernähren fün- 
nen. $. 221. . 

i) Der nothwendige Unterhalt gehört auch dem vom Pflicht- 
theil ausgeſchloſſenen Notherben. $. 795. 

k) Dem überlebenden Ehegatten. $. 796. 

J) Dem Geſchenkgeber. $. 950 und 954. 

m) Dem Bürgen. F. 1354. 5 
- 7. . alle Alimente monatlich voraus bezahlt werden. 

1418. 

0) Dem in Arreſt gezogenen Schuldner muß der Gläubi⸗ 
ger die nöthige Alimentation leiſten. (A. h. Reſolution vom 11. 
September 1784.) | 

p) Die gerichtliche Alimentation für die Gattinnen und 
Kinder der Beamten kann auf die Beſoldung derſelben um fo 
gewiſſer angewieſen werden, als die Befreiung derſelben vom 
Verbot und der Execution nur die Abſicht hat, dem muth⸗ 
willigen Schuldenmachen Schranken zu ſetzen, keineswegs aber 
die Erfüllung der in den natürlichen und poſitiven Rechten 
vorgeſchriebenen Pflichten des Ehemannes und Vaters zu hin— 
dern. (Hofdecret vom 19. April 1799.) 


Die höchſte Verordnung vom 25. October 1788 ſteht 
alſo der Ceſſion der Beſoldungen an diejenigen, welche aus den- 
ſelben auf ihren Unterhalt geſetzmäßigen Anſpruch haben, nicht 
im Wege. Auch aus dem Quartiergelde der Beamten wird der 
Gattinn und den Kindern ein Betrag bemeſſen und angewieſen, 
wenn die Alimentation denſelben gerichtlich zuerkannt wurde. 
(Hofdecret vom 14. September 1805.) 


d) Die Wittwen der in Unterſuchung verfallenen ſuspen— 
dirten, mit Alimentationen betheilt geweſenen, jedoch vor vollen— 
deter Unterſuchung verſtorbenen Beamten erhalten eine Alimen— 
tation. (Hofkammerdecret vom 30. Mai 1832, Regierungs- 
decret für Oberöſterr. vom 11. Juli 1832, Zahl 18687.) 


Dieſes gilt auch für Wittwen von aus politiſchen Fonden und 
aus Comunal-Caſſen alimentirten und ſtändiſchen Beamten. 
(Hofkanzleidecrete vom 16. Juli und 18. October 1832, Zahl 
15284 und 23825, Regierungsdecrete für Oberöfterr. vom 
20. Auguſt und 28. October 1832, Zahl 21002 und 24815.) 

r) Bezüge der Bettelvogte dürfen endlich auch nicht aus 
dem Armen = Inftitute gezahlt werden. (Regierungsdecret für 
Oberöſterr. vom 15. Februar 1834, Zahl 3045.) 


— 
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$. 42. 


Zur Betheilung der Armen muß ein nach dem Locale ſchick⸗ 
licher Tag der Woche gewählt, und dieſer hinfort ohne triftige 
Urſache nicht verändert werden. Dieſe Betheilung hat jedes mal 
an einem öffentlichen Orte hauptſächlich in der Pfarre oder bei 
den Armenvätern zu einer vorgeſetzten Stunde, von welcher 
jede Gemeinde vorläufig zu benachrichtigen iſt, zu geſchehen, 
um dadurch das allgemeine Zutrauen nicht allein zu erwecken, 
ſondern auch ſtets als das zuträglichſte Mittel zur Aufrechthal— 
tung des Armen-Inftitutes zu erhalten. 

Sollten aber Arme, die ihr Almoſen ſelbſt ablangen kön— 
nen, bei der Austheilung nicht perſönlich erſcheinen, ſo iſt dieß 
falls nach Dfterem Ausbleiben und bei anſcheinendem Verdachte 
genaue Nachfrage und Unterſuchung zu machen, ob nicht etwa 
Schleichwege betreten oder Betruge geſpielt werden. 


Um ſich beſonders in Städten bei der Almoſenaustheilung 
zu verſichern, daß das Almoſen den wahren und vorgemerkten 
Armen wirklich zukomme, und um dem Armen ſelbſt auch die 
Erleichterung zu verſchaffen, wenn er perſönlich bei der Aus 
theilung nicht erſcheinen kann, jemanden andern ſtatt ſeiner ſchi— 
cken zu können, ſind gedruckte Anweiſungen auszufertigen, und 
den in der Verſorgung ſtehenden Armen zuzuſtellen, welche der 
Arme oder jener, dem er ſie vertraut, bei der Almoſenbethei— 
lung, die allemal öffentlich zu geſchehen hat, vorzeigen muß, 
und ohne deren Vorzeigung das Almoſen nicht zu verabfolgen 
iſt. Dadurch wird allen Unterſchleifen ausgewichen, welche ſonſt 
beſonders in Bezirken, wo eine große Anzahl Arme ſich befin— 
det, leicht unterlaufen können. 


In größeren Städten, wo mehrere Pfarrbezirke ſind, und 
die betheilenden Armen von einem in der andern wohl nicht 
ohne Urſache überziehen, ſoll nebſt ihren Entlaſſungsſcheinen auch 
in denſelben die vorher zu unterſuchende Urſache angemerket 
werden, weil eben dieſe Urſache zuweilen zur Abänderung der 
Portion Anlaß geben kann; ſo lange aber, als ihre Lage nicht 
vollkommen beleuchtet wird, haben ſolche Arme in dem Genuße 
des in der vorigen Pfarre erhaltenen Almoſens zu verbleiben. 


Damit man bei jedem Hauptbezirke am Ende eines jeden 
Monats den Stand der Armen, den eingebrachten Almoſenbe— 
trag und die an Almoſen gemachte Ausgabe, ſowohl pfarr— 
weiſe als im Ganzen überſehen, und hiernach die Aushilfe, die 
ein Bezirk dem andern geben kann und ein Bezirk von dem an— 
dern brauchet, anweiſen könne, jo haben die Pfarrbezirke in Ab- 
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ficht der Berechnungen und ſummariſchen Auszüge nach den 
zwei Nachrichten von dem Graf Buquoiſchen Armen-Inſtitute in 
Böhmen ſich zu verhalten. ö 9 * 

Nur in größeren Städten iſt dießfalls eine andere Beneh— 
mung vorgeſchrieben. Wenn jedoch nach der Zeit einige Bezirke 
gleiche Einrichtung treffen wollten, haben dieſe an die Kreisäm— 
ter ſich zu wenden, und von dort die nöthige Belehrung einzu— 
holen. (Kreisſchreiben in Mähren vom 25. April, in Böhmen 
vom 19. Auguſt 1785.) 

Von Zeit zu Zeit ſind große allgemeine Verſammlungen 
über die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten des Armen-Inſtitutes 
zu halten, und ſollen die Pfarrer, Armenväter und Rechnungs- 
führer nach Erforderniß der Umſtände monatlich oder vierteljäh⸗ 
rig zuſammentreten, um über die Berichtigung der Armenbe— 
ſchreibung die zweckmäßige Hilfe und Vertheilung des Almoſens 
und zugleich auch über die möglichen Verbeſſerungen gemein— 
ſchaftlichen Rath zu pflegen. (Verordnung vom 1. Auguſt 1783.) 


§. 43. 


Da unter den nachläßigen Aeltern, die ihre Kinder nicht 
zur Schule ſchicken, auch ſogar ſolche gezählt werden, welche 
von dem Armen-Inftitute die Verpflegung genießen, dergleichen 
Aeltern aber, wenn ſie ihre Kinder, die doch den Unterricht 
und die Bücher überall unentgeldlich erhalten müffen, nicht zur 
Schule ſchicken, offenbar zeigen, daß ihre Abſicht iſt, dieſe zum 
Betteln zu gebrauchen, und in dem ſchädlichen Müſſiggange zu 
erhalten, und alſo dem Zwecke des Inſtitutes, welches ſie ver— 
pfleget, und welches Bettelei vermindern, Arbeitſamkeit erwe— 
cken und zur heilſamen Bildung der Jugend den erſten Grund 
legen und befeſtigen ſoll, gerade entgegenhandeln, ſo wird ver— 
ordnet, daß dergleichen Aeltern in dieſem Falle das Almoſen, 
deſſen ſie ganz unwürdig ſind, nicht gereicht werden ſolle. (Hof— 
decret vom 4. Jänner 1786.) 

Jene Perſonen, welche um Betheilung vom Armen-Inſti⸗ 
tute einlangen, oder welchen bereits Betheilungen zukamen, 
find, wenn ſie die periodiſchen Beträge abholen, zu befra— 
gen, ob ſie ihre Kinder haben impfen laſſen, wobei ihnen 
im Verneinungsfalle zu bedeuten iſt, daß ſie ihre Kinder um 
ſo gewiſſer bei erſter Gelegenheit impfen laſſen, und ſich dar— 
über mit den Impfungs-Zeugniſſen auszuweiſen haben, als im 
widrigen Falle ihnen nicht nur keine neue oder größere Bethei— 
lung mehr ertheilt, ſondern ſelbſt die bereits zugewieſene ent— 
zogen werden würde. 


II. Hauptſtück. 
Bürgerſpitäler. 


F. 44. 


Vor der Einführung des Armen -Inſtitutes und vor der 
neueren Einrichtung der Armen-Verſorgungsanſtalten beſtan⸗ 
den zur Unterbringung der Armen eigene Armenhäuſer und 
Spitäler, worin die Armen entweder aus dem Ertrage der hierzu 
gewidmeten Stiftungen oder aus andern wohlthätigen Zuflüfien 
unterhalten, und hierauf gewiſſermaſſen die ganze Armenverſor— 
gung beſchränkt wurde. Während der Regierung Joſephs II. wur 
den dieſe Spitäler und Armenhäuſer in den Hauptſtädten größten⸗ 
theils aufgehoben und dagegen die allgemeinen Siechen- und Verſor⸗ 
gungshäuſer nach den Grundſätzen der neu gegründeten Armen— 
Verpflegung hergeſtellt. Da jedoch ein großer Theil dieſer Verſor— 
gungsplätze auf früheren Stiftungen beruhte, ſo wurde, um dem 
Willen der Stifter zu entſprechen, verordnet: daß dieſe geſtif— 
teten Unterhaltsbeträge auch ferner an die Armen vertheilt wer— 
den ſollen. Hierdurch entftanden die unter dem Namen der 
Spitals-⸗Pfründner betheilten Armen, welche die für die ehema— 
ligen Armenhäuſer und Spitäler geſtifteten Beträge nunmehr 
als ein Handalmoſen empfangen, und ſich hiervon ſelbſt zu ver— 
pflegen haben. (Kundmachung des ſteyriſchen Guberniums vom 
13. Jänner 1796.) 


Die Pfründner erhalten, wenn ſie in der Stadt wohnen, 
ihre Almoſen wöchentlich von ihrem Pfarrer, welcher die Be— 
zahlung in dem ihnen von der Oberdirection ertheilten Ein— 
ſchreibbuche anmerkt, und ſolche zugleich mit den Findlings- und 
Waiſengeldern verrechnet. Für die auf dem Lande wohnenden 
Pfründner wurde die Vorkehrung getroffen, daß ſie ihre Ge— 
bühr unmittelbar bei der Stiftungshaupt⸗ Caſſe erheben konn- 
ten. Wenn dieſe Pfründner in die öffentlichen Verſorgungs— 
häuſer übertreten wollen, ſo werden ſie aufgenommen, und 
haben ihre Verpflegsbeträge dahin mitzubringen. Außer den 
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Verſorgungshäuſern hatten die Pfründner ein ſichtbares Un— 
terſcheidungs-Zeichen zu tragen, damit ſie ſich dem Betteln nicht 
überlaſſen können. Wenn ſich nach dem Tode eines Pfründners 
ein Vermögen vorfindet, welches derſelbe entweder ſchon bei dem 
Eintritte in die Portion beſaß, oder während ſeiner Verſorgung 
erhalten hat; ſo ſollen dem Fonde alle unrechtmäßig genoſſenen 
Geldbeträge zurückgeſtellt werden. Auf dasjenige aber, was 
ſich der Pfründner von feiner Portion erfpart hat, iſt für den 
Fond kein Anſpruch. (Hofdecret vom 3. Juni 1784.) 


Zur Wiederbeſetzung der erledigten Pfründen haben entwe— 
der die von den Stiftern ernannten Patrone den Vorſchlag zu 
machen, oder wenn kein Privat-Patron beſtellt iſt, ſo wird der 
Genuß der Pfründe durch die Landesſtelle auf den Vorſchlag 
der Oberdirection in Folge der hierüber beſtehenden Directiven 
verliehen. (Kundmachung des ſteyriſchen Guberniums vom 13. 
Jänner 1796, VI. VII.) 


In Wien wurde ſpäter die Verleihung ſolcher Stiftungen, 
die Genehmigung der Privat-Präſentationen, ſo wie auch die 
Aufnahme der Pfründner in die Verſorgungshäuſer oder ihre 
Entlaſſung aus denſelben der Stadthauptmannſchaft übertragen. 
(Hofdecret vom 10. April 1807, F. 8.) | 

Um ſich gegen den Gebrauch der Privatpräſentationen zu 
verwahren und dem Willen des Stifters zu entſprechen, wurde 
befohlen, daß nur ſolche Perſonen für die erledigten Pfründen 
in Vorſchlag gebracht werden ſollen, welche ſich durch Zeugniſſe 
der Pfarrer und Armenväter als wirkliche und eingeborne Ar- 
me ausweiſen können. (Hofdecret vom 18. Februar 1786, und 
Verordnung in Böhmen vom 7. December 1785.) 


| §. 45. 

Da nach den älteſten Landesgeſetzen die Pflicht zur Verſor— 
gung der Armen auf dem Lande den Obrigkeiten und Gemein- 
den obliegt; ſo wurden die ihnen zugehörigen Landſpitäler für 
Pfründner, Kranke und Sieche überall beibehalten, die für ſie 
geſtifteten Einkünfte, fo wie die Art ihrer Benützung und Ver⸗ 
wendung wurde aber der Aufſicht der öffentlichen Verwaltung 
unterzogen. (Hofdecret vom 17. November 1787.) 


Die in dieſen Spitälern befindlichen Armen werden entwe— 
der mit Koſt, Kleidung und ihren übrigen Bedürfniſſen von 
der Anſtalt verſorgt, oder ſie genießen bloß die gemeinſchaftliche 
Wohnung und Heitzung, und erhalten außerdem einen täglichen 
Geldbeitrag. Mehrere dieſer Spitäler wurden in neuern Zeiten 
erweitert, in ordentliche Krankenſpitäler umgeſtaltet, und ins- 
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beſondere ſollte darauf geſehen werden, in denſelben eigene Be— 
hältniſſe für Wahnſinnige herzuſtellen, um auch dem flachen 
Lande die Wohlthat ſolcher Verwahrungsörter zuzuwenden. 
(Hofdecret vom 16. October 1790.) 

Den Obrigkeiten und Gemeinden ſteht, ſo wie vorher, die 
Ernennung der Pfründner zu; allein es wurde ihnen neuerlich 
unterfagt, einzelne Perſonen bereits im Voraus für ſpäter er— 
ledigte Plätze vorzumerken; ſie ſollen vielmehr nach der Erle⸗ 
digung eines Platzes den Bittwerbern einen Termin von 8 bis 
10 Tagen zur Einbringung ihrer Geſuche geſtatten, und aus 
den angemeldeten Armen immer den Dürftigſten auswählen. 
(Verordnung in Böhmen vom 18. Februar 1813.) 


Ueber ſämmtliche Pfründner haben die Obrigkeiten, Ma⸗ 
giſtrate oder Gemeinden ein Protokoll zu halten, welches vor— 
züglich zum Gebrauche bei Rechnungsreviſionen und bei der 
Unterſuchung der Spitäler beſtimmt iſt; die Kreisämter haben 
darüber zu wachen, daß dieſe Protokolle nach den vorgeſchrie— 
benen Formularien ordentlich fortgeführt werden. (Verordnung 
in Böhmen vom 18. Juli 1798.) 


Die öffentliche Verwaltung war vorzüglich bemüht, das 
Vermögen und die Einkünfte der Landſpitäler zu ſichern, und 
über die zweckmäßige Verwendung desſelben zu wachen. Daher 
wurde in Böhmen befohlen, für jedes Spital einen Stiftbrief 
zu verfaſſen, in demſelben alle dem Spitale zu feinem Unter- 
halte überlaſſenen Häuſer und Grundſtücke, Zinſungen, Capi— 
talien und jährlichen Zuflüſſe in Naturalien oder im Gelde aus— 
zuweiſen, und ſolche nebſt den hierzu gehörigen Documenten, 
als: Teſtamenten, Schenkungsurkunden, Obligationen, grund— 
bücherlichen Extracte u. ſ. w., an die Kreisämter zur Beförde— 
rung an die Landesſtelle zu überreichen. (Verordnung in Böh⸗ 
men vom 14. Jänner 1796, §. 1 und 2.) 


Zur Ausfertigung dieſer Stiftbriefe ſowohl, als auch für 
die Schuldverſchreibungen zu Gunſten der Spitäler wurden eigene 
Formularien mitgetheilt. (Verordnung vom 13. Nov. 1795.) 


Um die Ueberſicht über das Vermögen und die Einkünfte 
dieſer Spitäler auch in der Zukunft zu erhalten, ſind die Domi— 
nien und Magiſtrate oder Gemeinden verbunden, ein ordentli— 
ches Spital⸗Stiftungsbuch zu errichten, und in dasſelbe: 1) den 
Stiftungsbrief nebſt allen dazu gehörigen Urkunden oder Bei— 
lagen zum ewigen Gedächtniſſe einzutragen; 2) alle dem Spi— 
tale künftig zufallenden Vermächtniſſe nebſt der Vermächtnißur— 
kunde einzuſchreiben, und endlich 3) darin auch alle in Anſe— 
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hung des Spitals erlaffenen Verordnungen im Auszuge aufzu⸗ 
nehmen. (Verordnung in Böhmen vom 28. September 1802.) 


Die Verwaltung der Spitals-Einkünfte iſt den Obrigkeiten, 
Magiſtraten oder Gemeinden unter der Aufſicht der Kreisämter 
oder Länderſtellen überlaſſen. Vermög einer früheren Verord⸗ 
nung für Steyermark ſollen hierzu in den Städten und Märk⸗ 
ten aus den vermöglicheren Bürgern alle 3 Jahre einige Spi— 
talmeiſter gewählt werden. (Hofentſchließung für Steyermark 
vom 29. November 1769.) f 


Ohne höhere Erlaubniß iſt nicht geſtattet, irgend eine, dem 
Spital gehörige Realität zu veräußern oder zu verpachten, Na⸗ 
tural⸗Einkünfte in Geldleiſtungen umzuwandeln, ein Spitalge- 
bäude zu einer andern Beſtimmung zu verwenden oder daran 
bedeutende Bauveränderungen vorzunehmen, oder endlich über 
die Anzahl oder die Portion der Pfründner irgend eine Abände⸗ 
rung zu veranlaſſen. (Verordn. in Böhmen vom 9. Jän. 1800.) 


Ueber den Stand der verſorgten Pfründner, über die Ein- 
künfte und Ausgaben der Anſtalt, haben die Magiſtrate und 
Obrigkeiten jährlich einen Ausweis an ihr Kreisamt einzuſen— 
den. (Verordnung in Kärnthen vom 10. April 1793, in Böh— 
men vom 14. Jänner 1796.) 

Bei dieſen Verrechnungen darf das eigenthümliche Vermö— 
gen der Spitäler niemals mit jenem des Armen-Inſtitutes ver⸗ 
mengt werden. (Verordnung in Böhmen vom 14. Jänner 
1796, . 3.) 


Die Intercalar-Einkünfte von den von Zeit zu Zeit erledig⸗ 
ten Plätzen, ſo wie die dem Stiftungsfonde zurückfallenden Klei— 
dungsſtücke müſſen ebenfalls in den Ausweis aufgenommen wer— 
den. (Verordnung in Böhmen vom 18. Juli 1798 und 18. 
Februar 1813.) 


Nach der jungften Verordnung find die Bürgerſpitals-Rech⸗ 
nungen am 28 Februar jeden Jahres bei dem k. k. Kreisamte 
einzureichen. (Hofkanzlei-Verordnung vom 22. April 1843, 
Zahl 7924, Regierungsdecrete für Oberöſterreich vom 11. Mai 
1843, Zahl 12770 und 9. Jänner 1844, Zahl 2285.) 

Zur Verwahrung der Stiftungsurkunden, Rechnungen und 
Protokolle wurde bei den Landſpitälern nach dem Muſter des 
Armen-Inſtitutes die Errichtung von eigenen mit einer dreifa⸗ 
chen Sperre verſehenen Läden angeordnet. (Hofdecret vom 21. 
Jänner 1792.) 


III. Hauptſtück. 
Verſorgung der Waiſen. 


F. 46. 


Zur Verſorgung der Waiſen hatte die Freigebigkeit der Lan— 
desfürſten und die Privat⸗Wohlthätigkeit ſchon in den Alteften 
Zeiten anſehnliche Stiftungen vorbereitet. Die Waiſenhäuſer wa— 
ren in Verbindung mit den Findelhäuſern aber auch wie in Wien, 
Prag, Salzburg abgeſondert. 

Zur Vermehrung der Einkünfte der Waiſenhäuſer wurde 
zuerſt ein Auſſchlag von Thee, Kaffee und Chocolade bewilligt. 
(Patent vom 30. März 1763.) 

Die Waiſen aus dem Armenhauſe mußten in Folge der er⸗ 
floſſenen Generalzunft-Patente unentgeldlich in die Lehre ge— 
nommen und nach vollendeten Lehrjahren freigeſprochen werden. 
(Verordnung in Wien vom 6. Auguſt 1764.) 


Von den öffentlichen Bällen mußte der 4. oder 3. Theil der 


ganzen Einnahme dem Armenfond und Waiſenhaus zugewendet 
werden. (Verordnung in Wien vom 7. November 1766.) 

Die Waiſenhäuſer wurden von der Erbſteuer befreit. (Hof— 

decret vom 17. Jänner 1767.) 
$. 47. 

Zur Aufnahme in ein Waiſenhaus find die Waiſen geeig- 
net, welchen zu ihrer Erziehung nach ihrer Aeltern Tod kein 
Vermögen geblieben iſt. Es können ſich bei der angeſuchten 
Aufnehmung 2 Fälle ereignen, einer, bei dem nur um die 


Einnehmung in das Waiſen- oder Findelhaus gebeten, und | 


der andere, wenn der arme Aelterntheil zwar um die Einneh— 
mung in ein Waiſenhaus, zugleich aber auch, weil die Kin— 
der nach Sr. Majeſtät allerhöchſter Entſchließung auf das 
Land in die Koſt gegeben werden, darum bittet, damit ihm das 
Kind zur Erziehung gegen Verabreichung des normalmäßigen 
Koſtgeldes beigelaſſen werde. 

In dem erſten und zweiten Falle kömmt von dem Pfarrbe⸗ 
zirke über die Würdigkeit der Aufnehmung das Zeugniß aus— 
zuſtellen, und in demſelben auszudrücken: 
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1) Der Name des Waiſen oder des Kindes. 

2) Name der Aeltern. 

3) Name der Zieh-Aeltern, der Aufenthaltsort und Num- 
mer des Hauſes. a 

4) Die Bewegurſache, warum der Waiſe in die Verſor- 
gung eingenommen werden ſoll. | | 

In der Abſicht aber, damit das Kind zur Erziehung gegen 
Abreichung des normalmäßigen Koſtgeldes beigelaſſen oder über- 
geben werde, haben die wahren oder die Ziehältern noch ein ge— 
richtliches Zeugniß beizubringen, in welchem beftatigt wird, 
daß ſie einen chriftlichen und ordentlichen Lebenswandel führen, 
mithin ihnen der Waiſe ohne Anſtand zur Erziehung anvertraut 
werden könne. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß zur 

- Aufnehmung in alle dieſe Verſorgungshäuſer keine Fremden 

geeignet find, mithin auch die Zeugniſſe nur für die einheimi— 
ſchen Bewohner giltig ausgeſtellt werden können. (Verordnung 
in Wien vom 7. October 1784.) 

In Wien wurde eine Waiſenerziehungs-Anſtalt mit Hofent⸗ 
ſchließung vom 14. Februar 1788 errichtet, und nebſtdem die 
Waiſen aufs Land zur Erziehung gegen Entgeld hinausgege— 
ben. (Hofdecret vom 18. October 1788.) - 


§. 48. 


In dem Waiſenhauſe wurde für die phyſiſche und moraliſche 
Erziehung der Kinder die möglichſte Sorge angewendet; der 
Unterricht umfaßt die Lehrgegenſtände der drei erſten Claſſen 
der Hauptſchule; außerdem wird den Fahigeren auch Unterricht 
in der freien Handzeichnung ertheilt, und den beſſeren Talen— 
ten geſtattet, die lateiniſchen Schulen oder die Akademie der 
bildenden Künſte zu beſuchen. Die Mädchen erhalten neben dem 
Schulunterrichte auch die Anweiſung zu verſchiedenen weiblichen 
und häuslichen Arbeiten. Bei der Wahl des Standes für die 
geſtifteten Waiſen wird auf die körperliche und geiſtige Beſchaf— 
fenheit und auf die Neigung derſelben, und auch ſo viel möglich 
auf die Abſichten und Wünſche derjenigen geſehen, welche für 
die Waiſen ſorgen. Die Waiſenoberdirection thut alles Mögliche 
zu ihren Fortkommen, ſie bringt ſie entweder bei rechtſchaffenen 
Handwerkern, Handelsleuten und Künſtlern in die Lehre, oder 
ſie gehen in die Ingenieur-Akademie zum Bombardier-Corps 
oder zu den Regimentern uber, und werden auf das ſorgfältigſte 
beauſſichtigt. ’ 
Das Waiſenhaus in Prag wurde im Jahre 1773 von einer 
menſchenfreundlichen Privatgeſellſchaft errichtet, und durch Sub— 
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ſcriptionen und verſchiedene andere wohlthätige Beiträge untere 
halten. Im Jahre 1775 ſchenkte M. Thereſia dieſer Anſtalt ein 
Capital zum Ankaufe eines eigenen Hauſes, und ſtiftete in der⸗ 
ſelben 12 Plätze für arme Waiſen, welche der Oberſtburggraf 
vorſchlagen ſollte; im Jahre 1780 wurde dem bereits erweiter⸗ 
ten Inſtitute von der Kaiſerinn auf die Bitte der Vorſteher das 
noch jetzt für dasſelbe beſtimmte größere Haus geſchenkt. Als Jo⸗ 
ſeph II. alle übrigen Anſtalten dieſer Art auflöste, wurde die⸗ 
ſes ſeiner guten Einrichtung wegen beibehalten. 


§. 49. 


Da die Waiſenhäuſer durch die koſtbare Unterhaltung der Ges 
bäude, durch die beträchtlichen Regiekoſten und noch weit koſtba— 
rere Erziehung und Verpflegung der Kinder einen großen Aufe 
wand erforderten, ſo zwar, daß außer dem Hauſe zwei Mal 
mehr Waiſen verſorgt werden kounten, jo wurden die Waiſen⸗ 
häuſer aufgelaſſen, die darin befindlichen Waiſen auf das Land 
und zu Handwerkern in Koſt gegeben, und folgende Directiv— 
Regeln vorgeſchrieben: 


1) Diejenigen Landleute oder Handwerker, welche daher 
ein ſolches Waiſenkind in Koſt zu nehmen Willens ſind, müſ— 
ſen ſich mit dem, vor der Grundobrigkeit und dem Pfarrer ge— 
meinſchaftlich und unentgeldlich auszuſtellenden Zeugniſſe ihres 
Wohlverhaltens bei dem k. k. Kreisamte melden, und es verſtehet 
ſich dieſes auch von jenen Vätern oder Müttern, welche wirklich 
dermalen Kinder in dem Waiſenhauſe haben, und ſolche in ihre 
Koſt und Obſorge zurückzunehmen verlangen. 

2) Nach eingelangten kreisämtlichen Berichten wird jenen, 
welchen man Waiſenkinder anzuvertrauen findet, ſo wie auch den 
Grundobrigkeiten und Pfarrern der Tag zur Uebernahme der 
Kinder durch die Kreisämter bedeutet werden, an welchem ſie 
ganz ſicher die ihnen zugetheilten Kinder aus dem Waiſenhauſe 
abzuholen haben werden. 


3) Sie werden ihnen gegen Empfangſchein übergeben, und 
die Kinder nur ein für allemal mit der ganzen Kleidung und _ 
Wäſche verſehen werden; die Uebernehmer haben für ein- Kind 
bis zum erreichten Alter von 10 Jahren 24 fl., von 10 bis 15 
Jahren aber nur 12 fl. jährlich zu empfangen, weil dazumal 
der Waiſe ſeinen Ziehältern ſchon einige Dienſte zu leiſten im 
Stande iſt. Die Geldbeträge erhalten die Uebernehmer in mo— 
natlichen Friſten, und zwar den erſten monatlichen Betrag zu— 
gleich mit der Uebernahme des Kindes aus der Waiſencaſſe, die 
weiteren Beträge aber gegen gedruckte Quittungen aus den 
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Händen des Pfarrers, welchen die Waiſencaſſe mit den erfor⸗ 
derlichen Geldern in voraus verſehen wird. Ueber die, aus die— 
ſer Caſſe empfangenen und von den Pflegeältern ebenfalls zu— 
rückerhaltenen Koſtgelder wird der Pfarrer mit Ende jeden 
halben Jahres eine documentirte Rechnung legen und der Di- 
rection des Inſtitutes überſenden. 

4) Jeder Uebernehmer befommt mit dem Kinde auch eine 
gedruckte Inſtruction, welche ſowohl die gute Haltung, als 
auch die ſittliche Erziehung und Schulunterricht des Kindes zum 
Gegenſtande haben wird. Auf derſelben genaue Befolgung wer— 
den die Obrigkeiten und Pfarrer durch öfteres Nachſehen ge— 
meinſchaftliches Augenmerk tragen, und bei wahrnehmender 
Vernachläßigung eines Kindes ſogleich veranlaſſen, daß ſel— 
bes in ein beſſeres Ort untergebracht, und hierüber die ge— 
» meinfchaftliche mitgefertigte umſtändliche Anzeige durch das 
Kreisamt an das Landesgubernium erſtattet werde. | 

5) Nach zurückgelegtem 15. Jahre wird für dieſe Waiſen 
kein Koſtgeld aus dem Fonde des Inſtitutes mehr verabreicht; 
Knaben und Mägde find alsdann, wie all übriges Dienſtge⸗ 
ſinde freie Leute, haben ſich als ſolche nach der Geſindord— 
nung zu halten, und bleibet ihnen frei, bei ihren Ziehältern zu 
verbleiben, oder in andere auch entfernte Dienſte zu treten, in 
welch letzteren Fall jedoch ſie ſich genau nach den Militär-Con⸗ 
ſeriptions⸗ und Emigrations-Generalien zu verhalten haben. 


6) Im Falle der Erkrankung ſind derlei Waiſen, wenn ihre 
Uebertragung ohne Gefahr ihres Lebens thunlich iſt, in das 
ſobald thunlich errichtet werdende neue Waiſen- und Findelhaus, 
und auf desſelben Koſten zur nöthigen Pflege zurückzubringen, 
und daher von den Ziehältern die Erkrankung derſelben allemal 
gleich der Grundobrigkeit und dem Pfarrer anzuzeigen. Geſtat— 
tete die Art der Krankheit nicht, daß das Kind in das neue 
Waiſen⸗ und Findelhaus überbracht werde, jo wird auf desſel⸗ 
ben Koſten die Heilung des Erkrankten mit Zuhilfenehmung 
des nächſten Leib- und Wundarztes wohl zu beſorgen, und 
nach erfolgter Geneſung des Kindes das zu documentirende 
Verzeichniß der Heilungskoſten, mit Bemerkung der Gattung 
und der Zeit der Krankheit, von der Grundobrigkeit durch das 
Kreisamt der Landesſtelle einzuſenden ſein. 


7) So wie ſich weiters vorbehalten wird, jedes Kind, ſo 
bald man will, wiederum zurückzunehmen, eben ſo wird jedem 
Uebernehmer frei ſtehen, dasſelbe zurückzugeben; nur wird er. 
es ein Monat vorher der Obrigkeit und dem Pfarrer zu mel— 
den haben, damit dieſe für die anderwärtig gute Unterbrin⸗ 
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gung eines ſolchen Kindes in ein anderes Ort zu ſorgen, und 
die Anzeige hiervon mittelſt des Kreisamtes der Landesſteile zu 
machen wiſſen mögen. 


8) Sollten die in die Koſt übernommenen Kinder ſterben 
oder zurückgegeben werden wollen, oder auch, daß man nöthig 
fände, ſolche wegen Verwahrlofung oder aus ſonſt wichtigen 
Urſachen abzunehmen, ſo wird der Pfarrer das in Händen der 
Zieh- oder eigenen Aeltern noch übrig verbliebene Koſtgeld ein— 
heben und gehörig verrechnen; in Abſicht der, noch kein gan⸗ 
zes Jahr in der Verköſtung geweſenen Kinder aber, das, was 
ſelbe an Kleidung und Wäſche empfangen haben, ebenfalls über⸗ 
nehmen, die Wäſche und Kleidung von den verſtorbenen Kindern 
jedoch dem neuen Waiſen- und Findelhauſe zurückſenden, den 
noch lebenden und nur anderswo in Verſorgung gelangenden 
Kindern aber ein ſo anderes beilaſſen. 


9) Die Grundobrigkeit und der Pfarrer werden weiters den 
ſich ergebenden Todesfall der Pflege-Aeltern mit der, für die 
anderweitige gute Ueberbringung der betreffenden Waiſen ge⸗ 
troffenen Fürkehrung, ſo wie auch den Todesfall eines jeden 
Waiſenkindes ohne Aufenthalt gemeinſchaftlich durch das Kreis— 
amt der Landesſtelle anzeigen, auch genaue Sorge tragen, da— 
mit von den Pflege-Aeltern kein Todesfall verſchwiegen, oder 
gar ſtatt des verſtorbenen oder auch wie ſonſt immer ein anderes 
Kind unterſchoben werde; die Ortsobrigkeit wird in vorkom— 
menden Fällen dieſer Gattung ſogleich verläßliche Unterfuhung 
vornehmen, und hierüber dem Kreisamte zur weiteren Beglei— 
tung an die Landesſtelle Bericht erſtatten. Derlei von den Pfle— 
geältern ausübende Unterſchleife aber wird man als Diebſtähle 
des Almoſens anſehen, und ſcharf beſtrafen. Da jedoch ein ſol— 
cher Fall ſich nicht ergeben kann, ohne daß die Gemeinde und 
derſelben Gerichte davon Wiſſenſchaft haben, ſo werden dieſel— 
ben wegen unterlaſſener Anzeige für den Erſatz des dem Kin— 
rg 0 dadurch zugegangenen Schadens aus Eigenem zu 
haften haben. 

10) Die Taufſcheine der Waiſenkinder verbleiben dermalen 
in Verwahrung des neuen Waiſen- und Findelhauſes, und wer— 
den ihnen erſt nach erreichtem Alter von 15 Jahren durch die 
Obrigkeiten verabfolget werden, es wäre denn, daß durch die 
Pflegeältern gegründete Urſachen zur früheren Erhaltung ange— 
zeigt würden. 

11) Die Pflege-Aeltern find übrigens gehalten, für die Be— 
grabung der verſtorbenen Waiſenkinder dem Pfarrer die Stoll— 
gebühr zu entrichten. 8 

. 4 * 
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12) Endlich wird alle halbe Jahr durch einen Abgeordne— 
ten aus dem neuen Waiſen- und Findelhauſe eine Muſterung der 
Kinder aller Orte, mit Zuziehung der Ortsobrigkeit, des Pfar⸗ 
rers und des Schulmeiſters, vorgenommen werden, wozu dem— 
ſelben all nöthiger Beiſtand zu leiſten iſt. Bei dieſer Gelegenheit 
wird unter Einem geſehen werden, ob Knaben von höheren Jah— 
ren nach Maß der Leibeskräften und wahrnehmenden Fähigkei— 
ten entweder zu Profeſſionen zu beſtimmen und guten Meiſtern 
in die Lehre zu geben oder in das neue Inſtitut zurück zu nehmen 
ſeien; um fie wohl zu prüfen und die fähigſten zu höheren Schu— 
len auszubilden, oder aber fie dem Bauernſtande, unter wel⸗ 
chem ſie erzogen worden, zu überlaſſen; und ſo wie jedes, von 
dem öffentlichen Hauſe in andere Verſorgung gegebene Kind 
ein Kind des Staates und der Vorſorge der Obrigkeit und des 
Pfarrers insbeſondere anvertraut iſt, eben ſo verſpricht man 
in von 8 1 Pflicht gegen Gott und den Monarchen, daß 
ſelbe an all dem nichts ermangeln laſſen werden, was zur gu— 
ten Erziehung und zu dem erforderlichen Unterrichte der verlaſ— 
ſenen Jugend nur immer beitragen kann. (Verordnung in Prag 
10. Juli 1783, in Grätz 17. Februar, 6. April, 6. Juni 
1785, in Brünn vom 5. October 1784.) 


Die Waiſenhausrechnungen ſind am 28. Februar jeden Jah⸗ 
res dem k. k. Kreisamte vorzulegen. (Hofkanzlei-Verordnung 
vom 22. April 1843, Zahl 7924, Regierungsdecret für ob 
- der Enns vom 11. Mai 1843, Zahl 12770, und 9. Jänner 
1844, Zahl 28285.) 


IV. Hauptſtück. 
Gebär- und Findelhäuſer. 


$. 50. 

Die ſchwangeren ledigen Weibsperſonen hatten ſich ſchon in 
der älteſten Zeit eines beſonderen Schutzes zu erfreuen. Es wurde 
zu ihren Gunſten befohlen, daß ihnen bei herannahender Ge— 
burtszeit Unterſtand verſtattet und Hilfe geleiſtet werden ſoll, 
weil deren Entfernung wider die menſchliche Schuldigkeit und das 
Chriſtenthum ſtreitet. (Verordn. in Linz vom 4. Auguſt 1746.) 

Um die Furcht vor der Schande einer unehelichen Schwan— 
gerſchaft zu beſeitigen, hat die Geſetzgebung ſowohl den Obrig— 
keiten, als auch der Geiſtlichkeit den ehemals üblichen Gebrauch 
aller beſchämenden öffentlichen Strafen bei den geſchwächten 
Weibsperſonen unterſagt; die Obrigkeiten wurden vielmehr ver— 
pflichtet, den Aeltern, wegen der Erhaltung ihrer und ihrer 
Töchter Ehre zur möglichſten Verheimlichung und Erleichterung 
der Entbindung ihrer Kinder behilflich zu ſein. (Inſtruction 
vom 13. October 1755, §§. 3 und 6, Verordnung in Steyer— 
mark vom 8. September 1784, 6. 5.) 

Dagegen iſt den Obrigkeiten ſtrenge unterſagt, die gefalle— 
nen Weibsperſonen wegen ihres Vergehens mit Auflegung von 
Robothen zu beſtrafen, oder die Erbtheile derſelben zu den 
obrigkeitlichen Renten einzuziehen, noch weniger von ihnen 
Geldſtrafen oder andere Accidenzien einzufordern. (Verordnung 
vom 2. November 1789, 9. März 1770 und 13. Oct. 1755.) 

In Steyermark wurden die Seelſorger angewieſen, bei der 
Vorſegung der ehelichen und unehelichen Mütter keinen Unter— 
ſchied zu machen, ſondern alle durch die nämliche Thuͤre in die 
Kirche einzuführen. (Verordnung vom 21. October 1784.) 


Die Hebammen ſind endlich auch vermöge ihres Eides ver— 
bunden, über diejenigen gefallenen Weibsperſonen, die ſich 
ihnen anvertrauen, und ihre Hilfe bei der Entbindung anſpre— 
chen, die ſtrengſte Verſchwiegenheit zu beobachten. (Verordnung 
vom 13. October 1755, §. 2, allgemeine Sanitätsnorm von 
1770, Inſtruction für die Hebammen vom Jahre 1808.) 
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Zur Verhütung der Mißhandlung der Schwangeren von 
ihren Angehörigen, wurde den Obrigkeiten befohlen, auf das 
liebloſe Betragen der Aeltern beſonders aufmerkſam zu ſein, 
und bei Wahrnehmung einer harten Behandlung dieſelben 
insgeheim zu warnen, ſie zu einem beſſeren Betragen und 
zur Leiſtung der nöthigen Hilfe unter ſtrenger Ahndung zu 
verhalten. 


Auf gleiche Art iſt den Dienſtfrauen befohlen, daß ſie ihren 
weiblichen Dienſtboten bei Wahrnehmung einer Schwanger> 
Schaft nicht mit Ungeſtüm begegnen, und vermöge einer neuen 
Verordnung in Böhmen ſollen den Unterthanen und dem Dienſt⸗ 
geſinde alljährlich nicht nur die, auf den Kindermord und auf 
die Hinweglegung eines lebenden Kindes im Geſetzbuche be— 
ſtimmten Strafen kund und begreiflich gemacht, ſondern ihnen 
auch angezeigt werden, welche nachſichtige Behandlung und wel— 
cher Schutz vor Mißhandlungen den ſchwangeren Perſonen von 
dem Geſetz zugeſichert iſt. (Verordnung 13. October 1755, $. 2, 
8. September 1784, §. 3, 11. März 1768 und 10. Februar 
1791, $. 2.) \ 
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Die gefährliche Hinweglegung der neugeborenen Kinder 
hat ihren gewöhnlichen Grund in dem Mangel an Unterhalte. 
Wenn die Gebärhäuſer die verlaſſenen Schwangeren der Noth 
und dem Mangel entreißen, fo iſt dagegen durch die vorhan⸗ 
denen Findelanſtalten für das Unterkommen ihrer unglücklichen 
Früchte geſorgt. Jedoch iſt die Wirkſamkeit dieſer Anſtalten zu— 
nächſt nur für den Umfang der Hauptſtädte berechnet; daher 
wurden bereits durch frühere Geſetze die Perſonen ausdrücklich 
beſtimmt, welchen die Pflicht der Erhaltung der geſchwächten 
Perſonen und ihrer Kinder obliegt. 


Ganz mittelloſen ſchwangeren Weibsperſonen, beſonders 
wenn ſie fremd ſind und vor ihrer Niederkunft nicht in die Hei— 
math geſchoben werden können, haben die Gemeinden, wo ſie 
ſich befinden, das Unterkommen, die ihrem Zuſtande angemeſ— 
jene Hilfe und den Unterhalt nebſt ihrem Kinde während des 
Wochenbettes, und fo lange es nach dem Ermeſſen der Obrig— 
keit noch nothwendig ſein ſollte, gleich andern Ortsarmen zu 
verſchaffen. (Verordnung vom 13. October 1755, $. 4, und 
8. Auguſt 1784, F. 6, 13. October 1755, §. 5, 8. Sept. 
1784, F. 6, für Oeſlerreich ob der Enns vom 4. Auguſt 
1746 und 15. Mai 1755.) 5 


1 
. 
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Auch die Hausleute, beſonders die im Dienſte ſtehenden 
Perſonen, wenn fie zur Kenntniß von der unehelichen Schwan- 
gerſchaft einer im Hauſe befindlichen Perſon gelangen, find ver 
bunden, ſolche geheim den Aeltern, Vormündern, Verwand— 
ten, Hausvätern oder Hausmüttern anzuzeigen, und wenn ſie 
wahrnehmen, daß von denſelben keine Vorſorge zur Niederkunft 
gemacht würde, ſolches der weltlichen Obrigkeit zu entdecken. 
Selbſt die Obrigkeit ſoll, in Ermangelung beſtimmter Anzei— 
gen, auf den bloßen Ruf die Sache möglichſt geheim unterſu⸗ 
chen, um alle Gefahr für die Leibesfrucht zu beſeitigen; dabei ha— 
ben aber die Obrigkeiten zugleich für eine gute Behandlung der 
Schwangeren und alle mögliche Hilfsleiſtung zu ſorgen, damit 
ſie nicht einer gefährlichen Verzweiflung oder Kleinmüthigkeit 
Preis gegeben werden. (Verordnung vom 29. November 1793, 
13. October 1755, 16. März 1767, 8. September 1784, 
15. Juli 1794.) 


Hinſichtlich der Kinder, welche die ledigen Weibsperſonen 
theils in der Stadt, theils auf dem Lande gebären, dann in 
die Stadt bringen, und entweder gegen ein geringes Almoſen 
in dem Bürgerſpital zu verſorgen trachten oder irgendwo nieder— 
zulegen ſuchen, wurde angeordnet, es ſei die Vorſehung zu 
treffen, daß die Obrigkeiten, welche für die unter ihrer Juris- 
diction erzeugten Kinder ohnehin Sorge zu tragen haben, für 
derlei Landeskinder entweder den erforderlichen Atzungsbetrag 
abreichen, oder ſelbe zur eigenen Verpflegung übernehmen. (A. 
h. Reſolution vom 19. April 1755.) 


Schwangere Weibsperſonen dürfen nur dann mittelſt Schub 
in ihren Geburtsort befördert werden, wenn es ohne Gefahr 
für ihren Zuſtand geſchehen kann; außerdem haben ihnen die 
Gemeinden, in welchen ſie ſich befinden, bis dahin ihr nöthi⸗ 
ges Unterkommen zu verſchaffen. 


Wenn eine Schwangere zu einer Criminalſtrafe verurtheilt 
wird, jo muß mit der Kundmachung des Urtheils bis nach der 
Entbindung gewartet werden, außer wenn der bis zu ihrer Ent— 
bindung fortdauernde Verhaft für fie härter fein ſollte, als die 
zuerkannte Strafe; eben ſo müſſen körperliche Züchtigungen, 
längere und ſtrenge Arreſtſtrafen bei Schwangeren und Säu— 
genden, wenn für ſie oder den Säugling, nach dem Urtheile 
der Sachverſtändigen, Nachtheile zu beſorgen ſind, ſo lange 
aufgeſchoben werden, bis ſolche gefahrlos vollzogen werden kön— 
nen. (Verordnung vom 15. Mai 1782, 4. Auguſt 1746, 
Strafgeſetz I. Thl., $. 445, II. Thl., $$. 438 und 439.) 
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8. 54. 


Die öſterreichiſche Staatsverwaltung ging in Hinſicht der 
Vorſorge für Schwangere und die Frucht derſelben noch wei— 
ter, und ſtrebte den Veranlaſſungen zum Kindermorde noch 
vollſtaͤndiger durch die Errichtung von Gebär- und Findelhäu⸗ 
fern zu begegnen, durch welche den unglücklichen Schwangeren 
nicht nur ein geheimer Zufluchtsort, zur Vermeidung der öf— 
fentlichen Schande und häuslicher Mißhandlungen, ſondern auch 
gegen den gefürchteten Mangel ein Unterkommen für ſich und 
ihre Neugebornen eröffnet worden iſt. So wurden in den Pro- 
vinzial-Hauptſtädten, in Wien laut Nachricht vom 20. Juni 
1784, in Brünn vom 6. Mai 1785, in Prag 30. Juli 1789, 
in Linz 11. Februar 1791, in Grätz 13. Jaͤnner 1796, Ge⸗ 
bär⸗ und Findelhäuſer errichtet. 


5. 55. 

Die Aufnahme in die Gebärhäuſer geſchieht entweder unent⸗ 
geldlich oder gegen eine mäßige Bezahlung. Unentgeldlich wer— 
den diejenigen Schwangeren aufgenommen, welche ganz hilflos 
ſind, und ihre Armuth durch Zeugniſſe von ihren Pfarrern und 
Armenvätern darthun können. (Verordnung vom 7. October 
1784, Unterricht für Ausſtellung der Zeugniſſe zur Verſorgung.) 


Jedoch erſtrecket ſich dieſe Annahme nur auf die Armen der⸗ 
jenigen Hauptſtadt, wo die Gebäranſtalt beſteht. Auswärtige 
werden in der Regel nicht unentgeldlich aufgenommen; nur in 
beſonderen Fällen, wenn ſie ſchon ſehr nahe an der Geburt und 
wirklich arm ſind, darf hiervon eine Ausnahme gemacht wer— 
den; jedoch müſſen dieſe Perſonen bei ihrem Austritte ihre Kin- 
der ſelbſt verſorgen, oder ihre Gemeinde das für die aufgenom- 
menen Findlinge beſtimmte Erlaggeld bezahlen. Den unentgeld— 
lich Aufgenommenen wird in dem Gebärhauſe eine ihrem Zu— 
ſtande angemeſſene Arbeit vorgelegt, die fie zum Beßten der An— 
ſtalt für die unentgeldliche Verſorgung verrichten müſſen; zu— 
gleich ſind ſie verbunden, nach ihrer Entbindung in dem Find— 
lingshauſe, auf eine beſtimmte Zeit und gegen Abreichung 
ihres Unterhaltes als Ammen zu dienen. (Verordnung vom 
13. Jänner 1796.) 


N $. 56. 

Diejenigen Weibsperſonen, welche kein Armuths-Zeugniß 
beibringen können, werden gegen Bezahlung nach 3 Claſſen 
aufgenommen. In der erſten Claſſe erhält jede ihr abgeſonder— 
tes Zimmer. Wenn eine Perſon in dieſer Abtheilung bloß ge— 
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heim niederkommen, und ſich nach der Entbindung ſogleich wie— 
der aus dem Hauſe entfernen, folglich nicht einmal einen ganzen 
Tag darin verweilen wollte, ſo hätte ſie für alle ihr geleiſtete 
Hilfe nach der Beſtimmung vom Jahre 1784 bloß die Tare 
von 4 Gulden zu entrichten. Für einen längeren Aufenthalt . 
vor oder nach der Entbindung wurde urſprünglich die Bezah— 
lung auf einen Gulden täglich feſtgeſetzt, wofuͤr nebſt der Woh— 
nung auch die Koſt, Wartung und alle Arzneien abgereicht wer— 
den. In dieſe Zimmer iſt Jedermann mit Ausnahme des Ge— 
burtshelfers, der Hebamme und der Wärterinn, welchen die 
ſtrengſte Verſchwiegenheit bei Verluſt ihres Dienſtes zur Pflicht 
gemacht iſt, der Eintritt verſagt. N 


Es ſteht der Aufgenommenen frei, ſich ihren eigenen Arzt 
oder eine andere bekannte Hebamme kommen zu laſſen, ſich ihres 
eigenen Dienſtboten zu bedienen, und für denſelben die Koſt im 
Hauſe nach Belieben zu beſtellen und zu bezahlen; auch kann 
dieſem letztern, damit er nicht im Hauſe geſehen, und irgend et— 
was verrathen werde, ſeine Koſt auf das Zimmer gebracht wer— 
den. Selbſt zur Beiwohnung des Gottesdienſtes iſt für die da— 
ſelbſt befindlichen Schwangeren eine ſolche Einrichtung getroffen, 
daß dieſelben von Niemand geſehen werden können. 


In der zweiten Abtheilung befinden ſich mehrere Perſonen 
in einem Zimmer, doch ſo, daß die bereits entbundenen von den 
noch ſchwangeren abgeſondert ſein können. In die 3. Abthei— 
lung werden alle Perſonen ebenfalls ohne eine Frage oder Un- 
terſuchung aufgenommen, und werden daſelbſt mit Arbeit ver— 
ſorgt, um ſich etwas verdienen zu können; übrigens erhalten die 
in dieſer Abtheilung untergebrachten Schwangeren mit denjeni— 
gen, welche ſich daſelbſt unentgeldlich befinden, ein gemeinſchaft— 
liches Unterkommen und die nämliche Verpflegung. (Verord- 
nung in Niederöſterreich vom 28. Juli 1811 und 4. März 1814, 
$. 1 und 2.) 


F. 57. 


Die Gebärhäuſer haben nach den Directiv-Regeln, die ihrer 
Errichtung von Joſeph II. zum Grunde gelegt wurden, in al— 
len ihren Theilen eine ſolche Verfaſſung erhalten, daß ſie ihrer 
Beſtimmung, der Furcht vor der öffentlichen Beſchämung zu 
begegnen, durch die Bewahrung des Geheimniſſes der dahin ge— 
flüchteten Perſonen durchaus entſprechen können. Aus dieſer Ur⸗ 
ſache iſt allen daſelbſt ſowohl zur Wartung, als auch zur eigent— 
lichen Geburtshilfe angeſtellten Perſonen die ſtrengſte Verſchwie— 
genheit zur Pflicht gemacht; außer den unentbehrlichen Leuten 
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wird Niemanden der Eintritt unter was immer für einem Vor— 
wande geſtattet. Nur bei den unentgeldlich Aufgenommenen wer— 
den die angehenden Hebammen und Accoucheurs zum practiſchen 
Unterrichte zugelaſſen; aber auch hierbei iſt die Vorſicht ange 
ordnet, daß diejenigen Schwangeren, bei welchen beſondere Um— 
ſtände eintreten, hiermit verſchont werden. (Verordnung vom 
13. Jänner 1796.) 


Keine Perſon, die aufgenommen zu werden verlangt, wird 
um ihren Namen, und um ſo weniger um jenen des Vaters 
ihres Kindes befragt. Selbſt auf den beinahe unmöglichen Fall, 
daß eine Weibsperſon im Gebärhauſe ausgeſpürt werden ſollte, 
kann darauf von den Aeltern oder Ehemännern kein gerichtlicher 
Beweis in einer Klage gegruͤndet werden. Jede Eintretende muß 
aber doch ihren wahren Namen in einem verſiegelten Zettel dem 
Geburtshelfer übergeben, welcher die Nummern des Zimmers 
und des Bettes der Schwangeren darauf äußerlich bemerkt, wor- 
auf ihr derſelbe wieder eingehändigt wird; dieſe Maßregel iſt 
nur für den traurigen Fall berechnet, daß die Eintretende ſter⸗ 
ben ſollte, um den Angehörigen ein Zeugniß über ihren Tod 
ausſtellen zu können. Uebrigens haben die in das Gebärhaus 
kommenden Schwangeren die Freiheit, mit Larven, verſchleiert, 
und überhaupt ſo unkennbar, als ſie immer wollen, zu jeder 
Stunde des Tages und bei der Nacht zu erſcheinen, und ſich 
an dem ſtets geſperrten Thore mittelſt des Läutens der am Haufe 
angebrachten Glocke durch den beſtellten Thorſteher einführen zu 
laſſen. 


§. 58. 


Vermög der innern Einrichtung der Gebärhäuſer find da— 
ſelbſt eine zureichende Anzahl von Geburtshelfern und Hebam— 
men angeſtellt, die Häuſer ſind mit den erforderlichen männli— 
chen und weiblichen Dienſtperſonen, mit einem Traiteur, und für 
die geiſtliche Hilfe auch mit einem beſtellten Seelſorger verſehen. 
Die unentgeldlich Aufgenommenen erhalten die Bettwäſche und 
die Bett- und Zimmergeräthſchaften von der Anſtalt; jedoch ha⸗ 
ben ſie daſelbſt ihre eigene Kleidung zu tragen, und nur denje— 
nigen, welche ein unreines Gewand haben, und ſich wegen Dürf— 
tigkeit kein angemeſſenes beiſchaffen können, werden Hemden und 
auch Kleidung gereicht. Ueberall ſind die Schwangeren von den 
Gebärenden und Wochenbetterinnen abgeſondert, indem für jede 
Claſſe beſondere Zimmer beſtimmt find. Auch erkrankte Wöch- 
nerinnen oder Schwangere werden in ein beſonderes Zimmer 
überſetzt, bis fie wieder geneſen find. 


— 
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In die Gebäranſtalt werden die in den Provinzen der öſter— 
reichiſchen Monarchie gebornen oder dort deponirten Armen uns 
entgeldlich aufgenommen, jedoch müſſen fie ſich mit einem Ar— 
muths-Zeugniſſe ausweiſen, und ſich als Ammen verwenden 


laſſen. Ohne Armuths-Zeugniß werden nur jene unentgeldlich 


aufgenommen, welche ſich beim practiſchen Unterrichte benutzen 
laſſen, und ſich zum Säugammen⸗-⸗Dienſte bereit erklären. Auch 
Weiber und Wittwen werden nach Umſtänden aufgenommen, die 
Verpflegskoſten jedoch auf die Herwandten und Gemeinden re— 
partirt. Eben ſo werden unentgeldlich aufgenommen die auf 
dem Wege nach dem Gebärhauſe von der Geburt überraſcht, und 
dann erſt dahin gebracht wurden. Laſſen ſie ſich als Ammen be— 
nützen, bringen ſie ein Armuths-Zeugniß bei, widmen ſie ſich 
dem practiſchen Unterrichte, ſo ſind ſie frei, ſonſt zahlen die 
Verwandten oder Gemeinden die Verpflegskoſten. Die bei Heb— 
ammen entbundenen werden nur dann aufgenommen, wenn ſie 
noch einer Geburtshilfe oder der Pflege benöthigen. 


Auch die aus öffentlichen Anſtalten von Behörden Ueber— 
ſchickten werden aufgenommen, jedoch ohne Haftung für den Fall 
der Entweichung. Auch, die jedoch nur auf die zweite Art ver⸗ 
heiratheten Soldatenweiber werden aufgenommen. 


Die Aufnahme geſchieht in der Regel nicht vor dem Ende 
des ſiebenten Monats. Die zahlenden werden abgeſondert, und - 
nicht zum kliniſchen Unterrichte benützt. 


Bei Gefahr am Verzuge darf die Aufnahme nicht verzögert 
werden, ſonſt aber geht die Unterſuchung voraus. Eben ſo 
müſſen die auf der Gaſſe Entbundenen ſogleich, die bei Hebam— 
men Entbundenen erſt nach Beibringung der geſetzlichen Aus— 
weiſe aufgenommen, und können die Schwangeren auch vor ihrer 
Entbindung wieder entlaſſen werden. Die unentgeldlich ver— 
pflegten Wöchnerinnen müſſen, wenn fie auch als Ammen nicht 
geeignet ſind, ſich zu andern Zwecken der Anſtalt verwenden 
laſſen. 


Auch Ausländerinnen werden in die Findelanſtalt aufgenom- 
men, die Koften, wenn keine zahlungspflichtigen Verwandten 
da ſind, abgeſchrieben. (Hofkanzlei⸗ -Decret vom 7. Jänner 1836, 
3. 2781, Regierungs=Decret für O. Oeſt. vom 20. März 1836, 
3. 3463.) 
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Hinſichtlich der Aufnahme in das Linzer 1 wurde 
Folgendes vorgeſchrieben: 
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1) Die k. k. Entbindungs-Anſtalt iſt in Gemäßheit ihrer 
unmittelbaren und urſprünglichen Beſtimmung ein Zufluchtsort 
für ſchwangere Perſonen ohne Unterſchied des Standes, des Ge— 
burtsortes oder der Vermögens umſtände, woſelbſt namentlich 
gefallene Mütter vor Schande und Noth bewahrt, nicht minder 
endlich die unſchuldigen Kinder in Schutz genommen werden. 

2) Der Eintritt in das Gebärhaus iſt einer jeden ſchwan— 
geren Weibsperſon geſtattet, und zwar entweder gegen eine ſehr 
mäßige Zahlung, oder aber ganz unentgeldlich. | 

3) Die Zahlung geſchieht nach 3 Claſſen, fo daß in der er= 
ſten 36, in der zweiten 28, und in der dritten 20 kr. CM. WU: 
täglich in monatlichen Beträgen vorhinein entrichtet werden. 


4) Jene, welche nach der erſten Claſſe verpflegt werden, 
haben einzelne abgeſonderte Zimmer; die in der zweiten Claſſe 
find zu zweien beiſammen, und beide Claſſen find mit einer ge» 
wählteren Koft, jo wie mit feinerer Bettwaͤſche bedacht; doch 
die geburtshilfliche Wartung und die etwa nöthige ärztliche Be— 
handlung iſt für alle Individuen, ſie mögen nun zahlen, oder 
unentgeldlich im Gebärhauſe untergebracht ſein, völlig gleich. 


5) Keine Perſon, welche in eine der zahlenden Claſſen der 
Entbindungs-Anſtalt aufgenommen zu werden verlangt, darf 
um ihren Namen, noch minder aber um den vom Vater ihres 
Kindes befragt werden; und ſelbſt in dem Falle, daß der Auf— 
enthalt einer ſolchen Weibsperſon ausgeſpäht werden ſollte, wird 
von der Anſtalt keine Auskunft gegeben, weder von den Behör— 
den ein geltender Beweis angenommen, und der Aufenthalt 
einer Perſon in dieſem Rettungsorte kann niemals einen rechts— 
giltigen Grund eines Zeugniſſes gegen ſelbe gewähren, da letzte— 
res ſelbſt im Falle des Erkennens von keinem einzigen Indivi— 
duum des Hauſes geleiſtet werden darf. 


6) Die einzige Vorſchrift, welche anbefohlen iſt, und gehand— 
habt werden muß, beſteht darin, daß jede unerkannt fein wol- 
lende Frauensperſon ihren Tauf- und Familiennamen, ſo wie 
ihren Geburtsort auf ein Blatt Papier niederſchreibt, und dieſen 
verſiegelt der erſten Haushebamme überreicht. Dieſen Zettel er— 
hält ſie, nachdem die Zeit und die Nummer ihres Eintrittes von 
Seiten der Verwaltungs-Kanzlei von außen angemerkt worden, 
uneröffnet und wo möglich noch am nämlichen Tage wieder zu— 
rück, um ihn bei ihrem Austritte mit ſich zu nehmen, und auf 
dieſe Art für Jedermann unerkannt zu bleiben; ja nur für den 
Fall, als ſie ſtürbe, bleibt jener Zettel zurück, damit die Ge— 
bärhaus-Verwaltung die Angehörigen der Verſtorbenen von ih— 
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rem Ableben benachrichtigen könne, obſchon dieſe Behörde, 
gleichwie der Geburtshelfer und das übrige Perſonale des Hau— 
ſes auch dann noch nicht von der Pflicht der Werse 
losgezählt iſt. 

7) Uebrigens ſteht es jenen Perſonen, welche ihre Zuflucht 
in das k. k. Gebärhaus nehmen, frei, namentlich, wenn ſie in 
die erſte oder zweite Claſſe der Verpflegung eintreten, verſchleiert, 
mit Larven, und überhaupt jo unkennbar, als ſie nur immer 
wollen, entweder in dem Augenblicke der bereits herannahenden 
Entbindung, oder längere Zeit vorher daſelbſt einzutreten, ſich 
nach ihrer Entbindung ſogleich zu entfernen, oder langer zu 
verweilen, das geborne Kind mit ſich zu nehmen, und in ei— 
gene von ihnen ſelbſt gewählte Koſt zu geben, oder aber in 
das Findelhaus bringen zu laſſen. 


8) Um endlich die Verborgenheit der in dem k. k. Gebär— 
hauſe untergebrachten Weibsperſonen noch mehr zu ſichern, ſoll 
auch gar kein Fremder, ausgenommen, er wird auf beſonderes 
Begehren einer daſelbſt Verpflegten herbeigeholt, in das Gebär— 
haus eingelaſſen werden; ja es iſt ſogar den Aerzten und auch 
der andern Hebamme, ſo wie den Wärterinnen des Hauſes ſtrenge 
unterſagt, die Zimmer der nach der erſten und zweiten Claſſe 
Verpflegten unaufgefordert zu betreten. 


9) Die unentgeldliche Aufnahme ſchwangerer Weibsperſo— 
nen in die k. k. Gebäranſtalt, woſelbſt ſie gleich denen in der 
dritten Zahlungsclaſſe verpflegt werden, iſt alsdann geſtattet, 
wenn ſie ſich mit gehörigen Zeugniſſen von der Ortsobrigkeit, 
ſo wie vom Seelſorger über ihre gänzliche Mittelloſigkeit und 
mit einem ärztlichen Zeugniſſe, daß ihre Schwangerſchaft bereits 
das ſiebente Monat überſchritten habe, auszuweiſen im Stande 
ſind. (Regierungs-Decret für Oeſterreich ob der Enns vom 13. 
Juli 1835, Z. 33312.) 
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Hinſichtlich der zu beobachtenden Modalitäten bei der Auf— 
nahme und Entlaſſung der ſchwangeren Weibsperſonen und 
Wöchnerinnen aus der Gratis-Gebäranſtalt hat die hohe Hof— 
kanzlei mit Decret vom 7. Jänner 1836, 3. 27816, folgende 
Grundſätze aufgeſtellt: 


1) Alle jene ledigen Schwangeren, welche in den Provin— 
zen der öſterreichiſchen Monarchie geboren ſind, oder daſelbſt 
das Decennium erſtreckt haben, wirklich arm ſind, und ſich in 
der Regel über die Armuth mit vorſchriſtmäßigen Zeugniſſen 
auszuweiſen vermögen, werden unentgeldlich in die Gebäranſtalt 
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aufgenommen, wogegen ſie ſich der Benützung beim practifchen 
Unterrichte aus der Geburtshilfe und dem vorgeſchriebenen Säug— 
ammendienſte zu unterziehen haben. Wenn jedoch eine ledige. 
Schwangere nach den Beſtimmungen der Gebäranſtalten die Ge⸗ 
heimhaltung anſprechen ſollte, ſo kann derſelben die unentgeld— 
liche Aufnahme ausnahmsweiſe auch ohne Beibringung eines 
vorſchriftmäßigen Armuths-Zeugniſſes für den Fall zu Statten 
kommen, wenn fie ſich zur Benützung beim practiſchen Unter⸗ 
richte aus der Geburtshilfe und zum vorgeſchriebenen Säug— 
ammendienſte hergibt und bereit erklärt. 

Die Armuths-Zeugniſſe müſſen in den Provinz-Hauptſtäd⸗ 
ten und in der Haupt- und Reſidenzſtadt Wien von den Haus⸗ 
eigenthümern, dem Pfarrer und der Polizei-Direction, oder der 
Polizei-Bezirks-Direction, wo eine ſolche vorhanden iſt, auf 
dem Lande aber von der Ortsobrigkeit und der Herrſchaft aus— 
geſtellt und unterfertiget ſein. 


2) Verheirathete Weiber und Wittwen, wenn ſie von ihren 
Gatten im Zuſtande der Schwangerſchaft zurückgelaſſen werden, 
find in der Regel zur Aufnahme in die Gebäranftalt nicht geeig⸗ 
net, bei beſonderen Verhältniſſen können aber auch verheirathete 
Weiber und Wittwen ausnahmsweiſe in die Gebäranftalt auf⸗ 
genommen werden; jedoch darf dieſes niemals unentgeldlich ges 
ſchehen, ſondern es ſind die entfallenden Verpflegskoſten nach 
Umſtänden entweder von der Aufgenommenen und den geſetzlich 
verpflichteten Anverwandten derſelben, oder bei deren Zahlungs⸗ 
unvermögenheit von der betreffenden Gemeinde, nach der den 
Gemeinden überhaupt obliegenden Verpflichtung, für ihre Hilfe 
bedürftigen Armen zu ſorgen, hereinzubringen. 

Wittwen aber, welche nach dem Tode ihrer Gatten ſchwan— 
ger werden, ſind in dieſen Fällen den ledigen Weibsperſonen 
gleich zu achten, und wie dieſe zu behandeln. 5 


3) Perſonen, welche auf dem Wege nach dem Gebärhauſe 
von der Geburt überraſcht, und entweder während oder nach ge= 
endigtem Geburtsacte in die Gebäranſtalt üͤberbracht werden, 
müſſen ohne Unterſchied und ohne Zögerung aufgenommen 
werden, und wenn ſie ſich zur Entrichtung der Verpflegskoſten 
nicht erklären, und mit den erforderlichen Zeugniſſen nicht ver⸗ 
ſehen ſind, ſo müſſen nachträglich wegen Einbringung der Ver⸗ 
pflegskoſten von denſelben und von ihren geſetzlich verpflichteten 
Anverwandten, oder wegen ihrer unentgeldlichen Aufnahme die 
vorſchriftmäßigen Verhandlungen eingeleitet werden. 


4) Ledige Schwangere, welche bei Hebammen entbunden 


— 


‘ 


63 


wurden, können nur dann in das Gebärhaus unentgeldlich auf— 
genommen werden, wenn ſie noch eines geburtshilflichen Bei— 
ſtandes und der Pflege des Wochenbettes bedürfen, und wenn 
ſie ihre Armuth durch legale Zeugniſſe, ſo wie den Umſtand der 
unvermutheten Niederkunft durch die Beſtätigung der Polizei⸗ 
behörde zu erhärten im Stande ſind, wogegen eine derlei Ent— 
bundene ſich den mit der unentgeldlichen Aufnahme verbundenen 
Obliegenheiten und Verpflichtungen, in ſo weit ſie ſolche zu er— 
füllen im Stande iſt, zu unterziehen hat. Bedürfen aber derlei 
Individuen zwar keines geburtshilflichen Beiſtandes, wohl aber 
einer ärztlichen Hilfe und Pflege, ſo ſind ſie an das allgemeine 
Krankenhaus anzuweiſen. 


5) Schwangere, welche aus "öffentlichen Anſtalten von Bes 
hörden zur Entbindung geſchickt werden, find in die Gebär— 
anſtalt jedoch ohne Haftung und Verantwortung der Admini— 
ſtration rückſichtlich einer allfälligen Entweichung aufzunehmen. 
Iſt in der dießfälligen Anweiſung die Armuth und der Zuſtän— 
digkeitsort, dann der Umſtand, daß die aufzunehmende Schwan— 
gere unverehelicht iſt, beſtätiget, ſo hat die Aufnahme unent— 
geldlich zu geſchehen, im entgegengeſetzten Falle iſt aber wegen 
Berichtigung der Verpflegskoſten oder der unentgeldlichen Auf— 
nahme die weitere Verhandlung einzuleiten. N 

Bei verheiratheten Schwangeren iſt ſich wegen Berichtigung 
der Verpflegskoſten nach den Beſtimmungen ad 2, bei jenen 
aber, die aus Inquiſitionshäuſern überſendet werden, nach den 
Beſtimmungen des 18. Hauptſtückes St. G. B. I. B. u. 8. 
Hauptſtückes II. zu benehmen. 


6) Die nach erſter Art verheiratheten Soldatenweiber, da 
fie dem Militär angehören, ſind in die Civil-Gebäranſtalten 
gar nicht aufnahmsfähig, rückſichtlich der auf die zweite Art 
verheiratheten Soldatenweiber iſt ſich nach den Beſtimmungen 
ad 2 zu benehmen. 


f In Hinſicht der von Soldaten geſchwängerten ledigen Weibs⸗ 

perſonen hat rückſichtlich der Aufnahme in die Gebäranſtalt kein 
Unterſchied Statt zu finden, ſondern es iſt dießfalls, ſo wie bei 
anderen ledigen Schwangeren ſich um ſo mehr zu benehmen, als 
die Frage nach dem Kindesvater in der Gebäranſtalt, den be— 
ſtehenden Directiven zu Folge, nicht Statt finden darf, ſomit die 
Angabe, von einem Soldaten geſchwängert zu ſein, gar nicht 
zu berückſichtigen kömmt. 


Was die weiteren beſonderen Modalitäten in obigem Betreff 
anbelangt, ſo hat in dieſer Beziehung Folgendes zu gelten: 
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I. Schwangere follen nicht vor dem Ende des ſiebenten Dio- 
nates der Schwangerſchaft aufgenommen werden, jene Fälle aus⸗ 
genommen, wo nach den Erſcheinungen eine Frühgeburt zu ver— 
muthen ſteht; wenn derlei Schwangere, welche vor dieſer Zeit 
eine Unterkunft im Gebärhauſe ſuchen, wegen ihrer Subſiſtenz 
in Verlegenheit find, fo find dieſelben der Polizei-Direction oder 
Ortsobrigkeit zur weiteren angemeſſenen Verfügung in dieſer 
Beziehung zu übergeben. 

II. Die an der Gebäranftalt um Aufnahme ſich meldenden 
und zur Zahlung bereiten Schwangeren dürfen dort, wo für 
die Zahlenden eigene Abtheilungen ſchon beſtehen, oder hinläng— 
licher Raum zu dieſen Abtheilungen vorhanden iſt, für keinen 
Fall in der Gratis⸗Gebäranſtalt aufgenommen werden, ſondern 
fie find ungeſäumt auf die Abtheilung der Zahlenden zu überbrin— 
gen; und es darf daher nie eine Vermiſchung der zahlenden und 
nicht zahlenden Schwangeren Statt finden; wo aber der Raum 
eine eigene Abtheilung fuͤr die zahlenden Schwangeren letzter 
Claſſe nicht geſtattet, iſt die Vorſorge dahin zu treffen, daß die 
Zahlenden möglichſt zuſammengelegt, und von den Unentgeld— 
lichen nach Thunlichkeit geſchieden und abgeſondert werden, ſo 
wie die Zahlenden in keinem Falle zu dem kliniſchen Unterrichte 
benützt werden dürfen. | 


III. Jede aufzunehmende Schwangere iſt bei ihrer Ankunft 
ſogleich von der Hebamme und in zweifelhaften Fallen von dem 
Gebärhausarzte, oder von dem Aſſiſtenten der Anſtalt, je nach— 
dem dem einen oder dem andern dieſes inſtructionsmäßig bisher 
zugewieſen war, zu unterſuchen. Jene, die bereits mit Geburts— 
ſchmerzen behaftet find, oder auf dem Wege nach dem Gebär- 
hauſe von der Geburt überraſcht werden, ſind ſogleich aufzuneh— 
men, und es iſt auf den mitgebrachten Documenten, oder wenn 
ein ſolches fehlt, auf dem Nationale, welches nach Umſtänden 
entweder von dem inſtructionsmäßig hierzu verpflichteten Ober— 
krankenpfleger oder der Verwaltung der Verſorgungs-Anſtalten 
zu erheben iſt, der Grund der Unabweisbarkeit von der Heb— 
amme, oder dem Gebärhausarzte, oder dem Aſſiſtenten anzu— 
führen und zu unterfertigen. | 


IV. Bei Schwangeren, deren augenblickliche Aufnahme 
nicht nothwendig iſt, kann dieſe jederzeit erſt dann Statt finden, 
wenn von dem Oberkrankenpfleger oder der Verwaltung der 
Verſorgungs-Anſtalten, je nachdem der eine oder die andere 
die dießfällige Erhebung zu pflegen hat, die Documente unter- 
ſucht und in Ordnung befunden worden ſind. Bei mangelhaften 
oder fehlenden Documenten hat die Hebamme oder der Gebär- 
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hausarzt, oder der Aſſiſtent zu beſtimmen, ob die betreffende 
Schwangere zur Beibringung der gehörigen Behelfe angewieſen 
werden könne. enen müſſen über das Nöthige gehörig 
belehrt werden. 


V. Bei Hebammen Entbundene dürfen nur, in ſo ferne ſie 
noch eines geburtshilflichen Beiſtandes und einer Pflege im Wo— 
chenbette bedürfen, und nur gegen Beibringung der erforderli— 
chen Documente in die Gratis-Gebäranſtalt aufgenommen wer- 
den. Bei jenen, die auf der Gaſſe vom Geburtsacte überraſcht, 
und dann bei der nächſten Hebamme entbunden worden find, 
iſt die Nachweiſung dieſes Umſtandes von der betreffenden Boli- 
zei⸗Direction zur Erwirkung der Aufnahme in die Gebäranftalt 
hinreichend, es iſt jedoch wegen Einbringung der Verpflegs⸗ 
koſten oder der unentgeldlichen Aufnahme, in ſo ferne ſie mit 
den erforderlichen Zeugniſſen nicht verſehen ſind, die nachträg— 
liche Verhandlung einzuleiten. 

In allen andern Fällen ſind aber die Hebammen gehalten, 
wenn ſie die bei ihnen Entbundenen und noch eines geburts— 
hilflichen Beiſtandes Bedürfenden unentgeldlich in die Gratis— 
Gebäranſtalt überſetzen wollen, ein legales Armuths— Zeugniß 
derſelben beizubringen. 


VI. Schwangere, welche gegen Beibringung eines Ar— 
muth3 = Zeugnifjes in das Gebärhaus aufgenommen worden 
ſind, können auch vor ihrer Entbindung wieder aus demſelben 
entlaſſen werden; dasſelbe gilt auch von jenen, welche wegen 
irgend eines andern dringenden Vorfalls ohne Zeugniß, ſohin 
bedingnißweiſe aufgenommen worden ſind; jedoch iſt bei der 
letzteren im Falle ihrer Zahlungs-Unfähigkeit für die Berich- 
tigung der entfallenden r ENNeN: die gehörige Sorge 
zu tragen. 


VII. Uunentgeldlich verpflegte Wöchnerinnen, jene ausge— 
nommen, welche krank und deren Kinder vor der Zeit ihres 
Austrittes aus dem Gebärhauſe geſtorben find, oder welche 
ihre Kinder in die eigene unentgeldliche Pflege mitnehmen, 
müſſen in das Findelhaus abgeſendet, und dort zum Ammen⸗ 
dienſte verwendet werden; doch dürfen jene Wöchnerinnen, die 
zum Ammendienſte nicht geeignet ſind, deren Kinder aber in 
die unentgeldliche Aerar-Verpflegung übernommen werden, 
nicht ſogleich aus der Gebäͤranſtalt unmittelbar entlaſſen wer— 
den, ſondern ſelbe ſind vor der Entlaſſung an das Findelhaus 
anzuweiſen, wo von der Findelhaus-Direction die weitere Ver— 
handlung, ob eine ſolche Wöchnerinn nicht zu andern Zwecken 
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zu verwenden ſei, oder anſtandslos entlafjen werden könne, zu 
pflegen iſt. 

Eine unentgeldlich verpflegte Wöchnerinn, die ihr Kind in 
die eigene unentgeldliche Pflege mitnehmen will, hat ſich vor⸗ 
läufig durch ein Zeugniß ihrer Obrigkeit auszuweiſen, daß ſie 
das Kind zu erhalten im Stande iſt, oder daß ſonſt für das— 
ſelbe geſorgt werde. 


Rückſichtlich der Frage, wie ſich in Anſehung der Auf- 
nahme und Verpflegung der vom Auslande herrührenden 
ſchwangeren Weibsperſonen zu benehmen ſei, findet man zu 
beſtimmen, daß eine ſolche mittelloſe Perſon aus dem Auslande 
unter Nachweiſung ihres Vaterlandes und Geburtsortes auf 
gleiche Weiſe, wie die aus öſterreichiſchen Provinzen herrüh— 
renden Schwangeren unentgeldlich zu verpflegen, hiernach aber 
der Koſtenaufwand vorzulegen iſt, damit im Wege der Hof— 
und Staatskanzlei die Verpflegskoſten durch die zahlungsfä⸗ 
higen Verwandten hereingebracht und abgeſchrieben werden 
können. (Regierungs-Decret für ee vom 20. März 
1836, Z. 3463.) 


Zu der vorerwähnten Verordnung hat die hohe Hofkanz⸗ 
lei am 11. Juli 1839, 3. 20728, noch Folgendes vorge⸗ 
ſchrieben: 


1) Bei der Aufnahme der Schwangeren in die Gebüran⸗ 
ftalten iſt ſich im Geiſte der mit der allerhöchſten Entfchlie- 
ßung vom 11. Mai 1784 genehmigten Directiven zu beneh— 
men. s 

2) Die zur Aufnahme in die Gebäranſtalt erforderlichen 
Armuths-Zeugniſſe müſſen kuͤnftig entweder von dem Pfarrer, 
als dem erſten und eigentlichen Armen vater, und von der Po— 
lizei⸗Bezirks⸗Direction, welche ſich von den pecuniäkren DVer- 
hältniſſen der Parteien am leichteſten Kenntniß verſchaffen 
könne, ausgeſtellt und bei der Aufnahme gleich künftig refpec- 
tirt werden. 


Auf dem Lande genügt das Zeugniß der Ortsobrigkeit; 
übrigens iſt den Pfarrern, Bezirks-Directionen und Orts— 
obrigkeiten zwar Genauigkeit, aber ein ſchonendes Benehmen 
zu empfehlen. 


3) Die abweisbaren Schwangeren, welche kein derlei Zeug— 
niß produciren, ſind gehörig zu belehren und zur Beibringung 
eines ſolchen aufzufordern, die unabweisbaren aber in die An⸗ 
ſtalt aufzunehmen, ſodann gleich ihr Nationale zuſammenzu⸗ 
ſtellen. Bei den weiteren Erhebungen über die Zahlungs fä⸗ 
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higkeit iſt jedoch mit der möglichſten Vorſicht und größten 
Schonung vorzugehen, und ſich hierbei, zur Vermeidung jedes 
Aufſehens, bloß an die Aufgenommenen ſelbſt zu wenden. 
Nur in zweifelhaften Fällen ift ſich über die pecuniären 
Verhältniſſe der Schwangeren, ohne Aufſehen zu erregen, bei 
den Polizei ⸗Directionen oder auf dem Lande bei den Orts⸗ 
obrigkeiten anzufragen, wobei es ſich von ſelbſt verſteht, daß 
ihre Verwandten zur Zahlungsleiſtung nicht aufgefordert wer⸗ 
den dürfen, damit das Geheimniß nicht aufgedeckt, und die 
wohlthätige Abſicht des Geſetzes nicht vereitelt werde. 


4) Schwangere, welche ohne Zeugniß erſcheinen, aber un⸗ 
abweisbar find, und wo die Behebungen über ihre Zahlungs- 
vermögenheit erſt auf die angedeutete Art zu pflegen find, ha- 
ben ſich zum practiſchen Unterrichte hinzugeben, wenn auch 
ſpäter die Zahlung geleiſtet wird, weil es ihre Pflicht gewe— 
fen wäre, ſich bei Zeiten mit den erforderlichen Behelfen aus⸗ 
zuweiſen. | | 


5) Bringen Schwangere kein Zeugniß bei, ſprechen fie 
aber die Geheimhaltung an, ſo iſt dabei nicht ängſtlich zu 
Werke zu gehen; übrigens hat in zweifelhaften Fällen darüber 
der Primararzt des Gebärhauſes, und nach Umſtänden der Di- 
rector zu entſcheiden, dem auch die Beſtimmung obliegt, welche 
von dieſen Schwangeren, obgleich ſie die Geheimhaltung anſpre— 
chen, doch zum practiſchen Unterrichte zu verwenden ſind. 


6) Die Aufnahme des Nationales hat die k. k. Verſor— 
gungs-Verwaltung zu beſorgen. Dieſe Aufnahme kann durch 
Einführung eines mit den erforderlichen Rubriken verſehenen 
Protokolls erleichtert werden. Endlich 

7) Auswärtige Schwangere ſind den einheimiſchen gleich 
zu halten, zumal derlei Weibsperſonen, welche die Aufnahme 
in die öffentlichen Anſtalten ſuchen, ohnehin der Armen-Claſſe 
angehören, von welchen im Correſpondenzwege ſelten eine Ver— 
gütung hereinzubringen iſt. Wird jedoch in einzelnen Fällen 
eine Vergütung angeſprochen, fo iſt ſelbe nur unter dem Ti⸗ 
tel „Verpflegskoſten“ zu fordern. (Regierungs-Deeret für Ober- 
öſterreich vom 1. Auguſt 1839, Z. 22129.) 


$. 61. 


Oeffentliche Anſtalten zur Verſorgung der Findlinge gab es 
ſchon in den älteſten Zeiten; allein ſie bildeten kein zuſammen⸗ 
hängendes Ganze. Die einzelnen von einander losgeriſſenen 
Theile konnten ſich daher nicht zweckmäßig unterſtützen; die ge— 
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leiſtete Hilfe war nach der Beſtimmung der Stiftungen entwe— 
der unzureichend, oder in einzelnen Fällen übertrieben, und 
daher überhaupt in keinem richtigen Verhältniſſe zu den Be⸗ 
dürfniſſen, welchen abgeholfen werden ſollte; die Verwaltung 
und Einrichtung war mit einem großen Aufwande verknüpft; 

und die Oberaufſicht wegen der ungleichartigen Verfaſſung der 
einzelnen Beſtandtheile für die Staatsverwaltung ſehr beſchwer— 
lich. Joſeph II. löſ'te faſt alle früheren Anſtalten auf. Der 
Anfang mit der neuen Einrichtung wurde in Wien gemacht, 
hierauf folgte die Verbeſſerung derſelben in den einzelnen Bro- 
vinzen, welche, jo wie die übrigen Verſorgungs-Anſtalten, 
mit welchen die Findlings- und Waiſen-Inſtitute in Verbin⸗ 
dung ſtehen, vollkommen eingerichtet wurden. Das Wefentliche. 
ihrer Verfaſſung, die Art der Verſorgung, die Aufficht über 
die Verpflegten iſt faſt in allen Provinzen gleichförmig, nur 
die für die Aufnahme und für die Verpflegung beſtimmten 
Geldbeträge ſind nach den örtlichen Umſtänden und nach den 
Kräften des Fondes verſchieden feſtgeſetzt. In mehreren Orten 

wollte man die Findlinge von den Waiſen abſondern; aber 
nach ſpäteren Verfügungen wurde für beide eine gemeinſchaft— 
liche Verpflegung beſtimmt; nur in Wien beſteht ein beſon⸗ 
deres Waiſenhaus, in welchem eine beträchtliche Anzahl von 
Kindern gemeinſchaftlich erzogen wird, und in Prag wurde 
das Waiſenhaus ebenfalls beibehalten. 


§. 62. 


Zur Aufnahme in die Findelanſtalten ſind Kinder armer 
Aeltern, dann die Kinder aus dem Gebärhauſe und die ei— 
gentlichen Findlinge geeignet. Die Aufnahme geſchieht entwe— 
der unentgeldlich, oder gegen eine mäßige Bezahlung. 

Unentgeldlich werden die Kinder derjenigen Mütter aufge— 
nommen, welche im Findelhauſe als Säugammen dienen, dann 
ſolche Kinder, deren Mütter im Gebärhauſe unentgeldlich ver- 
pflegt worden ſind; und endlich auch Kinder ganz armer Ael⸗ 
tern, die ſich über ihre Mittelloſigkeit mit Zeugniſſen von er 
ren Pfarrern und Armenvätern ausweiſen. 


Die Dauer der Verpflegung von den Findlings- und Wai— 
ſeninſtituten wurde bei der Einrichtung derſelben überall bis 
zum vollendeten 15. Jahre feſtgeſetzt; nach dieſem Alter ſteht 
es jedem Kinde frei, entweder bei ſeinen Pflegeältern zu blei⸗ 
ben, oder als eine völlig freie Perſon in andere Dienſte zu 
treten. Im Wiener Findelhaus wird zwar das Koſtgeld für 
die verpflegten Kinder ſeit dem Jahre 1804 nur bis zum voll— 
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endeten 12. Jahre bezahlt; doch muß die Direction noch im— 
mer über dieſe Findlinge wachen und dafür ſorgen, daß ſie 
entweder eine angemeſſene Profeſſion lernen, oder, wenn ſie 
dazu noch zu ſchwach wären, in die Waiſenverſorgung abge— 
geben werden. (Verordnung vom 31. Juli 1804.) 


$. 63. 


Die ordentliche Dauer der Verpflegung vom Hauſe kann 
dadurch abgekürzt werden, "daß entweder die Aeltern ihre Kin— 
der ſelbſt zurücknehmen, oder, wenn Jemand einen Waiſen als 
eigen annehmen will. Im erſten Falle müſſen ſich die Aeltern 
entweder mit dem Ausſchnittzeichen ausweiſen, oder, wenn ſie 
das Kind weggelegt hätten, alle Umſtände angeben, um den 
Ueberbringer des Kindes auszuforſchen, und das Ausſchnitt— 
zeichen zurückzuerhalten. Nebſt der Zurückgabe des Ausſchnitt— 
zeichens haben die Aeltern auch zu beweiſen, daß ſie im Stande 
find, ihr Kind zu erhalten und zu erziehen. Eben fo müffen 
Diejenigen, welche einen Waiſen als eigen annehmen wollen, 
ausweiſen, daß ſie dem Kinde den Unterhalt und die nöthige 
Erziehung geben können, und ſich zu beiden mit obrigkeitli— 
chem Vorwiſſen verbindlich ne (Verordnung v. 31. Juli 
1804.) 


Wenn den Findlingen ein bedeutendes Vermögen zufällt, 
ſo kömmt die Beſtimmung über den Austritt aus der Findel— 
anſtalt dem von dem Gerichte zu beſtellenden Vormund und 
der Obervormundſchafts-Behörde zu. (Hofkanzlei-Decret vom 
21. November 1839, Z. 36,867.) 


F. 64. 


Für die k. k. Findelanſtalt in Linz wurde Folgendes vor- 
geſchrieben: 


1) Nach 5 Uebernahme eines Kindes hat ſich die 
Pflege- Partei mit dem in der Kanzlei der k. k. Stiftungs— 
und Verſorgungs- Verwaltung erhaltenen Findelhaus = Bogen 
und mit dem Zahlungs-Ausweiſe zu dem Vorſteher des obrig— 
keitlichen Amtes und zum Seelſorger ihrer Pfarrgemeinde zu 
begeben, damit derſelbe die erfolgte Uebernahme des Kindes in 
ſeinem Vormerkbuche über die in ſeinem Bezirke re rauhen 
Findlinge gehörig eintragen könne. 


2) Iſt dem übernommenen Kinde jene Pflege und Treue 
zu widmen, welche Aeltern ihren leiblichen Kindern ſchuldig 
ſind, daher es in Allem wie ein eigenes Kind zu halten iſt. 
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3) Sobald das Kind in das ſechste Lebensjahr getreten ift, 
ſoll die Anzeige hiervon bei dem Ortspfarrer gemacht werden, 
welcher dasſelbe in die betreffende Schule zur Erlangung des 
nöthigen Schulunterrichtes anweiſet. Die Pflegeältern haben 
das Kind zum fleißigen Beſuche der Schule aufmerkſam anzu⸗ 
halten, dagegen aber wird auch der Findling die nöthigen Schul- 
bücher von der Pfarre unentgeldlich erhalten, und iſt von der 
Entrichtung des Schulgeldes befreit. 


4) Im Falle der Erkrankung oder einer Beſchädigung des 
Findlings hat die Pflege- Partei die nöthige ärztliche Hilfe, 
welche auf Koſten der Findelanſtalt geleiſtet wird, ſogleich bei 
dem zunächſt wohnenden Arzte oder Wundarzte gegen die Vor⸗ 
weiſung dieſes Findelhaus- Bogens anzuſuchen, und letzteres 
iſt um ſo weniger zu unterlaſſen, als auf dem für das Fin⸗ 
delkind auszufertigenden Recepte die Zahlungs-Nummer, der 
Vor⸗ und Zuname, fo wie der Wohnort des Kindes ausdrück⸗ 
lich angemerkt werden ſoll. Stirbt der Findling, ſo iſt ſein 
Tod ſowohl bei dem Amte als auf der Pfarre anzuzeigen, und 
im Vormerkbuche allda gehörig nachzuweiſen, endlich aber bei 
der k. k. Stiftungs- und Verſorgungs-Verwaltung unter gleich⸗ 
zeitiger Zurückſtellung des Findelhaus-Vogens, fo wie des 
Zahlungs-Ausweiſes anzumelden. l 

5) Jede Pflege-Partei hat die Vornahme einer Wohnungs⸗ 
Veränderung ſowohl bei dem Amte und bei jener Pfarre, wo 
ſie auszieht, als da, wo ſie hinzieht, zu melden, den neuen 
Wohnort in dem Zahlungs-Ausweiſe anmerken zu laſſen, das 
mit die k. k. Verſorgungs- Verwaltung hiernach die gehörige 
Vormerkung und Berichtigung in dem Findel-Grundbuche be— 
ſorgen könne. 


6) Die Ueberlaſſung des Findlings an eine andere Partei, 
ſelbſt an Verwandte und ſogar an die leibliche Mutter desſel⸗ 
ben, gleichwie die Ueberſiedlung in eine andere Provinz iſt, 
wenn nicht vorher die Einwilligung der k. k. Verſorgungs— 
Verwaltung eingeholt worden iſt, unter Strafe und Abnahme 
des Findlings verboten. 

7) Jede überwieſene Vernachläſſigung, Verwahrloſung oder 
Mißhandlung des von der Anſtalt zur Pflege übernommenen 
Findlings wird nicht nur mit der unverzüglichen Abnahme des- 
ſelben, ſondern überdieß nach Maßgabe der Art und Beſchaf— 
fenheit des Vergehens nach §§. 114, 130 II. Thl. St. G. B. 
beſtraft werden. neo 

8) Bei dem Anerbieten zur Uebernahme der unentgeldli— 
chen Pflege eines Findlings hat außer den leiblichen Aeltern 
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desſelben ſeine bisherige Pflege-Partei den Vorzug vor allen. 
anderen Parteien, ſelbſt auch, wenn ſie Verwandte des Kin⸗ 
des wären. 


9) Im Falle vom Ableben eines Findlings iſt die Beſtä— 
tigung des Todestages auf dem Zahlungs = Ausweife bei dem 
betreffenden Pfarrer nachzuſuchen, damit die k. k. Verſorgungs— 
Verwaltung ſich alsdann hiervon überzeuge. 

10) Bei Erfüllung vorſtehender Verbindlichkeiten werden 
der Pflege-Partei, in ſo lange nicht eine andere Beſtimmung 
erfolgt, nachbenannte höchſten Orts genehmigte Verpflegs-Be— 
träge von der k. k. Verſorgungs⸗ end ausbezahlt wer— 
den: 


4 a) Für ein Kind, bis es das erſte Lebens- 

jahr zurückgelegt hat, monatlich 4 fl. 10 kr., 

ſomit für das ganze Jaht t . 50 fl. — kr. 
Conv. Mze. 

b) Vom vollendeten erſten bis zum zurück⸗ t 
gelegten 2. Jahre monatlich 3 fl. 20 kr., jahrlich | 
40 fl., ſomit für dieſe Verpflegszeit .. 40 fl. — kr. 

c) Vom vollendeten zweiten bis zum zu⸗ | 
rückgelegten 6. Lebensjahre monatlich 2 fl. 30 kr., 
jährlich 30 fl., ſomit für dieſe Verpflegszeit . 120 fl. — kr. 

d) Vom vollendeten 6. bis zum zurückge⸗ 

legten 10. Lebensjahre, nach welchem keine Vers 

pflegsgebühr mehr verabreicht wird, monatlich 

1 fl. 40 kr., jährlich 20 fl., fomit für 4 5 | 
Verpflegszeit 80 fl. — kr. 

e) Nebſt dieſen Verpflegsgebühren, wenn 
der Pflegling das erſte Lebens jahr vollendet, und 
fie denſelben durch volle 8 Monate gepflegt hat, 
eine Belohnung von 4 fl. — kr. 


ſomit für die ganze 1Ojährige Verpftegsvauer . 294 fl. — kr. 
CM. WW. 


11) Vorſtehende Verpflegs-Beträge werden den Ziehältern 
jedesmal nach dem Ablaufe eines Vierteljahres, nämlich wäh— 
rend den erſten drei Tagen der Monate Februar, Mai, Aus 
guſt, November, bei der k. k. Stiftungs- und Verſorgungs— 
Verwaltung zu Linz gegen jedesmalige Beibringung des Zah— 
lungs-Ausweiſes verabfolgt werden, zu welchem Ende jedoch 
vorher die Beſtätigung, daß der Findling noch am Leben fei, 
auf dem letzt gedachten Zahlungs » Ausweife vom betreffenden 
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obrigkeitlichen Amte oder Seelſorger mit Beifügung des Das 
tums und der Unterſchrift eingeholt werden muß., 


12) Sämmtliche Verpflegsgebühren für Findlinge müſſen 
wegen der Handhabung der Rechnungs-Richtigkeit bei der Fin⸗ 
delhaus-Caſſe mit dem Schluſſe eines jeden Militärjahres be⸗ 
hoben werden; demnach hat jede Partei ihre aushaftenden Ver⸗ 
pflegsgebühren zuverläſſig ſpäteſtens im Monate November je: 
den Jahres zu erheben, widrigens fie ſich den Verfall des rück 
ſtändigen Betrages ſelbſt beizumeſſen haben wird. 


13) Außer dem vorwärts beſtimmten Koſtgelde werden den 
Pflegeparteien noch folgende Begünſtigungen und Vortheile zu⸗ 
geſichert: 

Jede Partei erhält bei der Uebernahme eines Findlings 
folgende, mit dem Zeichen der k. k. Stube lei me 
Leibwaſche und Kleidungsſtücke: 


a) Für ein bei ſeiner Uebergabe im erſten Lebens ahre ſte⸗ 
hendes Kind: 2 Hemden, 1 Oberröckchen, 1 Unterröckchen, 
1 Häubchen, 1 Barttuch, 1 Faſche, 1 Einſchlagwindel und 2 
Unterlegwindeln. 

b) Für ein bei ſeiner Uebergabe im zweiten Lebensjahre 
bereits ſtehendes Kind: 2 Hemdchen, 1 Oberröckchen, 1 Un⸗ 
terröckchen, 1 Häubchen, 1 Halstuch und 2 Unterlegwindeln. 

c) Für einen Knaben, welcher das zweite Lebensjahr bes 
reits zuruͤckgelegt hat: 2 Hemden, 2 Unterzieh-Beinkleider, 1 
Halstuch, 1 Mütze, 1 Weſte, 1 Janker, 1 Beinkleid, 1 Paar 
Strümpfe und 1 Paar Schuhe; für ein Mädchen von dieſem 
Alter aber: 2 Hemden, 1 Oberröckel, 1 Unterrock, 1 Hals⸗ 
tuch, 1 Haube, 2 Vortücher, 1 Paar Strümpfe und 1 Paar 
Schuhe. 

14) Schlüßlich wird der k. k. Findelanſtalt das Recht vor⸗ 
behalten, zu jeder Zeit, nach vorausgegangener 14tägiger Auf⸗ 
kündigung, den der Pflegepartei in die entgeldliche Beſorgung 
uͤbergebenen Findling zurückzunehmen; dagegen iſt aber auch 
der Pflegepartei das Recht eingeräumt, den in ihrer entgeld— 
lichen Pflege ſtehenden Findling nach vorausgegangener in der 
Amtskanzlei der k. k. Verſorgungs-Verwaltung anzumeldender 
14tägigen Aufkündigung der k. k. Findelanſtalt wieder zurück⸗ 
zuſtellen. Sollte die Pflegepartei wegen eigener Erkrankung 
oder wegen andern bei ihr eingetretenen, nicht zu beſeitigen⸗ 
den Hinderniſſen den in ihrer entgeldlichen Pflege ſtehenden 
Findling ohne vorausgegangene 14tägige Aufkündigung der 
Anſtalt ſogleich zurückſtellen wollen, ſo hat ſie ſich über die 
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erſtere Urſache mit einem ärztlichen von der Obrigkeit beſtätig— 
ten Atteſtate, über die letztere Urſache aber mit einem dieſen 
hinderlichen Umſtand ausdrücklich, bezeichnenden Zeugniſſe von 
der Pfarre und der Obrigkeit in der Kanzlei der k. k. Verſor⸗ 
gungs-Verwaltung auszuweiſen. 


Hinſichtlich der zu bewerkſtelligenden Unterbringung verlaſ— 
ſener Kinder in der k. k. Findelanſtalt werden nachſtehende Bes 
dingungen als von nun an allgemein geltend feſtgeſetzt: 


a) Zur Uebernahme in das Findelhaus ſind bloß ſolche 
Kinder geeignet, deren Aeltern ganz unbekannt, und jene, 
welche außer der Ehe zur Welt gelangten, übrigens der Hoff— 
nung beraubt ſind, daß ihnen die nothdürftige Pflege und Er— 
ziehung zu Theil werden könne. 

p) Derlei Kinder follen von nun an, ſehr wichtige Fälle 
ausgenommen, indem die Landesſtelle die ſpecielle Entſcheidung 
ſolcher Ausnahmen ſich vorbehält, immer in das Findelhaus 
gebracht werden. 


c) Die Unterbringung von Kindern obiger Art in der 
Findelanſtalt geſchieht entweder nach vorläufiger Entrichtung 
einer beſtimmten Taxe, oder aber unentgeldlich. 


Die Einkaufstaxe für rang hat nunmehr vier Abſtu⸗ 
fungen, nämlich: 


Die erſte Claſſe mit 294 fl. CM. WW., alſo mit dem 
vollen Erſatze des baren Aufwandes von Seiten der Findel— 
anſtalt auf die Erziehung des Kindes, iſt alsdann bemeſſen, ſo— 
bald die einkaufende Partei außer dem Anſpruche auf die al⸗ 
leinig dieſer Zahlungsclaſſe zukommende freie, ſonſt aber der 
er Verforgungs- Verwaltung im Einvernehmen mit den po— 
litiſchen Obrigkeiten, ſo wie mit den Seelſorgern vorbehaltene 
Wahl der Pflege-Aeltern ſich das Recht vom Rückerſatze des 
von der erlegten Taxe auf den Findling nicht wirklich Ver— 
wendeten vorbehält, z. B. im Falle, wenn das Kind vor der 
Vollendung der Verpflegungs-Epoche ſtirbt, oder aus der Fin— 
delanſtalt zurückgenommen wird. 

Die zweite Claſſe zu 100 fl. CM. WW. iſt für die au⸗ 
ßerhalb dieſer Provinz gebornen Kinder zu entrichten. 

Die dritte Claſſe mit 50 fl. CM. für jene Kinder, deren 
Mütter entweder auf der höchſten und der zweiten zahlenden 
Abtheilung des Linzer Gebärhauſes, oder außer demſelben, doch 
aber innerhalb dieſer Provinz geboren; und 


Die vierte Claſſe zu 20 fl. CM. für Kinder, deren Müt⸗ 
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ter im Linzer Gebärhauſe nach der dritten Zahlungs⸗Catego⸗ 
rie verpflegt wurden. 


Der ganz unentgeldlichen Aufnahme in die Findelanſtalt 
können demnach nur jene Kinder theilhaft werden, deren Müt⸗ 
ter gleichfalls eine unentgeldliche Unterkunft im Gebärhauſe ge⸗ 
funden haben, oder aber außerhalb desſelben von der Niever- 
kunft überraſcht worden ſind, ſo daß ſie das Gebärhaus nicht 
mehr erreichen konnten, ſich jedoch hierüber, gleichwie über 
das Unvermögen, die Einkaufskaxe ſelbſt nach der geringſten 
Claſſe zu entrichten, mit glaubwürdigen Zeugniſſen auszuwei⸗ 
ſen im Stande ſind. Endlich iſt die ganz unentgeldliche Auf— 
nahme jener unehelich gebornen Kinder in die Findelanſtalt ge⸗ 
ſtattet, deren Mütter, gleichviel, ob ſie im Linzer Gebärhauſe, 
oder außerhalb desſelben entbunden wurden, ſich zum Ammen⸗ 
dienſte im Findelhauſe für die Dauer von 3 Monaten herbei⸗ 
laſſen, woſelbſt ſie die unentgeldliche Verpflegung, gleich den 
nach der dritten Zahlungs-Claſſe verpflegten Schwangeren, die 
ganze Zeit hindurch genießen ſollen. 


d) Die Aerarial⸗Verpflegung des Findlings hat nach der 
Vollendung feines 10. Lebensjahres und auch dann aufzuhö⸗ 
ren, wenn das Kind von feinen Aeltern reclamirt, oder un- 
ter ſeinem vierten Jahre von Jemanden gegen Entſchävigung 
der Anſtalt in unentgeldliche Verpflegung übernommen wird. 
(Hofkanzlei⸗Decret vom 9. September 1833, Z. 19229, Re⸗ 
gierungs⸗Decret für Nee vom 5. October 1833, 3. 
27892.) Ä 


$. 65. 


Im Findelhauſe in Linz wurde eine Säugammen-⸗Anſtalt 
errichtet, und jede dort unentgeldlich entbundene geſunde Weibs— 
perſon verpflichtet, ſich durch 3 Monate als Amme von zwei 
Kindern verwenden zu laſſen. Sie kann um den Betrag von 
20 fl. CM. für die Findelcaſſe auf dieſe Dauer Privaten über- 
laſſen werden, und ſich N von dieſer Verpflichtung los⸗ 
kaufen. 


Die in der Anſtalt verwendeten Ammen bekommen die Koft 
nach der dritten Claſſe und 2 fl. CM. monatlich an Lohn, 
doch dürfen jene, welche in der Gebäranſtalt die letzte Ver— 
pflegsclaſſe bezahlen, wider ihren Willen zum Säugammen⸗ 
ent nicht verhalten werden. (Hofkanzlei-Decret vom 9. Sep⸗ 
tember 1833, 3. 19229, Regierungs-Deeret vom 15. October 
1834, 3. 17421. ) Innerhalb der Verpflegsdauer iſt kein be— 
ſtinmtes Alter zur Aufnahme eines Findlings ſeſtgeſetzt (Hof⸗ 
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kanzlei⸗Decret vom 31. März 1835, Z. 25433, Regkerultgs⸗ 
Decret für Oberöſterreich vom 10. April 1835, 3. 10421.) 


9. 66. 


Hinſichtlich der Aufnahme in das Findelhaus wurde end— 
lich beſtimmt: 


a) Nach den für die Aufnahme unehelicher Kinder in die 
Findelverſorgung beſtehenden Weiſungen ſollen nur jene außer⸗ 
halb der Gebäranſtalt von unehelichen Müttern geborne Kin⸗ 
der aufgenommen werden, wo der Umſtand nachgewieſen iſt, 
daß die fragliche Mutter, in der Abſicht, in der Gebäranſtalt 
Zuflucht zu ſuchen, durch die Geburt überrajcht, ohne ihr Ver— 
ſchulden genöthiget war, außerhalb des Gebärhauſes zu ent⸗ 
binden; daß es 

b) eine allgemeine verpflichtende Bedingung zur Aufnahme 
eines derlei Kindes iſt, daß ſolches zur Verſorgungs-Verwal⸗ 
tung überbracht werde, welch' letzterer die Wahl und Beſtim— 
mung der Ziehältern uberwieſen iſt. 

c) Daß die Pflicht, für die Erhaltung und Erziehung hilf— 
loſer Kinder zu ſorgen, den betreffenden Gemeinden zuſteht, 
und Aufnahmen in die Findel-Verſorgung nur ausnahmsweiſe 
Statt finden ſollen, wo das Leben ſolcher verlaſſener Waiſen 
bedroht iſt, wonach die betreffenden aufzuklären, und künftig 
hin vorkommende Geſuche zu würdigen find. (Regierungs-De⸗ 
cret für Oeſterreich ob der Enns vom 2. November 1843, Z. 
30,258.) 


$. 67. 

Um die fo große Sterblichkeit zu vermindern, wurde in 
Wien bereits im Jahre 1788 denjenigen, die ein Kind bis 
auf das vollendete 7. Jahr brachten, eine Belohnung von 6 
Ducaten zugeſagt, und da man ſpäter den Grundſatz nicht 
ganz feſthalten konnte, die Säuglinge nur den zum Saugen 
geeigneten Pflegemüttern zu übergeben, jo wurde in Nieder— 
dfterreich auch ein Unterricht bekannt gemacht, wie die neuge— 
bornen Kinder bei Waſſer erzogen werden ſollen; dieſer Un— 
terricht wird jedem Contracts bogen beigedruckt, und die Kreis— 
ärzte, Wundärzte und chirurgiſchen Landgremien find ange- 
wieſen, denſelben den Landweibern zu erklären, und thätig 
mitzuwirken, daß der erwünſchte Erfolg erreicht werde. 

Noch bedeutender find die im Jahre 1804 den Pflegeältern 
angebotenen Vortheile und Belohnungen. Den Aeltern, wel— 
che zwei Findlinge annehmen, unter welchen ein Knabe it, 
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wurde die Befreiung ihres eigenen Sohnes vom Militärſtande 
bewilligt, wenn ſie die Findlinge bis in das zwölfte Jahr un- 
entgeldlich erzogen haben. Wenn beide Findlinge Knaben wa⸗ 
ren, ſo blieb bei Erfüllung der erwähnten Bedingungen ſelbſt 
einer der erzogenen Findlinge vom Militäre befreit. Nebſt die⸗ 
ſen Vortheilen durften dieſe Pflegeältern die Findlinge bis nach 
dem vollendeten 22. Jahre bei ſich behalten, und zu ihren 
Arbeiten verwenden; während dieſer Zeit hatten aber die Orts— 
obrigkeiten und Seelſorger, dann Armenväter darüber zu wachen, 
daß die Kinder nicht mißhandelt wurden. Nach erreichtem 22. 
Jahre können die Findlinge entweder auf freie Bedingniſſe bei 
ihren Ziehältern bleiben, oder ſich wie immer ihren Unterhalt 
verdienen. Wenn die wahren Aeltern einen ſolchen Findling 
nach mehreren Jahren zurückfordern, jo haben fie den Pfleges 
ältern nicht nur die Vergütung der Verpflegskoſten, ſondern 
auch eine Entſchädigung für den Verluſt der übrigen Vortheile 
zu leiſten; können beide Parteien ſich darüber nicht einverſtehen, 
ſo iſt das geſetzliche Recht der Nährältern zu ſchützen. 


Nebſt der Erhöhung des Koſtgeldes wurden auch allen bes 
zahlten Pflegeältern, wenn ſie das Kind über eine gewiſſe An⸗ 
zahl Jahre aufbrachten, namhafte Prämien ausgefolgt, welche 
jedoch gegenwärtig, bis auf die 4 fl. CM. nach dem erſten 
Lebensjahre, ſo wie die übrigen vorangeführten Beſtimmungen 
aufgehoben find. (Verordnung vom 14. Februar 1788, 5. Aus 
guſt 1797, Hofdecret vom 6. September 1804, Verordnung 
vom 31. Juli 1804 1 . 4.) 


§. 68. 


Zur Aufſicht über die Behandlung der Pflegekinder ſind bei 
der erſten Einrichtung zu Wien und Prag beſoldete Viſitatoren 
angeſtellt worden. Die Aufſicht über die auf dem Lande be— 
findlichen Kinder wurde aber in Böhmen bereits im Jahre 1789 
den Kreisämtern und unter dieſen den Grundobrigkeiten, Ma⸗ 
giſtraten, Pfarrern und Armen-Bezirks-Vorſtehern, ſo wie 
über die übrigen Landwaiſen aufgetragen, um die Anſtellung 
eines beſonderen Viſitators zu erſparen. (Verordnung in Böh⸗ 
men vom 13. Juni 1789.) Beſonders iſt es überall den Pfar⸗ 
rern zur Pflicht gemacht, daß ſie über die auf dem Lande be— 
findlichen Kinder wachen. Sie haben den Pflegemüttern die 
ſorgfältige Wartung der Unmündigen als eine ſehr verdienſtli— 
che Handlung vorzuſtellen, und dieſelben zu einer zärtlichen 
Sorgfalt für dieſelben zu bewegen zu ſuchen; ſie ſollen darin ſelbſt 
mit gutem Beiſpiele vorgehen, indem ſie durch öftere Beſuche 
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die Theilnahme an dem Zuſtande der Kinder beweiſen. Die 
Pfarrer haben über die Kinder Protokolle zu führen, den Nähr— 
ältern das Koſtgeld zu bezahlen, und darüber Rechnung zu le⸗ 
gen; ſie ſorgen für den Unterricht der herangewachſenen Kin— 
der in der Religion und den übrigen Gegenſtänden; ſie ſuchen 
dieſelben im Falle des Abſterbens ihrer Nährältern in anderen 
guten Orten unterzubringen, und auch dem Findelhauſe recht— 
ſchaffene Perſonen als Ziehältern zu empfehlen. 


Die Findlinge wurden den Pflegeältern ſowohl, als den 
offentlichen Behörden und Seelſorgern zur Obſorge wiederholt 
empfohlen. (Regierungs-Decret für N vom 29. Au⸗ 
guſt 1822, Z. 17,271.) 


$. 69. 


Für die Findlinge, welchen ein Vermögen anfällt, ſind Vor⸗ 
münder und Curatoren zu beſtimmen, ſo lange aber außerdem 
das Findelkind in der Anſtalt iſt, hat der Vormund keinen Ein= 
fluß; nach dem Austritte aus der Anſtalt ſollen für diejenigen, 
welche keinen Vormund haben ſollten, Vormünder beſtellt wer— 
den, welche geſetzliche Anordnung auch auf die Militär-Find⸗ 
linge ausgedehnt wurde. (Juſtiz-Hofdecret vom 17. Auguſt 
1822, Regierungs-Deeret für Oberöſterreich vom 23. Septem- 
ber 1822, Z. 19464, Hofkriegsraths-Verordnung vom 31. Mai 
1823.) 

Für die in Privat⸗Verpflegung gegebenen Findlinge wurde 
endlich mit hohem Regierungs-Decret vom 15. Februar 1830, 
Z. 4063, die Aufſtellung von Vormündern wieder angeordnet. 


5 5 0. 


Die Zeugniſſe für Bewerber um Uebernahme von Findlin= 
gen, welche von dem Pfarrer und der Obrigkeit ausgeſtellt wer— 
den müſſen, wurden als öffentliche Urkunden erklärt. Auch ha— 
ben die Seelſorger in den Zeugniſſen für Pflegeältern von Lin— 
zer⸗Findlingen zum Behufe der Erhebung von Verpflegsgebüh— 
ren den Namen der Pflegeältern anzuführen und zu bemerken, 
ob die Findlinge dort in phyſiſcher und moraliſcher Hinſicht gut 
gehalten find. Auch iſt von den Pfarrämtern auf den Zahlungs— 
Ausweiſen der Tag der Uebergabe des Findlings an die Pflege— 
ältern zu beſtätigen. (Hofkanzlei-Decret vom 24. Februar 1827, 
Z. 3262, Regierungs-Decrete für Oberöſterreich vom 4. März 
1827, 8. 5333, und 14. November 1844, Z. 23985.) 


J §. 71. 
Die in das Findlings-Inſtitut gebrachten Kinder werden 
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denjenigen Pſlegrältern übergeben, die ſich mit pfarrlichen und 
obrigkeitlichen Zeugniſſen über einen guten Lebenswandel aus⸗ 
weiſen; die Direction ſieht auch nach Möglichkeit darauf, daß 
Mütter, welche Säugekinder übernehmen, zum Säugen geeignet 
fein müſſen. 


Ueber die wechfefeitigen Pflichten des Inſtitutes und der 
Pflegeältern wird ein förmlicher Contract errichtet, in welchem 
auch von dem Pfarrer die Zahlungen nach jedem Termine ein⸗ 
getragen werden. Die Pflegeältern verſprechen in dem Contracte, 
die Kinder gut und reinlich zu halten, ſie chriſtlich zu erziehen 
und überhaupt wie ihre eigenen zu behandeln. Wenn die Kinder 
die Jahre erreicht haben, daß ſie in die Schule gehen können, ſo 
müſſen ſie die Aeltern fleißig dahin ſchicken, die Kinder ſind vom 
Schulgelde befreit und erhalten die Schulbücher unentgeldlich. 


Das Verpfänden der Contracte gegen Geldanleihen iſt den 
Pflegeältern verboten, und das darauf geliehene Geld iſt nicht 
nur für den Gläubiger verloren, ſondern die Pfarrer, welche 
ohnehin ſolche Verbote nicht annehmen dürfen, haben ſowohl 
die Gläubiger als ſolche nachläffige, Pflegeältern der Direction 
anzuzeigen. 


Niemand iſt gezwungen, ein Kind auf eine bestimmt Zeit 
bei ſich zu behalten; die Zurückſtellung muß zur weiteren Vor⸗ 
ſorge für das Kind rechtzeitig angezeigt werden. (Verordnung 
des böhmiſchen Guberniums vom 6. Auguſt 1789 und 14. Fe⸗ 
bruar 1788, 13. Jänner 1796, 15. Mai 1799, $. 1, für 
Steyermark, und 31. Juli 1804, F. 5, für Niederöſterreich. 


Die Pflegeältern ſollen bei Uebernahme der Findlinge ſich 
bei dem betreffenden Diſtricts-Commiſſariate melden, und bei 
Behebung des erſten Koſtgeld-Betrages nebſt der pfarrämtlichen 
Beſtätigung auch die Unterſchrift des Diſtricts-Commiſſariates 
und Pfleggerichtes um fo gewiſſer beibringen, als ihnen wibri- 
genfalls der Koſtgeld-Betrag nicht verabſolgt werden wird. Jene 
Findlinge, welche bereits ſchon in den früheren Jahren geſtor— 
ben ſind, ſollen aus dem fraglichen Ausweiſe hinweggelaſſen 
werden; dagegen jene, welche erſt im Lauſe des Jahres, für 
welches der Ausweis verfaßt wird, ſterben oder austreten, mit 
der Bemerkung „geſtorben oder ausgetreten“ anzuführen ſind. 
(Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 31. März 1828, 
Z. 8922.) 


Will ein dritter einen Findling in die unentgeldliche Ver— 
pflegung nehmen, ſo findet eine Entſchädigung der Anſtalt für 
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die Vorauslagen nicht Statt. (Regierungs-Deeret für Ober- 
öſterreich vom 31. December 1830, Z. 15752.) 

Auch dürfen Findlinge weder in die entgeldliche, noch in die 
unentgeldliche Verpflegung zu Akatholiken gegeben werden, ſind 
ſie aber ſchon bei Ziehältern, deren bloß ein Theil katholiſch iſt, 
können fie daſelbſt jedoch nur in dem Falle belaſſen werden, als 
man vollkommen überzeugt iſt, daß ſie in der katholiſchen Reli— 
gion, worauf ſtrenge zu ſehen, gehörig erzogen werden. Für den 
Fall aber, daß dieſes nicht fein ſollte, find ſelbe von da wegzu⸗ 
nehmen, und bei ganz katholiſchen Ziehältern unterzubringen, 
welches ſowohl der Geiſtlichkeit, als denjenigen, welchen es ob— 
liegt, zur Pflicht gemacht wird. (Hofkanzlei-Decret vom 27. 
Juni 1831, 3. 14957, Regierungs-Decret für Oberöſterreich 
vom 9. Juli 1831, Z. 17300.) | 

Da endlich mehrere amtlich aufgeftellte Pflegeältern ſich un— 
terfangen haben, die ihnen anvertrauten Findlinge ohne einge— 
holter Bewilligung andern Perſonen zu überlaſſen und letzteren 
den Aerarial-Erziehungs-Beitrag durch erſchlichene falſche Le— 
bens⸗ und Aufenthalts-Zeugniſſe zuzuwenden, fo wurde zur Bes 
ſeitigung ſolcher höchſt ſtrafwürdigen Umtriebe nachſtehende Ver⸗ 
fügung erlaffen: 

Erſtens haben die k. k. Kreisämter allgemein kund zu machen, 
daß die ämtlich aufgeſtellten Pflegeältern der Findlinge die ih⸗ 
nen perſönlich anvertrauten Kinder, bei ſtrengſter Ahndung, Nie⸗ 
mand andern in die Obſorge überlaſſen dürfen, ſondern immer 
vorerſt im Wege ihrer Ortsobrigkeiten, um die Enthebung der 
übernommenen Verpflichtung unter Nachweiſung der Grunde 
und Namhaftmachung anderer vollkommen geeigneter Ziehältern 
einzuſchreiten und die höhere Entſcheidung abzuwarten haben. 

Ferner, daß alle diejenigen, welche ohne ämtlicher Bewilli— 
gung von ſolchen Pflegeältern Findlinge in die Pflege überneh— 
men, ſich nicht nur mit denſelben gleich ſtrafbar machen, ſondern 
auch für die Verpflegung keinen Aerarialbeitrag erhalten, und 
die etwa durch falſche Lebens- und Aufenthalts-Zeugniſſe der 
Findlinge erſchlichenen Verpflegs-Beträge wieder unnachſichtlich 
erſetzen müſſen. Den Ortsobrigkeiten aber haben die Kreisämter 
zu bedeuten, daß ſie nur ermächtiget ſeien, in dringenden Fäl— 
len, wo Gefahr am Verzuge haftet, einen Wechſel der Pflege— 
ältern bein Findlingen vorläufig ſelbſt zu verfügen, wovon fie 
jedoch von Fall zu Fall unverzüglich die Anzeige im Wege des 
Kreisamtes an die Regierung zu erſtatten, außerdem aber hier— 
zu immer im vorhinein im ordentlichen Wege die Entſcheidung 
der Regierung einzuholen haben. 


80 


Ferner ſind die Pfarrämter anzuweiſen, ſich vor der Aus— 
ſtellung eines jeden Lebens- und Aufenthalts-Zeugniſſes für ei⸗ 
nen Findling die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß ſich der be— 
troffene Findling wirklich am Leben und bei den beſtimmten 
Pflegeältern in ordnungsmäßiger Verpflegung befindet, indem 
ſie ſich ſonſt für den der Findlingsanſtalt zugehenden Schaden 
verantwortlich und zugleich auch ſtrafbar machen. 


Endlich iſt den Ortsobrigkeiten unter gleicher Verantwort— 
lichkeit und Strafbarkeit zur Pflicht gemacht, nicht nur das erſte 
Findlings-Lebens- und Aufenthalts-Zeugniß des Pfarramtes, 
ſondern auch jedes nachfolgende mitzufertigen. (Regierungs— 
Decret für Oberöſterreich vom 6. October 1833, Z. 26062.) 


§. 72. 


Kranke oder angeſteckte Kinder werden bis zu ihrer Heilung 
im Findelhauſe belaſſen, und von den dortigen Ammen und 
Wärterinnen gepflegt. Wenn die Kinder bei ihren Nährältern 
krank werden, jo müſſen kn den Hauptſtädten ſogleich die Be 
zirksärzte gerufen werden, welche die Kinder, wie alle anderen 
Armen unentgeldlich zu beſorgen haben. 


Auf dem Lande haben ſich die Pflegeältern an den Arzt oder 
Wundarzt ihres Wohnortes zu wenden; wo aber kein ſolcher 
vorhanden iſt, müſſen die Kinder in das Findelhaus zurückge- 
bracht werden, welches ſowohl die Koſten für die Ueberbrin⸗ 
gung, als auch für Arzneien und ärztliche Hilfe auf ſich nimmt. 
Die Aeltern, welche ſich darin einer Verwahrloſung ſchuldig 
machen, oder ein todtes Kind ohne ein Zeugniß über die ge— 
brauchte ärztliche Hilfe in das Findelhaus zurückbringen, ſollen 
beſtraft werden. 


Sollte ein Kind ſterben, ſo iſt dem Pfarrer die Anzeige zu 
machen, welcher das Ausſchnittzeichen abfordert, den Todestag 
darauf anmerkt, und der Direction einſendet. Die Verheimli⸗ 
chung des Todes in der Abſicht, das Koſtgeld noch langer zu 
beziehen, oder ein anderes Kind in den Genuß desſelben einzu— 
ſchieben, wird ſtreng beſtraft. (Verordnung vom 20. Juni 1784, 
6. Juni 1785, 14. Februar 1788, 13. Februar 1796.) 


Für die Ziehältern erkrankter Findlinge wurden 2 neue Or⸗ 
dinationsnormen den Aerzten und Apothekern vorgeſchrieben und 
befohlen, von jeder einzelnen Findlings-Austheilung mit ge— 
nauer Angabe des Nationals des Findlings, des Standes, Or— 
ies und der Pfarre der Pflegeältern der Regierung die Anzeige 
zu erſtatten; auch wurde befohlen, daß der Geſundheitszuſtand 
der zu übergebenden Findlinge auf das genaueſte erforſcht wer⸗ 
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Regierungs-Deeret für Oberöſterreich vom 23. April 1823, 
Z. 6167, vom 16. Mai 1824, Z. 6730; Hofkanzlei-Decret 
vom 19. Juni 1825, Z. 17,566; Regierungs-Decret für Ober⸗ 
öſterreich vom 30. Juni 1825.) 


Für die Findlinge der Wiener Findelanſtalt wurde den Aerz— 
ten ein Tarif mit Decret der nied. öſterr. Regierung vom 31. 
Auguſt 1823, Z. 38949, vorgeſchrieben. Erſt wenn im Orte, 
wo der Findling untergebracht wurde, kein Wundarzt iſt, darf 
der aus dem nächſten Orte geholt werden. (Regierungs-Decret 
für Oberöſterreich vom 9. April 1821, 3. 6434.) 


Um den Geſchäftsgang bei den Aufrechnungen der Medica— 
menten⸗Koſten für Findlinge zu vereinfachen, und eine vollſtän⸗ 
dige Ueberſicht der durch die ärztliche Behandlung der Linzer 
Findlinge jährlich verurſacht werdenden Koſten zu erlangen, 
wurde nach dem Antrage der k. k. Hofbuchhaltung der polit. 
Fonds verordnet, daß gleich dem dießfälligen Verfahren in den 
Provinzen Niederöſterreich und Steyermark künftig die Medica⸗ 
menten⸗Koſten⸗Verzeichniſſe in Betreff der in der Privat-Ver⸗ 
pflegung ſtehenden hieſigen Findelkinder von den Kreisämtern 
geſammelt, und quartalweiſe der k. k. Verſorgungs-Anſtalten⸗ 
Verwaltung übergeben werden, welche ſodann, wenn ſelbe ſich 
in dem Beſitze aller eben ſo wie bisher conſtituirten Curkoſten⸗ 
Conti eines Quartals befindet, dieſe insgeſammt der Staats- 
buchhaltung zur Berichtigung des Calculs vorzulegen, die Buch— 
haltung aber nach vorgenommener dießfälliger Amtshandlung 
ſolche ſämmtlich mittelſt eines Verzeichniſſes zur weiteren Ver— 
fügung anher zu überreichen hat. (Regierungs-Decret vom 26. 
December 1829, Z. 36,875.) 


Den Wunvärzten bei erkrankten Linzer Findlingen wurde für 
die Gänge und Operationen gleichfalls eine Taxe feſtgeſetzt, die 
Specification vorgeſchrieben. (Regierungs-Decret in Oberbſter— 
reich vom 5. December 1826, Z. 28682.) 

Dieſe ärztlichen Conten ſind ſo wie die Apotheker-Rech— 
nungen binnen 2 Monaten nach Beendigung der Behandlung 
vorzulegen, als ſonſt, wenn die Verzögerung an dem Contiſten 
liegt, die Zahlung verweigert, und wenn das Diſtricts-Com— 
miſſariat oder Pfleggericht die Schuld trägt, dieſes zur Befrie— 
digung des Contiſten verhalten wird. (Regierungs-Deeret für 
Oberöſterreich vom 16. Februar 1828.) 

Dieſe Conten ſind bei Verluſt in jedem Militär-Quartale 
vorzulegen (Reg. Decret für Oberöſterreich vom 17. September 
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1835, Z. 26,657); doch haben ſich die Aerzte bei jeder Ordi— 
nation ſorgfaͤltig zu überzeugen, ob das zu behandelnde Kind 
richtig zur Findelanſtalt gehört. (Regierungs-Deeret für Ober⸗ 
öſterreich vom 21. November 1832, Z. 30,719.) 


$. 73. 


Der Total-Ausweis über die Linzer Findlinge iſt allein und 
nicht auch die einzelnen dießfälligen commiſſariatiſchen Eingaben 
vierteljährig dem Kreisamte vorzulegen, und in der Rubrik 
„Alter“ iſt die Geburts-Jahrzahl zu ſetzen, und der Todes- und 
Austrittstag der Findlinge genau anzugeben. (Regierungs-De⸗ 
cret in Oberöſterreich vom 26. September 1825, Z. 13,450, 
16. Juli 1826, Z. 16,453, 19. Juni 1827, Z. 15,309.) 


Bei erfolgtem Ableben eines Findlings iſt ſogleich an die 
Verſorgungs-Verwaltung die Anzeige zu machen. (Regierungs- 
Decret in Oberöſterreich vom 7. Auguſt 1827, 3. 20521.) 

Die Ausweiſe über die in Privatverpflegung befindlichen 
Wiener Findlinge find jährlich vorzulegen. (Regierungs-Decret 
für Oberöſterreich vom 15. Auguſt 1828, Z. 23,027.) 

Da man bemerkte, daß die Differenzen zwiſchen den kreis- 
ämtlichen Findlings-Ausweiſen und den dießfälligen Ausweiſen 
der k. k. Verſorgungs⸗Verwaltung größtentheils dadurch entſte⸗ 
hen, daß die Findlinge, welche in dem Laufe des Jahres ſtar— 
ben oder austreten, ungeachtet der ſchon fo oft erlaſſenen Weis 
ſung, in den Jahres⸗ - Ausweis nicht mehr aufgenommen wer- 
den; ſo wird dem Kreisamte aufgetragen, die unterſtehenden 
Diſtricts-Commiſſariate oder Pfleggerichte zur genaueſten Be— 
folgung der dießfälligen Vorſchriften für die Zukunft bei Vers 
meidung einer ſtrengen Ahndung anzuweiſen, und alle in dem 
Jahre bei Pflegeältern ſich befundene Findlinge, wenn ſie auch 
nur durch eine kurze Zeit eine Unterſtützung aus dem Staats— 
Wohlthaͤtigkeits-Fonde genoſſen oder angeſprochen haben, in 
dem Final-Ausweiſe mit der Bemerkung des Todes- oder Aus- 
trittstages aufzunehmen, zugleich aber von nun an nebſt dem 
jährlichen Findlings-Hauptausweiſe auch die vierteljährigen 
Findlings-Ausweiſe von den betroffenen Unterbehörden vorzu— 
legen. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 13. Juni 
1831, Z. 13,828.) 


Die Ortsſeelſorger und Diſtricts⸗ Commiſſariate haben die 
Pflegeältern der Findlinge in Evidenz zu halten, und die An— 
zeige an die Verſorgungs- Verwaltung zu machen. Uebrigens 
iſt in jedem Bezirke jährlich einmal die Aufforderung wegen 
Melden der Pflegeältern zu erlaſſen, und das Verzeichniß der 
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ſich meldenden der k. k. Verſorgungs-Anſtalt vorzulegen. (Reg. 
Decret für Oberöſterreich vom 6. Februar 1834, Z. 2940.) 


Es wurde endlich eine Reviſion ſämmtlicher Findlinge und 
die genaue Erhebung des Zu⸗ und Abfalles bei ſtrenger Ahn⸗ 
dung, und für die Zukunft eine ganzjährige ſummariſche Aus- 
zeigung des Zuwachſes und der Veränderungen vorgeſchrieben. 
(Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 25. Juli 1836, 
Z. 21,807.) 


F. 74. 


Die Verpflegskoſten für den Findling, reſp. die feſtgeſetzten 
Taxen zahlen die Mutter, welche im Gebärhauſe gegen Bezah⸗ 
lung aufgenommen und entbunden wurden, wenn ſie ihr Kind 
dem Findelhauſe überlaſſen wollen; für die außer dem Hauſe ge⸗ 
bornen Kinder haben die Aeltern nach Verhältniß des Vermö⸗ 
gens, und für die auf den Straßen oder in den Häuſern wege 
gelegten Kinder haben die Gemeinden zu bezahlen. 


Wenn die Mutter eines ſolchen unehelichen Kindes die Ge⸗ 
bär⸗ und Verpflegskoſten nicht ganz oder zum Theil aus ihrem 
Dienſterträgniß zahlen kann, jo müſſen fie von der Geburts- 
Gemeinde der Mutter getragen werden, doch kann die Gemeinde 
die Verpflegung ſelbſt übernehmen, darf aber die Mutter nicht 
zwingen, deßwegen ſich mit dem Kinde nach Hauſe zu begeben. 
(Regierungs⸗Decret für Oberöſterreich vom 7. März 1820, 3: 
4180; Hofkanzlei-Decret vom 24. Februar 1820, 3. 5248.) 


Die Verpflegsgebühren für arme Gebärende und Findlinge 
find, wie es in der proviſoriſchen Concurrenz-Einrichtung aus— 
geſprochen iſt, auch künftig kreisweiſe umzulegen. (Hofkanzlei⸗ 
Decret vom 21. Mai 1829, Z. 6216; Regierungs-Deeret für 
Oberöſterreich vom 13. Juni 1829, Z. 15,672.) 

Dieſe Umlegung auf die Gemeinden jenes Kreiſes, wo die 
Mutter oder das Kind, wenn der Geburtsort der Mutter nicht 
ausgemittelt werden kann, geboren worden iſt, oder die Mutter 
das Decennium vollſtreckte, findet nicht Statt bei Findlingen, 
deren Mutter und zahlungspflichtige Verwandte zahlungsunfähig 
ſind, jedoch für außer den Linien von Linz geborne Kinder nur 
nach der geringſten Claſſe von 20 fl. CM. WW. (Hofkanzlei— 
Decret vom 21. Mai, 2. Juli 1835, Z. 12,850 und 16,591. 
Regierungs⸗Decret für Oberöſterreich vom 13. Juli 1835, 3. 
20,750.) 

Die Aufnahmstaxen für die Linzer Findlinge wurden mit 
dem h. Hofkanzlei-Decrete vom 25. April 1822, 3. 10,082, 
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beſtimmt, mit dem hohen Hofkanzlei-Decrete vom 30. Juli 1829, 
Z. 17510, wieder aufgehoben, und in eine einzige umgeſtaltet, 
welche nach dem Maßſtabe der Auslagen auf die Pflege und Er— 
haltung der Findlinge nach einem Durchſchnitte mit Rückſicht 
auf ihre Sterblichkeit auszumitteln und feſtzuſetzen iſt. 


In Abſicht auf die unentgeldliche Aufnahme habe es bei den 
bisherigen Vorſchriften zu verbleiben. Die Verpflegsgebühren 
ſeien dagegen mit Rückſicht auf die beſtehenden beſonderen Local— 
verhältniſſe, und nach Erforderniß von Zeit zu Zeit zu regu— 
liren, daher auch, wo es hiernach thunlich iſt, herabzuſetzen, 
übrigens alle Nebenbezüge der Pflegeältern, mit Ausnahme der 
Remunerationen nach dem erſten Jahre, dann der Medicamen- 
ten⸗Vergütung einzuſtellen. 

Ferners ſei feſtzuſetzen: 

1) Daß die Findlinge künftig immer, ſehr wichtige Fälle 
ausgenommen, in das Findelhaus gebracht werden. 

2) Soll die Wahl der Pflegeältern nur denjenigen überlaſ— 
ſen werden, welche die Aufnahmstaxe für den Findling voll— 
ſtändig entrichtet. 

3) Die Aerarial-Verpflegung des Findlings ſoll aufhören, 
wenn das Kind von Aeltern reclamirt, oder unter ſeinem 4. 
Jahre von Jemanden gegen Entſchädigung der Anſtalt in un— 
entgeldliche Verpflegung übernommen wird, in welchem letzte— 
ren Falle das wegen der Aufſicht und Uebernahme der Find— 
linge zu ihrem Beßten Vorgeſchriebene einzutreten, was auch 
in Anſehung des zweiten Punctes zu gelten hat. 

4) Die Dauer der Aerarial-Verpflegung ſei von 12 auf 
10 Jahre herabzuſetzen. Welch' alles jedoch für die bereits in 
der Verpflegung außer den Findelhaäͤuſern befindlichen Findlinge 
nur in ſo weit zu gelten habe, als es mit den hierwegen mit 
den Pflegeältern geſchloſſenen Verträgen und getroffener Ver— 
abredung vereinbarlich iſt. 

Dieſen allerh. Beſtimmungen fand die k. k. vereinte Hof— 
kanzlei zweckdienlich, noch Nachſtehendes beizuſetzen. Den be— 
treffenden Parteien bleibe es freigeſtellt, die Aufnahmstaxe ent— 
weder ſogleich bei Einbringung des Kindes auf einmal, oder 
in eben jenen jährlichen Raten zu entrichten, wie die Beiträge 
auf die Verpflegung des Findlings jährlich verwendet werden, 
im letzteren Falle müſſe jedoch für die nachfolgenden Raten eine 
entſprechende Sicherſtellung geleiſtet werden. 


Für den Fall, daß ſich Jemand außer Stande fühlt, die— 
fer Geldleiſtung nachzukommen, ſei ihm geſtattet, eine Nachſicht 
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anzuſuchen, wobei jedoch die anſuchende Partei nähere durch 
die Polizei-Directionen zu pflegende Erhebungen ihrer Verhält— 
niſſe als unvermeidliche Folgen dieſes Anſuchens ſich gefallen 
laſſen müſſe, und es werde für ſolche Fälle der Landesſtelle ge— 
ſtattet, ſelbe bis auf ein Viertel der Taxe zu bewilligen. 


Da jedoch Fälle eintreten können, daß Parteien Findlinge 
einbringen, welche nicht in die Claſſe der Armen und Zah— 
lungsunfähigen gehören, aber auch weder im Stande ſind, die 
ganze Aufnahmstaxe auf einmal zu entrichten, noch eine Sicher— 
ſtellung für die Ratenzahlungen zu leiſten, wohl aber ihrem Er— 
werbſtande zu Folge nach und nach den Anforderungen der 
Findelanſtalt nachzukommen, fo könne ausnahmsweiſe für ſolche 
Fälle auch die Nachſicht der Sicherſtellung geſtattet werden, dieſe 
Parteien ſeien jedoch den Polizei-Directionen zur Cvidenzhal⸗ 
tung derſelben, und der von ihnen zu entrichtenden Beträge, 
ſo wie zur Einbringung dieſer letzteren bekannt zu geben, die 
Parteien ſelbſt aber zu verpflichten, von jeder Veränderung 
ihres Aufenthaltsortes oder ihrer ſonſtigen Verhältniſſe bei ſtren⸗ 
ger Strafe die betreffende Polizei- „Direction in die Kenntniß zu 
ſetzen. 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß bei Ableben eines 
Findlings vor Beendigung der Verpflegs-Periode, für welche 
die beſtimmte Verpflegsgebühr als Aufnahmstaxe bezahlt wurde, 
die Rückvergütung des auf ſelben nicht verwendeten Betrages 
an die betreffende Partei Statt zu finden habe. 


So lange ſich Leute in der Provinz vorfinden, welche Fin— 
delkinder in die Pflege nehmen wollen, ſeien die Findlinge nicht 
außer der Provinz in Pflege zu geben. Hinſichtlich der Ver— 
pflegsgebühren wurde befunden, als Proviſorium dieſe Gebüh⸗ 
ren für das Land ob der Enns um ein Sechstheil herabzuſe— 
gen. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 30. Auguſt 
1829, Z. 24,519.) 


§. 75. 


Um den Landweibern, welche die Geburtshilfe auf dem 
Lande ausüben wollen, alle Erleichterung zu ihrer Bildung zu 
verſchaffen, hatte bereits Joſeph II. im Jahre 1786 in Galli— 
zien eine Anzahl von Stipendien zu 50 Gulden für arme Land» 
weiber, während der Dauer des Unterrichtes, gegründet; ſpä— 
ter wurden auch in Oeſterreich unter der Enns 8 Stipendien 
von 60 Gulden aus dem Landbruderſchafts-Fonde für diejenigen 
armen Landweiber bewilligt, welche ſich in Orten, wo noch 
keine geprüfte Hebamme iſt, der Ausübung der Geburtshilfe 
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widmen wollen, wodurch ſie in den Stand geſetzt werden, die 
Koſten der Reiſe und ihres Aufenthaltes an der Univerſität zu 
beſtreiten, und ſich die nöthigen Bücher anzuſchaffen. Aus die⸗ 
ſer Urſache haben die Kreisärzte bei ihrer Bezirksbereiſung die 
Orte zu bemerken, wo es an geprüften Hebammen fehlt, und 
die Kreisämter arme, wohlverhaltene, des Leſens und Schrei— 
bens kundige Weiber auszuwählen. Die mit einer ſolchen Un⸗ 
terſtützung betheilten Weiber haben einen Revers auszuſtellen, 
daß ſie die eingegangene Bedingung erfüllen, und ſich in dem 
angegebenen Orte mit der Ausübung der Geburtshilfe befchäf- 
tigen, oder den Betrag des genoſſenen Stipendiums zurüd- 
zahlen wollen, wenn fie den für fie beſtimmten Wohnſitz ver⸗ 
laſſen ſollten. In Böhmen wurden die Gemeinden, wo ſich 
noch keine geprüfte Hebamme befand, verpflichtet, denjenigen 
Weibern, welche ſich unterrichten laſſen wollen, im Falle ihrer 
Armuth, während der Dauer des Unterrichtes täglich 10 Kreu⸗ 
zer abzureichen, und den Kreisämtern geſtattet, ſolche Unter⸗ 
ſtützungen aus der Contributions-Caſſe der Gemeinden zu be⸗ 
willigen. In Gallizien ſind überdieß die mit Diplomen verſe⸗ 
henen Hebammen, wenn fie bloß Häuslerinnen oder Inwohne— 


rinnen ſind, von der Frohndienſtleiſtung enthoben; nur wenn 


ſie Grundſtücke beſitzen, auf welchen die Robotpflichtigkeit haf⸗ 
tet, haben ſie die geſetzliche Zugrobot, in keinem Falle aber 
eine Handrobot zu leiſten. Allen Hebammen wird der Unter- 
richt unentgeldlich ertheilt; während des practiſchen Unterrichtes 
am Gebärhauſe genießen ſie freie Wohnung, Betten und Hei— 
tzung, und ſowohl die mit Stipendien vom Staate, von Do— 
minien oder Gemeinden unterſtützten Weiber, als auch diejeni— 
gen, die ſich mit glaubwürdigen Zeugniſſen über ihre Mittel- 
loſigkeit ausweiſen können, find von der Bezahlung einer Prü⸗ 
fungstare befreit. (Verordnung in Niederöſterreich vom 10. 
September 1796, 21. October 1784, 10. April 1795, 1. Sep⸗ 
tember 1798. Verordnung in Böhmen vom 22. Mai 1791. 
Hofdecret in Böhmen vom 27. December 1794. Studien-Hof⸗ 
commiſſions-Decret vom 5. Juni 1811. Hofdecret für Nieder: 
öſterreich vom 10. April 1795, $. 7, und für Böhmen vom 
15. Mai 1805, . 1.) N 


Ueberdieß wurden für die Hebammen nebſt dem unentgeld⸗ 
lichen Unterrichte auch von den Gemeinden Wartgelder ausge— 
ſetzt, und ſomit auch für die armen Gebärenden außer der Fin⸗ 
delanſtalt geſorgt. (Hofkanzlei-Decret vom 11. März 1842, 3. 
2679. Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 3. Jänner 
1843, Z. 485.) 


V. Hauptſtück. 


Taubſtummen⸗ und Blinden- ⸗Juſtitute. 


F. 76. | 


Da der Unterricht ver Taubſtummen ungewöhnliche Keunt- 
niſſe vorausſetzt, ſo hat die Staatsverwaltung durch eine be— 
ſondere Anſtalt dafür geſorgt, ſolche Unglückliche zu nützlichen 
Bürgern zu bilden, und durch die Erleichterung der Mittel zur 
Mittheilung ihre traurige Lage zu verbeſſern. Joſeph II. hatte 
den Abeé Stork nach Paris geſchickt, um die Methode des 
Abbé de l' Epée bei dem Unterrichte der Taubſtummen nach 
Wien zu verpflanzen. Maria Thereſia hatte bereits im Jahre 
1779 zu dieſem Unterrichte ein Zimmer im Bürgerſpital ange— 
wieſen, und einen eigenen Lehrer aufgeſtellt. Im Beginne die— 
ſer Anſtalt war die Aufnahme bloß auf 12 Zöglinge beſchränkt, 
daraus entwickelte ſich bald eine größere für 30, und im Jahre 
1784 erweiterte fie Joſeph II. unter dem Namen des Taubſtum⸗ 
men⸗Inſtitutes auf 45 Zöglinge. Die Kinder werden zwiſchen 
dem 7. und 14. Jahre aufgenommen, die geſtifteten 45 Zöglinge 
genießen die unentgeldliche Verſorgung vom Inſtitute durch 6ö—8 
Jahre; über das 20ſte ſoll keiner ohne wichtige Gründe in der 
Anſtalt behalten werden. Die Aufzunehmenden dürfen nicht 
blödſinnig, oder mit einer Krankheit behaftet ſein, worüber der 
Director und der Arzt des Inſtitutes zu wachen haben. Nebſt 
dem Director und einem Rechnungsführer ſind die nöthigen 
Lehrer und ein Katechet zum Unterrichte der Kinder im Spre— 
chen, Leſen, Schreiben, Rechnen, Zeichnen, im Style, in der 
Religion angeſtellt. Wenn die Kinder hinreichend vorbereitet 
und herangewachſen find, werden ſie zur Erlernung eines Hand— 
werks oder einer Kunſt bei rechtſchaffenen Meiſtern auf Koſten 
der Anſtalt aufgedungen, während welcher Zeit ſie immer noch 
vom Inſtitute Koſt, Wohnung und Kleidung erhalten, und 
täglich 2 Stunden unterrichtet werden. Nach vollendeter Lehr— 
zeit werden ſie auf Koſten des Inſtitutes freigeſprochen und ent— 
laſſen. Die Juſtiz⸗ und politiſche Hofſtelle und der Hofkriegs— 
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rath ſind angewieſen, auf die Zöglinge des Taubſtummen-In— 
ſtitutes vorzüglich Bedacht zu nehmen, wenn ſie Abſchreiber 
nöthig haben. Die weiblichen Taubſtummen erhalten nebſt dem 
Schulunterrichte auch Anweiſung im Nähen, Stricken, Spin— 
nen, Merken, Kochen u. ſ. w. Nebſt den geſtifteten Zöglingen 
befinden ſich auch andere im Inſtitute, welche gegen ein mäßi⸗ 
ges Koſtgeld aufgenommen, und wie die übrigen gehalten wer— 
den; vermögliche Aeltern können von der Direction auch beſon— 
dere Bedingungen erhalten. Selbſt ausländiſche Taubſtumme 
katholiſcher Religion dürfen gegen einen jährlichen Unterhalts- 
betrag von 150 Gulden in das Inſtitut aufgenommen werden. 

Eine ähnliche Anſtalt erſtand im Jahre 1789 auch in der 
durch jo manche humane Privat- Stiftung ausgezeichneten 
Hauptſtadt Böhmens, wo ebenfalls die Zöglinge nach den Kräf— 
ten der menſchenfreundlichen Stifter entweder unentgeldlich, oder 
gegen eine mäßige Bezahlung aufgenommen, zu bürgerlichen 
Gewerben vorbereitet, und in denſelben untergebracht werden. 
(Verordnung vom 4. April 1794, 13. April 1803, 21. Oc⸗ 
tober 1768 und 20. Juli 1772.) 
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Gleichwie in den übrigen Provinzial = Hauptjtänten beſteht 
auch in Linz ein Taubſtummen-Inſtitut, aber leider gegenüber 
dem Bedürfniſſe nur wenige geſtiftete Plätze. Es werden alljähr⸗ 
lich nur 2 bis höchſtens 4 Stiftplätze erlediget, wo die Taub⸗ 
ſtummen nebſt der Verpflegung auch den Unterricht genießen. 
Die Aufnahme taubſtummer Zöglinge ohne Verpflegung, bloß 
zum Unterrichte, unterliegt, wenn ſie anders unterrichtsfähig 
find, von Seite der Anſtalt gar keinem Anſtande, iſt unentgeld⸗ 
lich, und der Zögling bekommt nicht nur den Unterricht, ſon⸗ 
dern auch ſämmtliche Schulrequiſiten, als: Papier, Federn, 
Tinte ꝛc., ganz gratis. 

Die Zöglinge, welche keine Stiftungsplätze erhalten, woh— 
nen nicht im Inſtitutsgebäude, ſondern müſſen bei Privaten 
in Wohnung und Koſt untergebracht werden, und es ſteht den 
Aeltern frei, bei wem und um welchen Verpflegsbetrag ſie 
ihre taubſtummen Kinder unterbringen wollen. 


Auf Verlangen beſorgt die Direction einen ſolchen Wohn— 
und Koſtort, und zahlt in dieſem Falle an die Partei täglich 
8 kr. CM., was, die langen Ferien abgerechnet, jährlich et— 
was über 40 fl. CM. WW. beträgt. Dieſer Betrag wäre halb— 
jährig an die Direction einzuſenden, und der ſich hierzu ver— 
pflichtende Fond hätte hierüber einen Revers auszuſtellen. 
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In den obigen Betrag iſt die Kleidung nicht eingerechnet, 
ſondern dieſe wäre beſonders nachzuſchaffen. Auf Verlangen 
wird ſie dem Zöglinge von Seite der Direction angeſchafft, ge— 
gen nachherige Vergütung von Seite der Aeltern oder des be— 
treffenden Fondes. i 

Der aufzunehmende Zögling darf nicht unter 6 und nicht 
über 12 Jahre alt ſein, und außer der Taubheit kein anderes 
körperliches Gebrechen haben. 


Die Aufnahme hat am 1. October Statt, die Unterrichts 
dauer beträgt in der Regel I Jahre. Solche Zöglinge, die ſich 
als blödſinnig erweiſen, werden ſogleich wieder entlaſſen, und 
ſind auf Koſten der Parteien oder Gemeinden abzuholen. 


r $. 78. 


Die blödſinnigen, beſonders wenn fie zugleich taubſtumm 
find, müſſen durch die Gemeinde-Vorſteher ihres Domizilortes 
in ſteter Evidenz gehalten werden, und ihre Entfernung aus 
dem gewöhnlichen Amtsbezirke iſt hintanzuhalten, weil ſonſt 
ſolche Menſchen andern zur Laſt fallen, und wenn ſie an drit— 
ten Orten aufgegriffen werden, ihr Domizil nicht wohl aus— 
geforſcht werden kann. (Hofkanzlei-Decret vom 19. November 
1829 an die Länderſtellen in Illyrien, Stevermarf, Oeſter— 
reich ob der Enns, Mailand und Venedig.) 


Die Unterbringung und Verpflegung taubſtummer Perſo— 
nen, deren Geburtsort nicht ausgemittelt werden kann, gehört 
eben ſo, wie bei den Blinden, in das Gebiet der Local-Po— 
lizei. 

$. 79. 

Für die Blinden wird mit gleicher Sorgfalt in allen Pro— 
vinzial⸗Hauptſtädten vorgeſehen. Sie erhalten ebenfalls größ— 
tentheils unentgeldlich Wohnung, Koſt und einen angemeſſe— 
nen Unterricht, vorzüglich in der Muſik. In das Wiener Blin— 
den⸗Inſtitut, welches ſeit 11. September 1818 als eine Staats- 
anſtalt erklärt wurde, werden nur Einheimiſche aufgenommen, 
und es können in keinem Falle jene auf Rechnung des Local— 
Armen⸗ oder Landbruderſchafts-Fondes aufgenommen werden, 
welche in anderen Provinzen geboren und nicht bereits durch den 
zehnjährigen Aufenthalt das Eingeburtsrecht erhalten haben. 
(Hofkanzlei⸗Decret vom 17. Mai 1821 für Nieder-Oeſterreich.) 


VI. Hauptſtück. 


Verſorgung der Soldaten, ihrer Weiber und Kinder. 


$. 80. 


Die zum Dienſte untauglich gewordenen Soldaten und Land— 
wehrmänner vom Unterofficier abwärts, welche in der militäri- 
ſchen Unterſuchung (Superarbitrirung) als gänzliche Invaliden 
(Real⸗Invaliden), nämlich zu allen Dienſten und auch zum Nah⸗ 
rungserwerbe unfähig, erklärt worden ſind, erhalten entweder die 
Verſorgung in oder außer den Invalidenhäuſern, oder, wenn ſie 
auf dieſe verzichten, die gänzliche Abfertigung oder auch das nd» 
thige Reiſegeld (viaticum). (Verordnung vom 10. März 1810, 
$. 4.) N 8 


Invalidenhäuſer beſtehen zu Wien, Prag, Pettau, Tyrnau 
und Padua. In die Locoverpflegung dieſer Häuſer werden die 
vor dem Feinde verwundeten, mit beſonderen Gebrechen behafte— 
ten oder ſonſt ſehr hinfälligen Invaliden aufgenommen. Vermöge 
des Invaliden-Syſtems vom Jahre 1750 ſind von der Invali— 
den⸗Verſorgung bloß diejenigen ausgeſchloſſen, welche die Dienſte 
freiwillig verlaſſen, oder wegen anderer, nicht in ihrer Untaug⸗ 
lichkeit zum Dienſte gegründeten Urſachen entlaſſen werden, oder 
welche endlich ſonſt verſorgt oder bemittelt ſind. In den Inva⸗ 
lidenhäuſern erhält jeder Invalide nebſt feiner bemeſſenen Geld— 
löhnung auch Brot, Service, Montur, Gewehr und Arzneien; 
zur Seelſorge, zum Gottesdienſte und zur Erziehung der Jugend 
befinden ſich in den Häuſern Geiſtliche und Schullehrer, und zur 
ärztlichen Pflege find Aerzte, Wundärzte und Apotheker aufge— 
ftellt. (General-Invaliden-Syſtem vom 28. März 1750, F. 1, 
2, 8, 13.) . 

Die Invaliden, welche ihren Invalidengehalt außer den In⸗ 
validenhäuſern beziehen, heißen in der Geſchäftsſprache Paten- 
tal⸗Invaliden. Sie werden mit einer Urkunde (Patent) von der 
Invaliden⸗ Behörde verſehen, vermöge welcher fie die Löhnung 
außerhalb den Invalidenhäuſern beziehen; allein auf die übri- 
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gen mit der Verſorgung im Invalidenhauſe verbundenen Vor— 
theile, als: Brot, Service und Montur, haben ſie keinen An— 
ſpruch; ſie können von dem Lande oder Orte, wo ſie ſich nie— 
derlaſſen, bloß die unentgeldliche Wohnung, Feuerung und 
Licht fordern. Die Ortsobrigkeiten haben über die in ihrem 
Bezirke befindlichen Patental⸗Invaliden die Aufſicht; fie haben 
ihnen nicht nur ihren Gehalt vorzuſtrecken, ſondern auch die 
müßigen, unordentlichen oder im Betteln betretenen Invaliden 
an das nächſte Invalidenhaus zurückzuſchicken. (Hofdecrete vom 
4. April 1754, 26. Auguſt 1757, 6. Jänner 1759, 23. 
März, 4. October 1783, 18. April 1786.) 


Die Löhnung ſollen aber die Obrigkeiten vierteljährig, doch 
niemals im Voraus abreichen; dieſe vorgeſchoſſenen Verpflegs— 
gelder werden ſodann bei der Steuerabfuhr bei den Kreiscaſſen 
in Abrechnung gebracht. (Verordnung in Böhmen vom 7. Jän⸗ 
ner 1808 und 15. Februar 1791.) 


Um die Dominien in den Stand zu ſetzen, über die Pa⸗ 
tental⸗Invaliden die vorgeſchriebene Aufſicht halten zu können, 
ſoll ihnen jede Entlaſſung eines Patental- Invaliden in ihren 
Bezirk mittelſt der Kreisämter bekannt gegeben werden. Wenn 
der Invalide 14 Tage nach erhaltener Ankündigung nicht er⸗ 
ſcheint, ſo haben die Dominien ſolches dem Kreisamte zu mel— 
den. Die Patente der Invaliden müſſen bei der Obrigkeit auf⸗ 
bewahrt, darüber eine verläßliche Conſignation verfaßt, und 
dem Kreisamte zum weiteren Gebrauche des Conſeriptions-Re⸗ 
viſors eingeſendet werden. (Hofdecret vom 2. October 1806.) 

Die Invaliden-Hauscommiſſionen ſind angewieſen, in den 
Patenten den Ort, die Pfarre, das Dominium und den Kreis, 
wo der Invalide geboren, deſſen Alter, und wohin er nun 
angewieſen iſt, nebſt dem Tauf- und Geſchlechtsnamen auf das 
genaueſte zu verzeichnen. (Hofdecret vom 22. Nov. 1806.) 

Bei der jährlichen Conſcriptions-Reviſion müſſen die Obrig— 
keiten die bei ihnen angewieſenen Patental-Invaliden dem con— 
ſcribirenden Officiere anzeigen. Letzterer hat die Umſtände die— 
ſer Leute zu unterſuchen und zu erforſchen: ob dieſelben nicht 
in einer Verſorgung ſtehen, in welcher ſie ihren Invaliden— 
Gehalt entbehren können; ob ſie vielleicht gegründete Beſchwer— 
den anzubringen haben u. ſ. w. Ueber die Patental-Invali— 
den werden bei der Conſeription beſondere Verzeichniſſe ver— 
faßt, und den Invaliden-Aemtern eingeſendet, welche darin 
nachzuſehen haben, ob keiner ausgeblieben ſei, um ſeine Exi— 
ſtenz bei der nächſten Conſcriptions-Reviſion zu erforfchen. 
(Conſcriptions-Syſtem vom 25. October 1804, F. 36.) 
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Wenn ein Invalide ſich aus dem ihm zugewieſenen Auf— 
enthaltsorte ohne Meldung entfernt, und während eines Jah— 
res ſeine Löhnung nicht erhebt, ſo wird er derſelben verluſtig, 
und kann ſolche nur durch Beibringung von Zeugniſſen, daß 
er die Löhnung noch verdiene, vom General-Commando wie— 
der erhalten. (Hofkriegsräthliche Verordnung vom 23. October 
1811.) 


Die Todesfälle der Invaliden hat die Obrigkeit unter Bei— 
bringung der hinterlaſſenen Urkunde dem Kreisamte anzuzeigen, 
und das Kreisamt dieſe mittelſt des Werbbezirks-Commando 
an das General-Commando zu befördern. (Verordnung vom 
5. Juli 1755, 21. Februar 1772, 8. November 1782 und 
14. Mai 1804.) 


§. 81. 


Die Abfertigung (Dienſt-Gratiale) wird den im Inlande 
gebornen, oder auch den ausländiſchen, aber im Inlande ver- 
bleibenden Invaliden ertheilt, welche Zeugniſſe beibringen, daß 
ſie eine andere Verſorgung im Inlande gefunden haben. Zur 
Beibringung ſolcher Zeugniſſe ſind auch die Ausländer ver— 
pflichtet, welche bereits in der hierlaͤndigen Invaliden-Verſor⸗ 
gung geſtanden ſind, und in ihr Vaterland zurückkehren wol⸗ 
len, damit der Fall niemals eintreten könne, daß dieſelben, 
nach ihrer Verzichtung auf die Invaliden-Verſorgung, nirgends 
einen Unterhalt finden. (Hofkriegsräthliche Weereneeng vom 
26. April und 3. Juni 1812.) 


Derjenige Militär-Beamte, welcher die Abfertigung eines 
Invaliden ohne ſolche Zeugniſſe bewilligt, hat nicht nur den 
Betrag des Gratiale an das Aerarium zu erſetzen, ſondern 
ſoll auch nach Umſtänden noch ſchärfer beſtraft werden. (Hof— 
kriegsräthliche Verordnung vom 8. Februar 1812.) 


Daher hat auch die Abfertigung ſtets im Einverſtäͤndniſſe 
mit der Ortsobrigkeit zu geſchehen, unter welche ſich der In— 
valide begeben will, indem dieſelbe für die abgefertigten Inva⸗ 
liden, im Falle ihrer Unvermögenheit, fo wie für ihre übrigen 
1 5 zu ſorgen hat. (Invaliden-Syſtem vom 28. März 
1750, $. 9.) 


Wenn die inländiſchen Invaliden ſogleich bei ihrer Ausmu— 
ſterung, oder doch binnen eines Jahres nach derſelben, auf 
die Invaliden-Verſorgung Verzicht leiſten, ſo erhalten ſie eine 
nach der Anzahl ihrer Dienſtjahre bemeſſene Abfertigung. (Ver⸗ 
ordnung vom 11. Mai 1802, . 5.) 
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Diejenigen aber, welche erſt nach Verlauf eines Jahres 
nach der Ausmuſterung der den -Verſorgung entſagen, 
werden ohne Unterſchied bloß mit dem Betrage von 36 Gul— 
den abgefertiget. Ausländiſche Capitulanten haben zwar An— 
ſpruch auf die Invaliden-Verſorgung, aber nicht auf das 
Dienſt⸗Gratiale. Wenn ſie daher der erſteren entſagen, ſo wird 
ihnen bloß ein Reiſegeld (viaticum) von 4 Gulden verabfolgt. 
Um zu verhüten, daß ſie dem Lande nicht als Bettler oder 
Landſtreicher zur Laſt fallen, wird in ihren Abſchieden die 
Route vorgezeichnet, welche ſie bis an die Gränze zu nehmen 
haben, und die Abſchaffung derſelben den politiſchen Behörden 
überlaffen. (Invaliden-Normale vom 29. März 1772, F. 7.) 


Soldaten, die ihren Abſchied ſelbſt nehmen, haben auf 
das Dienſt⸗Gratiale keinen Anſpruch. (Verordnung vom 11. 
Mai 1802, F. 5.) 


§. 82. 


Die Soldaten vom Unterofficier abwärts, welche in Folge 
der vorgenommenen Unterſuchung zum Felddienſte untauglich 
befunden, aber doch noch zu leichteren Dienſtleiſtungen fähig 
erkannt worden ſind, werden als Halb-Invaliden zu den Gar— 
niſons⸗Bataillons, zur Monturs-Commiſſion, zum Militär- 
Fuhrweſen, zur Trabanten-Leibgarde, zur Hofburgwache, zum 
Beſchäl- Departement u. ſ. w. überſetzt. Ueberdieß find die 
Civilbehörden angewieſen, ſolche als Gerichtsdiener, Thürhü— 
ter, Heitzer, Gefangenwärter, Kreis-Dragoner, Polizeiwächter 
und zu anderen minderen Bedienſtungen zu gebrauchen, und 
vom General-Commando zu verlangen, welches dieſelben ſo— 
gleich vom Militär zu entlaſſen hat. (Hofdecret vom 19. Mai 
1785, 24. Februar 1786, 23. Mai und 10. Juni 1788, 28. 
April 1791, 5. Juli 1798, 4. December 1801 und 23. Juli 
1803.) 


Auch ſoll bei der Verleihung der Stellen von Tabak-Un— 
terverlegern, wenn keine Civil- oder Militär-Penſioniſten vor— 
handen ſind, auf cautionsfähige Invaliden Rückſicht genom— 
men werden. (Verordnung vom 28. Februar 1804.) 

Alle bei den Civilbehörden untergebrachten Invaliden ha⸗ 
ben auf eine Civil-Penſion oder Proviſion erſt nach einer 
zehnjährigen Dienſtleiſtung Anſpruch. (Verordnung vom 19. 
April 1803.) 

Wenn ſie daher vor dieſer Zeit zu ihrem Dienſte untaug— 
lich werden, ſo iſt ihnen geſtattet, in die Invaliden-Verſor— 
gung zurückzutreten, welche ihnen auch in dem Falle vorbe— 
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halten bleibt, wenn mit ihrer Civilbedienſtung gar keine Pen⸗ 
ſion oder Proviſion verbunden ſein ſollte. (Verordnung vom 
3. Februar 1798, 26. October 1786 und 1. Sept. 1789.) 


Den Polizei- Soldaten, welche in den Invaliden-Stand 
treten, wird vom Invaliden⸗ Fonde nur derjenige Betrag ab⸗ 
gereicht, der ihnen nach der im Regimente gehabten Charge 
zukommt; was aber denſelben wegen der im Polizeidienſte er⸗ 
haltenen Beförderung über jenen Betrag gebührt, ſoll vom 
Polizeifonde entrichtet werden. (Hofdecret vom 7. Feb. 1811.) 


Wenn ein Invalide, mit dem Genuſſe feines Invaliden⸗ 
Gehaltes, bei einem minderen Civildienſte angeſtellt iſt, und 
dieſen wegen ſchlechter Aufführung und pflichtwidriger Hand 
lung verliert, ſo wird er nach vorhergegangener Unterſuchung 
auch ſeines Invaliden-Gehaltes verluſtig. (Hofdecret vom 6. 
Auguſt 1800.) 

Die Entlaſſung eines Invaliden muß von den Civil-Be⸗ 
hörden in ſolchen Fällen ſogleich der Militär-Behörde ange⸗ 
zeigt werden, und erſtere haben, im Falle der Unterlaſſung 
dieſer Anzeige, dem Invaliden-Fonde für allen daraus entſte⸗ 


henden Schaden zu haften. (Verordnung vom 20. November 
1800.) 


b. 83. 


Um zur Erleichterung des Invaliden-Fondes die Invali⸗ 
den auch in Privatdienſte unterzubringen, wurden alle geiſtli⸗ 
chen Stifte, Klöſter, weltliche Gemeinden, Güterbeſitzer und 
andere Familien und Privatleute aufgefordert, dieſelben in ihre 
Dienſte zu nehmen, und ſich deßwegen an ihr Kreisamt, oder 
unmittelbar an das General⸗Commando zu wenden. (Verord⸗ 
nung vom 19. Oct. 1803.) 


Es ſteht jedem Dienſtherrn frei, ſolche Invaliden wegen 
ihrer Untauglichkeit zum zugewieſenen Dienſte, wegen anderer 
Vergehen oder eingetretener Umſtände in die Invaliden-Ver⸗ 
ſorgung zurückzuſchicken. Bei der Verabſchiedung hat daher 
der Dienſtherr dem Entlaſſenen ein Zeugniß über ſeine Auf— 
führung auszuſtellen, und wenn ſich ein ſolcher Invalide ei— 
nes Verbrechens ſchuldig gemacht hätte, ſo wird er der Civil— 
Behörde zur Unterſuchung übergeben, und nach erfolgter Ver- 
urtheilung auch der Invaliden-Verſorgung verluſtig. 


So lange ſich ein Invalide in Privatdienſten befindet, un⸗ 
terliegt er der Civil- Gerichtsbarkeit, nur die Erlaubniß zur 
Verehelichung darf ihm nicht ohne Vorwiſſen der Invaliden⸗ 
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Behörde ertheilt werden; wenn aber die Obrigkeit ihm ſolche 
nach vorheriger Anzeige an das General-Commando ertheilen 
wollte, ſo müßte ſie zugleich die Verſorgung des Invaliden 
übernehmen, indem derſelbe hierdurch ſeinen Anſpruch auf die 
Militär- Verſorgung verliert. (Verordnung vom 19. Detys 
ber 1803.) 


Vermöge älterer Verordnungen können die Invaliden bei 
Handwerkern und Gewerkſchaften als Geſellen oder Knechte an— 
genommen werden; ſie ſind endlich überall, wenn ſie keine ro— 
botpflichtigen Realitäten beſitzen, von aller Robots-Schuldig— 
keit befreit. (Verordnung vom 5. Auguſt 1750; Hofdecret vom 
8. Mai 1779; Robot-Patente für Böhmen vom 13. Auguſt 
1775, IV. Art. $. 9, und für Gallizien vom 16. Juni 1786, 
§. 13.) 


Den Invaliden, die in öffentliche Civil- oder in Privat- 
dienſte übertreten, oder welche durch Erbſchaft, Ankauf, Hei— 
rathen u. dgl. zum Beſitze von Wirthſchaften oder Grundſtücken 
gelangen, wodurch ſie ihren Invaliden-Gehalt entbehren kön⸗ 
nen, wird letzterer eingezogen, bis fie entweder durch Unglücks 
fälle um ihr Eigenthum, oder wegen Alter um ihre Bedien— 
ſtung kommen, wo ſie ſodann in die vorher genoſſene Invali— 
den- Verpflegung wieder eintreten können. (Verordnung vom 
3. April 1803.) 


Die Dominien, Gemeinde und Private haben ſich mit den 
in Verſorgung übernommenen Invaliden in keine Abfertigung 
einzulaſſen, ſondern, wenn die ausgemittelte Verſorgung einem 
oder dem andern nicht anſteht, die übernommenen Invaliden 
mit der Anzeige, warum dieſe Verbindlichkeit aufgelöst wurde, 
an das Kreisamt abzuſchicken, welches dieſelben ſodann an das 
Sammelhaus abzugeben, und zugleich auch zur weiteren Ver— 
fügung h. Ortes die Anzeige zu erſtatten hat. (Oberöſterr. Re- 
gierungssDecret vom 29. Jänner 1819.) 


F. 84. 


Nach einer von dem k. k. Hofkriegsrathe an die k. k. ver- 
einte Hofkanzlei gemachten Eröffnung vom 21. November 1829, 
Z. 5876, haben Se. Majeſtät gedachter Hofſtelle den Auftrag 
zur Umarbeitung der wegen der Invaliden-Verſorgung beſtehen— 
den Vorſchriften, und zur Vorlegung eines neuen alle Bezie— 
hungen umfaſſenden dießfälligen Geſetz- Entwurfes zu ertheilen 
geruhet. 

Sowohl das Invaliden-Syſtem vom Jahre 1772, als die 
Norm über Real-Invaliden vom Jahre 1779 berufen die Capi— 
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tulanten nur in jo ferne zur Invaliden-Verſorgung, als ſie 
wegen ihren im Dienſte, ohne ihr eigenes Verſchulden, über— 
kommenden Gebrechlichkeiten zu allen Dienſten und zum Nah— 
rungs-Erwerbe unfähig ſind. 


Dieſer unbeſtimmte Ausdruck „im Dienſte“ wurde jedoch 
von den Regimentern ſowohl, als von den General-Comman— 
den häufig gleich bedeutend, „während dem Dienſte oder der 
Dienſtzeit“ genommen, und auf Leute angewendet, die oft nach 
einer kurzen Dienſtperiode von wenig Jahren wegen zufällig 
ihnen zugeſtoßenen Krankheiten oder Gebrechlichkeiten dienſtun— 
fähig wurden, wodurch es denn geſchah, daß ſich viele tauſend 
Individuen zum empfindlichſten Drucke für den Staatsſchatz in 
der ärariſchen Invaliden-Verſorgung befinden, die nach dem 
Sinne obiger Vorſchriften auf dieſe Wohlthat ganz und gar kei— 
nen Anſpruch haben. Um nun dieſer unrichtigen Auslegung 
der vorerwähnten Vorſchriften von nun an und für die Zukunft 
ein Ziel zu ſetzen, hat der k, k. Hofkriegsrath ſämmtlichen Ges 
neral⸗Commanden in Gemäßheit der dießfalls allerh. ausge— 
ſprochenen Willensmeinung einſtweilen, bis das neu zu ver- 
faſſende Invaliden⸗Syſtem die Sanction Sr. Majeſtät erhalten 
haben wird, zur ſtrengſten Darnachachtung bekannt gegeben, 
daß künftig nur denjenigen Real-Invaliden vom Feldwebel und 
Wachtmeiſter abwärts der Anſpruch auf die Neal = Invaliven- 
Verſorgung zugeſtanden werden dürfe, deren gänzliche Dienſt— 
unfähigkeit durch ſolche Verwundungen, Verletzungen und Ge— 
brechlichkeiten entſtanden iſt, die ſie entweder vor dem Feinde 
oder ſonſt durch und wegen dem Dienſte erhalten haben, vor— 
ausgeſetzt überdieß, daß ſie kein eigenes Einkommen beſitzen, 
welches ihren Unterhalt wenigſtens mit dem dreifachen Betrage 
der Invaliden-Gebühr ſichert. Weiters hat der k. k. Hofkriegs— 
rath den General-Commanden bedeutet, daß insbeſondere De— 
fecte, auf dem Urlaube uͤberkommen, auf das Invaliden-Bene— 
ficium durchaus keinen Anſpruch geben, daß jedoch hohes, im 
wirklichen Dienſte erreichtes und mit Erwerbsunfähigkeit ver— 
bundenes Alter ebenfalls für den Genuß der Invaliden-Ver— 
ſorgung eigne. 


Hinſichtlich jener der Invaliden-Verſorgung wirklich wür— 
dig erkannten, dienſtuntauglichen Leute, denen künftig insbe— 
ſondere die Loco-Verpflegung in den Invaliden-Häuſern ſelbſt 
geſtattet werden ſoll, hat der k. k. Hofkriegsrath den General— 
Commanden in Gemäßheit der allerh. Anordnung die Weiſung 
ertheilt, daß nur ſolche Individuen in dieſe Anſtalten zuzulaſ— 
ſen ſeien, die 
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a) vor dem Feinde zu Krüppeln geſchoſſen wurden; 


b) die ſonſt ſchwere Verwundungen im Dienſte erhielten, 
und ohne beſondere Pflege und hilfreiche Handleiſtung ihre Exi— 
ſtenz nicht friſten können, nebſtbei aber vermögenslos ſind; 

c) die in der Dienſtleiſtung oder wegen des Dienſtes Er— 
blindeten oder gehörlos Gewordenen, Krüppelhaften, ſehr alten, 
mit Irrſinn Befallenen, oder mit der Fallſucht Behafteten; und 
daß allen übrigen, in ſo ferne ſie für den Genuß der Invaliden— 
Wohlthat geeignet erkannt werden, die Patental-Gebühr anzu— 
weiſen ſei. Jedoch fand der k. k. Hofkriegsrath beizufügen, daß 
dieſe allerh. Anordnung auf diejenigen, welche ſich bereits in 
der Loco = Verpflegung der Invalidenhäuſer befinden, nicht zu— 
rückzuwirken habe, ſondern nur auf die von nun an Zuwach⸗ 
ſenden Anwendung finde. 


Um ferner die zur Vermeidung der dermalen in einer großen 
Ueberzahl vorhandenen der Invaliden-Verſorgung theilhaften 
Real-Invaliden alle drei Jahre bei Gelegenheit der Conſcrip— 
tions-Reviſion a. h. angeordnete Reviſion aller Invaliden, wel⸗ 
che wegen bereits für dieſes Jahr eingetretener Conſeriptions— 
Reviſion im Allgemeinen bis zum Wiedereintritte derſelben ver— 
ſchoben werden muß, wenigſtens theilweiſe zur Erzielung eini— 
ger Vortheile für das Aerar in Wirkſamkeit zu bringen, wurde 
dieſe Maßregel einſtweilen ruͤckſichtlich der in Loco-Verpflegung 
befindlichen, dann der ſich daſelbſt, nämlich in den Invaliden⸗ 
häuſern, mit ihren Reſervationskarten zum Wiedereintritte in 
das Invaliden-Beneficium meldenden, jo wie derjenigen Paten- 
tal⸗Invaliden, welche ihren Patental-Gehalt in den Invaliden- 
häuſern ſelbſt abholen, in Anwendung zu bringen anbefohlen. 


Da es ſich hierbei um eine gründliche und gewiſſenhafte 
Unterſuchung handelt, 

a) welche von den genannten Invaliden von ihren Gebre— 
chen dergeſtalt hergeſtellt ſind, daß ſie entweder zum activen 
Dienſte in der Armee, oder doch zu leichteren Friedensdienſten 
bei Garniſons- Bataillons, Monturs-Oekonomie— Commiſſionen, 
beim Fuhrweſen, Spitaldienſte u. dgl. verwendet werden kön— 
nen, dann je 

b) welche von ihnen fo viel eigenes Vermögen oder Ver— 
dienſtfähigkeit erlangt haben, daß ſie ſich den Betrag des Drei— 
fachen der Invaliden-Löhnung zu verſchaffen im Stande ſind, 
mithin eine Beihilfe des Staates länger nicht bedürfen, ſo wur— 
den zur Erreichung des erſten Zweckes eigene Arbitrirungs-Com— 
miſſionen in den Invalidenhäuſern angeordnet, und um ſich 
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von dem zweiten die Ueberzeugung zu verſchaffen, die Invali- 
denhaus-Commiſſionen angewieſen, die ſich meldenden Patental⸗ 
und Reſervations-Invaliden zur Beibringung legaler obrigkeit⸗ 
licher Zeugniſſe über ihr Beſitzthum oder ihre Verdienſtfähigkeit 
zu verhalten. 

Dabei wurde angeordnet, daß diejenigen, welche entweder 
zum activen Feld- oder ſonſtigen Friedensdienſte noch anwend⸗ 
bar befunden werden, nach ihrer Qualification entweder bei 
ihren Werbbezirks- Regimentern, oder ſonſt zur Dienſtleiſtung 
eingebracht werden; ſo wie dagegen diejenigen, welche, obgleich 
Realinvalide, ſo viel eigenes Beſitzthum haben, daß der Ertrag 
davon das Dreifache der Invaliden-Löhnung erreicht, wenn ſie 
nicht anders durch den Dienſt verkrüppelt, oder ſonſt mit un⸗ 
heilbaren, durch den Dienſt erlangten ſchweren Defecten behaf- 
tet ſind, mit Abſchied, diejenigen aber, die ſich dieſen Betrag 
nur durch ihrer Hände Arbeit zu erwerben im Stande ſind, 
mit Reſervations-Urkunden entlaſſen werden. (Hofkanzlei-De⸗ 
cret vom 3. December 1829, Z. 28,168; Regierungs-Deeret 
für Oberöſterreich vom 29. December 1829, Z. 36,634.) 


Real⸗Invaliden, wenn ſie in Civildienſte kommen, und bei 
eintretender Dienſtunfähigkeit nicht penſionsfähig ſind, treten in 
den Invalidenſtand zurück. Halb-Invaliden können auf Civil⸗ 
Anſtellungen beurlaubt, und wenn ſie ohne Schuld unverſorgt 
entlaſſen werden, in die Truppenkörper zurückgenommen und 
ſuperarbitrirt werden. (Allerh. Entſchließung vom 14. Juni 
1844; Hofkammer-Decret vom 6. December 1844, Z. 47,973.) 


§. 85. 


Zur Betheilung aus dem Wiener Großhandlungs-Gre— 
miums⸗-Belohnungs- und Unterſtützungs-Fonde für verdienſt⸗ 
volle Krieger der k. k. öſterr. Armee, deren Wittwen und Wai— 
ſen ſind, nach den Beſtimmungen des von Sr. k. k. Majeſtät 
allerh. ſanctionirten Stiftsbriefes zu Folge, zunächſt vorzugs- 
weiſe ausgezeichnete hilfsbedürftige Krieger, welche in den Feld— 
zügen 1813 und 1814 die Waffen führten, und zwar ſowohl 
Oberofſſiciere, ohne Unterſchied der Charge, als auch Unterof⸗ 
ficiere und Gemeine, ſie mögen noch in der Dienſtleiſtung ſte⸗ 
hen, oder zum Stande der Invaliden gehören; dann die von 
ſolchen Kriegern hinterlaſſenen Wittwen oder minderjährigen 
Waiſen berufen, welche der Unterſtützung in beſonderem Grade 
bedürftig ſind. Nebſt dieſen Individuen, und in ſo ferne durch 
die Betheilung derſelben das geſammte jährliche Fonds⸗Erträg⸗ 
niß von 5109 fl. CM. nicht erſchöpſt wird, ſind während der 


— 
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dermaligen Friedenszeit verdiente Krieger, gleichfalls ohne Un⸗ 
terſchied des militäriſchen Ranges, welche erſt nach der glorrei— 
chen Epoche des Jahres 1813 oder 1814 in die Armee eintra⸗ 
ten, wenn ſie unverſchuldeter Noth Preis gegeben ſind, und 
ihre in ähnlicher Lage ſich befindenden Wittwen und Waiſen 
zum Genuße der aus dieſer Stiftung zu ertheilenden Unterſtü— 
tzungen zuzulaſſen. 


Jene Krieger aber, welche, wenn fie gleich in den Feldzü⸗ 
gen von 1813 und 1814 die Waffen führten, ſeitdem aus dem 
Militärdienſte und dem Armeeverbande getreten ſind, haben 
keinen Anſpruch. (Hofkanzleidecret vom 2. Februar 1839, 3. 
32544, und 24. Juni 1840, 3. 15864. Regierungs-Decrete 
für Oberöſterreich vom 28. Februar 1839, Z. 5635, und 1. 
Auguſt 1840, 3. 20049.) 


F. 86. 


Die Verſorgung der Soldaten-Weiber und Kinder unter⸗ 
ſcheidet ſich nach der Art der Ehe, aus welcher dieſelben zurück 
geblieben ſind. Vom Feldwebel oder Wachtmeiſter abwärts 
dürfen bei der Infanterie unter 100 Mann nur 6, bei der 
Cavallerie nur 4 heirathen. Dieſe Ehen heißen, Ehen der erſten 
Claſſe; die Weiber derſelben ſtehen unter der Militär-Gerichts bar⸗ 
keit, ſie können ſich bei ihren Männern in den Quartiers-Statio⸗ 
nen aufhalten, und mit denſelben die unentgeldliche Unterkunft 
theilen; ſie erhalten in Krankheitsfällen die unentgeldliche Pflege 
im Militär⸗Spitale, und werden, wenn ihre Männer vom Re⸗ 
gimente in die Invalidenhäuſer verſetzt werden, mit ihren Kin⸗ 
dern ebenfalls dahin aufgenommen. Nach dem Tode ihrer Män⸗ 
ner erhalten ſie eine Abfertigung von 20, wenn ſie aber mit 
der Sorge für Kinder belaſtet find, welche das für Proviſioni— 
ſten feſtgeſetzte Normalalter noch nicht erreicht haben, von 30 
Gulden. (Verordnung vom 1. September 1812, hofkriegs⸗ 
räthliche Verordnung vom 10. Auguſt 1812, $. 33.) 


Krüppelhafte, ſieche, oder mit eckelhaften Krankheiten be= 
haftete Weiber und Kinder dieſer Claſſe werden entweder in die 
für ſie geſtifteten Spital-Pfründen, oder gegen Bezahlung in 
die Civil⸗Siechenhäuſer vom Invaliden-Amte untergebracht. 
Die Ehen der zweiten Claſſe ſind diejenigen, welche die bis zur 
Einberufung beurlaubten Soldaten mit Bewilligung der Mi⸗ 
litärbehörde, oder der Reſerve- und Landwehrmänner mit Er⸗ 
laubniß ihrer Dominien ſchließen. Auch gehören hierher diejeni— 
gen Ehen, welche geſchloſſen waren, ehe der Mann von der Ob— 
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tigkeit zum Militär geftellt worden iſt. (Verordnung vom 9. 
September 1812.) 


Solche Ehen werden nur gegen Beibringung eines obrig⸗ 
keitlichen Certificates geſtattet, durch welches beftätigt wird, 
daß ſich das Weib durch ihren eigenen Erwerb fortzubringen 
im Stande ſei. Die Heirathsgeſuche der Beurlaubten, welche 
von den Dominien an die Militärbehörde befördert werden, müf- 
ſen demnach mit dem Vermögens- Zeugniſſe der Braut, mit ih⸗ 
rem Taufſcheine, Sitten-Zeugniſſe und mit der Verzichts-Ur— 
kunde auf alle Militär-Wohlthaten belegt fein. (Verordnung 
vom 4. October 1810.) 


Die Weiber aus den Ehen der zweiten Claſſe dürfen ſich 
niemals bei den Regimentern aufhalten, ſie bleiben unter der 
Civil⸗Gerichtsbarkeit, haben auf die Militär-Verſorgung keinen 
Anſpruch, und müſſen, wenn der Mann in das Feld rückt, oder 
das Standquartier wechſelt, in ihrem Aufenthaltsorte zurück— 
bleiben, wenn ſie nicht durch Zeugniſſe darthun können, daß 
ſie auch im neuen Standquartiere ihren Unterhalt zu erwerben 
vermögen. Die Weiber endlich, welche ſich mit Invaliden ver- 
heirathen, wenn auch ihre Verehelichung mit Erlaubniß der Be— 
hörde Statt gefunden hat, haben in keinem Falle auf eine 
Militar - Wohlthat oder auf eine Abfertigung Anſpruch. (Hof— 
kriegsräthliche Verordnung vom 10. Auguſt 1812.) 
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Die armen Solvaten= Kinder, beſonders, wenn fie ganz- 
lich verwaifet find, werden durch die ihnen beftimmten und vor⸗ 
behaltenen oder anderer Waiſenſtiftungen, über welche der In— 
validenhaus-Direction halbjährige Ausweiſe erſtattet werden 
müſſen, und ferner bei dem Armen-Inſtitute verſorgt. Die 
Militärkinder, deren Väter vor dem Feinde ſtehen, ſind als 
Waiſen zu betrachten, und erledigte Pfründen für Soldaten— 
waiſen find an das niederöſterreichiſche General-Commando an— 
zuzeigen. (Verordnung in Nieder-Oeſterreich vom 28. Februar 
1804 und 5. April 1788, Hofdecret vom 18. October 1788.) 


Dieſe Kinder dürfen die deutſchen Schulen unentgeldlich be— 
ſuchen, und erhalten auch die nöthigen Bücher aus dem Bücher— 
verlage der Normal- Hauptſchule. (Verordnung vom 29. Mai 
1781.) i 


Bei den Regimentern werden die Soldatenkinder von den 
Feldcaplänen unterrichtet, für die Knaben ſowohl der dienenden 


Mannſchaft, als auch der Invaliden beſtehen überdieß auch 
die Regiments-Knaben⸗Erziehungshäuſer. Die für dieſe Erzie- 
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hungshäuſer untauglichen und beider Aeltern verwaisten Kna— 
ben werden entweder bei Bauern, oder auf Koſten des Aera— 
riums bei Handwerkern untergebracht, aufgenommen und frei— 
geſprochen. (Verordnung vom 14. Juni 1760, 10. Juni 1769, 
27. Juli 1782, 17. November 1793.) 


Die Soldatenmädchen werden entweder im Waiſenhauſe in 
Wien, oder in das durch die Huld Ihrer Majeſtät der Kai— 
ſerinn Mutter in der Vorſtadt Landſtraße gegründete Erzie— 
hungs-Inſtitut, oder in jenes, welches von dem apoſtoliſchen 
Feldvicar, dem Biſchofe Leonhardt zu Szatmar, geſtiftet wurde, 
oder in das Kinderhaus der Pottendorfer Spinnfabrik, oder 
ſonſt in einen Dienſt untergebracht. Die in einer Civil-Ver⸗ 
ſorgung befindlichen Militär-Waiſen und Kinder werden bei 
jeder Conſcriptions-Reviſion erhoben. Die Wittwen und Wai⸗ 
fen der während des Krieges in der Felddienſtleiſtung verſtor- 
benen Landwehrmänner ſind in Anſehung der militäriſchen Ver— 
ſorgungs-Anſtalten der Familie der Soldaten von der activen 
Armee gleichgehalten. (Verordnung vom 24. Februar 1810.) 


VII. Hauptſtück. 


Verein der Geſellſchaft adeliger Frauen zur Befoͤr⸗ 
derung des Guten und Nützlichen, dann die Kinder⸗ 
bewahr - Anftalten. ü 


— 


— 


9. 88S. | 

Se. Majeſtät haben für die Frauen = Vereine folgende zu 
beobachtende Grundfätze feſtgeſetzt: 

1) Es iſt zu geſtatten, daß ſowohl in Haupt- als Handels- 
ſtädten und Märkten ſich Frauen-Vereine zur Beförderung des 
Guten und Nützlichen freiwillig bilden. 


2) Dieſe Verbindungen ſind und bleiben ſtets zeitlich und 
Privat⸗Vereine, können ſich daher zu allen Zeiten wieder en 
Belieben auflöſen. 


3) Jeder dieſer Vereine ift für ſich beſtehend; es kann da— 
her zwiſchen den verſchiedenen Vereinen keine Abhängigkeit, 
Verbindung, Correſpondenz Statt finden, und es wird weiters 
keine Filiale geben. 


4) Die Seelſorger können für die Gefchäfte der Vereine 
nicht in Anſpruch genommen werden; jedoch bleibt es ihnen 
unbenommen, dabei mitzuwirken. 


5) Die Landesſtellen haben darüber zu wachen, damit die 
Vereine auf die beſtehenden Armen- und Verſorgungs-Anſtal⸗ 
ten nicht nachtheilig einwirken, und dem Gedeihen derſelben 
nicht hinderlich werden. 


6) Anſtellungen mit Beſoldungen oder Remunerationen 
haben bei dieſem Vereine nicht Statt zu finden. (Hofkanzlei— 
Decret vom 26. September 1816.) 
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Die Verfaſſung der Geſellſchaft adeliger Frauen zur Be— 
förderung des Guten und Nützlichen: 
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1) Die Kräfte des Staates find durch die vieljährigen 
außerordentlichen Auslagen geſchwächt worden; unterdeſſen bes 
darf ſo manche nützliche Anſtalt der Unterſtützung, manche 
neue wäre zum großen Vortheile des Staates zu errichten; die 
inländiſche Induſtrie im weiteſten Verſtande erwartet Ermun— 
terung, der Kunſtfleiß im Fabriks- und Gewerbsweſen, wie 
im Landbaue iſt zu beleben, nützliche Erfindungen aller Art 
ſind aufzumuntern, Wiſſenſchaften und Künſten iſt hilfreiche 
Hand zu bieten. Es iſt ein hohes Verdienſt um das Vater— 
land, wenn Private wenigſtens zum Theile und allmählig lei— 
ſten, was der Staat jetzt zu leiſten nicht vermag. 


2) Zur Erreichung dieſes ſchönen Endzweckes durch frei— 
willige, eigene und geſammelte Beiträge mitzuwirken, iſt für 
das weibliche Geſchlecht ein ehrenvolles ſchönes Geſchäft. In 
dieſer Abſicht wurde der Vorſchlag zur Errichtung der Geſell— 
ſchaft adeliger Frauen zur Beförderung des Guten und Nütz— 
lichen gemacht, welchem Se. Majeſtät mit den allergnädigſten 
Ausdrücken Ihren Beifall zu ſchenken, und zugleich huldvoll 
zu äußern geruht haben: daß jene Frauen, welche einer ſo 
gemeinnützigen Verbindung beitreten werden, auf Höchſt Ihr 
Wohlgefallen und Erkenntlichkeit mit Zuverſicht rechnen kön— 
nen. Eine beträchtliche Anzahl Damen vom erſten Range hat 
ſich ſchon vor erfolgter Genehmigung Sr. Majeftät erklärt, daß 
ſie beitreten würde, und die Geſellſchaft kann ſich bereits auf 
alle Stände verbreiten. 


3) Die Geſellſchaft beſteht aus beitragenden und wirkenden 
Mitgliedern, einem Ausſchuſſe, der aus 12 Damen beſteht, 
und einem Oberhaupte. Die Stadt und die Vorſtädte wer— 
den in 12 Theile oder Bezirke getheilt, und jeder der 12 Da— 
men des Ausſchuſſes wird einer dieſer Bezirke beſtimmt. Jede 
derſelben ſucht eine beträchtliche Anzahl Frauen, die in ihrem 
Bezirke wohnen, als wirkende Mitglieder mit der Geſellſchaft 
zu verbinden, und dieſen wirkenden Mitgliedern werden kleine 
Bezirke angewieſen, in welchen ſie ebenfalls für die Ausbrei— 
tung der Geſellſchaft zu ſorgen, und beitragende Mitglieder 
aus allen Ständen mit derſelben zu verbinden ſuchen. In dies 
ſer Abſicht wird jedem wirkenden Mitgliede ein Verzeichniß der 
in ſeinem Bezirke wohnenden Perſonen, und eine hinlängliche 
Anzahl des Planes mitgetheilt werden; ubrigens bleibt es aber 
dem Edelmuthe und der Betriebſamkeit jener Damen überlaſ— 
ſen, wie ſie die Verbreitung der Geſellſchaft in ihren Bezirken 
zu Stande bringen wollen; das Intereſſe, das ſie an der gu— 
ten Sache nehmen, bürgt für die Betriebſamkeit. Um die Ver- 
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breitung raſcher zu bewirken, wird auch eine beträchtliche An—⸗ 
zahl Abdrücke des Planes und der Bezirks-Abtheilung an die 
verſchiedenen Gremien, an die Vorſteher von Communitäten, 
an die Eigenthümer großer Wohngebäude geſchickt, und fie wer- 
den um die Vertheilung derfelben erſucht werden. 

4) Jedes zur Geſellſchaft tretende Mitglied erklärt ſich zu 
einem jährlichen beſtimmten Beitrage. Dieſen freiwilligen Bei— 
trägen werden keine Gränzen geſetzt, ſondern ſie ſind ganz dem 
Edelmuthe zur Erzielung des Guten überlaſſen. Nur iſt es noth— 
wendig, daß jedes Mitglied bei dem Eintritte in die Geſellſchaft 
erkläre, welchen Beitrag es leiſten werde, um in Rückſicht der 
Verwendung der geſammten Beiträge im Vorhinein einen An— 
ſchlag entwerfen zu können. Dieſer jährliche Mee wird in nn, 
Monate Marz entrichtet. 


Die Zeit, wann der erfte Beitrag nach Entſtehung der Ge— 
ſellſchaft zu entrichten iſt, wird bekannt gemacht werden. 


5) Nebſt dieſem jährlichen Beitrage nimmt jedes Mitglied 
die Mühe auf ſich, einmal des Jahres, und zwar im Monate 
December, in dem Kreiſe ſeiner männlichen Bekannten eine Col⸗ 
lecte zu machen. 


6) Da dieſe Collecte nicht beſchwerlich ſein darf und ſich da— 
her nur auf Gemahl, Aeltern, Geſchwiſter, Verwandte oder ſonſt 
die nächſten Umgebungen jedes Mitglieds beſchränken muß, wer- 
den alle jene Männer, welche durch freiwillige Beiträge, jeder 
durch andere Gaben, dieſe ate zu unterſtützen geneigt 
find, und in weniger gefellichaftlichen 2 Verhältniſſen leben oder 
keine Angehörigen haben, eingeladen, ſich in dieſer Rückſicht an 
die Dame des Bezirkes, in welchem ſie wohnen, zu wenden, und 
es wird ein eigenes Denkbuch eröffnet werden, welches die 2 
dieſer Unterſtützer enthalten ſoll. 


7) Sollte das eine oder andere Mitglied ungenannt zu blei⸗ 
ben wünſchen, ſo kann dieſer Wunſch zwar erfüllt werden, aber 
der Gang des Geſchäftes wird dadurch viel beſchwerlicher ge— 
macht, und für jeden Fall müßte dieſes Mitglied bei dem Ein- 
tritte in die Geſellſchaft und bei Ueberſendung der Beiträge die 
Nummer des Hauſes, in welchem es wohnet, anzeigen; dagegen 
können freiwillige Beiträge, außer den beſtimmten jährlichen, ohne 
Namen der gebenden Perſon eingeſchickt werden, ohne daß hier— 
durch die Leichtigkeit des Geſchäftsganges litte. 


8) Die Einhebung der jährlichen beſtimmten Beiträge ſo⸗ 
wohl, als der Collectbeiträge geſchieht auf folgende Art. Da j je⸗ 
dem n. Mitgliede nur ein kleiner Bezirk, nämlich: eine 
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geringe Zahl von Häuſern zugetheilt werden wird, wählt fie 
irgend eine, ihr als redlich bewährte Perſon, welche zwei Mal 
des Jahres in diefem Bezirke die Beiträge der Mitglieder einhebt 
und dafür die Empfangſcheine ausſtellt. Jede Dame wird in die 
ſer Abſicht mit der nöthigen Anzahl von Empfangſcheinen ver— 
ſehen, und die Tage der Einhebung werden jedesmal vorläufig 
durch öffentliche Bekanntmachung, wo möglich durch beſondere 
Anmeldung angezeigt werden. Dieſelben Perſonen, welche die 
Einhebung beſorgen, merken auch, nebſt Ausſtellung der Em— 
pfangſcheine, in den Verzeichniſſen der Mitglieder, die ſie in 
Händen haben werden, die Beiträge an. Jede dieſer Perſonen 
wird bei der Einhebung eine Beglaubigung erhalten, welche mit 
dem Siegel der Bezirks-Dame verſehen iſt, um ſich damit bei 
den Mitgliedern, welche die Beiträge entrichten, legitimiren zu 
können. 

9) Sämmtliche wirkende Mitglieder überſchicken die ein- 
gehobenen Beträge nebſt den Verzeichniſſen der Namen an die 
Damen des Ausſchuſſes, in deren Bezirke ſie wohnen, und er— 
halten Empfangſcheine über die Totalſumme der Beträge. Auch 
dieſe Einſendung geſchieht in beſtimmten Tagen, welche vorläu— 
fig werden bekannt gemacht werden. Die Damen des Ausſchuſ— 
ſes erlegen die eingehobenen Beträge nebſt ihren eigenen an das 
Oberhaupt der Geſellſchaft, von welchem weiter unten geſpro— 
chen werden wird. 


Bei dieſer Verfaſſung wird die Bemühung und Unbequem— 
lichkeit jedes Mitgliedes ſehr gering ſein, und man kann nicht 
beſorgen, daß der Edelmuth der Theilnehmerinnen darüber er= 
müden ſollte. N 


10) Die Abtheilungen der Vorſtädte ſind unmittelbar den 
zwölf Damen des Ausſchuſſes zugetheilt, und auch dort wird 
eine Anzahl von Honoratioren erſucht werden, die Geſellſchaft 
zu verbreiten. Dieſelbe Ordnung, die in Rückſicht der Stadt- 
bezirke eingeführt wird, ſoll auch in den Vorſtädten beobach— 
tet werden. 


11) Sämmtliche Beiträge werden, in ſo ferne ſie nicht 
ſogleich verwendet werden, in einem der angeſehenſten Han— 
delshäufer hinterlegt, und fo lange ſie dort liegen, verzinslich 
benützt. Zwei bekannte rechtſchaffene Männer werden von den 
Damen des Ausſchuſſes durch Stimmenmehrheit gewählt und 
erſucht werden, das ſehr einfache und nicht beſchwerliche Ge— 
ſchäft eines Rechnungsführers und Controllors zu übernehmen. 


12) Die 12 Damen des Ausſchuſſes werden gegenwärtig 
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bei Errichtung dieſer Geſellſchaft von jenen Damen, welche 
ſich noch vor der höchſten Genehmigung der Geſellſchaft zum 
Beitritte erklärt haben, künftig aber aus allen mitwirkenden Mit⸗ 
gliedern durch Stimmen-Mehrheit auf 3 Jahre gewählt. Die 
zwölf Ausſchüſſe wählen dann jährlich aus ihrem Kreiſe ein 
Oberhaupt. Bei dieſer Dame fließen die Beiträge zuſammen, 
von ihr werden ſie an das Handelshaus gegeben, ohne ihre 
Anweiſung läßt letzteres keine Beträge erfolgen, fie untetzeich- 
net die Geſuche an Seine Majeſtät und die Correſpondenz der 
Geſellſchaft. In den Händen des Oberhauptes wird ſich auch 
immer eine mäßige Handcaſſe zur Beſtreitung der kleineren 
Auslagen befinden. 

13) Ueber die Verwendung der eingegangenen Beiträge ent⸗ 
ſcheidet der Ausſchuß. Jeder Dame des Ausſchuſſes ſteht es 
frei, wenn ſie will, einen in Rückſicht ſeiner Kenntniſſe und 
ſeiner patriotiſchen Geſinnungen rühmlich bekannten Mann als 
Rathgeber auszuwählen, und ihm ihre Stimme über die Vor⸗ 
ſchläge, welche der Geſellſchaft gemacht werden, zu übertragen. 
Die Stimmenmehrheit entſcheidet; bei gleichen Stimmen ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Oberhauptes der Geſellſchaft oder des 
Mannes, auf den dieſe Dame ihre Stimme übertragen haben 
dürfte. 


14) Die Geſellſchaft hat außer den laufenden Koſten der 
Correſpondenz keine beſtimmte Auslage, als den Gehalt eines 
Expedienten und eines Gallopins. Beide wählt das Oberhaupt 
der Geſellſchaft. 5 

15) Unmittelbar mit dem Oberhaupte der Geſellſchaft arbei- 
tet auch der perpetuirliche Secretär derſelben, welcher den Plan 
zur Geſellſchaft zuerſt entworfen hat und fich dieſe Ehre vorbe— 
hielt. Er widmet ſeine Bemühungen unentgeldlich. Er hat das 
Recht, über die verſchiedenen Mittel, das Gute und le 
befördern, Vorſchläge zu machen. Sie werden durch das Ober⸗ 
haupt der Geſellſchaft den Damen des Ausſchuſſes oder den Män⸗ 
nern, an welche ſie ihre Stimme übertragen haben, mittelſt eines 
Umlaufſchreibens zur Prüfung mitgetheilt, und von der Ent— 
ſcheidung derſelben hängt die Annahme oder Modificirung der 
Vorſchläge ab, der perpetuirliche Secretär wird die Beſchlüſſe 
in Ausführung bringen. 0 

16) Er nimmt ferner die Verpflichtung auf ſich, mit Bei⸗ 
hilfe des Expedienten die Ordnung im Gange des Gefchäftes zu 
handhaben, die Richtigkeit der Verzeichniſſe, ungeachtet der durch 
neuen Eintritt oder Austritt der Mitglieder, oder durch Woh— 
nungswechſel ſich ergebenden Veränderungen zu erhalten. Fer— 
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ner wird er alle Vorarbeiten bejorgen, die Meinungen der Sach- 
verſtändigen, wo es nothwendig iſt, einholen, und der Geſell— 
ſchaft vorlegen. Derſelbe bewahrt auch die Schriften der Geſell— 
ſchaft. Eigentliche Documente aber ſind bei dem Oberhaupte der 
Geſellſchaft hinterlegt, und der Secretär verwahret davon nur 
ein Verzeichniß. Obſchon derſelbe übrigens perpetuirlicher Se= 
cretär genannt wird, bleibt der Geſellſchaft dennoch vorbehalten, 
wenn ſie einem andern Manne zu dieſem Geſchäfte in der Folge 
mehr Vertrauen ſchenken ſollte, denſelben Seiner Majeſtät ver- 
Stimmenmehrheit gemäß vorzuſchlagen und der Entwerfer des 
Planes wird dann zurücktreten. 


17) Obſchon der perpetuirliche Secretär das Recht, Vor⸗ 
ſchläge zu machen, ſich vorbehalten hat, kann doch Jedermann, 
der einen zum Beßten des Staates dienlichen und mit dem 
Zwecke der Geſellſchaft zuſammenhängenden Vorſchlag machen 
zu können glaubt, denſelben an das Oberhaupt der Geſellſchaft 
überſchicken und die Geſellſchaft wird ſelbſt ſowohl Behörden als 
einzelne ſachverſtändige Männer um die Mittheilung ihrer Ge— 
danken und Wünſche erſuchen. 


18) Alle Gegenſtände, welche der Bewilligung einer Bes 
hörde bedürfen, werden derſelben in dieſer Abſicht überreicht wer⸗ 
den, und der perpetuirliche Secretär beſorgt die in dieſer Rück⸗ 
ſicht vorkommenden Geſchäfte. 


19) Wenn derſelbe wegen Abweſenheit oder Unpäßlichkeit 
oder zu ſeiner Erleichterung einen Stellvertreter oder Gehilfen 
nöthig finden ſollte, iſt er verpflichtet, denſelben den Damen 
des Ausſchuſſes bekannt zu machen, und ihre Genehmhaltung 
der Perſon abzuwarten. | - 

20) Jede Dame des Ausſchuſſes und jedes wirkende Mit- 
glied kann ſich eine Stellvertreterinn in dem Falle der Abweſen⸗ 
heit und Unpäßlichkeit oder einer andern Verhinderung wählen; 
zur Erhaltung der Ordnung iſt es aber nothwendig, daß dem 
Oberhaupte der Geſellſchaft davon Nachricht gegeben werde, ſo 
wie auch die Stellvertreterinn der Letzteren ſelbſt den übrigen 
Damen des Ausſchuſſes bekannt gemacht werden müßte. 


21) Jedes Mitglied, das austreten will, ſo wie jedes, das 
ſeine Wohnung oder ſeinen Namen verändert, wird erſucht, der 
Dame ſeines Bezirkes davon Nachricht zu geben. Sollte ein 
Mitglied mit Tode abgehen, ſo erwartet man von den Ange— 
hörigen derſelben eine Anzeige. Wenn ein wirkendes Mitglied 
austritt, ſo wird ſich die Dame des Ausſchuſſes, in deren Be— 
zirke dieſes Mitglied wohnte, bemühen, ihre Stelle ſobald als 
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möglich durch ein neues Mitglied zu erſetzen. Wenn eine Dame 
des Ausſchuſſes austritt, wird eine andere Dame durch Wahl 
erſucht werden, dieſen Platz einzunehmen. 

22) Da die Abſicht der Geſellſchaft iſt, das Gute und Nütz— 
liche zu befördern, und daher die bereits beſtehenden Anſtalten 
oder die neu zu errichtenden dauerhaft zu unterſtützen, wird ſie, ſo 
weit es ihre Kräfte zulaſſen, immer bemüht ſein, dieſe Anſtal— 
ten durch ein Capital zu gründen, deſſen Zinſen zur Erreichung 
des Endzweckes hinreichen. 

23) Sie wird auch keinen Fond bilden, und kann kein un- 
bewegliches Vermögen durch längere Zeit beſitzen, da die Ver— 
waltung desſelben eine ausgebreitete Regie nothwendig machen 
würde. Sollten ſich jedoch die eingehenden Beiträge zu einer 
ſehr beträchtlichen Summe erheben, ſo wird ein Theil derſelben, 
aber nie mehr als ½ für das nächſte Jahr aufbewahrt werden, 
in welchem vielleicht ein größerer Geldvorrath zur Ausführung 
einer nützlichen Abſicht willkommen fein dürfte. 

24) Es wurde zwar erklärt, daß die Geſellſchaft keineswegs 
die Vertheilung eines Almoſens zum Zwecke habe und durchaus 
nicht in den Wirkungskreis der für die Armuth beſtehenden An— 
ſtalten eingreife; allein, doch wurde gleich im erſten Jahre des 
Entſtehens zur Unterſtützung des Taubſtummen-Inſtitutes, des 
Blinden-Inſtitutes u. dgl. geſchritten. l 

25) Das Verzeichniß der Mitglieder, dann die detaillirte 
Ueberſicht der Einnahmen und Leiſtungen iſt Seiner Majeſtät 
vorzulegen. 

26) Da der Nutzen, welchen dieſe Geſellſchaft ſtiften ſoll 
und wird, ausgebreitet und dauerhaft iſt, und mäßige, keines— 
wegs läſtige Beiträge vieler Mitglieder zur Erreichung des Zwe— 
ckes hinreichen, ſo läßt ſich bei dem bekannten Edelmuthe der 
Bewohner dieſer Stadt eine ſchnelle Verbreitung dieſer Geſell— 
ſchaft hoffen. Wer ſollte nicht gerne etwas beitragen, um viel 
zu nutzen. | 

27) Wenn dieſes Inftitut in Wien organiſirt iſt, wird man 
es auch auf dem flachen Lande mittelſt der Kreisämter zu ver— 
breiten ſuchen; und iſt die Geſellſchaft ſo glücklich, daß auch an— 
dere Provinzen der öſterreichiſchen Monarchie ihrem Beiſpiele 
folgen, ſo werden die erſten Mitglieder derſelben den erfreuenden 
Lohn haben, die Gründer einer Anſtalt zu ſein, deren Nutzen 
für den Staat nicht zu berechnen iſt. 


§. 90. . 
Die beſonders wichtigen aber leider nur auf wenige Provin— 
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zial⸗Hauptſtädte und die Reſidenzſtadt Wien, wo 7 ſolche Inſti⸗ 
tute find, ausgedehnten, aus der Privatwohlthätigkeit hervor— 
gegangenen Kleinkinder-Bewahranſtalten haben zum löblichen 
Zwecke, die noch nicht ſchulfähigen Kinder armer Aeltern in 
der Zwiſchenzeit, wo die letzteren ihrem Erwerbe nachgehen, 
vor Schaden zu bewahren und in allem Guten der Faſſungs— 
kraft dieſer Kinder zur Zeit Angemeſſenen zu unterrichten. 


Und wahrlich tief und weiſe iſt dieſe Anſtalt berechnet. Der 
Tagwerker, welcher für 3 oder 4 Kinder zu ſorgen hat, kann 
eine Familie ohne ein Almoſen, ohne Unterſtützung aus eigenem 
Verdienſte nicht erhalten und ſein Weib muß ohne d dieſe Anſtalt 
zur nöthigen Pflege der Kinder zu Haufe bleiben. Sind dieſe be- 
ſorgt, jo kann auch ſie zum gemeinſchaftlichen Erwerbe beitra= 
gen, und die Familie erhaltet ſich ſelbſt ohne Unterſtützung. 

Se. k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 21. v. M. die Einführung von Kleinkinder-Bewahranſtal⸗ 
ten und das Fortbeſtehen der Vereine, welche ſich zum Behufe 
derſelben gebildet haben, gegen dem zu genehmigen geruht, daß 
ſelbe zunächſt unter der Aufſicht der Conſiſtorien zu ſtehen, keine 
Kinder über fünf Jahre aufzunehmen, ſich nur durch freiwillige 
Beiträge zu erhalten, und unter keinem wie immer gearteten 
Vorwande einen Beitrag oder eine Unterſtützung aus dem Nor— 
malſchul⸗ oder einem andern Fonde anzuſprechen, mithin im 
ſtrengſten Sinne nur als Privat-Vereine und Anſtalten, nicht 
als Schulen zu beſtehen haben. (Studienhofcommiſſions-Decret 
vom 26. Februar 1832, Z. 857. Regierungs-Decret für Ober- 
diterreich vom 29. März 1832, Z. 6975.) 


VIII. Hauptſtück. 


Vereine zum Wohle entlaſſener Züchtlinge, Be— 
ſchäftigungs- und Arbeits-Anſtalten. 


— 


§. 91. 


Die Nothwendigkeit, und beſonders der Nacheiferung höchſt 
empfehlungswürdige Wichtigkeit des in Böhmen reif gewordenen, 
kürzlich in Wien begründeten Vereines zum Wohle entlaſſener 
Züchtlinge iſt aus nachfolgender Darſtellung zu entnehmen. 


I. Natürliche Gründe des Entſtehens dieſer Vereine. 


Schon die Art, wie beinahe jeder Sträfling ſeine wieder 
erlangte Freiheit benützt, zeigt uns leider nur zu oft, wie mo⸗ 
raliſch ſchwach die Bande des Zwanges ſind, denn ſobald er aus 
der Strafanſtalt entlaſſen iſt, ſucht er nicht ſeine Angehörigen 
auf, von deren Umgang ihn Scham zurückhält, nein, er eilt 
hin zu den bekannten Schlupfwinkeln ſeiner ehemaligen Schick— 
ſalsgenoſſen, und vergeudet mit ihnen den muͤhſam im Straf— 
hauſe erworbenen Sparpfenning, in vollen Zügen ſchöpft er nun 
die Genüſſe der längſt ſehnlichſt entbehrten Freiheit, und über— 
ſchreitet darin wie ganz natürlich das rechte Maß, bald meldet 
ſich der angeborne ſüße Hang zum Herumſtreichen, dieſe Lebens— 
art iſt aber ſo reizend, daß die im Zuchthauſe bei ihm angereg— 
ten guten Vorſätze aus ſeinem Gedächtniſſe verſchwinden; da 
er alſo nichts verdient, fo irrt er vermögenslos, ohne Obdach 
und nur mit den allerunentbehrlichſten Kleidungsſtücken verſe— 
hen herum, und begegnet bei jedem Schritte Mißtrauen, denn 
in ſeinem verwahrloſeten Anzuge ihn aufzunehmen weigert ſich 
mit Recht jeder um die Ruhe ſeiner Familie beſorgte Hausvater. 


Wie groß auch ſeine Geſchicklichkeit, wie redlich auch ſeine 
Arbeitsluſt fein mag, vor ihm. verſchließt ſich jede Thüre, aus 
jeder Werkſtätte wird er verſtoßen, ſobald ſich der Ruf von ſei— 
nem abgebüßten Vergehen dahin verbreitet hat. Um alſo nicht 


— 


111 


zu verhungern, bettelt er und benützt hierbei die von den ehe— 
maligen raffinirten Strafcollegen erlernten Pfiffe zu kleinen 
Mauſereien, Betrügereien, Diebſtählen, wird endlich durch ſeine 
Sorgloſigkeit entdeckt, oder durch ſeine Mithelfer verrathen, und 
verfällt ſo neuerdings der Strafanſtalt, die ihn nun ſtrenger als 
früher züchtigt; ſo ſinkt allmählig ſein Muth zu allen guten 
Vorſätzen, und er reſignirt endlich auf die Möglichkeit, einen 
unbeſcholtenen Lebenswandel führen zu können. 


Aber dennoch täuſcht man ſich ſehr, wenn man glaubt, daß 
dergleichen Verirrte Abſcheu haben vor einem ordentlichen, gere— 
gelten, ehrlichen, arbeitſamen Beruf. Nur die Kraft fehlt ihnen, 
den verführeriſchen Lockungen zu widerſtehen, und mit Beharr— 
lichkeit den rechten Weg zu verfolgen, deßhalb bedürfen ſie der 
freundſchaftlichen, gutmeinenden Leitung. 


Aus dieſem allen erhellet nun auch, wie allein es noch mög— 
lich iſt, ſolche Verirrte auf die rechte Bahn zu bringen und ſie 
der Menſchheit zurück zu geben, alles kömmt nur darauf an, 
dieſe moraliſch Kranken, ſobald fie aus der Strafanſtalt entlaſ— 
ſen ſind, nicht neuerdings ſinken zu laſſen, und ihnen von nun 
an, jahrelang brüderlich mit Rath und That unermüdet zur 
Seite zu ſein, um ihnen Vertrauen zu ſich ſelbſt, und Muth 
und Ausdauer bei der Arbeit erwecken zu helfen. 

Dieſen heiligen Zweck vor Augen, bildete ſich im Jahre 1838 
obiger Verein in Prag und im Jahre 1844 in Wien, deſſen 
Mitglieder es ſich zur Pflicht machen, dahin zu wirken, daß 
Perſonen, welche aus den Straf- und Arbeitsanſtalten entlaſſen 
werden, denſelben nicht anheim fallen, ſondern ein ehrbares, ar— 
beitſames Leben führen. 


II. Statutenmäßiges Wirken und weitere Fortſchritte 
dieſes Vereines. 


Dieſer Verein begnügte ſich, die Sträflinge ſchon in der 
Strafanſtalt von ſeiner väterlichen Wirkungsweiſe in Kenntniß 
zu ſetzen, und hüthet ſich ſehr, dieſelben zum Beitritte zu bereden, 
weil die Erfahrung gelehrt hat, daß ohne freiwilliges, ver— 
trauensvolles Entgegenkommen, nicht auf ihre Ausdauer gerech⸗ 
net werden kann, ja um die Kräfte des Vereines nicht unnützer⸗ 
weiſe zu verſplittern, weiſet derſelbe ſogar alle jene Sträflinge 
zurück, deren häufige Rückfälle keinen guten Erfolg ſeiner Ber 

mühungen verſprechen. 
Einige Monate vor ſeiner Entlaſſung aus der Strafanſtalt 
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meldet ſich der Züchtling zur Aufnahme beim Vereine in ei— 
nem Bittgeſuche, worin er nebſt dem aufrichtigen Geſtändniſſe 
ſeines früheren Lebenswandels zugleich das Gewerbe beſtimmt, 
welches er vorzugsweiſe betreiben möchte, doch muß er ſich in 
dieſer Schrift verpflichten, auf eine Zeit den Statuten des 
Vereines ſich zu unterwerfen, widrigen Falls er dazu von den 
Behörden angehalten wurde. 


Ueber ſolche Bittgeſuche wird nun in den wochentlichen Si- 
tzungen durch Stimmenmehrheit der anweſenden Vereinsmit— 
glieder entſchieden, wobei man die Vorſicht hat, den neuen 
Pflegling an einen Ort zu verſetzen, der von ſeinem frü— 
heren Aufenthalte entfernt iſt, und ihn zu keiner Beſchäftigung 
zuläßt, wodurch feine Redlichkeit zu ſehr in Verſuchung ge— 
führt werde; ſo z. B. läßt man junge Burſche, die ſchon öfter 
eingebrochen haben, nicht zum Schloſſerhandwerk, ſolche, die 
gerne naſchen, mauſen, ſtehlen nicht in Specereihandlungen 
eintreten u. ſ. f. Einer der anweſenden Mitglieder übernimmt 
nun die väterliche Obſorge des aufgenommenen Pfleglings und 
deſſen Unterbringung bei einem Meiſter oder einem andern 
Brotherrn, dem er zugleich deſſen frühern Lebenswandel mit⸗ 
theilt, und placirt denſelben wo möglich zur leichteren Beach- 
tung in der Nähe ſeiner Wohnung. Alles, was den neuen 
Pflegling betrifft, ſeine Lebensart, Wünſche und Bedürfniſſe 
theilt ſein Obſorger in den wöchentlichen Vereinsſitzungen mit. 
Durch den ausgebreiteten Wirkungskreis und den großen Ein— 
fluß der verſchiedenartig beſchäftigten Mitglieder öffnen ſich oft 
dem Bittſteller die ſchönſten Wege und herrlichſten Ausſichten. 

Da in dieſen weſentlichen Vereinsſitzungen Alles gleich 
protokollirt wird, jo iſt der Geſchäftsgang erleichtert. 

Außer der Unterbringung der Pfleglinge bei Gewerben, land— 
wirthſchaftlichen und häuslichen Dienſten, außer der perſön⸗ 
lichen Ueberwachung und Leitung jedes Einzelnen und der Dar— 
reichung der nöthigen Unterſtützung von Geld, Kleidungsſtü— 
cken und Werkzeugen, bemüht ſich der Verein auch durch Un- 
terweiſung in der Religion, andern Kenntniſſen und den nö⸗ 
thigen Fertigkeiten, beſonders auf den noch bildſamen Geiſt 
und das Herz der jüngeren Pfleglinge zu wirken, bei welchen 
er ſeine Mühe am ſicherſten gelohnt zu ſehen hofft; die Wich⸗ 
tigkeit dieſes Punctes erkennend, gründete der Verein im Jahre 
1842 eine Erziehungs-Anſtalt für jugendliche Züchtlinge un— 
ter 14 Jahren, welche ſeitdem die erfreulichſten Reſultate, und 
ſomit die beſten Hoffnungen für die Zukunft geliefert hat, ja 
dieſe Erziehungs-Anſtalt erhielt im verfloſſenen Jahre durch 
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Concerte und dramatiſche Vorſtellungen ſolche Zuſchüſſe Behufs 
ihrer Erweiterung, wodurch es nun möglich geworden iſt, in den 
Arreſten diejenigen Kinder aufzuſuchen, die vorzüglich der Hilfe 
des Vereines bedürfen. 


Da der Zweck dieſer Zeilen iſt, bloß das wohlthätige Wir— 
ken dieſes Vereines mitzutheilen, ſo würde es zu weit führen, 
auch die innere Organiſation dieſes Vereines zu detailliren, und 
ſomit ſich über die Verfaſſung, über die Pflichten und Befug⸗ 
niſſe, fo wie über die Verwaltungsart desſelben genau . 
laſſen. 

Wenn aber trotz aller erfreulichen Reſultate ſich dennoch 
Stimmen der Mißbilligung hören laſſen, daß jo viel Mühe und 
Geld an unverbeſſerliche Miſſethäter verſchwendet werden, ſo 
kann man wohl nicht in Abrede ſtellen, daß die moraliſche 
Ausbeute im Verhältniſſe zu den großen Mühen noch gering 
iſt; aber ſoll man deßhalb keine Alleen pflanzen, weil wir in 
den erſten Jahren uns in den Schatten derſelben noch nicht 
lagern können? ſollen wir, die wir gegen den Sclavenhandel 
mit Feuer und Schwert wüthen, ruhig zuſehen, wie durch 
unſer Nichtsthun und zu unſerem eigenen Schaden moraliſche 
Menſchen⸗Opfer gebracht werden, die ärger find, als die phy⸗ 
ſiſchen? während durch rechte Hilfe zur rechten Zeit die Zahl 
der Unglücklichen bedeutend vermindert werden kann? — Nein, 
das Anwachſen der Verbrechen, worüber wir klagen, haben 
wir uns ſelbſt beizumeſſen, das Erblichwerden des Diebſtahls 
und der Bettelei iſt unſere eigene Schuld, weil wir nichts 
dagegen thun, und es Jahr für Jahr zulaſſen, daß viele Men⸗ 
ſchen aufwachſen in völliger Unkenntniß ihrer Pflichten, ihres 
Schöpfers, ihres Verhältniſſes zur bürgerlichen Geſellſchaft, in 
einem Luftkreiſe von Gottloſigkeit und Verruchtheit, in fort— 
geſetzter Uebung von Lug und Trug. Daß Vereine, wie der 
beſprochene, eines der nothwendigſten Mittel, dieſem Uebel— 
ſtande abzuhelfen, bilden, findet in der ganzen geſitteten Welt 
immer allgemeine Anerkennung. In allen Ländern dießſeits 
und jenſeits des Oceanus iſt die ſittliche Reform der Straf— 
rechtsanſtalten eine Frage der Tagesordnung, und wo immer 
ſie verhandelt wird, bilden ſich Vereine, wie dieſer. Alle 
Stimmen, die mit Ernſt und Sachkenntniß den Gegenſtand 
beſprechen, ſind darüber einig, daß alles, was ſonſt geſchehen 
mag, für Jenen vergeblich bleiben muß, den nach überſtan— 
dener Strafe nicht eine freundliche Hand in die bürgerliche Ge— 
ſellſchaft zurückführt. 

Wo ſolche Anſtalten, wie in Prag und Wien, nicht er— 
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zweckt werden können, ſollte doch auf die entlaffenen Sträf— 
linge mehr Rückſicht genommen, dieſelben wenigſtens in der 
erſten Zeit ihres Austrittes wegen ihrem Erwerb, Thun und 
Laſſen mehr berückſichtiget werden, woſelbſt die Gemeinden Tie- 
ber auf dieſe, als auf die unangenehme andere Art des Bet— 
tels und Diebſtahls Opfer bringen könnten. ö 


§. 92. en. 
Wurde einerſeits für die Erwerbunfähigen geſorgt, ſo wurde 
andererſeits auch auf die Erwerbsfähigen, welche keine Arbeit 


finden oder ſie nicht finden wollen, Rückſicht genommen; und 
ſo entſtanden freiwillige und Zwangs-Arbeitsanſtalten. 


— N 


In Wien wurde bei der Einführung des Armeninſtitutes 
im Jahre 1783 unter dem Namen eines Rettungshauſes zu— 
gleich eine freiwillige Arbeitsanſtalt errichtet, und in derſelben 
die Spinnerei als weſentliche Beſchäftigung aufgenommen. Im 
Jahre 1788 erlitt jedoch dieſe freiwillige Spinnanſtalt eine 
gänzliche, der Armenverſorgung in höherem Grade entſpre— 
chende Einrichtung. Sie wurde in die Vorſtädte verſetzt, von 
zahlreichen Fabriks- und Gewerbsherren reichlich mit Arbeit 
verlegt, und auf ſolche Art den Armen ſowohl eine größere 
Mannigfaltigkeit der Beſchäftigung, als auch ein reichlicheres 
Auskommen zugewendet, welches die höchſte Almoſenportion 
des Armeninſtitutes weſentlich überſtieg. Außerdem ſollen die 
Armen von der Militär- Oekonomie mit Arbeit verlegt, und 
von den Grundrichtern die Einleitung getroffen werden, die 
unbeſchäftigten Armen auch den Gewerbsleuten als Arbeiter 
und Handlanger zuzuweiſen. Die nahrungsloſen Perſonen konn— 
ten nunmehr ſich ſelbſt bei einzelnen Verlegern, die ihnen am 
nächſten waren, um Beſchäftigung melden, und ſich bei den 
ſelben auf längere Zeit eindingen. Die Anſtalt ſuchte übri⸗ 
gens durch die unentgeldliche Vertheilung von Spinngeräth— 
ſchaften das Gedeihen dieſer wohlthätigen Einrichtungen zu un— 
terſtützen. Auf dieſe Weiſe konnte nun allerdings jede Claſſe 
von Armen, ſelbſt Kinder und ſchwächliche Perſonen, mit ei— 
ner ihren Kräften und Kenntniſſen angemeſſenen Beſchäftigung 
betheilt werden. Die Grundgerichte wurden angewieſen, den 
zwiſchen den Armen und ihren Arbeitsherren vorkommenden 
Beſchwerden und Klagen ohne allen Aufſchub abzuhelfen, und 
monatlich das Verzeichniß der in Beſchäftigung geſetzten Ar— 
men an den Magiſtrat zu überreichen. (Oeffentliche Nachricht 
in Wien vom 24. December 1788.) 


- 
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Neuere Verbeſſerungen erhielten dieſe Anſtalten von Sr. 
Majeſtät Kaiſer Franz I. im Jahre 1793; die Grundobrig— 
keiten, Grundgerichte und Pfarrbezirke, welche zu dem Armen» 
inſtitute von Wien gehören, ſind beauftragt, alle arbeitsfähi— 
gen Armen, Müſſiggänger und die unbeſchäftigte Jugend da— 
hin anzuweiſen und darüber zu wachen, daß ſie ſolche auch 
wirklich benützen. (Verordnung der niederöſterr. Regierung 
vom 21. Februar 1793.) 


Die Anzahl der beſchäftigten Perſonen und der Betrag ih- 
res Arbeitslohnes wurde durch die öffentlichen Blätter kund 
gemacht. Seit dem Jahre 1816 ſtehen dieſe Anſtalten unter 
der Leitung der Stadthauptmannſchaft. (Hofdecret vom 9. Jän⸗ 
ner 1816.) A 

Die erfreulichen Beweiſe von dem guten Fortgange dieſer 
Anſtalten in Wien berechtigen zu der Erwartung, daß ſolche 
auch in den Hauptſtädten der einzelnen Provinzen nachgeahmt 
werden, und eine den örtlichen Nahrungsverhältniſſen ange— 
meſſene Einrichtung erhalten dürften. Vermög der Grundſätze 
des Armeninſtitutes iſt übrigens die Sorgfalt für die Beſchäf— 
tigung der arbeitsfähigen Armen den polizeilichen Behörden 
zugewieſen. (Kundmachung in Böhmen vom 26. November 
1784. Unterricht für die Pfarrer vom 24. Februar 1784.) 


— 
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In der Reihe der feit der Regierung Joſeph II. gegrün— 
deten Anſtalten zur Verſorgung der Armen wurde bis auf 
die neueſten Zeiten eine beſondere Vorkehrung für diejenige 
Claſſe von Armen vermißt, welche, bei geſunden Kräften, alle 
angebotene Arbeit verabſcheuen, und als muthwillige Bettler 
in den Häuſern und auf den Straßen unverſchämt dem Al⸗ 
moſen nachgehen. Um ſo wichtiger war daher die im Jahre 
1804 erfolgte Gründung eines Zwangsarbeitshauſes in Wien, 
welches ſeiner Einrichtung nach zur Beſſerung der bezeichneten 
Claſſe von müſſigen und arbeitsſcheuen Bettlern gewidmet iſt. 
(Kundmachung in Wien vom 20. September 1804.) 
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Zur Abgabe in das Zwangsarbeits- und Beſſerungshaus 

ſind demnach Müſſiggänger und arbeitsſcheue Menſchen, be= 

ſonders ſolche beſtimmt, welche ungeachtet der geſchehenen An- 

weiſung auf Arbeit im Müſſiggange betreten werden, oder 

Bettler, in ſo ferne dieſelben wegen erſchwerenden Umſtänden 

nicht einer ſchweren Polizei-Uebertretung ſchuldig ſind. Eben 
8 * 
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fo find Leute, die keinen ehrlichen Erwerb nachweiſen können, 
oder denſelben bloß vorſpiegeln, muthwillig und aus eigenem 
Verſchulden herrenloſe Dienſtleute zur Abgabe an dieſe An— 
ſtalt geeignet. Kinder unter 12 Jahren, Sinnloſe und Wahn— 
ſinnige, Mütter von ſäugenden Kindern ſind nicht zur Auf— 
nahme geeignet; Leute, die mit anſteckenden Uebeln oder Krank— 
heiten behaftet ſind, müſſen vorläufig an das Krankenhaus zur 
Heilung abgegeben werden. 


Perſonen, die auch zu leichteren Arbeiten nicht verwendet 
werden können, find nicht für dieſe Arbeitsanſtalt, ſondern 
zur Unterbringung in ein ee mit Verwehrung 
des Ausganges geeignet. Diejenigen, welche bei den freiwil— 
ligen Arbeitsanſtalten keine angemeſſene Beſchäftigung finden, 
und die Aufnahme in das Arbeitshaus ſelbſt verlangen, kön— 
nen aufgenommen werden; fie müſſen ſich aber der im Hauſe 
eingeführten Ordnung unterwerfen. Perſonen, die ſich eines 
Verbrechens oder einer ſchweren Polizei-Uebertretung ſchuldig 
gemacht haben, gehören als Sträflinge in das Zucht- und 
Polizei- Strafhaus. 


Endlich dürfen in das Zwangsarbeitshaus zu Wien nur 
die dort oder in Niederöſterreich gebürtigen Müſſiggänger und 
Bettler abgegeben; die aus anderen Provinzen oder aus frem— 
den Staaten gebürtigen ſollen hingegen ohne Nachſicht in ihre 
Heimath abgeſchoben werden. (Hofdecret für Niederöſterreich 
vom 14. Februar 1805.) 


In Wien wird die Notion, daß eine Perſon in das 
Zwangsarbeitshaus abzugeben ſei, von der polizeilichen Be— 
hörde geſchöpft, indem dieſer die Aufſicht über Muͤſſiggänger 
und muthwillige Bettler zuſteht. Wenn die Polizeibehörde die 
von ihr eingezogenen und verhörten Perſonen an das Arbeits- 
haus abliefert, ſo hat ſie der Direction des Hauſes zugleich 
alle Actenſtücke und Verhörs-Protokolle über die dahin gewie— 
ſenen Perſonen zu übergeben, nach welchen ſodann von der 
Behörde das polizeiliche Erkenntniß beſtätiget oder abgewieſen, 
oder die Erhebung abgängiger Behelfe veranlaßt wird. Wenn 
es ſich um die Abgabe von Minderjährigen handelt, ſo wird 
vorher noch der väterliche oder vormundſchaftliche Conſens ein— 
geholt. Auf dem Lande in Niederöſterreich haben die Kreis— 
ämter über die daſelbſt eingezogenen Müſſiggänger und arbeits- 
ſcheuen Menſchen das Erkenntniß zur Abgabe in das Arbeits— 
haus zu ſchöpfen, und ſich hierbei an die ihnen von der Wohl— 
thätigkeits ⸗Commiſſion ertheilten Directiv-Regeln zu halten; 
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die Reviſion der kreisämtlichen Notionen ſteht der niederöſterr. 
Regierung zu. (Hofdecret vom 15. Juni 1811.) 
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Der Zweck der Zwangarbeits- und Beſſerungsanſtalt ſoll 
durch Beſchäftigung der dahin zugewieſenen Perſonen und durch 
moraliſche Beſſerung derſelben mittelſt eines zweckmäßigen Un— 
terrichtes erreicht werden. Dieſer Beſtimmung entſpricht daher 
auch die innere Einrichtung der Anſtalt. Die unmittelbare 
Leitung derſelben iſt dem Director, die Oberaufſicht nunmehr 
der Stadthauptmannſchaft anvertraut, von welcher der weitere 
Geſchäftszug an die Landesſtelle und an die politiſche Hofkanz— 
lei eingeleitet iſt. Unter dem Director ſind zur ökonomiſchen 
Leitung ein Verwalter, Controlleur und mehrere Amtsſchrei— 
ber angeſtellt. Zum Unterrichte in der Arbeit, zur Aufjicht 
über den Fleiß der Arbeiter find Werkmeiſter und Werkmei— 
ſterinnen und mehrere männliche und weibliche Aufſeher be— 
ſtimmt. Zum Gottes dienſt', dem Religions- und moraliſchen 
Unterrichte iſt ein eigener Seelſorger unter der Auſſicht des 
Bezirks- Pfarrers angeſtellt. Die Kinder werden von einem 
eigenen Lehrer unterrichtet, an welchem Unterrichte auch die 
Erwachſenen Antheil nehmen können. 


Bei der Gründung der Anſtalt wurde die Verarbeitung 
des Flachſes durch Hecheln, Spinnen und Weben, die Seiden— 
Kämmerei und Spinnerei, die Verfertigung wollener Decken 
und Wollenſpinnerei, das Putzen und Klopfen, Spinnen der 
Baumwolle, und für weibliche Arbeiter auch noch das Nähen 
und Stricken eingeführt. 


Wer eine eigene Profeſſion erlernt hat, darf ſolche auch 
im Hauſe ausüben, wenn ſie nicht zu lärmend iſt, zu vielen 
Raum erfordert, und wenn damit eben ſo viel verdient wird, 
als mit den im Hauſe bereits eingeführten Arbeiten. Im J. 
1814 wurde eine Aufforderung erlaſſen, die Anſtalt mit ſol— 
chen Arbeiten zu verlegen, welche keinen kunſtmäßigen Unter— 
richt erheiſchen, aber doch einen angemeſſenen Verdienſt ge— 
währen, und wozu Arbeiter männlichen und weiblichen Ge— 
ſchlechtes verwendet werden können. (Hofdecret vom 9. Jän— 
ner 1816. Kundmachung in Wien vom 23. Dec. 1814.) 


Im Jahre 1815 festen zwei ungenannte Wohlthäter einen 
Preis von 2000 Gulden für Denjenigen aus, welcher für 
die Anſtalt die zweckmäßigſte Arbeit in Vorſchlag bringen, und 
durch einen wirklichen Verſuch der Forderung entſprechen würde; 
daß die vorgeſchlagene Arbeit von beiden Geſchlechtern geübt, 
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trages zu beſtimmen, und zur allgemeinen Nachachtung ver⸗ 
lautbaren zu laſſen nöthig befunden: 


1) Sobald bei einem Arzte oder Chirurgus ein armer 
Kranker oder ſonſt ſchwer beſchädigter Menſch angezeigt, und 
für ſolchen um Hilfe, welche allen armen Leuten von demfel- 
den unentgeldlich zu leiſten iſt, nachgeſucht wird; ſo hat der— 
ſelbe ſogleich der betreffenden Grundobrigkeit, e welcher ſich 
der arme Kranke oder Beſchädigte zur Zeit der Erkrankung 
oder Beſchädigung befindet, davon Nachricht zu geben, wel- 
cher es 

2) obliegt, einen ſolchen kranken oder ſchwer beichavigten 
Menſchen, entweder ihn ſelbſt, oder wenn er dazu unfähig 


wäre, die Leute, wo er ſich aufhält, ungeſäumt ordentlich 


über deſſen Unterhalt, Vermögens-Umſtände und Geburts- 
oder letzten Anfäßigkeitsort zu vernehmen, bei wandernden zu 
ſolcher Ausſage wegen Krankheit oder Beſchädigung unfähiger 
Armen aber ſolches aus den bei denſelben vorfindigen Päſſen 
zu erheben, und das Erhobene zu protofolliren. 


3) Nach ſolcher Erhebung, wenn die Umſtände fo beſchaf⸗ 
fen ſind, daß der Patient nach Verſicherung des Arztes oder 
Chirurgus ohne Nachtheil der Geſundheit an ſeinen Geburts— 
oder letzten Anſäßigkeitsort gebracht werden kann, hat die Grund- 
obrigkeit denſelben durch Schub dahin abzuliefern, und ſonſten 
aber 


4) einem ſolchen Armen eine Anweiſung an die Apotheke 
oder den betreffenden Landchirurgus zu ertheilen, damit ihm 
die nöthigen Medicamente, bei deren Verſchreibung der Arzt 
oder Chirurgus zu ſorgen verbunden iſt, daß die möglichſte 
Sparſamkeit beobachtet werde, gegen ErſatzW von der betreffen⸗ 


den, in der Anweiſung zu benennenden Grundobrigkeit unent⸗ 


geldlich verabfolgt werden können. Nebſtbei hat aber auch weiter 


5) die Grundobrigkeit, wo ſich der arme Kranke oder Be— 
ſchädigte befindet, die Anſtalt zu treffen, daß derſelbe auch ſeine 
übrige nöthige Verpflegung unentgeldlich erhalte. 


6) Nach Verlauf eines jeden Jahres ſollen ſodann der 
Apotheker und der Landchirurgus verpflichtet ſein, dieſe An- 


weiſungsſcheine von jedem Armen, mit den für fie verſchrie- 


benen Recepten belegt, an die Grundobrigkeit, von welcher ſol— 
che ausgefertigt worden, zu übergeben, welche 

7) ſowohl in Betreff ihrer eigenen als fremden Untertha— 
nen die ganze Berechnung, was für jede Grundobrigkeit und 
für jeden armen Kranken oder Beſchädigten auf Medicamente 


— 
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und auf die übrige Verpflegung an Unkoſten erlaufen iſt, mit 
Beilegung des anfangs über jeden Kranken aufgenommenen 
Protokolls und der Medicamenten-Anweiſung ſammt Recepten 
an das Kreisamt einzureichen haben, damit nach geſchehener 
Adjuſtirung jede Grundobrigkeit angewieſen werden könne, ſol⸗ 
che Unkoſten aber von der betreffenden Gemeinde, zu welcher 
der verunglückte und arme Kranke gehört, wenn ſolche nicht 
aus dem Armeninſtitute, wo ſolches bereits beſtehet, oder aus 
dem repartirten Bettler-Beitrage, wo ſolcher noch eingeführt 
iſt, oder von dem Dienſtherrn des erarmten kranken Dienſtbo— 
ten beſtritten werden können, als eine Gemeinde-Auslage ein— 
zubringen, und zu berichtigen; wo aber die Beſorgung von 
einer fremden Grundobrigkeit zu geſchehen iſt, an jene Grund— 
obrigkeit, welche den Kranken oder Beſchädigten beſorget hat, 
zur gänzlichen Berichtigung abzuführen. 
Sollte endlich 


8) ein ſolches Unglück einem ausländiſchen ganz fremden 
armen Menſchen zuſtoßen, welches aber, wenn die vielfältigen 
Schubsverordnungen fremder Bettler aus den erbländiſchen 
Gränzen gehörig beobachtet werden, ſo leicht nicht geſchehen 
kann, jenes Armeninſtitut oder jene Gemeinde betreffen, wo 
ein ſolcher armer Fremdling von einer ſchweren Krankheit be— 
fallen, oder ſonſt ſchwer beſchädigt wird. (Hofdecret vom 9. 
Februar 1791.) 
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Die Kreisphyſiker haben die armen Leute in gute Obſicht 
zu nehmen, und unentgeldlich zu behandeln. (Verordnung in 
Böhmen vom 13. März 1741.) 


Die medieiniſche Facultät hat die Aerzte, Wundärzte und 
Hebammen anzuweiſen und zu ermahnen, daß ſie zu Folge der 
höchſten Geſetze und ihres Eides, den ſie auf ſich haben, den 
wahrhaft armen Leuten in Krankheitsfällen beiſpringen ſollen. 
(Verordnung in Oeſterreich vom 3. Juli 1782.) 


Ueberhaupt iſt an keinen Kranken eine übertriebene Forde— 
rung zu machen; auch den Unvermögenden in ihrer Krankheit, 
ſo wie den Reichen, mit derſelben Sorgfalt und Mühe beizu— 
ſtehen. (Hofdecret vom 28. November 1785.) { 


Im Orte von größerer Bevölkerung ift ein geprüfter Chi— 
rurgus mit Gehalt und Deputat aufzuſtellen, welcher den er— 
krankten Armen die nöthigen einfachen e ee abzureichen hat. 
(Hofdecret vom 13. Juni 1787. 
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Für die Armen, welche, ohne bettlägerig zu fein), urztliche 
Hilfe bedürfen, wurden unentgeldliche ärztliche und wundärzt⸗ 
liche Ordinationen eingeführt, Armenärzte aufgeſtellt, ihre 
Wohnungen und Ordinationsſtunden bekannt gemacht. (Nach⸗ 
richt an das Publicum in Wien vom 24. Juni 1784.) 
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Für diejenigen Kranken aber, welche dieſe Ordinationen 
nicht benützen, aber doch in ihren Wohnungen verpflegt wer— 
den können, ſind in den meiſten Hauptſtädten der Monarchie 
oͤffentliche Krankenbeſuchs-Anſtalten eingerichtet, welche s 
Bezirks-Kranken⸗ Anſtalten heißen. 


In Wien wurden in jedem der 8 Polizei⸗Bezirke in den 
Vorſtädten ein Bezirksarzt, Wundarzt und eine Hebamme auf— 
geſtellt, und neuerlich auch innerhalb der Stadtbezirke die nö— 
thigen Bezirksärzte hinzugefügt. Alle armen Kranken, welche in 
ihren Wohnungen, ohne üble Folgen für ſich und ihre Angehö⸗ 
rigen, behandelt werden können, ſie mögen mit äußerlichen oder 
innerlichen Uebeln behaftet ſein, wenn ſie nur Unterkunft, Pflege 
und Unterhalt zu Hauſe haben, müſſen von den Bezirksärzten 
und Wundärzten unentgeldlich behandelt, und im Nothfalle 
vom Armeninſtitute unterſtützt werden. 

Wahnſinnige, mit der Waſſerſcheu behaftete und Abſcheu 
erregende Kranke, die auf den öffentlichen Straßen beſchädigten 
oder erkrankten Perſonen werden den Kranken- und Verſorgungs— 
Anſtalten zugewieſen. 


Kranke, welche bloß außer Stande ſind, den Arzt zu be— 
zahlen, werden von den Bezirksärzten unentgeldlich behandelt, 
wenn ſie aber durch Zeugniſſe eine ſolche Dürftigkeit ausweiſen, 
daß ſie auch die Arzneien nicht bezahlen können, ſo erhalten ſie 
von dem Bezirksarzte, einverſtändlich mit den Polizei-Diree— 
tionen, die Anweiſung auf eine beſtimmte Apotheke, wo ihnen 
die Arzneien unentgeldlich verabfolgt werden. 


Ueber dieſe Kranken haben die Polizei- Directionen eigene 
Protokolle zu führen, und die ertheilten Anweiſungen an die 
Apotheker monatlich zu erneuern. Eben fo müſſen die Bezirks- 
wundärzte, wenn ſie den Armen Bandagen, Bruchbänder u. dgl. 
abzureichen haben, hiervon die Polizei-Bezirks-Direction in je— 
dem Falle, unter Beifügung des Namens, Wohnortes und pfarr— 
lichen Armuths-Zeugniſſes des Empfängers verſtändigen, und 
den Geldbetrag angeben, um ſolche monatlich aus der Stif— 


— 


123 


tungscaſſe bezahlen zu können. (Verordnung vom 22. April, 
5. September 1792, 27. April 1793, 9. Juni 1805, 16. 
Juli 1803, 22. November 1804, 21. Mai 1803.) 

Hier iſt auch noch zu erwähnen das Inſtitut in Wien für 
arme kranke Säuglinge, in welchem dieſelben täglich 2 Stun- 
den unentgeldliche Ordinationen erhalten, im Nothfalle aber 
auch zu Hauſe beſucht werden. (Kundmachung in Wien vom 7 
Juli 1794. ) 
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Die Apotheker müſſen die Medicamente für Arme um 25 
Procent unter der Taxe verabreichen. (Hofkanzlei⸗ Decret vom 
13. Februar 1815. Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 
3. Mai 1815, Z. 5770.) 


Nach dem h. Hofkanzlei-Decrete vom 5. April 1821 ar. 
zur Gleichſtellung ſämmtlicher Provinzen überall bei Epidemien 
und ſyphilitiſchen Krankheiten den Apothekern und Würden 
ein 10procentiger Abzug gemacht werden. 


Durch hohes Hofkanzlei-Decret vom 4. Juli 1822, Zahl 
15,516, wurde angeordnet, daß 

1) der ſchon ſeit längerer Zeit eingeführte 25pereentige Ab- 
zug bei Vergütung jener Medicamente, welche Apotheker oder 
zur Führung von Hausapotheken berechtigte Heil- und Wund⸗ 
ärzte bei Epidemien, Viehſeuchen, dann Hundswuth, ferner fur 
Arme, mit der Luſtſeuche Behaftete, und überhaupt fuͤr arme 
Kranke geliefert haben, auch noch fernerhin, in jo weit die Me= 
dicamenten-Lieferung die öffentlichen Apotheker betreffe, beizu⸗ 
behalten ſei. Dagegen habe 

ü 2) in Hinſicht der Lieferungen der Medicamente von Heil⸗ 
und Wundärzten, nachdem ſie ihre Medicamenten, wenigſtens 
die Composita, erſt aus der Hand des Apothekers beziehen, 
künftig nur ein 10percentiger Abzug Statt zu finden. 

3) Arznei⸗Lieferungen für alle öffentlichen Anſtalten ſollen 
dort, wo eine Concurrenz von Apothekern zu erwarten ſei, im 

Wege der Licitation ſicher geſtellt werden, und ſei dabei der 
25percentige Abzug als Baſis anzunehmen. 

4) Den Heil- und Wundärzten ſei die Arznei- Lieferung 
bei ausgebrochenen Volkskrankheiten, Vieh- und Luſtſeuchen 
nur in dem Falle zu geſtatten, wenn die Entfernung der näch⸗ 
ſten Apotheke mehr als eine Stunde Weges betrage. Zugleich 
werde 

5) den Kreis- und Diſtrictsärzten zur Pflicht gemacht, zu 
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wachen, daß die dießfälligen Hausapotheken in ſolchen Fällen 
mit Medicamenten in gehöriger Quantität und Qualität verſe— 
hen ſeien. Ueberhaupt habe 

6) das Sanitäts-Perſonale die Arzneien, welche die Apo— 
theker für öffentliche Anſtalten und in den vorgedachten Fällen 
liefern, ihrer Qualität nach oft und mit Vorſicht zu prüfen. 
Damit aber 

7) auch alle diejenigen, welche auf was immer für eine 
Art Arzneien liefern, mit ihren Forderungen befriedigt werden, 
wurde die Regierung ermächtiget, bei Arznei-Rechnungen, die 
von der Provinzial-Staatsbuchhaltung dem Ziffer nach richtig 
befunden werden, und wobei der beſtimmte Abzug an Percenten 
nachgewieſen wurde, 23; Theile des liquid befundenen Betrages 
ſogleich auszahlen zu laſſen, ohne die Superreviſion von Seite 
der k. k. Stiftungs-Hofbuchhaltung abzuwarten. 


Dieſe h. Hofkanzlei-Verordnung wurde in Oberöſterretch 
mit dem Beiſatze bekannt gegeben, daß, gleichwie in Hinſicht 
der öffentlichen Licitation, auch in Betreff des zu liefernden 
künftigen Bedarfes der Medicamente für die öffentliche Straf— 
haus-Anſtalt, dann für die milden Verſorgungs-Anſtalten in 
Linz und Münzbach das Erforderliche eingeleitet wurde, und ſo 
in allen Kreiſen einzuleiten iſt. | | 

Da übrigens ö 8 

8) durch das bemeldete Hofkanzlei-Decret für die Zukunft 
in Hinſicht der Percenten-Abzüge von den gelieferten Medica— 
menten für arme Kranke ꝛc. ein Unterſchied zwiſchen öffentlichen 
Apotheken und den Heil- und Wundärzten gemacht wird, ſo 
wird zur Erzielung einer Gleichförmigkeit und Vermeidung al— 
ler Beſchwerden feſtgeſetzt, daß dieſe h. Verordnung in dieſem 
Puncte mit 1. November 1822 allgemein in Wirkſamkeit zu 
treten habe. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 29. 
Auguſt 1822, Z. 17,248.) 


$. 104. 


Für die armen Kranken wurden zwei neue Ordinations— 
Normen feſtgeſetzt. (Hofkanzlei-Decret vom 4. März 1823, 3. 
6361. Regierungs-Decret vom 23. April 1823, Z. 6167.) 

Die Magnesia alba carbonica iſt auf öffentliche Koſten 
nicht zu verſchreiben, ſondern ſtatt dieſer die Magnesia mu- 
rae venalis. (Hoffanzlei-Decret vom 29. Mai 1838, Zahl 
11,714. Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 10. Juni 
1838, Z. 17465.) 
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Den Aerzten wurde befohlen, daß ſie ſich überall, wo es 
die Noth erfordert, verwenden zu laſſen und den nöthigen Bei⸗ 
ftand zu leiſten haben. (Cabinet- Schreiben vom 18. Jänner 
1832. Regierungs-Decret für Oberöfterreich vom 18. Februar 
1832, di: 2636.) 


$. 106. 


Für die wundärztlichen Verrichtungen wurde in dc 
reich der mit dem h. Regierungs-Decrete vom 23. September 
1823, Z. 21,064, für Findlinge feſtgeſetzte Tarif auf alle übri⸗ 
gen Heilkoſten Anforderungen der Aerzte und Wundärzte, ob 
nun die Vergütung aus dem Staatsſchatze, oder aus einem Co— 
munal⸗Fonde geleiſtet wird, als Norm ausgedehnt. (Regie— 
rungs⸗Decret vom 2. März 1832, Z. 10,221.) 


$. 107. 


Ueber die Arztliche Behandlung armer Kranfen wurde mit 
dem Regierungs-Decrete vom 16. November 1833, Zahl 
21,884, für Oberöſterreich Folgendes vorgeſchrieben: 


Die Landesſtelle iſt zur Ueberzeugung gelangt, daß der üb— 
liche Vorgang bei der Betheilung der armen Kranken mit Me— 
dicamenten drei hauptſächliche, einen übermäßigen Koſtenauf— 
wand herbeiführende Gebrechen an ſich habe, nämlich eine über— 
handgenommene verſchwenderiſche Verordnung von nur allzu 
oft ganz unnöthigen Arzneien, ferner die Betheilung vieler In— 
dividuen mit Medicamenten auf Rechnung der Fonde und Co— 
munitäten, bei denen der erforderliche Grad der Mittelloſigkeit 
keineswegs mit jener Strenge erhoben, und höchſt ſelten mit 
jener Genauigkeit nachgewieſen iſt, welcher das geſetzliche Recht 
zu Anſprüchen auf den Genuß dieſer Wohlthat zu begründen 
im Stande iſt, endlich aber eine nicht hinreichend aufmerkſame 
Controlle des geſammten Verfahrens. 

Rückſichtlich der Arznei-Verſchreibung beſteht die gemeſ— 
ſenſte, jedoch bisher wenig beobachtete Vorſchrift vom 23. 
April 1823, 3. 6167 (wurde deren Beobachtung mit dem Re— 
gierungs-Decrete vom 25. Februar 1834, Z. 5714, abermals 
eingeſchärft), welche ausdrücklich anbefiehlt, daß ſämmtliche 
Aerzte und Wundärzte bei der Behandlung epidemiſcher Krank— 
ken, Veneriſcher, oder auch dann, wenn die Arzneikoſten von 
einer Gemeinde, oder aus dem Armeninſtitute beſtritten wer⸗ 
den, nach der mit obiger Verordnung kund gemachten Ordina— 
tions⸗Norm ſich zu benehmen haben. Dieſe iſt, ſeltene Aus» 
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nahmen abgerechnet, durch eine mehr als zehnjahrige Erfah— 
rung als völlig hinreichend und brauchbar anerkannt, ſehr be— 
quem, einfach und wohlfeil, ſomit den Heilzwecken, gleichwie 
den billigen Sparungs-Rückſichten durchgehends entſprechend. 


Dem zu Folge werden alſo die k. k. Kreisämter beauf⸗ 
tragt, ſämmtliche zur Behandlung armer Kranken auf öffent— 
liche Rechnung berufene Aerzte und Wundärzte unverzüglich 
mit einem Abdrucke obiger Ordinations-Norm zu betheilen, 
und nachdrücklich anzuweiſen, daß ein jeder von ihnen die für 
Arme erforderlichen Medicamente um deſto gewiſſer nach be— 
ſagter Vorſchrift überhaupt wo möglich nur einfache und wohl- 
feile Arzneien zu verordnen habe, als ſonſt der feiner Zeit aus 
gemittelte Mehraufwand der Koſten unnachſichtlich von dem 
Schuldtragenden hereingebracht wird. 5 


In Anbetracht der Fürſorge, daß nur wahrhaft Arme mit 
Medicamenten auf öffentliche Rechnung betheilt werden, ſo wie 
mit Bedachtnahme auf den dießfälligen Vorgang, die nachhe— 
rige Verrechnungs-Methode und ihre angemeſſene Controlle 
werden nachſtehende Verordnungen getroffen: N 


Die unentgeldliche Vertheilung von Arzneien hat von nun 
an bei ſolchen Individuen Statt zu finden, welche ſich vor- 
ſchriftmäßig auszuweiſen im Stande find, daß es ihnen un— 
möglich ſei, die nöthigen Medicamente aus eigenen Mitteln 
ſich beizuſchaffen, endlich aber, daß dieſe Koſten von Jenen kei- 
neswegs beſtritten werden können, welche nach den beſtehen— 
den Vorſchriften für den Kranken zu ſorgen haben, wie z. B. 
Aeltern für ihre Kinder und fo gegenſeitig, ferner die Dienft- 
geber für ihre Dienſtleute, die Zünfte, Innungen, Corpora— 
tionen, Künſtler, Fabrikanten und Profeſſioniſten für ihre Mit⸗ 
glieder, Geſellen, Jungen, Arbeiter, Arbeiterinnen u. ſ. w. 
Demnach haben einen giltigen Anſpruch auf die unentgeldliche 
Arznei⸗Verabfolgung bloß: 5 

a) Perſonen, welche eine Betheilung aus einem öffentli— 
chen Armen= oder Wohlthätigkeitsfonde genießen, und die Fa⸗ 
milienglieder eines derlei Pfründners, wenn dieſelben in einer 
Haushaltung zuſammen leben; 


b) alle jene Individuen, welche nur vom Taglohne oder 
vom täglichen Erwerbe leben, jedoch zu keiner Corporation, 
Zunft oder Innung gehören, weder Profeſſioniſten, Künſtler 
oder Fabrikanten, ſonſt vermögenslos ſind, und die Heilkoſten 
in Erkrankungsfällen aus dem Ertrage ihres täglichen Lohnes 
oder Erwerbes zu beſtreiten nicht vermögen, gleichwie endlich 


—_ 
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auch die Familienglieder ſolcher Individuen, ſobald ſie beiſam⸗ 
men leben. 


c) Geſellen, Jungen, Arbeiter u. ſ. w. von dürftigen 
Künſtlern und Profeſſioniſten, die zu keiner Corporation, Zunft 
oder Innung gehören, wenn ſie ſelbſt unvermögend ſind, die 
Arzneikoſten aus eigenen Mitteln zu beſtreiten. 

dd) Alle Individuen, welche zu den Familien der Glieder, 
Geſellen, Jungen ꝛc. von Corporationen, Zünften, Innun— 
gen, Künſtlern, Profeſſioniſten und Fabrikanten gehören, in 
ſo ferne weder ſie ſelbſt, noch ihre Familienhäupter die Arz— 
neikoſten aus eigenen Mitteln zu tragen im Stande ſind; endlich 


e) dienſtloſe arme Dienſtboten, arme Dienſtleute dürftiger 
Dienſtgeber, und die Familienglieder dieſer Dienſtleute, wenn 
bei denſelben die ad d) bemerkten Verhältniſſe eintreten. 


Jeder Arme, welcher auf die unentgeldliche Medicamenten— 
Verabfolgung Anſpruch macht, hat ſich wegen der hierzu er— 
forderlichen gedruckten Anweiſung an ſeinen Seelſorger und Ar— 
menvater zu wenden, welche dieſer, ſobald der Bittſteller nach 
den eben erwähnten Beſtimmungen zur unentgeldlichen Arznei 
Betheilung geeignet iſt, auszuſtellen, und jener zu beſtätigen 
hat, doch bleiben beide für die Richtigkeit ihrer Angaben ver— 
antwortlich. Mit dieſer Anweiſung begibt ſich dann der Arme, 
oder jemand von ſeinen Angehörigen zu dem Arzte, welcher 
nach genauer Unterſuchung des Kranken die erforderliche Arz- 
nei verſchreibt, und auf dem Recepte ganz oben die fortlau— 
fende Zahl des Protokolls über die armen Kranken, den Vor— 
und Zunamen des Kranken, deſſen Pfarrbezirk, den Wohn— 
ort und deſſen Hausnummer anzumerken hat. 


Das Recept wird ſammt jener Anweiſung in die Apotheke 
gebracht, damit beide zu gehöriger Zeit der Rechnung beige— 
ſchloſſen werden können. In ſehr dringenden Fällen, wenn 
nämlich Gefahr am Verzuge haftet, hat der Arzt die erfor- 
derlichen Arzneien, ſobald er den Kranken als dürftig erkennt, 
alſogleich auf Rechnung der Armencaſſe vorzuſchreiben, doch 
aber demſelben oder deſſen Angehörigen zur Beibringung der 
vorſchriftmäßigen Anweiſung, welche auch ſelbſt der Apotheker 
längſtens binnen 24 Stunden zu fordern verpflichtet iſt, an- 
zuhalten. Die Quantitäten des Maßes und Gewichtes der Arz— 
neien ſind mit vollſtändig ausgeſchriebenen Worten in den Re— 
cepten auszudrücken. Da die jedesmalige Anordnung eines 
zweckmäßigen Heilmittels auch die jedesmalige Kenntnißnahme 
des Krankheitszuſtandes vorausſetzt, welche der Arzt ohne pers 
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ſönliche Unterſuchung desſelben nicht erlangen kann, ſo verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß er dem Kranken nie etwas verſchreiben 
oder auch nur wiederholen laſſen dürfe, ohne ihn vorläufig 
von Fall zu Fall geſehen und unterſucht zu haben. Aufrech- 
nungen von Gläſern, Tiegeln und Stöppeln dürfen bei derlei 
Arznei- Lieferungen nur dann Platz greifen, wenn die Arznei 
zum erſten Male verabreicht wird; überdieß ſind keine anderen 
als nur grüne Gläſer zu verwenden. Die etwaige Wiederho⸗ 
lung einer Arznei kann bei ſonſtigem Verluſte der Bezahlung 
nur in Folge eines vom ordinirenden Arzte eigenhändig aus— 
gefertigten Repetitions-Zettels Statt finden. 


Der zur unentgeldlichen Verabreichung von Arzneien an 
arme Kranke berufene Arzt oder Wundarzt hat jahresweiſe ein 
genaues Protokoll zu führen. In dieſem Protokolle iſt die fort- 
laufende Zahl des Kranken, deſſen Vor- und Zuname, Alter, 
Stand, Wohnort mit Angabe der Hausnummer, der Tag des 
Eintrittes vom Kranken in die Behandlung, deſſen Krankheit, 
endlich aber der Tag und die Art des Austrittes aufzuzeich— 
nen. Dieſe Protokolle ſind unmittelbar dem Sanitäts-Haupt⸗ 
berichte beizulegen. Jeder ſolche Arzt oder Wundarzt iſt ver- 
pflichtet, die von ihm verordneten Arzneien von Zeit zu Zeit 
unvermuthet in den Wohnungen der Kranken und auch in 
den Apotheken zu unterſuchen, ferner darauf zu ſehen, daß die 
Medicamente in der vorgeſchriebenen Quantität und Qualität, 
nicht minder endlich mit der nöthigen Signatur verſehen, den 
Parteien ausgefolgt werden. Die Signatur muß nämlich ſo 
beſchaffen ſein, daß ſie den Vor- und Zunamen des Kran⸗ 
ken, die Gebrauchs-Vorſchrift, den Tag der geſchehenen Aus— 
folgung und den Namen desjenigen, der das Medicament ver- 
fertiget hat, nachweiſet. Vorſchriftswidrig, unrichtig und ohne 
die vorgeſchriebene Signatur abgegebene Arzneien ſind zurück— 
zuweiſen, die bemerkten Gebrechen aber der Ortsbehörde anzu— 
zeigen. Der die armen Kranken behandelnde Arzt muß endlich 
auch die Ueberzeugung einholen, daß die abgereichten Medica- 
mente gehörig verwendet werden, jeder dießfalls bemerkte Miß⸗ 
brauch iſt gleichfalls zur Kenntniß der Obrigkeit zu bringen. 


Die für arme Kranke vorgeſchriebenen und vorſchriftmäßig 
mit Ziffern tarirten, ſodann nach den einzelnen Kranken zu⸗ 
ſammengereiheten, endlich aber hiernach in zeitgemäßer Auf- 
einanderfolge geordneten Recepte ſind nebſt den Anweiſungen 
mittelſt einer eigenen Koſtenrechnung vierteljährig vorzulegen. 


Jeder nach dem Ablaufe eines Quartals nicht geheilte arme 
Kranke muß in der Regel beim Anfange des nächſtfolgenden 
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Jahresviertels zum Behufe der unentgeldlichen Erlangung der 
Arzneimittel eine neue Anweiſung in die Apotheke beibringen, 
und dazu auch verhalten werden. Eine Ausnahme hiervon 
kann nur Statt finden, wenn ein Armer am 20. oder einem 
ſpäteren Monatstage vor dem Ende eines Quartals erkrankt, 
und mit deſſen gänzlichem Schluſſe noch im Krankenzuſtande 
verbleibt. In einem ſolchen Falle iſt die Vergütung der Arz⸗ 
neikoſten für den betreffenden Kranken erſt im folgenden Quar⸗ 
tale anzuſprechen, und deßhalb in dem Conto des nächſtfol— 
genden Jahresviertels einzubeziehen. 


Die einzelnen Rubriken dieſer Conten find: 


a) Die fortlaufende Zahl des Kranken; 

b) Vor- und Zuname; 

c) die fortlaufende Zahl der Recepte für jeden einzelnen 
Kranken; N 

d) das Datum von jedem Recepte; 

e) die Form der Arznei; 

k) der Geldbetrag der einzelnen Recepte; 

g) der Geſammtbetrag der Arzneikoſten für jeden einzel⸗ 
nen Kranken, und 

h) ein freier Raum für die vom behandelnden Arzte oder 
Wundarzte anzuſetzende Benennung der Krankheit eines jeden 
von ihm beſorgten Kranken. 

Iſt letzterer aller Orten beigefügt, das Ganze vom Arzte 
richtig befunden, und auch von demſelben unterfertigt worden, 
ſo wird die Rechnung ſammt den Beilagen längſtens binnen 
14 Tagen nach dem Ablaufe eines jeden Solar-Quartals den 
Vorſtehern des Armeninſtitutes überreicht, welche ſie genau 
zu prüfen und nachzuſehen haben, ob nicht etwa Recepte für 
Individuen ſich hierunter vorfinden, welche auf den unentgeld— 
lichen Medicamenten-Bezug kein Recht haben; von Seite des 
Armen - Inftitutes iſt ferner die Ueberzeugung einzuholen, ob 
die angeführten Arzneien auch richtig an die genannten Armen 
verabfolgt worden ſeien, und dieſe Rechnung hiernach mit den 
angemeſſenen Bemerkungen, jedenfalls aber, mit den Unterſchrif— 
ten der Armenväter oder ihrer Ausſchußmänner, des Seelſor— 
gers und des Orts- oder Gemeinde-Vorſtandes verſehen, dem 
obrigkeitlichen Amte und von dieſem nach genauer Prüfung 
dem k. k. Kreisamte vorzulegen. 


Dieſe Rechnungen ſind alsdann dem betreffenden Diſtricts— 
Arzte zur Reviſion zu übergeben, welcher das genaueſte Au— 
genmerk darauf zu richten hat, ob die Rechnungen ſelbſt vor— 
ſchriſtmäßig bearbeitet, gehörig beſtätiget, und mit den nöthi— 
r 9 
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gen Beilagen verſehen ſeien; ferner, ob die vorliegenden Be- 
ſtätigungen auch ohne Bedenken als richtig und geltend an⸗ 
genommen werden können; waltet dießfalls ein Anſtand ob, ſo 
hat der Bezirksarzt die noch etwa nöthigen Erhebungen durch 
das k. k. Kreisamt anzuſuchen. Außerdem iſt es ſeine unmit⸗ 
telbare Obliegenheit, die Ueberzeugung einzuholen, ob und in 
wie ferne die abgereichten Arzneien der Ordinations-Norm ges 
mäß verſchrieben; ſodann, ob ſie im Anbetrachte der Natur der 
Krankheit zweckmäßig verwendet wurden; endlich ob hierbei nicht 
etwa eine normalwidrige und verſchwenderiſche Arzneiverſchrei— 
bung Statt gefunden habe. 

Die auf ſolche Art revidirten Medicamenten-Conten find 
hiernach kreisweiſe an das Apotheker-Gremium zur vorläufigen 
Prüfung der Richtigkeit der angeſetzten Tarbeträge, und von 
dieſem an die k. k. Provinzial-Staats buchhaltung zu leiten, 
welche jene Rechnungen nach der Ziffer zu adjuſtiren hat, um 
ſie alsdann der hohen Landesſtelle vorzulegen, damit ſie entwe— 
der den k. k. Kreisämtern zur Zahlungs-Anweiſung zurückge— 
ſendet, oder im Falle, als der liquide Betrag die Summe von 
25 fl. überſteigt, laut der dießfalls beſtehenden Vorſchrift, an 
die k. k. Hofbuchhaltung der politiſchen Stiftungen zur tarmä= 
ßigen Adjuſtirung übermittelt werden. 

In ſpecieller Berückſichtigung der k. k. Hauptſtadt Linz fin 
det die k. k. Regierung insbeſondere anzuordnen, daß, weil die 
Pflege der hierortigen armen Kranken vorzüglich den Stadt⸗ 
ärzten, ſo wie dem Stadtwundarzte obliegt, auch nur dieſe be⸗ 
rechtiget fein ſollen, die für arme Kranke nöthigen Arzneien 
auf Rechnung des Armeninſtitutes nach obigen Beſtimmungen 
zu verordnen, ſo zwar, daß bloß in der That dringende und 
gefahrdrohende Fälle ausgenommen, wobei der nächſte Arzt oder 
Wundarzt herbeizurufen ift, und ohne weiters ermächtiget wird, 
die erforderlichen Medicamente auf gemeine Koſten unverzüglich, 
jedoch unter der Bedingung vorzuſchreiben, ſogleich einen der 
Stadtärzte oder den Stadtwundarzt holen zu laſſen, und dieſem 
den Kranken zur ferneren Obſorge zu übergeben, die Stadt⸗ 
ärzte und der Stadtwundarzt ſind ausſchließend jene, welche das 
Recht beſitzen, die unentgeldliche Betheilung der Armen mit Arz⸗ 
neien zu verfügen. b 


§. 108. 


Mit dem hohen Hofkanzlei-⸗Decrete vom 16. Juli 1829, 3. 
13,191, 10. November 1836, 3. 29,351, und den Regie⸗ 
rungs- Decreten für Oberöfterreich vom 9. Auguſt 1829, 3. 
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22,563, u. 30. Mai 1836, Z. 16778, wurde angeordnet, daß 
alle auf Rechnung des Aerars oder der öffentlichen Fonde zur 
Zahlungs-Anweiſung vorkommenden Arznei-Conten, wenn fie 
ſtets bleibende Anſtalten betreffen, ohne Unterſchied des Betra— 
ges, wenn ſie ſich aber auf Epidemien und Epizootien, oder 
andere zufällige Krankheiten gründen, ſobald ſie den Betrag 
von 25 fl. CM. überſchreiten, nach vorhergegangener Einſicht 
des Landes-Protomedicus in Bezug auf die anbefohlene Revi— 
ſion der Diſtricts- und Kreisärzte quo ad lineam medicam, 
welche Klauſel mit dem Beiſatze „mit oder ohne Bemänglung“ 
auf den Recepten, nach dem h. Hofkanzlei-Decrete vom 20. Aus 
guſt 1832, Z. 19,252, nicht fehlen darf, und vorgenommener 
Adjuſtirung quo ad calculum von Seite der k. k. Provin⸗ 
zial⸗Staatsbuchhaltung der Hofbuchhaltung polit. Fonds zur 
normalmäßigen Cenſur quo ad taxam unmittelbar einzuſen⸗ 
den ſeien. 


Wenn gleich die Armeninſtitute hinſichtlich der Controlle 
ihrer Aufrechnungen unter die Rechnungs-Gegenſtände, womit 
in der Regel die k. k. Provinzial-Staats buchhaltung nicht bes 
laſtet iſt, gehören, ſo werden doch hinſichtlich der Adjuſtirung 
der dießfälligen Arznei-Aufrechnungen alle jene Directiven und 
insbeſondere in Abſicht auf die Reviſion quo ad lineam me- 
dicam beachtet, die für Arznei- Rechnungen, welche aus öffent⸗ 
lichen Fonden bezahlt werden, überhaupt beſtehen, und es kann 
nicht angehen, daß hierbei rückſichtlich der Adjuſtirung quo ad 
calculum und der Cenſur quo ad taxam eine Abweichung 
Platz greife, indem gerade dieſe Armenfonde des Schutzes der 
Staatsverwaltung gegen allfällige, nur durch die Adjuſtirung 
von Seite der in der oberwähnten Normal-Vorſchrift beſtimm⸗ 
ten Behörden entdeckbare Bevortheilungen bei den bezüglichen 
Arznei-Aufrechnungen bedürfen. 


Den Doctoren der Medicin, den Wundärzten und Apothe— 
kern werden für die Behandlung der armen Kranken die Arz⸗ 
nei⸗ und Deſervitenkoſten erſt nach der vollendeten Adjuſtirung 
dieſer Rechnungen von Seite der politiſchen Fonds-Buchhaltung 
berichtiget. Nur in außerordentlichen Fällen können nach voll⸗ 
endeter kreisämtlicher Reviſion die Armen-Curkoſten zu 7% 
vorausbezahlt werden. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich 
vom 9. April 1841, Z. 2558.) 

Alle der Cenſur der k. k. Hofbuchhaltung politiſcher Fonde 
unterſtehenden Rechnungsleger, beziehungsweiſe Medicamenten⸗ 
Verabreicher, haben in ihren Recepten und Ordinations-Zet⸗ 
teln bei jedem einzelnen Arznei = Artikel, woraus ein Arznei— 
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mittel zuſammengeſetzt ift, jo wie bei den pharmaceutiſchen Ar- 
beiten und den gelieferten Gefäßen künftig den tarmäßigen Be— 
trag beizuſetzen, und dieſe einzelnen Beträge receptweiſe zu 
ſummiren. (Hofkanzlei-Decret vom 29. September 1842, 3. 
17,081. Regierungs-Deeret für Oberöſterreich vom 17. Det. 
1842, 3. 29,174, et vide $. 129.) 


II. Abſehnitt. 


Behandlung armer Kranker in den Krankenhäuſern. 


§. 109. 


Zur Aufnahme in die öffentlichen Krankenanſtalten ſind 
alle Kranken ohne Unterſchied des Standes, Geſchlechtes und 
der Religion geeignet; nur die mit langwierigen und unheil— 
baren Krankheiten behafteten ſind davon ausgeſchloſſen. Da 
dieſe Anſtalten nicht bloß zur Unterbringung armer Kranken 
beſtimmt ſind, ſondern auch wohlhabenden Kranken, welche 
nach ihren perſönlichen Verhältniſſen ſich zu Hauſe keine Pflege 
verſchaffen können, nützen ſollen, ſo geſchieht die Aufnahme 
theils gegen Bezahlung, theils unentgeldlich. 

Alle wahrhaft Armen, welche in loco gebürtig, oder 
durch 10 Jahre daſelbſt ununterbrochen anſäßig ſind, wenn 
ſie keine wohlhabenden Verwandten in auf- oder abſteigender 
Linie haben, werden auf die Zeugniſſe über ihre Mittelloſig— 
keit von den Pfarrern und Armenvätern unentgeldlich aufge— 
nommen; eben ſo hat die Polizei alle armen unterſtandloſen 
Perſonen, welche irgendwo krank gefunden werden, in das 
Krankenhaus zu ſchaffen, jedoch ſind die Gemeinden, welchen 
ſie angehören, für ſolche die Verpflegsgebühren zu berichtigen 
verpflichtet. Die Armen, welche den Genuß aus dem Armen— 
oder einem anderen Verſorgungs-Inſtitute beziehen, müſſen 
ſolchen während ihrer Krankheit dem Krankenhauſe überlaſſen. 
Mehrere Innungen bezahlen an die Krankenhäuſer jährliche 
Pauſchalbeträge, wofür ihre kranken Mitglieder, Geſellen, Jun— 
gen und Arbeiter ſodann unentgeldlich verpflegt werden. 

Wo keine Pauſchalbeträge bezahlt werden, müffen die In- 
nungen, Künſtler, Fabrikanten, Dienſtherren für ihre Geſellen, 
Jungen, Dienſtboten die erlaufenen Koſten entweder ganz, oder 
doch gewiß auf ein Monat die Verpflegskoſten berichtigen, und 
den Kranken Anweiſungen zum Behufe der Aufnahme mitge— 
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ben. (Verordnungen in Niederöſterreich vom 4. Mai, 28. 
Juli 1811, 4. Mai 1814, 13. September 1815. Allerhöchſte 
Entſchließung vom 25. October 1813.) 


Laut der Hofkanzlei⸗Entſcheidung vom 4. Mai 1840, 3. 
14,110, bedarf die Verpflichtung zur Berichtigung der Ver— 
pflegskoſten von Seite der betreffenden Meiſter und Innungen 
für die in öffentlichen Krankenanſtalten behandelten Geſellen 
und Arbeiter keines beſonderen Geſetzes, da die Innungen ſchon 
verfaſſungsmäßig für ihre erkrankten Jungen, Arbeiter und Ge- 
ſellen zu ſorgen haben. 


Sie beſteht in allen Provinzen, und gründet ſich auf die 
a. h. Entſchließung vom 25. October 1813, womit die An- 
träge wegen Hebung der in dem Wiener allgemeinen Kranken— 
hauſe entdeckten Gebrechen und der einzuführenden Verbeſſerun— 
gen die allerh. Genehmigung erhielten, und worunter auch die 
Verpflichtung der Innungen, Fabrikanten, Profeſſioniſten und 
Dienſthälter zur Berichtigung der Krankenhaus-Verpflegskoſten 
für ihre erkrankten Geſellen, Jungen, Arbeiter und Dienſtleute 
enthalten war. 


Nach dieſen Beſtimmungen hat ſich dieſe Verpflichtung auch 
auf die Geſellen, welche aus der Fremde zureiſen, zu erſtrecken, 
und es wurde mit dem an die niederöſterr. Regierung aus An— 
laß eines ſpeciellen Falles erlaſſenen höchſten Hofkanzlei-Decrete 
vom 19. Juni 1834, Z. 10,431, erkannt, daß ſolche nach der 
Natur der Sache bei jenen Geſellen, die bereits in dem Orte, 
wo ſie zuletzt in Arbeit geſtanden, erkrankt waren, und ſich 
bloß der Heilung wegen nach Wien begeben, nicht in der Art 
angewendet werden kann, daß die Wiener Innungen die aufge— 
laufenen Verpflegskoſten für derlei Geſellen zu entrichten haben 
ſollten, ſondern, daß dieſelben entweder von der Innung, bei 
welcher ihre Meiſter einverleibt ſind, oder von den Meiſtern 
ſelbſt ordentlich hereinzubringen ſeien. 


Es würde ein den angeführten Beſtimmungen entgegenge— 
ſetztes Verfahren nicht nur gegen die Handhabung eines gleich— 
mäßigen Verfahrens und einer billigen Reciprocität ſtreiten, ſon— 
dern auch die r herbeiführen, daß, während für 
die nach ob der Enns zuſtändigen, in den Krankenanſtalten der 
übrigen Provinzen behandelten erkrankten Geſellen die Verpflegs— 
koſten von den betreffenden Meiſtern und Innungen hereinge— 
bracht werden, die Innungen und Meiſter in ob der Enns al— 
lein hiervon entbunden ſein würden, und die Verpflegskoſten 
für die in Krankenanſtalten der Provinz ob der Enns behan— 
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delten, anderen Provinzen zuſtändigen Geſellen im Wege der 
geſetzlichen Kreisconcurrenz hereingebracht werden müßten. 


Zur Vermeidung dieſer Inconſequenzen bliebe nur der ein= 
zige Ausweg, wenn die Meiſter und Innungen von der Ver— 
pflichtung der Berichtigung der Krankenhaus-Verpflegskoſten 
für ihre nach ob der Enns zuſtändigen erkrankten Geſellen ent⸗ 
hoben, und ſolche im Wege der Concurrenz hereingebracht wür— 
den, was aber nur zu Unzukömmlichkeiten und vielfältigen 
Schreibereien die Veranlaſſung geben würde; es iſt ſonach ein 
gleichförmiges Verfahren zu beobachten. (Negierungs = Decret 
für Oberöſterreich vom 20. Juni 1840, Z. 16,300, und 17. 
März 1842, 3. 1576.) 


u, 


Zur unentgeldlichen Aufnahme in das allgemeine Kranken⸗ 
haus iſt jedesmal ein Meldzettel von dem Pfarrer erforderlich. 
Bei Kranken, welche ohnehin in der Verſorgung des Armen— 
Inſtitutes ſtehen, kann dieſer Meldzettel ohne eine weitere Unter- 
ſuchung ausgeſtellt werden; bei den übrigen mittelloſen Kranken 
aber haben die Pfarrer entweder ſelbſt, oder durch die Armen⸗ 
väter die Mittelloſigkeit in zweifelhaften Fällen zu unterſuchen. 


Bloße Zeugniſſe von den Hauseigenthümern oder Grund— 
gerichten find unzureichend. (Verordnung in Wien vom 16. De: 
tober 1790, in Grätz vom 12. November 1792.) | 


In Wien muß der pfarrliche Meldzettel vorher noch dem 
Bezirksarzte vorgewieſen, und von dieſem unterſucht werden, ob 
der Kranke nicht zur bezirksärztlichen Unterſuchung geeignet ſei, 
in welchem Falle der Pfarrer hiervon, wegen der Unterſtützung 
aus dem Armeninſtitute, verſtändiget wird. Findet der Bezirks— 
arzt die Unterbringung im Krankenhauſe nothwendig, ſo hat er 
die Urſachen hiervon auf dem Rücken des Meldzettels zu be— 
merken. 


Den Seelſorgern und Armenvätern iſt bei der Ausſtellung 
der Meldzettel die größte Gewiſſenhaftigkeit zur Pflicht gemacht, 
damit nicht wirklichen Armen die ihnen zugedachte Hilfe entzo— 
gen, und anderen Perſonen zugewendet werde. Der aaf ſolche 
Art ausgeſtellte Meldzettel wird der Oberdirection des allgemei— 
nen Krankenhauſes übergeben, und nach genehmigter Aufnahme 
der arme Kranke in das Krankenhaus angewieſen, oder nach 
Umſtänden auch mit einem Tragſeſſel oder einer Tragbahre un— 
entgeldlich abgeholt. Bei unvorhergeſehenen Unglücksfällen, die 
eine ſchleunige Hilfe und Rettung erheiſchen, können die verun— 
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glückten Perſonen auch ohne Beobachtung der beſchriebenen 
Förmlichkeiten in das Krankenhaus überbracht, und die übrigen 
Umſtände von der Direction ſpäter eingeholt werden. (Verord⸗ 
nung vom 30. April und 16. Juni 1803 für Wien. Nachricht 
vom böhmiſchen Gubernium vom 11. November 1790. Kund⸗ 
machung in Steyermark vom 13. Jänner 1796.) 


F. 111. 


Die innere Einrichtung und Verfaſſung der Krankenhäuſer 
iſt dem Bedürfniſſe der dahin gebrachten hilfsbedürftigen Per: 
ſonen durchaus angemeſſen. Die Kranken erhalten daſelbſt die 
nöthigen Wäſch⸗ und Kleidungsſtücke; die von ihnen abgeleg— 
ten Kleidungen und Barſchaften werden von der Verwaltung 
aufbewahrt. Die Gänge und Wege des Hauſes find zur Nachts— 
zeit erleuchtet; für jeden Kranken iſt in den großen Kranken- 
fülen eine eigene geräumige Bettſtelle beſtimmt, deren jede durch 
einen Raum von wenigſtens 2 Schuhen von den nächſten ge— 
ſondert und mit den nöthigen Bettſtücken, welche rein zu halten 
ſind, verſehen iſt. Zwiſchen den Betten befinden ſich offene 
Schränke für die Kranken zur Aufbewahrung der Arzneien und 
anderer Bedürfniſſe; in den Stuben iſt für die nöthige häus— 
liche Einrichtung, ſo weit ſolche entweder zur Bedienung der 
Kranken, oder zur ärztlichen Ordination u. ſ. w. nothwendig 
iſt, geſorgt. Die Verwaltung des Hauſes ſorgt zugleich für die 
Pflege, Nahrung, für die Wäſche der Kranken, für die Hei— 
tzung und Säuberung der Krankenſäle und Zimmer, und be— 
folgt hierin außer der allgemein eingeführten Ordnung auch die 
beſonderen Vorſchriften des Arztes oder Wundarztes, welche 
bei der täglichen Ordination gegeben werden. Diejenigen Stu— 
ben, in welche einzelne oder mehrere Perſonen gegen höhere 
Bezahlung aufgenommen werden, ſind zwar mit ähnlichen, je— 
doch feineren und ſchöneren Einrichtungen, Speis- und Trink- 
geſchirren, und Bettgewande verſehen. Ueberall ſind die Ge— 
ſchlechter abgeſondert; auch für die Schule zum practiſchen Uns 
terrichte angehender Mediciner iſt ein beſonderer Raum ange— 
wieſen, und zum Beſuche der Kranken ſind für Auswärtige ge— 
wiſſe Stunden feſtgeſetzt. (Kundmachung des ſteyriſchen Guber— 


niums vom 13. Jänner 1796. Hofdecret vom 1. September 


1816.) 


$. 112. 
In den verſchiedenen Krankenhäuſern ift die ihrem Umfange 
angemeſſene Anzahl von Perſonen für die ärztlichen, ökonomi— 
ſchen und religibſen Bedürfniſſe der Kranken aufgeſtellt. 
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In den Krankenhäuſern find unter der Oberdirection meh⸗ 
rere, der Menge der vorhandenen Kranken entſprechende, beſol⸗ 
dete Aerzte und Aſſiſtenten, von welchen wenigſtens einer als 
Hausordinarius im Hauſe zu wohnen, und die Auſſicht über 
alle mediciniſchen Gegenſtände zu führen hat. Vermög der ihm 
ertheilten Inſtruetion hat derſelbe die im Hauſe eingeführten Or⸗ 
dinationsſtunden mit den Secundärärzten zu halten; die ſchwä— 
cheren Kranken, ohne Unterſchied, ob fie zahlen, oder unent- 
geldlich aufgenommen ſind, öfters im Tage zu beſuchen; über 
Ordnung und Reinlichkeit in den Krankenſtuben zu wachen; auf 
die gute Beſchaffenheit und die vorgeſchriebene Abreichung der 
Arzneien zu ſehen, die Krankenwärter und Wärterinnen zur ge⸗ 
nauen Erfüllung ihrer Pflichten zu verhalten, und jedes ord⸗ 
nungswidrige Verfahren zu rügen. Zur Heilung der chirurgi— 
ſchen Kranken ſind beſoldete Wundärzte und mehrere Unterchi⸗ 
rurgen beſtimmt. Der erſte Wundarzt hat in Anſehung ſeiner 
Kranken⸗Abtheilung, vermög ſeiner Inſtruction, dieſelben Pflich⸗ 
ten, welche dem Hausarzte obliegen. Für die vorzüglichen chi⸗ 
rurgiſchen Operationen, welche der erſte Wundarzt ſtets ſelbſt 
vorzunehmen hat, iſt ein ganz abgeſondertes Zimmer beſtimmt. 

In Wien wurde den Secundär-Aerzten und Wundärzten 
eine umſtändliche Inſtruetion über ihre Amtspflichten mitge- 
theilt. Die Krankenwärter und Wärterinnen, welche nach der 
Anzahl der männlichen und weiblichen Kranken in alle Kran- 
kenſäle vertheilt find, haben die Kranken nach der ihnen ertheil— 
ten Vorſchrift des Arztes zu beſorgen, über die Reinhaltung 
derſelben und aller vorhandenen Geräthſchaften zu wachen, und 
die nächtlichen Wachtſtunden abwechſelnd zu halten. Allen zum 
Beiſtande und zur Beſorgung und Bedienung der Kranken an— 
geſtellten Aerzten, Wundärzten, Beamten und Wärtern iſt eine 
anſtändige, liebevolle Behandlung derſelben zur Pflicht gemacht, 
und insbeſondere den Wärtern unter keinem Vorwande geſtat— 
tet, irgend eine Belohnung von den Kranken zu verlangen. 
Sollte der Kranke eine unanſtändige Behandlung oder Geldfor— 
derungen erfahren müſſen, ſo hat er ſolches bei der täglichen 
Ordination zu melden, damit die nöthige Unterſuchung einge— 
leitet werde. Jedes Krankenhaus iſt ferner mit einer eigenen 
Apotheke verſehen. Zur ökonomiſchen Verwaltung der ſämmt— 
lichen öffentlichen Verſorgungs-Anſtalten iſt ein Verwalter mit 
dem nöthigen Kanzlei-Perſonale angeſtellt, welchem alle Rech— 
nungs-Gegenflände über Einnahme und Ausgabe, die Führung 
der Aufnahms- und Austritts-Protokolle, die Ausfertigung der 
Ausſchnittzeichen, die Vorbereitung der Bettſtellen für neu An— 
kommende, die Säuberung und Reinigung der Wäſche, Klei— 
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dungsſtücke, die Anſchaffung und Ausbeſſerung derſelben und 
aller übrigen Einrichtungen, ſo wie die Evidenzhaltung des je— 
desmaligen Krankenſtandes, die Aufſicht über ſämmtliche Ma— 
terial⸗ und Speisvorräthe u. ſ. w. aufgetragen find. Daher ſind 
ihm der Koch, die Waſchmeiſterinn, die Hausknechte, Portiere 
und andere geringere Hausdiener untergeordnet. Zur geiſtlichen 
Hilfe befindet ſich ein katholiſcher Seelſorger im Hauſe; den 
übrigen Religionsverwandten iſt erlaubt, ſich die Diener ihrer 
Religion rufen zu laſſen, welche den Kranken ohne alle Ein— 
ſchränkung beiſtehen können. (Verordnung vom 24. October 
1804. Kundmachung in Steyermark vom 13. Jänner 1796, 
in Wien vom 20. Juni 1784.) 


$. 113. 


Die Entlaſſung aus dem Krankenhauſe wird erſt dann ges 
ſtattet, wenn der Arzt oder Wundarzt den Kranken für ganz 
hergeſtellt erklärt. In dieſem Falle erhält der Austretende die 
von dem Verwalter in Verwahrung übernommenen Kleidungs— 
ſtücke und Geräthſchaften zurück, und wenn er zu einer zahlen— 
den Claſſe gehört, wird ſogleich mit der Kanzlei die nöthige 
Abrechnung gehalten. Vor der völligen Geneſung wird Nie— 
mand zum Austritte genöthiget; ſollte aber ein noch ungeheilter 
Kranker feine Entlaffung mit Ungeſtüm und Zudringlichkeit for- 
dern, ſo muß er es ſich ſelbſt zuſchreiben, wenn er in einem 
künftigen Erkrankungsfalle in das Krankenhaus, deſſen Wohl— 
thaten er verkannt hat, nicht mehr aufgenommen wird. Kranke 
Schwangere, welche ihrer Entbindung nahe ſind, werden aus 
dem allgemeinen Krankenhauſe in das Gebärhaus, Kranke aber, 
deren Uebel von dem Arzte als unheilbar oder ſehr langwierig 
erkannt wird, müſſen in das Siechenhaus, und ſolche, bei wel— 
chen ſich Spuren des Wahnſinns äußern, in das Tollhaus uͤber— 
ſetzt werden. Die im Krankenhauſe Verſtorbenen werden in die 
daſelbſt errichteten Todtenkammern geſchafft. Es ſteht jedem 
Kranken frei, ſeine letzte Willenserklärung nach eigenem Verlan— 
gen zu veranſtalten. Die Verwandten eines Verſtorbenen kön— 
nen die Beerdigung desſelben auf eine beliebige Weiſe veranlaf— 
ſen, wovon ſie aber die Kanzlei früher verſtändigen müſſen. 


Die unentgeldlich Aufgenommenen werden nach ihrem Hin— 
ſcheiden auch unentgeldlich beerdigt. (Verordnung vom 4. Mai 
1814.) 


U 


Erlen, > 


Auch für die Pflege kranker Arreſtanten ift geſorgt. In dem 
Zuchthauſe zu Wien wurden bereits im Jahre 1784 beſondere 
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Krankenzimmer eingerichtet. Die Aufficht und die ärztliche Be⸗ 
handlung der im Arreſtanten-Spitale verpflegten Kranken wurde 
dem erſten Stadtphyſikus übertragen und ihm darüber eine ei= 
gene Inſtruction ertheilt. Unter der Leitung desſelben ſind die 
nöthigen Unterärzte angeſtellt. Die Arzneien ſollen für dieſes 
Spital entweder aus der Apotheke des allgemeinen Krankenhau— 
ſes oder einer andern bürgerlichen Apotheke genommen werden. 
Die weiblichen Gefangenen, wenn ſie ſchwanger ſind, werden 
in das Polizei-Stockhaus überſetzt, um daſelbſt mit Hilfe der 
Stadthebamme entbunden zu werden. Die noch in der Unter» 
ſuchung befindlichen kranken Gefangenen müſſen aber in ihrem 
Gefängniſſe behandelt werden, weil ihnen jede Gelegenheit, mit 
jemand zu ſprechen, entzogen bleiben muß. Zur Bedienung, 
Wäſche und Küche werden weibliche Gefangene verwendet. Der 
den Arreſtanten für jeden Tag ausgemeſſene Verpflegsbetrag 
fällt während ihrer Krankheit dem Spitale zu. Eine ähnliche 
Abſonderung und Verpflegung der kranken Gefangenen wurde 
auch auf dem Spielberge bei Brünn und in den meiſten großen 
Städten angeordnet. (Unterricht für den Stadtphyſikus in Wien 
vom 26. September 1795. Verordnung vom 16. April und 1. 
Juni 1784.) 
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Die öffentlichen Krankenanſtalten werden durch die wohlthä⸗ 
tige Wirkſamkeit der ehrwürdigen Orden der barmherzigen Brü— 
der und Schweſtern und der Elifabethinerinnen in den Diter- 
reichiſchen Staaten kräftig unterſtützt. Die Aufnahme und Pflege 
in ihren Spitälern iſt durchaus unentgeldlich; weder Auslän⸗ 
der, noch andere Religionsgenoſſen ſind davon ausgeſchloſſen. 
Die Spitäler dieſer Orden erſetzen auf dem Lande häufig den 
Abgang öffentlicher Krankenanſtalten. Sie find mit den nöthi⸗ 
gen Aerzten, Wundärzten und Apotheken verſehen; die daſelbſt 
angeſtellten Aerzte ſind, vermög einer Verordnung in Wien, 
eben ſo wie in einem andern Krankenhauſe verpflichtet, ihre 
Ordinationen täglich zu einer beſtimmten Stunde vorzunehmen. 
(Verordnung vom 11. März 1796.) 5 


$. 116. 

Für die Kranken jüdiſcher Nation befteht endlich in Wien 
ein beſonderes Krankenhaus, unter dem Namen des Juden— 
Spitals, wohin die fremden und einheimiſchen Juden in Krank— 
heitsfällen theils unentgeldlich, theils gegen eine mäßige Bezah⸗ 
lung aufgenommen werden. Dieſe Anſtalt verdankt ihr Daſein 
den Spenden mehrerer wohlthätiger Ifraeliten, und erhält ſich 
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auch noch zum Theile durch die wohlthätigen Beiträge der jü- 
diſchen Familien in Wien. Die Aufſicht darüber führen die Vers 
treter der Judenſchaft, durch eine ihnen von der niederöſterrei— 
chiſchen Regierung ertheilte Inſtruction. Zur Organiſirung dieſes 
Hoſpitals erhielt dasſelbe eine den übrigen e 
ähnliche Einrichtung. 


5. 117. 


Neben dieſen öffentlichen Anſtalten zur Pflege und Heilung 
der Kranken bildeten ſich auch einzelne Privatgeſellſchaften, de⸗ 
ren Mitglieder ſich zur wechſelſeitigen Unterſtützung in Krank- 
heiten verbunden, und eine Art Geſundheits— Aſſecuranz gebil⸗ 
det haben. 


Bereits im Jahre 1772 entſtand eine ſolche Anſtalt für 
Weltprieſter in Wien, welche die allerhöchſte Beſtätigung unter 
dem Beiſatze erhielt, daß niemand zum Beitritte gezwungen 
werden kann. Dieſes Inſtitut beſitzt in Wien ein eigenes Haus, 
wohin die erkrankten Mitglieder auf ihr Verlangen gebracht 
und verpflegt werden. Mitglieder, welche entweder wegen zu 
weiter Entfernung, oder wegen ihres Krankheitszuſtandes nicht 
in das Haus übertragen werden können, erhalten auf das ein— 
gebrachte ärztliche Zeugniß bis zu ihrer Geneſung einen tägli— 
chen Geldbetrag, der bei der Gründung dieſes Inſtitutes auf 
30 kr. täglich feſtgeſetzt war. Der Geldbeitrag eines Mitgliedes 
war urſprünglich auf 4 Gulden feſtgeſetzt. 

er ähnliche Beſtimmung und Verfaſſung hat das in Wien 
beſtehende Privatinſtitut für kranke und dienſtunfähige Hand— 
lungsdiener, auf deren Verpflegs-Beiträge kein Verbot gelegt 
werden darf. (Verordnung vom 1. Juli 1784, 3. April 1786, 
1. 7 15 1789, 11. Auguſt 1796.) 
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Da von den auswärtigen Regierungen für die Verpflegung 
öſterreichiſcher Unterthanen in den dortigen Krankenanſtalten 
keine Verpflegskoſten eingefordert werden, ſo wurde von der h. 
Hofkanzlei mit Decret vom 31. Mai 1827, Z. 12,312, ange⸗ 
ordnet, daß die für die Verpflegung der Ausländer in den hier— 
ländigen Krankenanſtalten erlaufenen Koſten, in ſo ferne ſich 
ſelbe nicht zur Bedeckung auf eine andere Weiſe eignen, gleich⸗ 
falls in Abſchreibung zu bringen ſind. (Regierungs-Decret für 
Oberöſterreich vom 17. Juni 1827, Z. 15,052.) 


Hat aber der betreffende Fond Abgänge, ſo deckt ſolche 
Verpflegskoſten die allgemeine Landes-Concurrenz. (Regie— 
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16215.) 


F. 119. 


Hinſichtlich der ungariſchen Unterthanen wurde mit allerh. 
Entſchließung vom 19. Jänner 1834 und dem h. Hofkanzlei⸗ 
Decrete vom 6. Februar 1834, Z. 2316, angeordnet, daß 
von dieſen in die Kranken- oder Irrenanſtalt aufgenommenen 
Individuen der volle Erſatz der Verpflegskoſten geleiſtet werden 
muß. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 21. re 
1834, Z. 5301.) 


Mit der allerh. Entſchließung vom 28. April, Goſtanzlel⸗ 
Decret vom 12. Mai 1838, wurde angeordnet, daß hinſicht— 
lich der Kranken reciproc bei Zahlungsunfähigkeit die unent⸗ 
geldliche Behandlung mit einziger Ausnahme der Irrfinnigen 
eintritt, welche, da in Ungarn keine Irrenanſtalten find, die 
Verpflegskoſten vergüten müſſen. 


Dieſe Beſtimmung erhielt mit dem Regierungs-Decrete vom 
25. October 1838, 3. 24,285, folgende Modificationen: 


1) Wenn kranke Unterthanen aus Ungarn in den hierlän⸗ 
digen Krankenanſtalten behandelt und verpflegt werden, ſo iſt 
die Erhebung der Vermögens-Verhältniſſe jedes betroffenen 
Individuums auch in dem Falle im Wege der ob der ennſiſchen 
Regierung und beziehungsweiſe der kön. ungariſchen Hofkanzlei 
einzuleiten, wenn dasſelbe angibt, daß ſolches, ſo wie die zu 
feiner Erhaltung berufenen Perſonen zahlungsunfähig ſind. 

In derlei Fällen iſt jedesmal durch die Unterbehörde eine 
vollſtändige Vernehmung der Kranken aus Ungarn über ihre 
und ihrer Angehörigen Vermögens-Verhältniſſe, ſo wie über 
ihr Nationale zu bewirken, und die Vernehmungs- Protokolle 
nebſt den vom Kreisarzte geprüften Rechnungen über die Krank- 
heitskoſten vierteljaͤhrig der Regierung vorzulegen, damit ſodann 
auf dem Grunde dieſer Vernehmungs-Protokolle die nöthigen 
weiteren Erhebungen, und nach dem Ergebniſſe derſelben auch 
die Einbringung der Krankheitskoſten eingeleitet werden könne. 


2) Wenn nun durch die im Wege der ungariſchen Hof— 
kanzlei eingeholten Erhebungen die gänzliche Zahlungsunfaͤhig— 
keit der in dortkreiſigen Krankenanſtalten behandelten und ver⸗ 
pflegten Individuen aus Ungarn, ſo wie jene der zu ihrer Er— 
haltung Verpflichteten conſtatirt ift, fo find wohl in Berückſich⸗ 
tigung der allerh. Entſchließung vom 28. April 1838, vermög 

welcher die gänzlich zahlungsunfähigen Kranken aus Ungarn in 
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den Erbländern unentgeldlich zu behandeln find, wohl die un- 
gariſchen Gemeinden oder der einſchlägige ungariſche Fond von 
der Zahlung der dießfälligen Koſten enthoben; allein dieſe Ko— 
ſten ſind dagegen auf die Concurrenz der fünf Landeskreiſe eben 
fo zu übernehmen, wie es in Anſehung der Heil- und Ver- 
pflegskoſten für die in den hierländigen Krankenanſtalten be— 
handelten armen Ausländer geſchieht, weil vermög der mit dem 
hohen Hofkanzlei-Decrete vom 22. October 1818, Z. 22,987, 
eröffneten allerh. Entſchließung, welche durch die vom 28. April 
1838 nicht derogirt iſt, die Krankeninſtitute als Localanſtalten 
mit dem Beiſatze erklärt ſind, es ſei die Einleitung zu treffen, 
daß dieſen Anſtalten für Individuen, welche vom Lande oder 
von anderen Provinzen in dieſelben gebracht werden, die volle 
Entſchädigung geleiſtet werde, ferner die hierländigen Kranken⸗ 
anſtalten für Individuen, welche vom Lande oder von anderen 
Provinzen in dieſelben gebracht werden, die volle Entſchädigung 
geleiſtet werde, ferner die hierländigen Krankenanſtalten, mit 
Ausnahme der Inſtitute der Barmherzigen und Eliſabethinerin— 
nen, bloß für einzelne Gemeinden geſtiftet oder errichtet worden 
ſind, in welche Fremde nur gegen Vergütung aller Koſten 
aufgenommen werden dürfen, im vorliegenden Falle aber die 
Krankheitskoſten ganz analog mit jenen für arme Kranke vom 
Auslande bei Erwägung aller Verhältniſſe bloß auf die Con⸗ 
currenz der 5 Kreiſe ſubſidiariſch überwieſen werden können. 

Es ſind demnach die fraglichen Koſten für jene gänzlich 
zahlungsunfähigen kranken ungariſchen Unterthanen, welchen die 
Verpflegung und Behandlung in den dortkreiſigen Krankenanſtal⸗ 
ten zu Theil wird, nach voraus zugehender Liquidirung von der 
Concurrenz der 5 Kreiſe zu vergüten. 


Was jedoch die in den Krankenanſtalten der — 
und Eliſabethinerinnen behandelten armen Kranken aus Ungarn 
betrifft, ſo tritt in der Regel, ſo weit es die Vermögenskräfte 
dieſer beiden Inſtitute geſtatten, keine Vergütung der hierfür 
erlaufenen Koſten ein, weil dieſe beiden Orden nach ihren Sta— 
tuten verbunden ſind, alle in ihre Anſtalten gebrachten Kran— 
ken ohne Unterſchied, ob ſolche In- oder Ausländer find, un- 
entgeldlich zu behandeln und zu verpflegen. 


. 120. 


Die kaiſ. öſterreichiſche und die königl. baieriſche Regierung 
find in Gemäßheit des hohen Hofkanzlei-Decretes vom 11. Dez 
tober 1833, Z. 24,458, übereingekommen, ihren in den bei— 
derſeitigen Staaten erkrankenden oder verunglückenden unbemit— 


„ 
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telten Unterthanen gegenſeitig die benöthigte Heilung und Ver- 
pflegung angedeihen zu laſſen, und es wurde feſtgeſetzt, daß, 
wenn der Reiſende aus eigenen Mitteln oder mittelſt feiner ver⸗ 
pflichteten Verwandten dieſe Verpflegskoſten zu beſtreiten nicht 
vermag, dieſelben von Stiftungs- oder Gemeinde-Caſſen der⸗ 
jenigen Orte, wo dieſelben einen Unfall erleiden, und wo dies 
ſes nicht thunlich iſt, aus der Concurrenz der Kreiſe der Pro— 
vinzen beſtritten werden. (Regierungs-Deeret für Oberbſterreich 
vom 18. Februar 1834, Z. 4087.) 


5 


Mit der königl. ſächſiſchen Regierung iſt folgende Ueberein⸗ 
kunft geſchloſſen worden: ae 

1) Die Cur- und Verpflegskoſten von den erkrankten An⸗ 
gehörigen des einen oder des anderen Staates werden im All- 
gemeinen von den Stiftungs- oder Gemeindecaſſen derjenigen 
Orte, wo dieſelben einen Unfall erleiden, beſtritten, ohne daß 
deßhalb ein Erſatz in Anſpruch genommen werden kann. Auch 
wird jede Regierung die geeignete Vorkehrung treffen, daß bei 
ſolchen Fällen jedem Anſpruche der Menſchlichkeit Genüge ge— 
ſchehe, und kein Verfaumniß eintrete. 

2) Da jedoch dieſe Verbindlichkeit immer nur ſubſidiariſch 
bleibt, ſo iſt der verurſachte Aufwand in dem Falle nach billi⸗ 
ger Berechnung zu erſetzen, wenn entweder der betreffende Rei- 
ſende den Erſatz aus eigenen Mitteln, oder wenn die nach pri⸗ 
vatrechtlichen Grundſätzen zu feiner Ernährung und Unterftü- 
tzung verpflichteten Perſonen, nämlich ſeine Aſcendenten und 
Deſcendenten, oder ein Ehegatte desſelben dazu vermögend ſind, 
was erforderlichen Falls durch Amtliche Nachfragen bei der hei- 
matlichen Behörde zu erheben iſt. (Verordnung vide nachfol⸗ 
genden F.) 


5 122, 


Betreffend die königl. preußifche Regierung ift mit der Mi⸗ 
niſterial⸗Verordnung an ſämmtliche Regierungen vom 20. April 
1827 bereits der Grundſatz feſtgeſtellt worden, daß für die Ver⸗ 
pflegung erkrankter hilfsbedürftiger Individuen fremder Staa⸗ 
ten kein Erſatz zu fordern, aber auch dahin keiner zu leiſten iſt. 
Uebrigens hat das k. preußiſche Miniſterium zugeſichert, daß in 
Fällen, wo eine öſterreichiſche Behörde die Sache von der Art 
finden ſollte, die Erſtattung der fraglichen Koſten entweder aus 
dem Vermögen des Individuums oder ſeiner Angehörigen im 
Wege Rechtens herbeizuführen, die k. preußiſchen Behörden in 


— 


143 


Zuverſicht auf eine gleiche Willfährigkeit von Seite der k. k. 
dfterreichifchen Behörden im umgekehrten Falle gerne bereit ſein 
werden, auf dießfällige Requiſiten diejenigen Erkundigungen ein— 
zuziehen und deren Ergebniß mitzutheilen, auf welche es der dieß— 
ſeitigen Behörde zu jenem Zwecke ankommen dürfte. (Hofkanz⸗ 
lei⸗Decret vom 23. September 1835, 3. 24790, Regierungs- 
Decret für Oberöſterreich vom 6. October 1835, Z. 30075.) 


$. 123. 


Mit hohem Hofkanzlei-Decrete vom 29. October 1840, 3. 
33,121, wurde eröffnet, daß auch die Unterthanen von Wür⸗ 
temberg, den Großherzogthumern Baden, Heſſen-Darmſtadt, 
Mecklenburg-Schwerin, Naſſau, wo die Reciprocität zugefichert 
wurde, in den hierländigen Krankenanſtalten in fo ferne unent- 
geldlich zu behandeln ſind, als ſie und ihre verpflichteten Ver⸗ 
wandten zahlungsunfähig ſein ſollten. (Regierungs-Decret in 
Oberöſterreich vom 13. November 1840, Z. 33724.) 

Dieſe unentgeldliche Behandlung der Ausländer wurde end— 
lich mit dem h. Hofkanzlei-Decrete vom 25. September 1843, 
Z. 19,381, wiederholt beſtätiget. (Regierungs-Decret für Ober» 
öſterreich vom 27. September 1843, Z. 24,810.) 


III. Abſehnitt. 
Von der Behandlung armer Kranker bei Epidemien. 
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Sobald von einer ausgebrochenen Epidemie oder von ande— 
ren itberhand nehmenden Krankheiten die Nachricht bei dem 
Kreisamte, wohin ſie ſogleich zu machen kömmt, eingekommen 
iſt, hat dieſes ohne Verzug die Landesſtelle hiervon in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen. Das Kreisamt hat ſogleich den Kreisarzt abzu— 
ſenden, der die nöthigen Maßregeln zur Hemmung des Uebels 
zu ergreifen, und feine Berichte über den Fortgang der Krank— 
heit von 14 zu 14 Tagen, in bedenklichen Fällen aber von 8 
zu 8 Tagen bis zur Beendigung der Epidemie nebſt der jedes⸗ 
maligen Anzahl der Kranken und Verſtorbenen an das Kreis— 
amt einzuſenden hat. Das Kreisamt überreicht dieſe Berichte 
der Landesſtelle; in Folge derſelben muß der Landes-Protome— 
dicus die Kreisärzte durch Rathſchläge und Anordnungen unter⸗ 
ſtützen, dieſelben, wo es nöthig iſt, in ihrem Benehmen leiten, 
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und durch Volksbelehrungen und durch öffentliche Kundmachung 
der Heilmittel die weitere Verbreitung der Epidemie verhindern. 
Bei ſehr bedenklichen Fällen hat ſich der Protomedicus ſelbſt 
an Ort und Stelle zu begeben, ſich mit den Kreisärzten zu be= 
rathen, und die erforderlichen Anſtalten zu treffen. Wenn das 
Kreisamt den Kreisarzt abzuſenden nöthig findet, ſo ſind die 
Dominien und Unterthanen, wo die Epidemie ausgebrochen iſt, 
verpflichtet, denſelben abzuholen; wenn hingegen der bedenkliche 
Zuſtand dem Kreisamte nicht geſtattet, hiervon die Dominien 
zu verſtändigen, folglich das Kreisamt genöthiget iſt, den Kreis— 
arzt mittelſt Vorſpann abzuſenden, ſo haben die Dominien und 
Unterthanen die von den Kreisärzten liquidirten Vorſpannskoſten 
zu vergüten. 


Um endlich den wirklich mittelloſen Unterthanen alle mög⸗ 
liche Hilfe zu verſchaffen, trägt das Aerarium in mehreren Pro- 
vinzen J der Arzneifoften, das letzte Dritttheil haben die Grund⸗ 
obrigkeiten beizutragen. In Niederöſterreich werden die armen 
Kranken auf dem Lande bei Epidemien, unentgeldlich mit Arzneien 
verſehen, welche die Kreisärzte aus einer ordentlichen Apotheke, 
und nur im höchſten Nothfalle aus den landwundärztlichen Haus⸗ 
apotheken zu verſchreiben und in ihrem Sanitätsberichte diejeni⸗ 
gen Armen namentlich anzuführen haben, welchen fie die Arz— 
neien unentgeldlich gereicht haben. (Inſtruction für das Kreis⸗ 
Sanitäts⸗Perſonale vom 14. Februar 1809, §§. 18 und 19, 
Inſtruction für die Protomediker vom 23. October 1806, $. 10, 
Verordnung in Galizien vom 2 Februar 1789, 12. Juli 1782, 
in Böhmen vom 10. Jänner 1788, 17. Juli 1786, 23. Juni 
1788.) 


Hinſichtlich der bei Epidemien an Arme ab Me⸗ 
dicamente wurde eine Ordnung und die Vorlage vorgeſchriebe— 
ner Tabellen über den Krankenſtand, dann der Reiſe-Particula⸗ 
rien angeordnet, auch ſind die koſtſpieligen Medicamente durch 
eben ſo wirkſame wohlfeilere zu erſetzen. (Gubernial-Deeret in 
Trieſt vom 17. September 1788. Hofkammer-Deecret vom 7. 
November 1788. Regierungs-Decret in Oberöſterreich vom 3. 
Juni 1827, Z. 13,471, und 6. April 1829, Z. 1901. Hof⸗ 
decret vom 5. December 1826, 4. Jänner 1827, Z. 46,737 
und 1070. Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 24. De= 
tober 1830, Z. 21,911, und 19. Jänner 1834, Z. 1932.) 


$. 125. 


Die Apotheker und zum Theile auch Wundärzte müſſen ſich 
für bei Epidemien an Arme verabreichte Medicamente in allen 
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Provinzen einen zehnpercentigen Abzug gefallen laſſen. (Hof— 
kanzlei⸗Decret vom 5. April 1821 et vide $. 103—109.) 


§. 126. 

Jeder Sanitätsvorfall iſt bloß von demjenigen Individuum, 
welches vom Kreisamte dazu beſtimmt worden iſt, zu behan— 
deln, und zwar ſo lange, als es die Nothwendigkeit erheiſcht und 
ohne Beiziehung eines Wundarztes; letztere ſoll nur dann Statt 
finden, wenn der betreffende Sanitäts-Beamte durch anderwei⸗ 
tige amtliche Obliegenheiten erwieſener Maßen an der ferneren 
perſönlichen Obhut verhindert iſt, wo aber früher die Genehmi⸗ 
gung der Kreisſtelle einzuholen, deren Erfolg den wundärztlichen 
Aufrechnungen für öffentliche Dienſte von nun an erſt die gehö— 
rigen Anſprüche ſichert. Auch iſt den Aufrechnungen des Sani— 
täts⸗Perſonals der Kreisamts-Auftrag zur Vornahme der Nach- 
ſichtsreiſe beizulegen. (Regierungs- Decret für Oberöſterreich 
v. 3. Jänn. 1829, Z. 35342, und v. 1. Aug. 1834, Z. 23,109.) 


Dem Kreis-Sanitäts-Perſonale und auch den im Verhin⸗ 
derungsfalle desſelben verwendeten Privatärzten und Wundärz⸗ 
ten wird bei allen Reiſen in öffentlichen Angelegenheiten nicht 
mehr als die Aufrechnung der landesüblichen Vorſpannsgebühr 
von 15 kr. CM. für 1 Pferd und jede Meile, dann der Wagens 
Reparaturskoſten von 10 kr. und des Schmiergeldes von 8 kr. 
EM. bewilligt. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 31. 
März 1829, Z. 7240.) 

Die Gemeinden find zur Stellung der Fuhren und rejpec= 
tive zur Beſtreitung der Fuhrkoſten für die Sanitäts-Individuen 

bei dem Ausbruche der Epidemien verpflichtet. (Hofdeeret vom 
3. Juli 1807, 3. 12,218, 5. October 1815, Z. 17,836, Hof— 
decret vom 31. März 1844, Z. 8596, und 25. November 1824, 
Z. 35,070, Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 12. Juli 
1844, Z. 9385.) 

Eine Vergütung der Ganggebühren für Aerzte findet nur 
bei einer Entfernung von wenigſtens „ Stunde Statt und find 
die Reiſen der Aerzte möglichſt zu beſchränken. (Hofkanzlei-De⸗ 
crete vom 21. Februar 1833, Z. 3788, und 1. October 1843, 
Z. 28689. Regierungs-Decrete für Oberöſterreich vom 14. 
October 1843, Z. 27,855, und 21. Februar 1844, Z. 4631. 
Hofkammer ⸗Decret vom 24. September 1842, 3. 34,067.) 
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Bei Epidemien gewöhnlicher Art, z. B. von Ruhren, Ma⸗ 
ſern, Scharlach u. dgl., welche 1 kürzeren oder längeren 
10 
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Zwiſchenräumen zu entſtehen pflegen, hat keine Veränderung in 
der beſtehenden Sanitäts-Ordnung Statt zu finden, und haben 
die betreffenden Behörden nach den allgemeinen Vorſchriften ihr 
Amt zu handeln. Wenn aber eine epidemiſche Krankheit mit 
einer bedenklichen Ausdehnung, Sterblichkeit, auftritt, fo iſt ſo— 
gleich eine Localcommiſſion zu ernennen, welche die unmittel- 
bare Leitung und Ausführung der erforderlichen gewöhnlichen 
und außergewöhnlichen Sanitäts-Maßregeln zu übernehmen hat. 
(Hofkanzlei-Decret vom 29. Auguſt 1837, Z. 21,673. Regie⸗ 
rungs⸗Decret für Oberöſterreich vom 21. September 1837, 3. 
28,117.) | 


$. 128. 


Bei vorkommenden Anzeigen über vermehrte Krankheitsvor— 
fälle ſind von den zur Unterſuchung abgeordneten Aerzten, jene, 
die durch Witterungseinflüſſe bedingt find, von jenen, die An— 
ſteckung drohen, ſtets zu unterſcheiden, nur bei letzteren die 
allgemeinen Cpidemie-Vorſchriften in ſtrenge Anwendung zu zie— 
hen, in jeder Erkrankung aber den wirklich Armen ärztliche 
Hilfe, wie diätetiſche Pflege zuzuweiſen. Eine in der Entſtehung 
oder beim Ausbruche durch ärztliches Einwirken gehemmte und 
beſeitigte Gefahr zeigt eine größere Verdienſtlichkeit des Arztes, 
als eine in die Länge von Monaten hingezogene epidemiſche Be— 
handlung von zerſtreuten Kranken, die nur in den Epidemie⸗ 
Tabellen zuſammengeſtellt, eine ſcheinbar größere Krankenanzahl 
und ſonach den Beſtand einer Epidemie bedingen. | 


Es ift darauf zu halten, daß in ſämmtlichen Rapporten die 
aufgenommenen Kranken nach Ortſchaften und Wohnhäuſern, 
und Zeitfolge der Erkrankungen zuſammengeſtellt, nachgewieſen 
werden, weil nur hieraus der Gang der Epidemie, jo wie die 
Leiſtung des zur Tilgung der Krankheit verwendeten Perſona— 
les beurtheilet werden kann. Bei der Beendigung einer epide— 
miſchen Krankheit ſind, ſo viel thunlich, gleichzeitig alle bezüg— 
lichen Koſtenrechnungen mit Conſignation vorzulegen und in 
abgeſonderten Rubriken jene Kranken, die ihre Curkoſten ganz 
oder zum Theile aus Eigenem zu beſtreiten vermögen, ſo wie 
jene, die als wirklich arm die Hilfe eines öffentlichen Wohlthä— 
tigkeits⸗Fondes mit Recht in Anſpruch nehmen, individuell nach— 
zuweiſen, und die Zahlungsunfähigkeit der letzteren von dem 
betreffenden Ortsvorſteher, Pfarrer und Diſtricts-Commiſſär 
oder Gerichtspfleger zu beſtätigen. Eben ſo iſt der ärztliche 
wiſſenſchaftliche Finalbericht über das Weſen, Verlauf⸗Symp⸗ 
tome, Therapie und Reſultate der behandelten Epidemie von 
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jenen der politiſchen Behörden, denen die Leitung und Ober— 
aufjicht zur Handhabung der beſtehenden Sanitäts-Vorſchriften 
obliegt, zwar unter Einem, aber auf abgeſonderten Einlagen zu 
überreichen. (Regierungs = Decret für Oberöſterreich vom 21. 
April 1842, Z. 10,584.) 


$. 129. 


Die k. k. vereinigte Hofkanzlei hat ſich, im Einvernehmen 
mit der k. k. allgemeinen Hofkammer und dem k. k. General- 
Rechnungs-Directorium, beſtimmt gefunden, die Beſtimmun⸗ 
gen des Hofkanzlei-Decretes vom 18. März 1819, Z. 7836, in 
Abſicht auf das Cenſursverfahren der Arzneirechnungen als eine 
proviſoriſche Maßregel zur Erleichterung der Geſchäftsüberbür— 
dung der politiſchen Fonds-Hofbuchhaltung, jedoch mit Aus— 
nahme der auf Rechnung des Staatsſchatzes oder der aus dem- 
ſelben dotirten Fonde und Anſtalten vorkommenden Arzneiconten 
wieder in Wirkſamkeit zu ſetzen, und demgemäß die Länderſtel⸗ 
len zu ermächtigen, Medicamenten- Forderungen, deren quar⸗ 
talmäßige Aufrechnung der einzelnen Contoleger den Betrag 
von 50 fl. CM. nicht überſteigen, in Zukunft, jedoch mit oben 
angeführter Ausnahme, gegen dem zu realiſiren, daß die dieß— 
fälligen Rechnungen noch vorher in linea med. und quo ad 
taxam von den Diſtrictsärzten und reſp. Kreisärzten, und quo 
ad calculum von der Prov. Staatsbuchhaltung geprüft und 
richtig geſtellt werden. 


Hiernach werden der Cenſur der k. k. Hofbuchhaltung p. F. 
alle auf Rechnung der zwar ſtets gleich bleibenden, aber unbe— 
deutenden Kranken- und Verſorgungshäuſer, der Armeninſtitute 
ꝛc., dann der für epidemiſche und andere Krankheiten armer 
Unterthanen zur Zahlungs-Anweiſung vorkommenden Arznei⸗ 
conten, deren quaxtalmäßige Aufrechnung den Betrag von 50fl. 
nicht überſteigt, wegfallen, und derſelben nur die den Staats— 
ſchatz und die aus demſelben dotirten Fonde und Anſtalten, dann 
die den Quartals-Betrag von 50 fl. CM. überſteigenden, ſtets 
bleibenden, ſchon bedeutenderen Kranken- und Verſorgungs⸗ 
häuſer, Armeninſtitute, und epidemiſche und andere Krankhei⸗ 
ten armer Unterthanen betreffenden Arzneiconten zur Cenſur ver⸗ 
bleiben. (Hofkanzlei⸗Decret vom 1. October 1843, Z. 29,765. 
Regierungs- Decret für Oberöſterreich vom 12. October 1843, 
Z. 28 018.) 
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IV. Abſchnitt. 
Von der Behandlung armer Kranker in Wuthfällen. 


$. 130. 


In der Regel ift ver vermögliche Eigenthümer eines toll ge⸗ 
wordenen Hundes zum Erſatze ſämmtlicher Curkoſten der von 
dieſem gebiſſenen Perſonen zu verhalten. Sonſt aber hat die 
Ortsgemeinde ſammt der Grundobrigkeit gemeinſchaftlich ein 
Drittel, die anderen beiden Drittel aber der Staatsſchatz auf ſich 
zu nehmen. 


Die Liquidationen über die Koſten ſolcher Curen ſind nach 
einem beſtimmten Formulare, wie bei Epidemien zu verfaſſen, 
und binnen 14 Tagen nach vollendeter Cur zur Liquidirung 
zu überreichen. (Hofkanzlei-Decret vom 11. Jänner 1816, 3. 
418. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 30. Jänner 
1816 und 3. Juni 1827, 3. 13,471. Et vide $. 124— 129.) 


V. Abfehnitt. 
Von der Behandlung armer veneriſcher Kranken. 


8. 131. 


Für diejenigen, welche am veneriſchen Uebel leiden, iſt in den 
Krankenhäuſern eine beſondere Abtheilung beſtimmt, wo keinem 
Fremden der Zutritt, und eben ſo wenig eine Zuſammenkunft 
mit andern Kranken geſtattet wird. Damit ſolche Kranke nicht 
vielleicht durch Schamhaftigkeit abgehalten werden, ihre Heilung 
zu verſäumen, ſo wurde denſelben geſtattet, ihren Namen zu 
verſchweigen, ſie können daher unerkannt und ohne Beſorgniß 
irgend eines Verrathes ihre Herſtellung abwarten. Die Auf— 
nahme findet hier nach denſelben Claſſen und Bedingungen Statt, 
wie bei den übrigen Kranken. (Nachricht in Wien vom 20. Juni 
1784, Kundmachung in Prag vom 11. November 1790, in 
Steyermark vom 13. Jänner 1796.) ö 

Alle angeſteckten Perſonen ſollen unter der Auſſicht und 
Leitung der Kreisärzte geheilt, von dieſen die vollbrachte Hei— 
lung bezeugt und die aufgelaufenen Koſten liquidirt werden, in⸗ 
dem ſolche nebſt dem Aufwande für Koſt und Wohnung bei 


/ 
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armen Unterthanen mit 2 Dritttheilen vom Cameral-Aerar und 
mit einem Dritttheil von den Obrigkeiten beſtritten werden. 


Die Armuth der Geheilten muß von der Grundobrigkeit 
gemeinschaftlich mit dem Pfarrer beſcheiniget, die Vergütungs- 
geſuche der Landphyſiker, Chirurgen oder Apotheker, welchen 
erſteren Diäten bewilliget ſind, wegen geleiſteter Hilfe oder 
Arzneien, oder wegen der Reiſekoſten binnen 14 Tagen nach 
vollendeter Cur eingereicht werden. 

Wegen Verfaſſung der Ausweiſe, Particularien, Liquidi— 
rung derſelben vide $. 124 — 129. 

Wenn unter den zum Schube beſtimmten Perſonen Ange— 
ſteckte vorgefunden werden, ſo werden ſolche, wenn ſie Unter— 
thanen fremder Dominien, oder aus anderen Erbſtaaten gebür— 
tig, oder endlich Ausländer ſind, ganz auf Koſten des Aera— 
riums geheilt; doch ſind darunter nur ſolche zu verſtehen, wel— 
che entweder zur Zeit, wo ſie bereits auf dem Schube begriffen 
ſind, oder zur Zeit, wo ihre Abſchiebung entſchieden iſt, vene— 
riſch find, die übrigen an der Luſtſeuche kranken Perſonen wer— 
den, wenn fie vom Bauernſtande find, zu 15 vom Aerar, zu 
J aus der Concurrenz, und wenn fie endlich dem Bauern⸗ a 
ſtande nicht angehören, nach den allgemeinen, hinſichtlich der 
Einbringung der Verpflegskoſten beſtehenden Vorſchriften e 
delt. 


Wenn eine mit der Luſtſeuche behaftete Perſon, die zum 
Bauernſtande gehört, und auf öffentliche Koſten zu heilen iſt, 
an das Spital der barmherzigen Brüder in Linz abgeſendet wer— 
den will, ſo iſt das Eintreffen derſelben, um für deſſen mög— 
liche Aufnahme Fürſorge zu treffen, wenigſtens um einen Tag 
früher dem Hoſpital-Vorſtande anzuzeigen. Militärpflichtige, mit 
der Luſtſeuche behaftete, werdeu nur dann in die Militär-Spi⸗ 
täler aufgenommen, wenn die Heilungskoſten von denſelben, oder 
von den Gemeinden beſtritten werden. (Verordnung vom 18. 
Februar 1780, 16. April 1807, Z. 6741, 4. Mai 1808, 20. 
Jänner 1812. Hofkammer-Decret vom 13. Februar 1812. 
Hofkanzlei-Decrete vom 17. März, 7. Juli 1808, 3. 8470 u. 
22,158, 23. September 1824, 10. Jänner 1825, Z. 491, 10. 
Jänner 1827, Z. 37,267, 27. November 1828, Z. 26, 936 
25. Februar 1836, Z. 4786.) 
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VI. Abſehnitt. 
Vorſorge für arme Irrſinnige— 


$. 132. 


Toll⸗ oder Irrenhäuſer find in den Hauptſtädten der ein- 
zelnen Provinzen zur Verwahrung raſender oder wahnſinniger 
Perſonen errichtet. Die Aufnahme dahin geſchieht entweder ganz 
unentgeldlich, theils gegen eine mäßige Bezahlung für die Ko— 
ſten des Unterhaltes und der Heilung. Dieſe öffentlichen An- 
ſtalten ſind eigentlich nur für die in den Hauptſtädten befindli⸗ 
chen Unglücklichen dieſer Art beſtimmt; auf dem Lande ſind die 
Obrigkeiten und Gemeinden zur Verwahrung ihrer Wahnfin- 
nigen, und wenn dieſe mittellos ſind, auch zur Verpflegung 
derſelben verpflichtet. Um aber den Obrigkeiten und Gemeinden 
die Erfüllung dieſer Pflicht zu erleichtern, wird auch die Auf— 
nahme der vom Lande kommenden Wahnſinnigen nach vorher 
eingeholter Bewilligung der Landesſtelle gegen eine mäßige Taxe 
geſtattet, welche auf ein Vierteljahr im Voraus entrichtet wer⸗ 
den muß. (Nachricht in Wien vom 20. Juni 1784, in Böh⸗ 
men vom 11. November 1790, in Grätz vom 13. Janner Ws 


$. 133. 


In die Irrenanſtalt in Wien werden jene wahrhaft armen 
Perſonen, welche dort gebürtig ſind oder fich durch zehn Jahre 
ununterbrochen aufgehalten haben, unentgeldlich aufgenommen, 
wenn nicht für ſie eine Innung, ein Dienſthälter ꝛc. den Ver— 
pflegsbetrag zu leiſten hat. Die Fremden aus den übrigen Pro— 
vinzen mußten, oder wenn fie und die verpflichteten Verwand— 
ten vermögenslos waren, die Gemeinden oder Armenfonde nach 
der dritten Claſſe die Verpflegstaxen bezahlen. (Hofkanzlei-De- 
crete vom 4. Mai 1814, 10. Mai 1816, 7. Juli 1816.) 


In dieſer Richtung hatte auch die Stadtgemeinde in Linz 
die Verpflichtung, für die ihr angehörigen Irren der dießfäl⸗ 
ligen Anſtalt die Koſten zu vergüten. (Hofkanzlei-Deeret vom 
10. Jänner 1822, Z. 37,167. Regierungs-Decret für Ober— 
öſterreich vom 29. Sanner 1822, 3. 1628.) 


Mit der Majeſtäts-Entſchließung vom 28. Juni und Hof— 
kanzlei-Decret vom 8. Juli 1824, Z. 19,778, wurden die 
Gemeinden der deutſchen Staaten von der Entrichtung von 
Verpflegsgebühren für arme wahnſinnige Gemeindeglieder, wel— 
che in den öffentlichen Irrenanſtalten untergebracht werden, 
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gänzlich enthoben, und hatte dieſe Enthebung auch für die 

Zünfte und Innungen rückſichtlich der armen Zunftmitglieder, 

welche wahnſinnig werden, zu gelten. Dieſe Begünſtigung 

wurde mit allerh. Entſchließung vom 20. April und Hofkanz— 

lei⸗Decret vom 24. April 1844, Z. 13,024, auch auf Un⸗ 
garn ausgedehnt. 


$. 134. 


Von der milden Verſorgungs-Verwaltung in Linz iſt ein 
tabellariſches Verzeichniß aller Gemächer des Irrenhauſes, wel— 
ches durch das h. Hofkanzlei-Decret vom 8. Juli 1824 zu 
einer offentlichen Anſtalt beſtimmt wurde, jo wie deren Va— 
canz oder Bewohnung nach einem eigenen Formulare der Re— 
gierung alle Monate vorzulegen, damit ſelbe in ſteter Evidenz 
von der Zahl der Irrſinnigen iſt, und ſogleich unmittelbar - 
über die Aufnahme eines Irrſinnigen abſprechen kann. (Re⸗ 
gierungs-Decret für Oberöſterreich vom 30. December 1824, 
Z. 29,626.) 

Auch iſt über die angemeldeten Irren eine Vormerkung 
zu führen, bei welcher ſich, wenn die Anſtalt überfüllt iſt, 
der Vorzug zur Aufnahme aus den verſchiedenen hierzu be— 
rechtigten Gemeinden nach der Zeitfolge beſtimmt, in welcher 
die Geſuche der Regierung vorgelegt werden. (Regierungs-De— 
eret für Oberöſterreich vom 11. Februar 1825, 3. 3157.) 

Wird der Irrſinnige nicht von ſeiner Perſonalinſtanz in 
die Irrenanſtalt abgegeben, ſo iſt der Regierung alſogleich zur 
weiteren Verfügung die Anzeige zu machen. (Regierungs-De⸗ 
cret für Oberöſterreich vom 8. Auguſt 1825, 3. 19,262. Sof: 
kanzlei-Decret vom 21. Juli 1825, Z. 20,868.) 


Der Vorgang bei der Aufnahme von Geiſteskranken 
in die Linzer k. k. Irrenanſtalt. 
$. 135. 
A. In Bezug auf den Eintritt.“ 

Die dießfälligen Voranſtalten ſind dreifach, nämlich a) 
von Seite des Arztes, b) von Seite der Angehörigen des 
Seelenkranken und c) von Seite der obrigkeitlichen Behörde. 

a) Der Arzt hat zu beſtimmen, daß die ausgebrochene 
Krankheit ein Gemüthsleiden, und von welcher Art dasſelbe 


ſei, er hat das Zeugniß über die vorgefundene Art der Er— 
krankung und die Krankengeſchichte mit möglichſter Genauig— 
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keit abzufaſſen. Die eigentliche Beſtimmung der Irrenanſtalt 
macht die Forderung unerläßlich, daß kein Individuum aufge- 
nommen werde, deffen Seelenſtörung nicht durch das Zeugniß 
eines Arztes des Kreiſes, des Bezirkes oder eines Stadtarztes 
ſicher geſtellt, und in einer eigens verfaßten Krankengeſchichte 
ſorgfältig und genau geſchildert iſt. 

Dieſe Krankengeſchichten bilden die Grundlage, auf wel— 
cher der Arzt in der Irrenanſtalt den Curplan erbauen ſoll, 
und eben deßhalb kann die möglichſte Umſicht und Genauig— 
keit bei der Verfaſſung derſelben nicht dringend genug empfoh⸗ 
len werden. 


Jene Puncte, die der Arzt, von welchem der Kranke vor 
ſeiner Einſendung in das Irrenhaus behandelt worden iſt, in 
der Krankengeſchichte ausführlich anzugeben, und gehörig zu 
würdigen hat, find folgende: 

1) Der Geſundheits-Zuſtand der Aeltern und Geſchwiſter 
des am Eingange dieſes ſchriftlichen Aufſatzes mit dem Vor 
und Zunamen, Stand, Wohnort und Alter bezeichneten Kran— 
ken, ſowohl in pſychiſcher als ſomatiſcher Beziehung. 


Aus den Kinder-Jahren. 


2) Rückſichtlich des Körpers: Der Vorgang bei der Ge— 
burt mit Bedachtnahme auf die hierbei etwa erlittenen Verle⸗ 
tzungen, namentlich des Kopfes; ferner ſpätere Mißhandlun— 
gen, frühzeitige allzugroße Anſtrengungen, die Erſcheinungen 
bei dem Hervorkommen der Zähne, in beiden Perioden des 
Zahnens, und die Merkmale bei der Entwicklung der Mann⸗ 
barkeit, Störungen in den natürlichen Verrichtungen des Kör— 
pers, Kinderkrankheiten, beſonders Ablagerungen von Aus— 
ſchlags-Uebeln, Entkräftungen durch unnatürliche Laſter ler 
nie) und phyſiſche Erziehung überhaupt u. |. w. 

3) Mit Bezug auf den Geiſt: Erbliche Anlage, Tempe- 
rament, hervorſtechende Aeußerungen des Vorſtellungs- und 
Begehrungs⸗ Vermögens, Geiſtesbildung, Ueberſpannung der— 
ſelben, Verbildung durch Lecture, Schauſpiele, Umgang u. ſ. w. 


Aus dem höheren Alter. 


4) In Betreff des Körpers: Angabe der dem Kranken ſeit 
ſeiner Jugend zugeſtoßenen Erkrankungsfälle, insbeſondere ſol— 
cher, wobei der Kopf in vorzüglicherem Grade ergriffen war, 
oder wodurch die Geiſtesthätigkeit frühzeitig oder ſpäter gefähr— 
det werden konnte, z. B. Kopfverletzungen, ſchnell geheilte 
Ausſchläge und Geſchwüre, Hämorrhoidal-Zufälle, Wurm— 
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leiden, Entkräftung durch den Verluſt von Säften, durch Aus— 
ſchweifungen im Trunke oder in der Wolluſt, regelwidrige 
Schwangerſchaften, ſchwere Niederkunften, gefährliche Wochen— 
zeit, Störungen des Säugungsgeſchäftes, Fehler der monat— 
lichen Reinigung, Mißbrauch der Präſervative, Arzneien u. 
dgl. m. 

5) Hinſichtlich des Geiſtes: Das gegenſeitige Verhalten 
der Seelenkräfte, der Charakter und das Temperament, her- 
vorſtechender Hang zu gewiſſen Beſchäftigungen und Genüſſen, 
beſondere Liebhabereien, vorzügliche Uebung oder übermäßige 
Anſtrengung einzelner Kräfte der Seele, Zerſtreuungen, Be— 
nehmen, Arbeitſamkeit, Umgang, Gewohnheiten u. ſ. w. 


6) Angabe der Zeit des Entſtehens der Geiſteskrankheit, 
die dem Ausbruche derſelben kurz vorhergegangenen Ereigniſſe 
froher oder unwillkommener Art, namentlich jener, welche hef— 
tige Gemüthsbewegungen veranlaßt haben; die dem Uebel vor— 
ausgegangenen Erſcheinungen; genaue Schilderung der Art und 
Weiſe des Ausbruches der Krankheit, ihr anhaltender und pe— 
riodiſcher Typus, im letzteren Falle die Zwiſchendauer und 
Dauer der periodiſchen Rückfälle, die begleitenden Umſtände 
und veranlaſſenden Gegenſtände, die Erſcheinungen vor, wäh— 
rend und nach den Paroxysmen, die Aenderung der Form und 
des Ausdruckes der Krankheit während ihres Verlaufes, und 
die hervorſtechendſten Krankheits-Zufälle in der Zeit des um 
die Aufnahme in die öffentliche Anſtalt geſtellten Anſuchens. 

7) Angabe des Zeitraumes, welcher ſeit dem Ausbruche 
der Krankheit oder einer Statt gefundenen Recitive bis zur 
Zeit, als um die Aufnahme in das Irrenhaus nachgeſucht 
wird, verfloſſen iſt. 

8) Beweiſe, daß der Kranke Handlungen unternommen 
habe, welche ihm und andern hätten gefährlich werden können, 
daß dieſe jedoch in der Krankheit wirklich begründet, nicht aber - 
Folgen zufälliger und Bonnbragegenher Veranlaſſungen gewe— 
ſen ſind. g 


9) Die wahrſcheinlichen äußeren Bedingungen, welche bei 
vorhandener innerer Anlage die Krankheit erzeugen konnten. 
Hinſichtlich der äußeren Veranlaſſungen iſt eines Theils auf 
die allgemeinen Einflüſſe der Natur und der Umgebung, z. B. 
Beſchaffenheit der Luft, der atmoſphäriſchen Wärme und der 
Jahreszeit, auf den Wohnort, die Art der Nahrungsmittel, 
ſo wie der Getränke und Bekleidung, anderen Theils aber 
ins beſondere auf die Befchäftigung, die Lebensart und häus— 
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liche Ordnung, Unglücksfälle, Einwirkungen von Giften, be— 
ſonders denen betäubender Art, Mißbrauch gewiſſer Arznei⸗ 
mittel, des Aderlaſſens, Purgirens, oder der geiſtigen Getränke 
u. dgl. zu ſehen. ? | 
10) Wann endlich eine ärztliche Behandlung der Krank— 
heit Statt gefunden habe, welche Mittel, ſowohl pharmaceu— 
tiſche als phyſiſche, ſeit dem Ausbruche des Uebels und im 
ganzen Verlaufe desſelben angewendet, wann, wie lange und 
unter welchen Bedingungen eine beſondere Curmethode ver— 
ſucht worden, welche Bändigungsmittel man benützt, und wel— 
che Behandlung der Kranke von ſeinen Wärtern genoſſen habe. 


| b) Die Angehörigen des Irrgewordenen find verpflichtet, 

alſogleich nach dem Ausbruche der Krankheit die Anzeige hier— 
von bei der gehörigen Ortsobrigkeit zu machen, widrigen Falls 
hat in Gemäßheit des St. G. B. II. Thls. §. 140 die Strafe 
der Einkerkerung auf die Dauer von 3 Tagen bis zu einem 
Monate einzutreten, je nachdem ein ſolcher Zuſtand lange ver— 
hehlt worden war, oder aber die Folgen desſelben wichtiger 
und nachtheiliger geweſen ſind. Es liegt ihnen ferner ob, ſo— 
bald der herbeigerufene Arzt im Anbetrachte der Ungewißheit 
eines guten Erfolges der häuslichen Pflege die Unterbringung 
des Kranken in einer Irrenanſtalt für rathſam erklärt, um 
ihre Vermittlung bei der obrigkeitlichen Behörde anzuſuchen, 
und die Anordnungen des Arztes, gleichwie die Verfügungen 
der Obrigkeit genau zu befolgen. In ſolchen Ballen hat dem- 
nach die Behörde, ſobald die Angehörigen eines Irrgeworde— 
nen deſſen Unterbringung in der Anſtalt verlangen, oder wenn 
ſelbe ſchon an ſich nothwendig erſcheint, das mit dem Arztli- 
chen Zeugniſſe über. die eingetretene Geiſteszerrüttung, ferner 
mit der Kranken-Geſchichte und mit der ämtlich beglaubigten 
Haftungs-Urkunde zur Sicherſtellung der Verpflegsgebühren 
belegte dießfällige Anſuchen ſchleunigſt und nach voranſtehender 
Weiſung vollſtändig inſtruirt, an die k. k. Landesregierung 
einzuſenden, als jede wahrgenommene Nachläſſigkeit geahndet 
werden ſoll. 


Da es in jenen Fällen, wo der Kranke keine ärztliche Be— 
handlung genoſſen hat, unmöglich iſt, eine vollftändige Kran- 
ken⸗Geſchichte einzuſenden, ſo hat der Zeugniß ausſtellende 
Arzt die vorausgegangenen Ereigniſſe, Umſtände und Krank 
heitszufälle, ſo viel ihm möglich iſt, einzuholen, und den Zu— 
ſtand, in welchem er den Irrenden fand, genau zu beſchrei— 
ben; iſt aber der Geiſteskranke ein völlig Fremder oder nur 
weniger bekannt, dann ſoll von Seite der Behörde mit jenen 


—_ 
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Perſonen, die den Erkrankten zu kennen vorgeben, und eini— 
ges über feine Lebens verhältniſſe auszuſagen im Stande ſind, 
ein Protokoll, welches die nöthige Aufklärung über die vor— 
wärts angedeuteten Puncte gewährt, aufgenommen und ein— 
geſendet werden, um hierdurch die außerdem unentbehrliche 
Kranken⸗Geſchichte einigermaßen zu erſetzen. 


Der zur Aufnahme in die Heilanſtalt beſtimmte Kranke 
iſt, nachdem der Irren-Hausarzt das ihm zugekommene ärzt— 
liche Zeugniß ſammt der Kranken-Geſchichte, die Verſorgungs— 
Verwaltung aber den Zahlungs-Revers zur ferneren Benützung 
zurückbehalten hat, wenn es nöthig ſein ſollte, einer allge— 
meinen Säuberung des Körpers zu unterziehen, und nach 
Thunlichkeit mit reiner Leibwäſche, ſo wie mit Kleidungsſtücken 
in hinreichender Menge zum ferneren Wechſel zu verſehen, und 
ſobald es geſchehen kann, auf die angemeſſenſte Art und mit 
der nöthigen Vorſicht an die Anſtalt einzuſenden. Daß er 
übrigens in den meiſten Fällen weder völlig frei, noch in Ket— 
ten transportirt werden dürfe, verſteht ſich in unſerer Zeit 
wohl von ſelbſt; eine feſte Zwangsjacke wird jedoch beinahe 
jederzeit den Zweck der Beſchränkung vollkommen erfüllen, und 
nur bei jenen, welche einen mächtigen Trieb zum Entſpringen 
äußern, dürfte das Anlegen einer einfachen Fußgurte nöthig 
ſein. 

Bei der unmittelbaren Aufnahme des Kranken iſt nebſt 
dem Hausverwalter auch der Hausarzt, und wenn dieſer ver— 
hindert wäre, doch gewiß der Aushilfsarzt gegenwärtig; ſie 
hat in der Hauskanzlei zu geſchehen, woſelbſt nämlich das ge— 
ſammte Nationale des Eingelieferten und das Inventar ſeiner 
mitgebrachten Habſeligkeiten vom Hausverwalter aufgenommen, 
und gehörigen Orts eingetragen, vom Arzte aber der Aufzu— 
nehmende vorläufig beſehen, befragt, außerdem von ſeinen Ue— 
berbringern das, was noch zu wiſſen nöthig ſcheint, z. B. das 
Verhalten und Benehmen des Irren ſeit dem Abgange des 
Aufnahms-Geſuches und während der Reiſe u. ſ. w. erforſcht 
wird. Der Eintritt eines Irrſinnigen hat jedesmal mittelſt ei— 
nes amtlichen Einbegleitungs-Schreibens an die Verwaltung 
der Anſtalt zu geſchehen, welches ordnungsmäßig protofollirt 
und vom Hausverwalter mit einer Contra-Signatur des Arz— 
tes im Wege der Beſtätigung des richtigen Empfanges beant— 
wortet wird. 

Iſt dieſes Alles geſchehen, ſo übergibt der Arzt den Pa— 
tienten einem zu ſeiner Beobachtung geeigneten Wärter mit 
der Weiſung, denſelben, ſobald es nur nicht ganz entbehrlich 
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erfcheint, in das Badezimmer zu führen, dort vollſtändig zu 
ſäubern, und wenn er auch endlich mit reiner Wäſche beklei⸗ 
det iſt, in das vorher zu bezeichnende Zimmer zu unterbrin= 
gen, nachdem er noch möglichſt genau durchſucht worden war, 
ob er nicht irgend ein Werkzeug bei ſich habe, womit er ſich 
oder anderen einen Schaden zuzufügen im Stande wäre, wel— 
ches, wenn es ſich vorfände, allerdings ſogleich in Verwah— 
rung genommen werden ſoll. 


B. Rückſichtlich des Austrittes der Geiſteskranken 
aus der Irren-Anſtalt. 


Der in das Irren-Inſtitut aufgenommene Seelenkranke ver⸗ 
läßt dasſelbe entweder im Zuftande feiner Wiedergeneſung oder 
ungeheilt, ſobald er nämlich noch vor der Rückkehr ſeiner vo⸗ 
rigen Geſundheit auf Verlangen ſeiner Angehörigen in die Pflege 
und Aufſicht derſelben überlaffen wird, endlich aber, wenn er 
ſtirbt. 

Bei der Entlaſſung geneſener Perſonen aus der Irren-An⸗ 
ſtalt muß der Hausarzt ſich die größte Vorſicht angelegen ſein 
laſſen und Acht haben, damit ja nicht unvollkommen geheilte 
und zu Rückfällen geeignete Individuen in die menſchliche Ge⸗ 
ſellſchaft zurückgeſendet, andererſeits aber auch eben ſo wenig 
vollſtändig und dauerhaft Geneſene unnöthig in der Irren-An⸗ 
ſtalt zurückbehalten werden. 5 


Den Heimkehrenden, gleichwie ihren Angehbrigen, ertheilt 
der Arzt die nöthigen Belehrungen über das fernere Verhalten 
derſelben, und iſt verpflichtet, ihnen, beſonders den letzteren, 
nachdrücklichſt zu empfehlen, ſich bei dem Erſcheinen eines aber— 
maligen Uebelbefindens alſogleich ärztlichen Rath zu erholen, 
doch iſt es auch ſehr wünſchenswerth, daß der Irrenarzt ehe— 
bevor, als der zeitweilige oder wohl gar die völlige Entlaſſung 
eines ſeiner Pfleglinge verfügt, die nöthigen Erkundigungen 
bei der betroffenen Ortsobrigkeit oder beim Seelſorger einhole, 
um zu erfahren, welcher Art die häuslichen Verhältniſſe jener 
Perſon, die Erwerbsquellen derſelben, ihre Beaufſichtigung 
u. ſ. w. ſein werden, um das hiernach Nöthige vorbereiten zu 
können. 


Wird ein der Irren-Anſtalt zur Pflege anvertrautes In— 
dividuum in einem noch zweifelhaften oder in einem hoffnungs— 
loſen Zuſtande ſeiner Gemüthskrankheit den Angehörigen auf 
ihr Verlangen, oder doch mit Vorwiſſen und Einwilligung 
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derſelben hinausgegeben, jo iſt es nothwendig und rathſam, 
daß die Inſtituts-Vorſtehung vor der Beſchuldigung, einen Irr— 
ſinnigen unwahr für geneſen erklärt zu haben, geſchützt und auch 
übrigens von der etwaigen Zurechnung der Folgen einer nach— 
herigen unpaſſenden Behandlung oder einer unzweckmäßigen Ver— 
wahrung und Obhut des fraglichen Subjects ſicher geſtellt werde. 
Zu dieſem Ende können Geiſteskranke, wenn Jemand ſich fin— 
det, der für ihren Unterhalt und für ihre Pflege, ſo wie auch 
für den allfälligen Schadenerſatz hinreichend zu bürgen vermag, 
nur gegen einen Revers entlaſſen werden. 


Mit der Anzeige von der geſchehenen Entlaſſung, welche 
die Hausverwaltung an die Landesſtelle zu erſtatten hat, ſoll 
in jedem Falle auch ein ſchriftliches Gutachten des Hausarztes 
über das fernere Verfahren mit dem Entlaſſenen der Hausver— 
waltung erſtattet werden, welches dieſe der betroffenen Obrig— 
keit zur Belehrung der Angehörigen und zur weiteren Verfü⸗ 
gung mitzutheilen hat. 

Sollte der Fall eintreten, daß es einem Pfleglinge der 
Irren⸗Heilanſtalt gelänge, aus dem Hauſe zu entrinnen, fo 
iſt derſelbe unverzüglich der Hausverwaltung zu melden, wel— 
che ſich beeilen wird, die genaue Perſons-Beſchreibung des 
Flüchtlings der Polizeibehörde zur Wiederauffindung desſelben 
mitzutheilen, und auch in anderen Wegen ſeine abermalige Hab— 
haftwerdung möglich zu machen. Gleichzeitig ſoll die entfpre= 
chende Amtshandlung gegen die an ſolchen Ereigniſſen Schuld— 
tragenden alſogleich Statt finden. 


C. Hinſichtlich des Koſten-Erſatzes. 


Die tägliche Verpflegsgebühr für ein in der Linzer k. k. 
Irren⸗Anſtalt unterbrachtes Individuum bleibt auf 28 kr. EM. 
feſtgeſetzt. 
Dieſe iſt in vierteljährigen Raten vorhinein zu erlegen, 
und hinſichtlich ihrer ferneren Bezahlung durch einen von 2 
Zeugen mitgefertigten und von der Obrigkeit beſtätigten Re— 
vers ſicher zu ſtellen. . 


Auf die unentgeldliche Aufnahme und Verpflegung ſollen, 
wie es ſchon bisher geſchah, alle jene Individuen, ohne Un— 
terſchied des Geburts- oder Aufenthaltsortes, Anſpruch ma⸗ 
chen, welche keinen Erwerb und eben ſo wenig irgend ein Ver⸗ 
mögen haben, und die hierdurch bei ihnen, ſo wie bei ihren 
nächſten Verwandten in auf- und abſteigender Linie bedingte 
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Zahlungsunfähigkeit dr ein vom Ortsſeelſorger ausgefertig⸗ 
tes und von der Obrigkeit beſtätigtes Zeugniß beurkunden kon- 
nen. Das Unvermögen der betroffenen Partei iſt, fo wie es bis⸗ 
her geſchah, durch gehörige Zeugniſſe in geſetzlicher Form nach⸗ 
zuweiſen. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 5. Octo— 
ber 1833, Z. 28,281.) 


$. 136. 


Der Aufnahme in das Irrenhaus in Linz hat die gericht— 
liche Irrſinnigkeits- Erklärung eines Individuums vorauszuge- 
hen. Wenn jedoch der Geiſteskranke dergeſtalt in Tobſucht und 
Raſerei verfallen ſollte, daß derſelbe ohne Gefahr für die Lebens— 
oder Eigenthums⸗ Sicherheit überhaupt nicht mehr bei ſeiner 
Familie oder in ſeiner Wohnung belaſſen werden kann; ſo wird 
auf das Einſchreiten der Unterbehörden, in ſo ferne in demſel— 
ben dieſe mit Gefahr für die Umgebung verbundene Irrſinnig⸗ 
keit von zwei Aerzten (Doctoren der Mediein) beſtätigt iſt, we⸗ 
gen Gefahr auf Verzug die Aufnahme in die Irrenanſtalt al⸗ 
ſogleich, jedoch nur proviſoriſch und bloß gegen dem bewilligt 
werden, daß die vorſchriftsmäßige gerichtliche Irrſinnigkeits⸗ 
Erklärung der hohen Regierung bald thunlichſt nachträglich vor— 
gelegt werde. (Regierungs-Decret für n vom 10. 
December 1842, Z. 31,269.) ne 


§. 137. 


Doch ſollen die Aerzte bei der Ausſtellung des Zeugniſſes 
zum Behufe der proviſoriſchen Aufnahme ohne Irrſinnigkeits⸗ 
Erklärung mit aller Umſicht vorgehen, nach eigener voller Ue— 
berzeugung, indem ſelbe für die Richtigkeit und Verläßlichkeit 
ihrer Angaben verantwortlich bleiben, indem dem Staatsſchatze 
keine nicht ſtrenge geſetzlich zu rechtfertigenden Koſten aufge⸗ 
bürdet werden ſollen. (Regierungs- Decret für Oberöſterreich 
vom 21. März 1844, Z. 728.) 


VII. Abſchnitt. | 
Siedhbenhbäujfer. 


$. 138. 
Die mit langwierigen, eckelhaften oder ganz unheilbaren 
Uebeln behafteten Kranken werden in die Siechenhäuſer, wel⸗ 
che in den Hauptſtädten errichtet find, abgegeben. Zur Zah- 
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lung ſind diejenigen verpflichtet, welche eine Pfründe genießen, 
oder vom Armeninſtitute gegen Zahlungs-Anweiſung dahin 
untergebracht werden. Die daſelbſt befindlichen Perſonen er= 
halten die Wohnung, Heitzung, Kleidung, Beleuchtung, Wä— 
ſche und Arzneien, und täglich einen kleinen Geldbetrag, wo— 
für ſie ſich ihre Nahrung anzuſchaffen haben. Nur Kindern, 
Blödſinnigen und Kranken wird das Geld nicht auf die Hand 
gegeben, dieſe erhalten auch die Koſt vom Hauſe. Diejenigen 
Perſonen, welche keiner ärztlichen Pflege bedürfen, wohnen 
in gemeinſchaftlichen Stuben, mit Beobachtung der Abſonde— 
rung der Geſchlechter; welche von ihnen noch einige Kräfte 
zur Arbeit beſitzen, werden dadurch in den Stand geſetzt, ſich 
ihr Einkommen zu beſſern. 


Zur Aufnahme der eigentlichen Kranken befinden ſich in 
den Siechenhäuſern eigene Krankenſtuben, wo für dieſelben 
eben ſo wie in den Krankenhäuſern geſorgt, und die nöthige 
Anzahl von Aerzten, Wundärzten, Wärtern angeſtellt iſt; die 
Arzneien werden aus der Apotheke des Krankenhauſes abge— 
reicht. Für Perſonen, welche an der Luſtſeuche, an krebsarti— 
gen Schäden, an der fallenden Sucht leiden, oder ganz blöd— 
ſinnig ſind, und in die Krankenhäuſer nicht aufgenommen 
werden konnen, beſtehen eigene Abtheilungen. (Nachricht in 
Steyermarf vom 13. Jänner 1796, in Wien vom 24. Juni 
1784.) 


8. 139. 


Bevor jedoch ein Armer in das Siechenhaus aufgenom- 
men wird, muß er ärztlich unterſucht, und auf dem Melo- 
zettel bemerkt werden, daß der Arme wegen der Unheilbarkeit 
ſeines Uebels weder zur bezirksärztlichen Behandlung noch zur 
Abgabe in das Krankenhaus geeignet iſt. (Hofdecret vom 30. 
Februar, Verordnung in Niederöſterreich vom 16. Juli 1803.) 


§. 140. 

Für Oberöſterreich iſt das Siechenhaus in Freyſtadt. Dort 
werden aufgenommen: 

a) Arme und erwerbsunfähige Leute, deren Heimath nicht 
ausfindig gemacht, folglich keiner Gemeinde die Aufficht und 
die Laſt ihrer Erhaltung geſetzlich überwieſen werden kann; 

b) jene Arme, welche wegen ihren körperlichen Gebrechen ei— 
ner beſtändigen ärztlichen Aufſicht und Hilfe bedürfen, und ins- 
beſondere, welche mit Eckel erregenden unheilbaren Gebrechen 
oder mit unheilbaren anſteckenden Krankheiten behaftet find. 
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Rückſichtlich dieſer sub b) bezeichneten Individuen, wenn fie 
gehörig gepflegt, und nicht geradezu dem Verderben Preis ge⸗ 
geben werden ſollen, wäre beſonders auf dem Lande in der 
Regel keine Gemeinde im Stande, den damit verbundenen Auf- 
wand zu beſtreiten, und die erforderliche Hilfe zu gewähren. 


Solche Leute, beſonders wenn noch öffentliche Rückſichten 
für die Uebernahme in das Siechenhaus ſprechen, müſſen 
daher unter einen beſonderen Schutz geſtellt, und die Kos 
ſten für ihre Pflege, eben weil ſie für die einzelnen Gemein— 
den oft unerſchwinglich ſein würden, auf den ganzen Kreis 
übernommen werden, wobei noch der für die Armen-Verpfle⸗ 
gung überhaupt beſtehende Grundſatz die Anwendung findet, 
daß, in ſo ferne die Auslagen für ſolche Individuen ganz oder 
auch nur theilweiſe aus ihrem Vermögen, oder von den zu 
ihrer Erhaltung geſetzlich verpflichteten Verwandten hereinge= 
bracht werden könnten, dieſes für den Concurrenz-Fond ge= 
ſchehen muß, wie dieſer auch dann den Erſatz anzuſprechen 
und zu erhalten hat, wenn der Verpflegte mit Hinterlaſſung ei- 
nes früher unbekannten Vermögens ſterben ſollte. Die Behör— 
den, welche die Aufnahme in das Siechenhaus nachſuchen, müf- 
ſen die Umſtände über die Eignung und die Vermögens-Ver⸗ 
hältniſſe vorläufig genau unterſuchen, weil ſonſt im Falle, als 
ſich in der Folge zeigen follte, daß die übernommenen Indi— 
viduen in das Siechenhaus nicht gehören, der Erſatz der auf— 
gelaufenen Koſten für die betreffende Kreis— ⸗Concurrenzcaſſe, ſo 
wie die Zurückſendung auf ihre Koſten veranlaßt werden würde. 
(Regierungs-Decret für n vom 1. Mai 1830, 3. 
5918.) 


F. 141. 


Keine Siechen, Irrſinnigen oder Gebärenden dürfen in die 
Verſorgungs-Anſtalten überliefert werden, ohne daß ſelbe ganz 
gereiniget, und mit der nöthigſten Wäſche und Kleidungsſtü— 
cken verſehen ſind, widrigens dieſes auf Koſten der betroffenen 
Ortsobrigkeit geſchehen würde. (Regierungs-Decret für Ober⸗ 
öſterreich vom 26. Auguſt 1831, 3. 21,079.) 


X. Hauptſtück. 


Beſondere geſetzliche Anordnungen für die Verſor— 
gungs-Anſtalten überhaupt. 


$. 142. 


Dem Landes-Protomedicus iſt die Aufficht über die Spi— 
täler, Gebär⸗, Findlings-, Verſorgungs-, Siechen-, Waiſen⸗ 
und Erziehungshäuſer anvertraut. Er hat demnach ſolche zu 
unterſuchen, ſich von der Reinlichkeit, Ordnung, Bedienung 
und Abſonderung der Kranken in den Spitälern zu überzeu— 
gen, auf den Fleiß der angeſtellten Aerzte, der Krankenwär— 
ter und ihre Zulänglichkeit, auf die Beſchaffenheit der Koſt, 
der Arzneien zu ſehen, und überhaupt bei allen genannten An- 
ſtalten über die ſtrenge Befolgung der geſetzlichen Vorſchriften 
zu wachen, und der Landesſtelle Berichte zu erſtatten. Die An— 
ordnung, daß der Protomedicus über die Verſorgungs-An— 
ſtalten vierteljährig Bericht zu erſtatten hat, wurde wieder aufs 
gehoben. (Verordnung in Niederöſterreich vom 9. Jänner 1802. 
Hofkanzlei-Decret vom 8. April 1816 und 26. Februar 1818.) 


§. 143. 

Die Kreisämter führen die Oberaufſicht über die Verſor— 
gungs-Anſtalten im Kreiſe, welche hinſichtlich der Kranken- 
häuſer durch den Kreisarzt ausgeübt wird. (Verordnung vom 
16. October 1788, $. 9. Inſtruction für das Kreis-Sani— 
täts⸗Perſonale vom 14. Februar 1809, F. 1.) 


$. 144. h 
Auf dem Lande find die Verſorgungs-Anſtalten den poli— 
tiſchen Obrigkeiten und dem Diſtrictsarzte zur Aufſicht zuge⸗ 
wieſen. 
§. 145. 
Die öffentlichen Kranken- Anſtalten bilden in den Haupt⸗ 
ſtädten der einzelnen Provinzen eine Abtheilung der allgemei— 
11 
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nen Verſorgungs-Anſtalten; ſie ſtehen daher mit dieſen unter 
einer gemeinſchaftlichen Oberdirection, welche unmittelbar der 
Landesſtelle untergeordnet iſt. Unter der Aufſicht dieſer Ober— 
direction ſtehen alle verſchiedenen Abtheilungen, nämlich das 
Kranken⸗, Tolle, Gebär-, Siechenhaus, die Findlings- und 
Waiſen⸗Inſtitute. Die Länder-Chefs haben die beſondere per- 
fünlihe Pflicht, dieſe Anſtalten ſelbſt öfters zu unterſuchen, 
oder hierzu verläßliche Beamte zu beordern, und denſelben 
nach Umſtänden auch einige durch Sorgfalt für die leidende 
Menſchheit ausgezeichnete Privatleute beizugeben. (Miniſterial⸗ 
Schreiben vom 31. December 1806.) 


$. 146. 


Mit dem hohen Hofkammer-Decrete vom 25. April 1822, 
Z. 9326, wurde, was bei den andern Provinzen ſchon fruher 
geſchehen war, auch für das Land ob der Enns die Verfaſ— 
fung und Vorlegung einer Haupt-Ueberſicht aller Verſorgungs⸗ 
Anſtalten und wohlthätigen Stiftungen vorgeſchrieben, die Ru— 
briken dieſer Ausweiſe und ein Formular ſammt Unterricht mit» 
getheilt. | kart 


Ueber die piis causis zugefallenen Legate und Geſchenke 
find nach beſonderen Formularien genaue und richtige Quar⸗ 
tals-Ausweiſe von den Stiftungs-Verwaltungen und politi- 
ſchen Obrigkeiten viertelſährig, nun aber nach einem beſonde— 
ren Formulare halbjährig zu erſtatten. (Allerh. Entſchließung 
vom 19. Jänner 1836. Regierungs-Decret für Oberböſterreich 
vom 22. September 1836, 3. 29,489.) 


Die ſtatiſtiſchen Daten über ſämmtliche Stiftungen wurden 
vom Jahre 1832 angefangen jährlich, im Jahre 1839 die Vor— 
lage der ſtatiſtiſchen Daten der Verſorgungshäuſer, die detail— 
lirte Nachweiſung der Stiftungs-Capitalien abverlangt, im 
Jahre 1842 endlich für dieſe Eingaben ein Unterricht ertheilt. 


In Folge hohen Hofkanzlei-Decretes vom 24. Juli 1838, 
Z. 15,644, wurde die Verfaſſung eines Ausweiſes der in den 
verſchiedenen Verſorgungshäuſern ſeit 15 Jahren verſtorbenen 
ſiechen Pfründner nach einem beſtimmten Formulare vorge— 
ſchrieben. 


Mit h. Hofkanzlei-Decrete vom 13. December 1841, 3. 
34,598, und 22. Februar 1842, Z. 4598, wurde endlich 
die Herſtellung eines Kataſters über die Evidenz und Sicher— 
ſtellung der Stiſtungs-Verbindlichkeiten anbefohlen. 


163 
$. 147. 

Die Stiftungs-Einkünfte find, wenn ſie vermöge der vor— 
handenen Stiftbriefe, Teſtamente oder anderen Urkunden für 
Findlinge und Waiſen, für Kranke, Gebärende und für Sieche 
beſtimmt werden, ihrer Beſtimmung nach für die eine oder 
die andere Gattung, und zwar an dem Orte, für den fie ge— 
meint waren, und für jede der ausgedrückten Gattungen zu 
verwenden. Haben ſie aber keine ausgedrückte Beſtimmung, 
oder ſind ſie überhaupt auf Handalmoſen vermacht worden, ſo 
find die Intereſſen von ſolchen Stiftungs-Capitalien zur Vers 
theilung an die Dürftigſten geeignet, und daher auf dem Lande 
an die bei den Pfarrern eingeführten Armen-Inſtitute abzu⸗ 
geben; in den Hauptſtädten insbeſondere aber zu ſolchen Ver— 
ſorgungs-Anſtalten zu verwenden, wo ſich ein Abgang der 
Einkünfte zeiget. Zeigt ſich nirgends ein Abgang, ſo ſind ſol— 
che Stiftungen anzulegen, und die Zinſen durch die Armen— 
Inſtituts⸗Anſtalt an die Dürftigſten zu verwenden. (Hofdeeret 
vom 4. December 1786.) 


§. 148. 


Zur Erzielung einer entſprechenden Gleichförmigkeit bei der 
vorſchriftmäßigen Erhebung der heimathlichen Verhältniſſe der 
in Local⸗Heilungs- und Verſorgungs-Anſtalten aufgenommenen 
Individuen hat die hohe Landesregierung in Oberöſterreich, mit 
Verordnung vom 23. März 1836, Z. 8792, folgende Rubriken 
vorgeſchrieben: 3 

1) Tauf⸗ und Zuname, Alter, Religion, Geburtsort, Haus- 
Nr., Pfarre, Commiſſariat, Kreis und Provinz des Eingetre— 
tenen; 

2) Wohnort, Haus-Nr., Pfarre, Commiſſariat, Kreis und 
Provinz; 

3) Reiſeurkunde, als: Paß, Wanderbuch, Dienſtzeugniß; 

4) Stand, ob ledig, verehelicht oder verwittwet; 

5) Charakter, Dienſt oder Hantirung; 

6) Aeltern mit Name, Stand und Charakter, dann ob ſelbe 
noch leben und wo; 

7) Kinder oder Anverwandte mit Angabe des Namens und 
Aufenthaltsortes; 

8) letzter Aufenthaltsort und wie lange, dann ob derſelbe 
früher in irgend einer Pfarre anſäſſig war oder das Decennium 
erſeſſen habe; 

9) ärztlicher Befund; 

10) beſondere Angaben über Vermögen, Erwerb, Nah- 

Er 
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rungsart des Eingetretenen, ob er eine Beſoldung, Penſion oder 
andere Unterſtützung, wie viel und woher bezieht. 


$. 149. 


Die bisher an einigen Orten Statt gehabte unentgeldliche 
Verpflegung und Medicamenten-Verabreichung für die in Wohl⸗ 
thätigkeits⸗Anſtalten, Inquiſitions- und Strafhäuſern angejtell- 
ten und erkrankten Aerzte, Wundärzte, Geiſtliche und andere 
Beamte und Practikanten iſt abzuſtellen, ausgenommen bei jenen 
Individuen, welchen eine ſolche Begünſtigung ſtiftungsmäßig zu— 
kömmt oder bei ihrer Anſtellung ausdrücklich zugeſichert wurde, 
wonach die letzteren auch für die Dauer ihrer dermaligen An- 
ſtellung in der zugeſicherten Begünſtigung zu bleiben haben. 

Für das mindere Dienſt- und Wärter-Perſonale, ſo wie für 
die Wachmannſchaft in den genannten Anſtalten iſt in Erkran— 
kungsfällen für ihre Perſon die Verpflegung und ärztliche Bes 
handlung nach der letzten Claſſe gegen Abrechnung an ihrem 
Lohne während der Krankheitsdauer bewilligt; für die Fami— 
lien derſelben gelten die hinſichtlich der Armen-Verſorgung und 
Heilung beſtehenden Normen, jo wie auch bezüglich der Beam— 
ten und ihrer Familien nach den für Unterſtützungen und Aus- 
hilfen erlaſſenen Vorſchriften vorzugehen iſt. 

Die Aerzte und Chirurgen der genannten Inſtitute ſind zur 
unentgeldlichen Behandlung der in denſelben angeſtellten Beam— 
ten und deren Familien, ſo wie der Geiſtlichen in Erkrankungs— 
fällen nur dann und in ſo ferne verpflichtet, als dieſe Verpflich— 
tung in den Stiftungen ſelbſt oder bei den Anſtellungen aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen worden fein ſollte, und zwar in dem letz— 
ten Falle nur für die Dauer der Anſtellungen, bei welchen und 
für welche die Verpflichtung geſchah. (Majeſtäts-Entſchließung 
vom 14. Juni, Hofkanzlei-Decret vom 19. Juni 1836, 3. 
16,607.) 

$. 150. | 

Für die Hereinbringung der Verpflegsgebühren, die in Ver— 
ſorgungs-Anſtalten auf Inländer angewendet werden, welche 
kreisweiſe zu geſchehen hat, ſind die geſammten Unterthanen des 
Kreiſes in Anſpruch zu nehmen, und hat die Vertheilung auf 
dem flachen Lande nach dem Grundſteuer-Gulden, in den Städ⸗ 
ten nach dem Hauszinsſteuer-Gulden zu geſchehen. Die Kreis— 
ämter haben, um ein unnützes Erliegen von Caſſa-Barſchaften 
zu vermeiden, keine Anticipation zu beheben und jede an ſie ge⸗ 
langende Forderung ungeſäumt zu repartiren, einzuheben und 


* 
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an das betreffende Verſorgungs-Inſtitut durch die Landesſtelle 
einzuſenden. 


Um die Forderungen der Verſorgungs-Inſtitute nicht zu 
vereinzelnen und zu vervielfältigen, jollen die Verwaltungen die— 
ſer Inſtitute angewieſen werden, ihre Rechnungen über die Ver 
pflegsgebühren auswärtiger Individuen, wofür dem Inſtitute 
der Erſatz zu leiſten iſt, der unmittelbar vorgeſetzten Landesſtelle 
alle Quartale provinz- und kreisweiſe vorzulegen, die Landes— 
ſtelle hat die ihr vorgelegten Rechnungen und Ausweiſe den be— 
treffenden übrigen Länderſtellen zur Einbringung durch die Kreis— 
ämter mitzutheilen. Die Kreisämter haben die ihnen zukom— 
menden Forderungen auf dem flachen Lande nach Maßgabe der 
Grund» und Hausclaſſenſteuer, in den der Hauszinsſteuer uns 
terliegenden Städten und Ortſchaften aber nach der Zinsſteuer 
auf die Bezirke oder Steuerbezirke, wo dieſe beſtehen, oder auf 
Jurisdictions-Dominien und ſelbſtſtändige Städte zu repartiren. 
Wo Bezirkscaſſen beſtehen oder Bezirks-Rechnungen üblich ſind, 
hat die Bezirks- Obrigkeit den repartirten Betrag aus der Be— 
zirkscaſſe oder a conto der Bezirks-Rechnung ſogleich an das 
Kreisamt einzuſenden, das gleiche hat bei den ſelbſtſtändigen 
Städten aus den ſtädtiſchen Caſſen zu geſchehen. In Ermang— 
lung von Bezirks-Caſſen aber muß die Subrepartition von der 
Bezirksobrigkeit oder dem Jurisdictions-Dominium an die Ge— 
meinden erfolgen, und wo Gemeinde-Caſſen beſtehen, ſind die 
repartirten Beträge aus denſelben zu beheben. 


Wo es auch an Gemeinde-Caſſen fehlt, da iſt der an die 
Gemeinde entfallende Betrag weiters an die einzelnen Contri— 
buenten unterzutheilen, dann gemeindeweiſe, endlich bezirks— 
oder jurisdictionsweiſe zu ſammeln, und an das Kreisamt zu 
befördern. 


Jede ſtufenweiſe Einhebung iſt von der Gemeinde-Vorſte— 
hung, Bezirksobrigkeit oder Dominium, und endlich von dem 
Kreisamte gehörig zu quittiren. (Doffanzlei = Decret vom 15. 
Juli 1825, Z. 19,309.) 


Die Landesſtelle kann die uneinbringlichen Verpflegs-Ge— 
bühren in den Staats-Wohlthätigkeits-Anſtalten abſchreiben 
und dahin unentgeldlich aufnehmen. (Hofkanzlei-Decret vom 
29. December 1825.) 


x “. 4 3 g 
Die Koſten der Verpflegung in den Wohlthätigkeits-An⸗ 
ſtalten werden entweder aus der Landes- oder aus der Pfarr- 
Concurrenz, in dem Falle, als die Einhebung nicht anderwei— 
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tig geſchehen kann, oder nicht, wie bei den genug dotirten 
oder den Staats-Anſtalten, aufgelaſſen wird, beſtritten. 


Aus der Landes-Concurrenz werden beſtritten: 


1) Die Koſten für arme Kranke, Sieche und Gebärende, 
wenn die Auslagen in öffentlichen Anſtalten auflaufen, und 
in ſo ferne ſie nach dem Geſetze vom Lande beſtritten werden 
müſſen. f 


2) Einer gleichen Behandlung folgen auch die Einkaufs- 
Gebühren für Findlinge, die Koften für arme kranke Auslän- 
der, ſo wie für ſolche Individuen, deren Zuſtändigkeits-Ort 
nicht ermittelt werden kann, wenn die Local-Verſorgungs⸗ 
Anſtalten, welche ſonſt zur Beſtreitung dieſer Koſten berufen 
wären, mit Rückſicht auf den eigenen Localbedarf dieſes zu 
leiſten außer Stande ſein ſollten. a 

3) Für die Verpflegung und Heilung der armen Syphi⸗ 
litiſchen vom Bauernſtande. 5 | 

4) Bei Wuthfällen armer Menſchen, wenn der Eigenthü⸗ 
mer des wuͤthenden Thieres, von welchem die Beſchädigung 
geſchah, unbekannt, oder die Koſten zu beſtreiten außer Stande 
wäre. 


Aus den Pfarrbezirks-Anlagen werden beſtritten: 


1) Die Koſten für Verpflegung und Heilung einheimiſcher 
Kranker, in ſo ferne dieſe Koſten dafür nicht in öffentlichen 
Anſtalten auflaufen, und nicht vom Aerar und den Dominien 
geſetzlich getragen werden. 


2) Die Verſorgung der armen Siechen und Wahnfinni- 
gen, jedoch gleichfalls nur in fo ferne, als ſie nicht in öffent⸗ 
lichen Anſtalten untergebracht ſind. 

3) Die Koſten für Findlinge und arme Gebärende, in ſo 
lange die erſteren nicht eingekauft, und die letzteren nicht in 
öffentlichen Anſtalten untergebracht ſind. 


In ſo ferne aber ſolche Auslagen irgendwo Corporationen 
oder Private aus was immer für einem Rechtstitel ganz oder 
theilweiſe beſtreiten, werden dieſe Verbindlichkeiten durch die 
Concurrenz-Vorſchriften nicht aufgehoben. (Regierungs-De— 
cret für Oberöſterreich vom 15. December 1837, 3. 38,919. 
Et vide 5. 118—123.) 5 N 


$. 151. 
Die zu wohlthätigen Zwecken wirklich verwendeten Ge— 
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bäude find von der Gebäude- Steuer enthoben. (Hofkanzlei⸗ 
Decret vom 22. October 1820.) 


§. 152. 


Alle unter öffentlicher Verwaltung ſtehenden Inſtitute ohne 
Ausnahme müſſen vom Fiscalamte vertreten werden. Fromme 
Vermächtniſſe und Stiftungen ſind in ihrer Einbringung und 
Einſetzung, da der Staat für deren Realiſirung nach dem 
Willen des Erblaſſers und Stifters zu ſorgen verpflichtet iſt, 
ſomit hinſichtlich der Einbringung und Sicherſtellung des ge— 
ſtifteten Vermögens ebenfalls von dem Fiscus zu vertreten. 

Die Art der weiteren Vertretung ſolcher Stiftungen und 
Inſtitute hängt von dem Umſtande ab, ob dieſelben unter 
landesfürſtlicher oder Privat- Verwaltung ſtehen, und ob fie 
folglich nach der Analogie der Patronate und Vogteien der 
unmittelbaren landesfürſtlichen oder einer Privat-Obſorge zu— 
gewieſen ſind. 

Nur im erſteren Falle liegt auch deren weitere Vertretung 
nach ſchon erfolgter Einſetzung dem Fiscus, im letzteren Falle 
aber, es mag nun die Adminiſtration ſolcher Stiftungen und 
Anſtalten einzelnen Privaten oder Gemeinden übertragen wor— 
den ſein, immer nur dieſen Privat- Patronen, jedoch unter 
der Verantwortlichkeit für die Zwecke der Stiftungen und un- 
ter der Oberaufſicht des Staates ob, welcher ſtets als ober— 
ſter Beſchützer aller gemeinnützigen Anſtalten zu betrachten iſt. 
(Hofkanzlei-Decret am 27. April 1820, Nr. 1661.) 

Hinſichtlich eines bei Vertretung milder Stiftungen auf dem 
Rechtswege entſtandenen Zweifels wurde mit a. h. Entſchlie— 
ßung vom 22. December 1820 feſtgeſetzt: Alle unter öffentli— 
cher Verwaltung ſtehenden Inſtitute ohne Ausnahme müſſen, 
der beſtehenden Inſtruction gemäß, von dem Fiscalamte ver— 
treten werden. Fromme Stiftungen ſind in ihrer Einbringung 
und Einſetzung, da der Staat für deren Realiſirung nach dem 
Willen des Erblaſſers und Stifters zu ſorgen verpflichtet iſt, 
ſomit hinſichtlich der Einbringung und Sicherſtellung des ge— 
ftifteten Vermögens ebenfalls von dem Fiscus zu vertreten. 
Die Art der weiteren Vertretung ſolcher Stiftungen und In- 
ſtitute aber hängt von dem Umſtande ab, ob dieſelben unter 
landesfürſtlicher oder Privat- Verpflegung ſtehen, und ob fie 
folglich nach der Analogie der Patronen und Vogteien der 
unmittelbaren landesfürſtlichen oder einer Privat-Obſorge zu⸗ 
gewieſen ſind. 

Nur im erſteren Falle liegt auch deren weitere Vertretung 
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nach erfolgter Einſetzung dem Fiscus, im letzteren Falle aber, 
es mag nun die Adminiſtration ſolcher Stiftungen und An— 
ſtalten einzelnen Privaten oder Gemeinden, oder Corporatio— 
nen übertragen worden ſein, immer nur dieſen Privat-Patro⸗ 
nen, jedoch unter deren Verantwortlichkeit, nicht nur für die 
Zwecke der Stiftung, ſondern auch für deren genaue Befol- 
gung und unter der Oberaufſicht des Staates ob, welcher ſtets 
als oberſter Beſchützer aller gemeinnützigen ee zu be⸗ 
trachten iſt— 


Nur in dem Falle, als eine unter Privat- Berpaltung 
ſtehende Stiftung gegen die Patronats⸗ oder Vogt⸗ Obrigkeit 
ſelbſt zu vertreten wäre, iſt dieſe Vertretung kraft des dem 
Staate zuſtehenden oberſten Schutzes von dem Fiscalamte zu 
leiſten. (Hofkanzlei-Deeret vom 31. December 1820, Zahl 
39,197.) 


$. 153. 


Bei Einſchreitungen der Stiftungen um fiscalämtliche Ver— 
tretung ſind nicht die Original-Schuldurkunden, ſondern bloß 
vidimirte Abſchriften derſelben beizuſchließen, um theils dem 
Fiscalamte die Abſchreibung der Original-Urkunden zum Be⸗ 
hufe der Einklagung zu erſparen, theils auch der Gefahr des 
Verluſtes ſolcher Urkunden vorzubeugen. 65 b 


Sollte der Fall eintreten, daß der Beklagte die Recognos⸗ 
cirung einer Urkunde anſuchte, ſo kann dieſe nachträglich ab— 
verlangt und eingeſendet werden. (Regierungs-Deeret für Aer 
öſterreich vom 28. November 1825, Z. 28,498.) 


$. 154. 

Alle Jene, welche uͤber fiscalämtliche Amtshandlungen zu 
Geldabfuhren verbunden ſind, haben ihre Beträge an die be— 
treffenden Caſſen abzuführen, keineswegs aber an das k. k— 
Fiscalamt einzuſenden, wo ſie ſich bloß mit der Quittung über 
die geleiſtete Zahlung auszuweiſen haben, damit von den wei— 
teren Einſchreitungen abgeſtanden werde. ($. 42 der Fiscal⸗ 
amts-Inſtruction. Hofkanzlei⸗ -Deeret vom 1. Auguſt 1794. 
Juſtiz⸗Hofdecret vom 23. Juni 1803. Regierungs-Decret für 
Oberöſterreich vom 7. December 1829, 3. 34,727.) 


Die Deſerviten, welche aus fiscalämtlichen Vertretungen 
für das a. h. Aerar erwachſen, ſind gleichfalls nicht an das 
iscalamt, ſondern an das einſchlägige Cameral-Zahlamt ein⸗ 
zuſchicken. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 20. März 
1834, Z. 5716, und 16. Juli 1838, Z. 18,469.) 
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5.155; 5 
Handelt es ſich um Parteien, Fonde oder Anſtalten, de— 
nen das Geſetz die Stempel-Freiheit nicht zugeſteht, ſo iſt die 
Partei verpflichtet, dem Fiscalamte, wenn es ſeine Vertretung 
anſucht, auch den Vorſchuß auf Stempel- Auslagen zu über- 
reichen, es wäre denn, daß die Armuth geltend gemacht wurde, 
wo ſich ſodann nach dem hohen Regierungs-Circulare für 
Oberöſterreich vom 1. September 1840, 3. 23,052, zu be— 
nehmen iſt. (Regierungs-Deecret für Sberöſterreich vom 28. 
Mai 1841, Z. 10,431.) 


Die Verwaltungen der milden Stiſtungen ſind ermächtiget, 
dieſe Vorſchüſſe auf Stempel dem Fiscalamte gegen Quittung, 
ohne erſt die h. Genehmigung einzuholen, ſogleich auszufolgen. 
(Regierungs-Decret für Dea kabach vom 6. N 1842, 
Z. 27,338.) 


$. 156. 


Sämmtliche Vogteien und Stiftungsverwaltungen haben 
von den Concurſen, Feilbietungen und andern dergleichen richter— 
lichen Verfügungen, bei welchen Stiftungen betheiligt ſind, de⸗ 
ren Vertretung geſetzlich dem Fiscalamte obliegt, ſobald ſie von 
dieſen gerichtlichen Aeten als Tabulargläubiger durch die Ge— 
richte verſtändigt werden, hiervon fogleich die k. k. Kammer— 
procuratur in die Kenntniß zu ſetzen. Die Anzeige an die Re— 
gierung unterbleibt, weil dieſe von dem Ergebniſſe des fiscal— 
ämtlichen Einſchreitens bei Gericht ohnehin durch die Anzeige 
des Fiscalamtes in die Kenntniß geſetzt wird. (Regierungsdecret 
für Oberöſterreich vom 6. October 1843, Z. 25,233.) 


b. 157. 


Stiftungscapitalien können an Bürger und Bauern, wenn 
ſie ſolche mit einer gerichtlichen noch doppelt unbekümmerten Hy— 
pothek bedecken, geliehen werden. (Hofdecret vom 5. Nov: 
1789, Nr. 1071, und 19. Auguſt 1781, Nr. 194.) 

Zur geſetzmäßigen Sicherheit dieſer Capitalien wird erfor— 
dert, daß durch die Hypothek des Capitals und der demſelben 
etwa vorangehenden Poſten das verpfändete Haus nicht über 
die Hälfte, das verpfändete Landgut oder Grundſtück nicht über 
2 ſeines wahren Werthes beſchwert wird. Das Ausleihen der 
Stiftungscapitalien ohne Einwilligung der Landesſtelle iſt ver- 
boten und ungültig, und ein ſo ausgeliehenes Capital kann. 
ſogleich gefordert werden. Eben ſo darf der Verwalter des Stif— 
tungsfondes bei ſich ſelbſt kein Capital anlegen. In dem Schuld— 
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briefe iſt endlich die Clauſel beizuſetzen, daß das Capital durch 
gerichtliche Mittel ſogleich eingetrieben werden kann, wenn die 
Zinſen ſechs Wochen nach der Verfallzeit nicht gezahlt ſind. 
(Hofdecret vom 1. Dec. 1786, Nr. 596 und 18. Mai 1787, 
Nr. 678, Patent vom 18. Oct. 1792.) 

Im Zweifel der normalmäßigen Sicherheit für ein Stif— 
tungscapital ſoll das zu verpfändende Object gerichtlich und 
zwar unentgeldlich abgeſchätzt werden, und hierzu die Richter 
und Geſchworenen beigezogen werden. (Hofdecret vom 22. Aug. 
1797, Nr. 369.) 

Doch find nicht in jedem einzelnen Falle einer Capitals» 
Elocirung beſondere gerichtliche Schätzungen nothwendig, wenn 
die beigebrachte zu einer andern Zeit aufgenommene gerichtliche 
Schätzung dem Werthe noch entſpricht, was die Titular = Bes 


hörde im Einvernehmen mit der Kammerprocuratur zu beur⸗ 


theilen hat. (Hofkanzleidecret vom 7. Juni 1833, Z. 13,321, 
Regierungsdeeret für Oberöſt. vom 22. Juni 1833, Z. 18,087.) 

Bei gerichtlichen Realitäten-Schätzungen iſt der Werth der 
radicirten Gewerbe, wenn derſelbe auch früher immer mit jenem 
des Hauſes verbunden war, jederzeit abgeſondert von dem Wer— 
the der Häuſer, auf denen ſie haften, anzuführen. 

Auch iſt es wichtig, daß bei den Schätzungen von Grund— 
ſtücken, nebſt dem Flächenmaße und der Cultursgattung auch 
die Cultursclaſſe und der Reinertrag der einzelnen Cultursarten 
nach den Reſultaten des definitiven Grundſteuer-Kataſters mit- 
telſt einer beglaubigten Abſchrift angegeben und erſichtlich gemacht 
werde, ob die Gründe einer Waſſer- oder Abplaukungsgefahr un- 
terworfen find. Auch iſt auf den Uebernahms- und Kaufswerth 
des Pfandobjectes zu ſehen. (Regierungsdecret für Oberöſter. vom 
9. Sept. 1842, Zahl 20,095, und 29. März 1844, Z. 7666.) 


§. 158. 


Ob ein Stiftungscapital bei Privaten anzulegen ſei oder 
Staatspapiere zu kaufen ſind, hat in jedem einzelnen Falle das 
Intereſſe der Stiftungen und der zeitgemäße Einfluß ihres Er— 
trages zu entſcheiden, doch iſt der Ankauf der Staatspapiere, 
wenn nicht die Sicherheit der von Privaten angebotenen Hy— 
pothek außer jeden Zweifel geſetzt wird, vorzuziehen. (Regie- 
rungsdecret für Oberöſterreich vom 25. Mai 1825, 3. 12,477.) 

Der Ankauf von Staatspapieren hat nach vorläufiger Er- 


wirkung der Regierungs-Genehmigung und Anweiſung durch 
das Cameralzahlamt zu geſchehen, und iſt die Vinculirung zu 


— 
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veranlaſſen, wozu wie zur Devinculirung der Obligationen der 
Conſens der Landesſtelle erforderlich iſt. (Hofkanzlei-Decrete vom 
9. Februar 1823, Z. 3895, und 24. Juni 1824, Z. 18,130. 
Regierungsdecret für Oberöſterreich vom 3. Juli 1826, Zahl 
15,465, 17. Februar 1837, Zahl 2930, und 26. Nov. 1844, 
Zahl 32,224. Hofkammerdecret vom 16. Februar 1833, Zahl 
631/59, und 31. Mai 1826, Z. 4104.) 


§. 159. f 

Bei Anlehens-Geſuchen iſt in die betreffenden Tabellen und 
Hypothekar-Extracte auch der eigentliche Gutscomplex aufzu- 
nehmen, um genauer über die Sicherheit des Capitals urthei— 
len zu können. (Regierungsdecret für Oberöſterreich vom 14. 
Mai 1827, Z. 11,626.) 

Auch iſt in den intabulirten Schuldbriefen der Satz, auf 
welchen ein Stiftungscapital und von welcher Stiftung darge— 
liehen wird, erſichtlich zu machen. (Regierungsdeeret für Ober— 
öſterreich vom 7. Auguſt 1835, Z. 23,152, und 27. April 
1835, 3. 9582.) 


$. 160. 

Die Stiftungscapitalien dürfen zu Folge der allerhöchſten 
Entſchließung vom 17. December 1836, wenn die Fperc. Ver— 
zinſung nicht realiſirt werden kann, auch zu 4 ½ und 4 
Percent ausgeliehen werden; deßhalb iſt bei der Ausſchreibung 
von Stiftungscapitalien zu bemerken, daß diejenigen, welche 
5 Percent bieten, vor denen, welche nur 4 ½ oder 4 Percent 
geben wollen, den Vorzug haben ſollen, welche Verlautbarungs— 
Clauſel bei Darlehensanträgen der Stiftungs- Verwaltungen 
genau nachzuweiſen iſt. (Hofkanzlei-Decret vom 20. December 
1836, Zahl 33,248. Regierungsdecret für Oberöſterreich vom 
7. October 1836, Zahl 25,350, und 9. Mai 1837, Z. 10,659.) 


§. 161. 

Von der Einholung der Regierungs-Genehmigung hin— 
ſichtlich der geſchehenen Aufkuͤndigung von Stiftungscapita— 
lien hat es abzukommen, wenn nämlich das Capital von dem 
Schuldner aufgekündigt wird. Geſchieht jedoch die Aufkündi— 
gung unter Umſtänden, wo hinſichtlich der Aufkündbarkeit 
oder des Betrages, oder ſonſt in einer andern Beziehung ge— 
gen die Annehmbarkeit der geſchehenen Aufkündigung gegrün— 
deter Zweifel und Anſtand obwaltet, fo iſt die hohe Regie- 
rungs-Entſcheidung einzuholen. 

In ſo fern jedoch die betreffenden Vogteien es aus was 
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immer für einem Grunde nothwendig oder zweckdienlich erach— 
ten ſollten, die bei Privaten anliegenden Stiftungscapitalien 
ſelbſt aufzukündigen, bleiben dieſelben an die vorläufige hohe 
Regierungs-Genehmigung gebunden. (Regierungs— -Decret für 
Oberöſterreich vom 20. April 1839, Zahl 8216.) 


§. 162. 


Es unterliegt keinem Anſtande, daß die Löſchungs-Bewil— 
ligung von der Vogtei auf die Quittung über das zurückbe— 
zahlte Stiftungscapital beigefuͤgt werde, und haben die Vog— 
teien bei heimbezahlten hypothecirten Capitalien zur Löſchung 
eine beſondere Regierungs- Bewilligung nicht einzuholen. (Re— 
gierungsdecret für Oberöſterreich vom 9. September 1822, 
Z. 18,177, und 3. Det. 1822, 3. 20,195, 12. Jän. 1841, 
Z. 1672, 31. Mai 1844, Z. 12,820.) 


$. 163. 


Die Stammgelder der Stiftungen ſind ohne Zögerung wie— 
der anzulegen, als ſonſt der dießfalls den politiſchen Fonden, 
Anſtalten oder Stiftungen zugehende Schade oder Verluſt 
vom Schuldtragenden ohne Unterſchied und Nachſicht herein— 
gebracht werden müſſe. 


Was die Anlegung der Stammgelder bei Privaten betrifft, 
fo iſt ſie bei geſetzlicher Sicherheit nach den allerhöchſten Beſtim— 
mungen zwar geſtattet, aber nicht ausſchließend angeordnet. 

Es iſt ſonach weder nöthig, noch uberhaupt angemeſſen, 
zur Uebernahme von Stammgeldern koſtſpielige Aufforderun— 
gen durch öffentliche Blätter zu veranlaſſen, und es iſt ſich 
darauf zu beſchränken, nur den von ſelbſt einſchreitenden Pri— 
vaten, unter den gehörigen Vorſichten, ſolche Stammgelder 
anzuvertrauen. 

Wo die Stiftung nicht ausdrücklich eine Anlegung bei 
Privaten ausſpricht, iſt es in den meiſten Fällen im Intereſſe 
des politiſchen Fonds, Anſtalten oder Stiftungen, die baren 
Stammgelder nach den beſtehenden Directiven zum Ankaufe 
von Staatspapieren zu verwenden. 


Die manchmal wiederholt erfolgloſen Verlautbarungen zu 
Anlehen bei Privaten, und die geſetzlichen Prüfungen der 
einzulegenden Schulddocumente führen nothwendig zu Verzö— 
gerungen und Unkoſten, ſelbſt die Einbringung der Intereſſen 
iſt manchmal mit Auslagen verbunden, und uͤberdieß gewöhn— 
lich ſehr mühſam und zweifelhaft, und die Anſtrengung, bei 
un ordentlichen Zahlern zum Capitale und zu den Intereſſen 
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zu gelangen, iſt zumal bei Intervenirung der Fisecalämter, 
welche ohnehin mit Geſchäften überhäuft ſind, nicht gering, 
und ſelten ohne erheblichen Opfern, Nachſichten und Verluſte 
bei Privatcapitalien und Intereſſen find leider nicht unge— 
wöhnliche Erſcheinungen. Dagegen empfiehlt ſich die Ver— 
wandlung der baren Stammgelder in Staatspapieren bei der— 
ſelben Sicherheit durch die Einfachheit in der Elocirung ſelbſt, 
und in der Behebung der Intereſſen zur beſtimmten Ver— 
fallzeit. 

Es iſt daher darauf zu dringen, daß den erfloſſenen Be— 
ſtimmungen gemäß die baren Stammgelder zum Obligations— 


Ankaufe benützt, und bei Privaten nur dann angelegt werden, — 


wenn eine ſolche Anlegung in der Stiftungs-Urkunde ausge— 
drückt iſt, oder wenn der annehmbare Capitals-Bewerber ohne 
Aufforderung bereits in Vormerkung ſtehet. Auch iſt der An— 
kauf der fünf- und der vierpercentigen Staatsobligationen über 
Pari geſtattet. (Hofkanzlei-Decret vom 13. Auguſt 1840, 3. 
25,674, 8. Auguſt 1842, Z. 23,933, und 26. Juli 1844, 
Z. 23,491.) 


$. 164. 


Die beſtehenden Vorſchriften über die Behandlung jener 
Parteien, welche gegen das a. h. Aerar in Verrechnung fte= 
hen, oder demſelben Erſätze und Zahlungen zu leiſten haben 
in wie ferne ihnen von der dießfälligen Berichtigung eine Ver⸗ 
zögerung zur Laſt fällt, ſind auch auf die politiſchen Fonde 
und Anſtalten, die ſtändiſchen und ſtädtiſchen Caſſen in We— 
ſenheit auszudehnen. (Hofkanzlei-Decret vom 15. November 
1821, Z. 32,358. Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 
4. December 1821, Z. 23,147.) 


Um die aus der Kürze der Verjährungsfriſt für das Ae— 
rarium zu beſorgenden Nachtheile, insbeſondere bei jährlichen 
Abgaben oder Zinſen, welche nach dem §. 1480 B. G. B. 
nach dem Verlaufe von 3 Jahren verjährt ſind, möglichſt zu 
beſeitigen, ſollen dieſe Geldleiſtungen in gehöriger Evidenz ge— 
halten, und nach fruchtloſer Verſtreichung der zu ihrer Abtra— 
gung beſtimmten Friſt innerhalb eines kurzen Termins die An— 
zeige der betreffenden Ausſtände der Regierung erſtattet wer⸗ 
den, damit durch das Fiscalamt die weitere Amtshandlung 
wider den ſaumſeligen Schuldner eingeleitet, und entweder eine 
ordentliche Klage wider denſelben geſtellt, oder die ausdrückli— 
che Anerkennung ſeiner Schuld im außergerichtlichen Wege zur 
Unterbrechung der Verjährung bewirkt werde. 
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Dieſe Vorſchrift gilt auch für die politiſchen Fonds und 
ſtädtiſche Verwaltung, und es iſt jeder einzelne Fall, wo wegen 
Eintritt der Verjährung den politiſchen Fonds oder den ſtädti— 
ſchen Renten ein Nachtheil erwachſen ſollte, zur hohen Kennt— 
niß zu bringen, ob einem und welchem Beamten die Urſache ei— 
nes ſolchen Nachtheils zugerechnet und der Schadenerſatz von 
demſelben hereingebracht werden könne. (Hofkammer-Decret vom 
18. September 1826, 3. 25,993, Hofkanzlei-Deeret vom 28. 
October 1826, 3. 29,760.) 


Die Vogteien ſollen 6 Wochen nach dem Schluſſe eines je⸗ 
den Militärjahres eben fo, wie die Cameral-Zahlämter, den be= 
troffenen Schuldnern an Zinſen und anderen Giebigkeiten ihre 
Ausſtände protokollariſch bekannt geben und dieſelben gehbrig 
ermahnen, nach den beſtehenden Vorſchriften dieſe Ausſtände 
binnen andern ſechs Wochen um ſo gewiſſer zu berichtigen, als 
ſonſt gegen die noch weiter ſäumigen Schuldner der Rechtsweg 
werde ergriffen werden. Wenn dann die Schuldner um Friſtge— 
währung anſuchen, ſo haben die Vogteien bei der Vorlage die— 
ſer Protokolle an das k. k. Kreisamt ihr begründetes Gutachten 
über dieſe Gewährung beizufügen. (A. h. Patent vom 5. Octo— 
ber 1792, $. 4, Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 18. 
September 1825, Z. 25,993, vom 3. November 1825, Zahl 
26,131, vom 21. November 1826, Z. 26,759, vom 21. Oc⸗ 
tober 1830, 3. 29,130, vom 16. Juni 1831, 3. 2198.) 


§. 165. 


Die Stiftungsſchuldner haben die Stiftungszinſen und Ca- 
pitalien ohne Unterſchied, ob dieſe von dem eigenen Pfleggerichte 
oder von einer außer dem Pfleggerichts-Bezirke befindlichen Vog⸗ 
tei verwaltet werden, in ſo ferne nicht beſondere von der Re— 
gierung genehmigte Verwaltungen aufgeſtellt ſind, nur an das 
eigene Pfleggericht, und zwar dem Pfleggerichts-Oberbeamten 
oder dem controllirenden Nebenbeamten, welche allein zur Per⸗ 
ception und Empfangs-Beſtätigung berechtigt find, abzuführen. 
Zu dieſem Ende haben ſämmtliche Vogteien uber ihre in einem 
fremden Pfleggerichts-Bezirke anliegenden Stiftungs-Capitalien. 
vollſtändige detaillirte und verläßliche Verzeichniſſe, in welchem 
die Schuldner, das Capital, der Zinsfuß, die Verfallzeit der 
Zinſen und die etwaigen Ausſtände dieſer letztern genau vorge— 
tragen ſein müſſen, den betroffenen Pfleggerichten zu übergeben, 
welche letztere ſodann unter der nämlichen Haftung bei Gehalts— 
abzug und unter denſelben Vorſichten, wie bei den übrigen 
Perceptionen, einzuheben und binnen 2 Monaten nach der Ver— 
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fallzeit am Schluſſe der Monate Mai und November der ein— 
ſchlägigen Vogtei zu überſenden, oder die Urſache der nicht er— 
folgten Zahlung zum Behufe der fiscalämtlichen Einklagung be— 
kannt zu geben haben. Dieſe Perception hat ohne Anſpruch auf 
Perceptions-Procente zu geſchehen, und erſtreckt ſich auf die Zin— 
ſen der unter der Leitung der landesf. Behörden ſtehenden poli— 
tiſchen Fonds und Inſtitute, mit Ausnahme der Stiftungen des 
Collegiat⸗Stiftes Seekirchen. Die allenfälligen Poſtporto-Aus— 
lagen u. dgl. zahlt der Schuldner. Doch iſt auf die Anlegung 
im eigenen Bezirke beſondere Sorgfalt zu verwenden. Auch ſind 
beſondere Intereſſen, Perceptions- und Zahlungsbücher nach be— 
ſonderen Formularien eingeführt. (Hofkanzlei-Decret vom 15. 
November 1821, 3. 32,358; Regierungs-Decret für Obers 
öſterreich vom 16. Mai 1826, 3. 11,546, vom 6. November 
1828, Z. 2369, vom 22. Juli 1829, Z. 19,563, vom 25. Mai 
1830, Z. 7427, vom 5. April 1831, Z. 4038, vom 1. Auguſt 
1833, Z. 14,395, vom 18. April 1834, Z. 6742, vom 9. 
December 1834, Zahl 34,252, vom 10. October 1836, Zahl 
26,850.) | 
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Bei Einhebung der Stiftungs-Zinſen it auf Erlag und Ab— 
ſendung coursmäßiger und annehmbarer Münzen Bedacht zu neh— 
men. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 30. Jänner 
1836, Z. 2632.) 


In eintretenden Fällen, wo die Aufmahnung fremdkreiſiger 
Stiftungsſchuldner durch die Pfleggerichte und Diſtricts-Com⸗ 
miſſariate nöthig wird, ſind die bezüglichen Verhandlungen durch 
Correſpondenz zwiſchen den k. k. Kreisämtern zu pflegen. (Re⸗ 
gierungs-Decret für Oberoſterreich vom 23. Juli 1842, Zahl 
10,676.) 


$. 167. 


In den Intereſſen-Quittungen von öffentlichen Obligatio- 
nen ſind nicht nur die Fonde und Anſtalten, denen die Obliga— 
tionen gehören, ſondern auch die Namen des Ortes, wo ſich 
der Fond oder die Anſtalt befindet, und der Provinz, zu wel— 
cher der Ort gehört, genau anzugeben. (Hoſtanzlei⸗Derret vom 
2. Auguſt 1824, Z. 23,331, und 21. Mai, Z. 11,615, anni 
1828.) 


Die Zinſen von Staatsobligationen können auch bei den 
Creditscaſſen der Provinzen erhoben werden, und hat man 
fich wegen der dießfälligen Anweiſung an die k. k. Univerſal— 
Schuldencaſſe zu wenden. (Hofkammer-Decret vom 9. Jänner 
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1823, 3. 1604, und 16. April 1824. Regierungs-Deerete 
für Oberöſterreich vom 10. Mai 1824, 3. 10,456, und 4. 
März 1824, Z. 4574.) 

$. 168. N 

Zur Inſtruirung der Zins-Nachlaß-Libelle der Stiftungen 
wurde Folgendes vorgefchrieben: 

1) daß Nachläſſe aus geiſtlichen und weltlichen Stiftungen 
nicht mehr in einem und demſelben Libell zu begutachten ſind; 

2) daß ſie in dupplo ganzjährig am Schluſſe des Mili— 
tärjahres laͤngſtens bis 30. November vorgelegt werden; 

3) daß bei Nachlaßgeſuchen wegen erlittenen Elementarſchä— 
den ein vidimirter Extract aus dem Schaden-Erhebungs-Proto— 
kolle mit Angabe des einjährigen Gutsertrages beigegeben werde 
(Negierungs = Decrete für Oberöſterreich vom 19. März 1823, 
3: 6577, 17. Juni 1823, Z. 13,575, 9. Ma 1828, 
12,173, 8. Juli 1832, Z. 18,566); 


4) daß ein von den Orts-Seelſorgern oder Gemeinde-Vor⸗ 
ſtehern ausgefertigtes Zeugniß über das Verhalten und die häus— 
lichen Umſtände des Nachſichtswerbers mitzugeben iſt (Regie— 
rungs-Decret für Oberöſterreich vom 13. Juni 1828, Zahl 
14,606); i | 

5) daß die Nachlaß-Libelle bloß einfach mit der Aufſchrift: 
„An das k. k. Kreisamt“ und „wird überreicht“, von dem Kreis— 
amte das Gutachten in der Colonne abzugeben, und eine Ru— 
brik: „Beſchluß der Regierung“ hinzuzufügen iſt, wohin die 
Erledigung eingeſchaltet werden wird. (Regierungs-Decret für 
Oberöſterreich vom 28. März 1829, 3. 8361.) 


6) Sind die Geſuche von der Partei an das Pfleggericht, 
von dieſem an die Stiftungs- Verwaltung gutachtlich zu über- 
geben. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 6. October 
1829, Z. 27,175.) | | 

7) Iſt bei dem Gutachten das Wohl der Stiftungen zu be— 
rückſichtigen. (Regierungs-Decret vom 9. Auguſt 1832, 3. 
20,627.) 

8) Sind die einmal abgewieſenen Zinsnachlaß-Geſuche nicht 
mehr neuerlich vorzulegen. (Regierungs-Deeret für Oberöſter— 
reich vom 8. Mai 1834, Z. 12,038.) | 

9) Iſt anzuführen, ob Bittſteller in den vorausgegangenen 
drei Jahren und mit welchem Regierungs-Decrete einen Nach- 
laß erwirkt hat. (Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 18. 
Mai 1838, Z. 14,320.) a 
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nungs-⸗Auszug der betreffenden Stiftungen beizugeben iſt. (Re⸗ 
gierungs-Decret für Oberöſterr. vom 25. April 1842, 3. 1458.) 
$. 169, 

Bei künftig zu Ende gehenden Pachtungen hat drei Wochen 
früher das, was mit dem Pachtobjecte weiter zu geſchehen hat, 
der Landesſtelle ſchon entſchieden bekannt zu ſein. Es iſt ſonach 
1) in Fällen, wo lediglich der Licitationsact ſchon der Gegen 
ſtand der Entſcheidung iſt, der dießfalls zur Einſendung beſtimmte 
Termin einzuhalten; 2) in ſolchen Fällen aber, wo das Pacht» 
object ſelbſt noch eine was immer für nähere Beſtimmung be— 
darf, ſind die Anträge immer einige Monate vor der Zeit, da 
die Verſteigerung daruͤber abgehalten werden ſoll, vorzulegen. 
(A. h. Entſchließung vom 11. März 1823, Hofkanzlei-Decret 
vom 17. März 1823, Z. 8397.) 

Der Schluß der Pachtverſteigerung muß fein, daß der Mie⸗ 
ther ſogleich nach der Unterzeichnung des Licitations-Protokolls, 
die Stiftung als Vermiether aber erſt nach erfolgter Regierungs- 
Genehmigung für das Anbot verbindlich ſei. (Regierungsdeeret 
für Oberöſterreich vom 9. December 1824, Zahl 27,258.) 

Die Zehente der Stiftungen find auf 6 Jahre zu verpach— 
ten, zum Ausrufs-Preiſe ein Durchſchnitt des Erträgniſſes von 
6 Jahren oder des vorigen letzten Pachtes anzunehmen, das er— 
zielte Pachtguantum entweder in natura oder nach den feſtge⸗ 
ſetzten Preiſen abzunehmen, und die Verrechnung nach den 
eigens beſtimmten Formularien zu führen. (Regierungsdeeret 
fur Oberöſterreich vom 28. April 1836, 3. 7276.) 

-$. 170. 

Bei vogteilichen Gebäuden find die verſchieblichen von den 
unverſchieblichen und dringenden Baugebrechen auszuſcheiden, 
und die letztern immer unverweilt der weitern Amtshandlung 
zu unterziehen. Auch haben die Vogteien nicht eigenmächtig 
Bauten zu unternehmen, ſondern rechtzeitig die Bewilligung 
nachzuſuchen. (Regierungsdecret für Oberöſterreich vom 22. 
Dec. 1824, 3. 28,378, und 20. Juli 1826, 3. 16,827.) 

Die Präliminarien über die im folgenden Jahre dringend 
nöthig werdenden Bauten ſind von den Vogteien bis 15. De— 
cember jeden Jahres zu überreichen, und iſt mit der möglich— 
ſten Sparſamkeit vorzugehen. (Regierungsdecret für Ober— 
öſterreich vom 15. Nov. 1823, Z. 24,855, und 29. April 
1832, Z. 11,515, allerhöchſte Entſchließung vom 17. Dec. 
1834, Hofkanzlei⸗Decret vom 28. Dec. 1834, 3. 31,677.) 

12 
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Die Bauherſtellungen find in der Regel im Lieitations— 
wege, und nur in dringenden Ausnahmsfällen, nach einge— 
holter hoher Regierungs-Bewilligung, in Regie auszuführen. 
(Hofkanzlei-Decrete vom 7. Dec. 1840, 3. 36,121, 19. Fe⸗ 
bruar 18414, 3. 4219, 27. Jänner 18425 3. 1 


Den zur Vorlage kommenden Minderungsverhandlungs— 
Protokollen über bewilligte Herſtellungen ſind die adjuſtirten 
und genehmigten Koſtenanſchläge beizuſchließen. (Regierungs— 
Decrete für Oberöſterreich vom 25. Aug. 1844, Z. 22,984.) 


. 


Für die Rechnungen bei den Verwaltungen frommer Stif- 
tungen iſt Folgendes vorgeſchrieben: 

1) Das geiſtliche Vermögen iſt mit dem weltlichen nicht 
zu vermengen, ſondern jede abgeſondert geführte Rechnung 
einzeln vorzulegen. (Gubernialdecret in Böhmen vom 1. März 
1790, Regierungsdecret in Oberöſterreich vom 23. October 
1824, Z. 22,571.) f ö 


2) In ſo ferne als eine oder die andere weltliche Stiftung 
der Aufſicht geiſtlicher Vogteien unterſtehet, ſo muß auch von 
dieſen die Rechnung und Erläuterung mitgefertigt fein. (Re⸗ 
gierungsdecret für Oberöſterr. vom 4. Aug. 1823, 3. 17,765.) 

3) Die Rechnungen werden von der Verwaltung an die 
Kreisſtelle, von dieſer an die Staatsbuchhaltung und ſo zu⸗ 
rück die Erläuterungen geſendet, nur die Erledigungen neh⸗ 
men den Zug an die hohe Landesregierung, von welcher ſie 
den Kreisämtern zugeſtellt werden. (Regierungsdecret für 
Oberbſterreich vom 23. October 1824, 3. 22,571.) 

4) Unter Privat-Patronaten ſtehen die Stiftungs-Ver⸗ 
waltungen, welche keine Rechnungen zur Buchhaltung legen 
haben dahin durch die Kreisämter Rechnungs-Auszüge ein⸗ 
zuſenden. (Hofkanzlei-Deeret vom 25. Febr. 1824, 3. 5557.) 

5) Die Form für Rechnungs-Erledigungen iſt: 

Die Rechnungsleger haben ad Art. 

fl. kr. CM. 
nn u 
Im Ganzen zu erſetzen N 90 

Wenn jedoch die Rechnungsleger bei einer oder der an— 
dern Erſatzpoſt beſchwert zu fein glauben, ſo ſteht ihnen frei, 
gegen dieſe Erledigung von deren Empfangstage in der ger 
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jeglichen Friſt von 6 Wochen (wenn ſie außer der Provinz 
ſind, von 12, Wochen) den Rechtsweg g gegen den k. k. Fiscum 
bei den k. k. Landrechten entweder allein oder zugleich neben 
dem Wege der Gnade bei der k. k. Landesſtelle zu ergreifen, 
widrigens nach Verlauf dieſer Friſt weder ein Rechts⸗ noch 
ein Gnadenzug mehr Statt findet, dieſe Erledigung in rem 
judicatam erwachſet und die hierdurch beſtimmten Erſätze ſo— 
gleich zu leiſten ſind, als ſie ſonſt mit Execution eingetrieben 
werden. (General-Rechnungs-Directorium vom 11. Mai 1825.) 

6) Alle Privat-Inſtitute, welche aus dem Staatsſchatze 
oder einem politiſchen Fonde keine Unterſtützung erhalten, ſind 
von der jährlichen Rechnungslegung enthoben. (Hofkanzlei-De⸗ 
cret vom 23. März 1826.) 


7) Jeder Bau, wenn auch der ratificirte Verſteigerungs— 
Ausſchlag nicht überſchritten wurde, muß mittelſt 2 Monate 
nach der Vollendung zu erſtattenden Rechnungslage geſchloſſen 
werden. Das Abſolutorium hierüber iſt erſt der Beleg für die 
Ausgabspoſt. (Regierungsdecret für Oberöſterreich vom 20. 
Juli 1826, Zahl 16,827.) 

8) Die Rechnungsleger haben ihre Rechnungen, Erläute— 
rungen und ſonſtigen Auskünfte nie der Staats buchhaltung un— 
mittelbar, ſondern mittelſt ihrer vorgeſetzten adminiſtrativen Be— 
hörden abzugeben. (Hofkammerdecret vom 14. September 1827, 
Zahl 45,098.) 

8) Die Vogteien haben die Stiftungs-Rechnungen, Er⸗ 
lauterungen, Super-Erläuterungen ihres ganzen Vogteibezir— 
kes zugleich vorzulegen. (Regierungsdecret für Oberöſterreich 
vom 17. Februar 1828, Zahl 3902.) 

9) Den Kreisämtern in Linz, Steyer und Wels wurden 
eigene Formularien zur Abfaſſung der ſummariſchen Rechnungs- 
Eingaben für Spitäler vorgeſchrieben, mit dem hohen Regie— 
rungsdecret für Oberöſterreich vom 13. Juli 1828, Z. 16,318.) 

10) Die Baurechnungen find mit den darauf Bezug haben— 
den Original-Doeumenten, und zwar hinſichtlich der bereits 
bezahlten Forderungen mit den geſtempelten saldirten, hinſicht— 
lich der noch, rückſtändigen Forderungen mit ungeſtempelten 
nicht saldirten Original-Conten zu belegen. (Provinzial— 
Staatsbuchhaltung am 14. October 1829, Z. 3716.) 

11) Die genehmigten Tabellen über Stiftungs-Darlehen 
find den Rechnungen beizulegen, und die Zeit der Capitals-An— 
legung erſichtlich zu machen. (Regierungs-Decrete für Oberöſterr. 
vom 19. Mai 1830, Z. 13,951, und 9. Nov. 1833, Z. 32,773.) 
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12) Bei Zuſtellung der Rechnungsmängel iſt ein peremto— 
riſcher Termin zur Erſtattung der Erläuterungen mit dem Bei⸗ 
ſatze zu beſtimmen, daß nach Ablauf dieſes Termins mit der 
Erledigung von Amtswegen in contumaciam werde vorge- 
gangen werden, was auch nur dann unterbleibt und deſſen Er— 
ledigung giltig iſt, wenn vor der Zuſtellung derſelben die Er— 
läuterungen nicht einlangen. Deßhalb müſſen die Rechnungsle— 
ger über die buchhalteriſchen Mängel nach dem vorgeſchriebenen 
Formular eine gehörig Empfangsbeſtätigung vorlegen. 

Gegen dieſe Contumaz-Erledigung iſt der Rechts- und Gna- 
denweg in der geſetzlichen Friſt, ſo wie auch die Bitte um 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand offen. 

Ueberſteigt der auferlegte Erſatz die Caution des Rechnungs— 
legers, fo muß er bei Vermeidung von Zwangsmitteln für den 
Erſatz Sicherheit leiſten. 

Wird endlich in der beſtimmten Friſt weder der Rechts- noch 
der Gnadenweg ergriffen, noch der Erſatz geleiſtet, fo ſchreitet 
der Fiscus im Executionswege vor. (Patent vom 16. Jänner 
1786, Hofdecret vom 16. Februar 1792, Hofkammer-Decrete 
vom 16. Juli 1825, Zahl 27,281, und 12. September 1832, 
Zahl 24,249, Regierungsdecrete für Oberöſterreich vom 17. 
Juli 1834, Zahl 20,009, und 26. Februar 1842, Z. 5559.) 


13) Wenn gelegte Rechnungen binnen 6 Monaten nicht 
erledigt find, hat die Vogtei die Anzeige zu machen. (Regie- 
rungsdecret für Oberöſterreich vom 17. Juni 1833, 3. 14,145.) 


14) Die Erläuterungen über buchhalteriſche Anftande find 
nicht in berichtlicher Form, ſondern jedesmal abgeſondert vor— 
zulegen. (Regierungsdecret für Oberöſterreich vom 29. Febr. 
1836, Zahl 6263.) f 


15) Die Stiftungs-Verwaltungen, welche nur Rechnungs— 
Auszüge vorlegen, haben bei allen verpachteten Objecten, die 
letzte Verpachtung unter Anführung der erhaltenen höheren Ge— 
nehmigung anzumerken, und bei neuen Verpachtungen dieſen 
Act in dem nächſten Rechnungsauszuge erſichtlich zu machen. 


Die übrigen Verwaltungen, welche Rechnung legen müſſen, 
haben das Licitations-Protokoll ſammt der vorausgegangenen 
Kundmachung über jedes einzelne Object nach jeder künftigen 
neuen Verpachtung, mit der Rechnung, wo der neue Pacht— 
ſchilling zuerſt vereinnahmt erſcheint, der k. k. Provinzial— 
Staatsbuchhaltung zur Einſicht vorzulegen, welche Belege je 
doch mit der größten Beſchleunigung zurückzulegen find. (Res 
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gierungsdecrete für Oberöſterreich vom 30. November 1837, 
Zahl 25,677, und 27. April 1838, Zahl 8747.) 

16) Die Verordnungen der adminiſtrativen Behörden über 
Geld- Anweiſungen in Caſſe-Gebahrungen find den bezügli— 
chen Geld-Journalen und Rechnungen im Original beizulegen. 
(Hofkanzlei-Decret vom 16. Februar 1843, Zahl 5098.) 

17) Die Einſicht in bereits cenſurirte Recepte wird den 
die Arzenei verſchreibenden und die Rechnung legenden Parteien 
nur im betreffenden Amtslocale unter Aufſicht und gehöriger 
Vorſicht geſtattet. (Hofkanzlei⸗Decret vom 16. März 1843, 3. 
7941.) 

18) Für die Legung der Vogtei- Rechnungen wurden die 
Termine ſammt den auf die Verſäumung verhängten Strafen 
unter Aufhebung der früheren Beſtimmungen mit dem hohen 
Regierungs-Decrete in Oberöſterreich vom 9. Jänner 1844, 3. 
28,285, bekannt gegeben. 

Mit dem hohen Hofkanzlei-Decrete vom 22. April 1843, 
Z. 7924, Regierungs-Intimation für ob der Enns vom 11. 
Mai 1843, Z. 9125, wurde die beſchleunigte Vorlage und Wei— 
terbeförderung dieſer Rechnungen zur Pflicht gemacht, und die 
Modalitäten einer Friſterweiterung zur Vorlage dieſer Rechnun— 
gen und der zu erhebenden Strafbeträge feſtgeſetzt. 


$. 172. 4 


Für die Verwaltungen der milden Stiftungen wurde ins— 
beſondere Folgendes vorgeſchrieben: 

1) Die Miethparteien in den Gebäuden der Stiftungen ha— 
ben gleich den Miethparteien in Aerarial-Gebäuden das Aus— 
weißen und die kleineren Reparaturen ſelbſt zu beſtreiten. (Res 
gierungs⸗Decret für Oberöſterreich vom 29. September 1825, 
Z. 22,887.) 

2) Die Caſſezimmer ſind bei Verantwortung genau und 
vorſichtig zu ſperren. (Hofkanzlei-Decret vom 4. Februar 1826, 
Z. 3778.) 


3) Bei den wegen Nichtzuhaltung der Vertrags-Bedingun— 
gen auf Rechnung und Gefahr ſaumſeliger Contrahenten einzu— 
leitenden Relicitationen von Stiftungs-Objecten iſt, jo wie es 
für das Aerar vorgeſchrieben wurde, nicht der urſprüngliche Fis— 
cal⸗, ſondern der letzte Erſtehungspreis zum Grunde zu legen. 
(Hofkammer-Decret vom 30. September 1826, 3. 20,113, Hof— 
kanzlei-Decret vom 9. November 1826, Z. 30,756, Regierungs— 
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Decret für Oberöſterreich vom 4. und 23. November 1826, 8. 
25,382 und 27,352.) 


4) Ob die Local-Stiftungs- und Communal-Gebäude den 
Feuer⸗Verſicherungs-Anſtalten beizutreten haben, iſt lediglich 
den betreffenden Verwaltungs-Behörden und Gemeinde-Vorſte⸗ 
hungen als Eigenthums-Repräſentanten zu überlaſſen, welche 
die Nützlichkeit des Beitrittes zu beurtheilen und hierüber die ges 
eigneten Anträge der hohen Landesregierung zu machen haben, 
welche lediglich auf dem Standpuncte als Titular-Oberbehörde 
ihr Amt zu handeln hat. (Hofkanzlei-Decret vom 19. Juni 
1828, 3. 13,074, Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 
5. Juli 1828, Z. 18,169.) 

5) Alle den öffentlichen Inſtituten zugefallenen Vermächt⸗ 
niſſe find, wenn der Erblaſſer nichts anderes verfügt hat, ohne 
Unterſchied der Größe des Betrages als Stammgeld zu betrach⸗ 
ten und zu behandeln. (Hofkanzlei-Deeret vom 16. Februar 
1830, Z. 3497, Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 27. 
Februar 1830, Z. 5434.) 8 

6) Die den Wohlthätigkeits-Anſtalten eigenthümlich gehö— 
rigen Grundſtücke und Gärten ſollen nicht von Beamten und 
Aerzten, ſondern für die Zwecke und Bedürfniſſe der Anſtalten 
benutzt werden. (Hofkanzlei-Decret vom 23. Mai und 8. Juli 
1830, Z. 13,770, 15,271, vom 23. Mai 1836, Z. 13770, 
Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 26. Juli 1830, 3. 
20,814, und 7. Juni 1836, Z. 17,282.) 5 

7) Für die Einſendung armer Kranken in die öffentlichen 
Heilanſtalten darf gar keine Anrechnung von Transports- oder 
Zehrungskoſten Statt finden. (Regierungs- Deeret für Ober 
öſterreich vom 17. Juni 1830, 3. 11,738.) 

8) Die in eine Verſorgungs- oder Heilanſtalt zu überlie— 
ſernden Individuen müſſen vorerſt gereiniget und mit der nöthig— 
ſten Leibeskleidung und Wäſche verſehen werden, indem ſonſt 
die überbrachten Perſonen auf Koſten der Obrigkeit zurückge— 
ſendet oder aber der Betrag der erforderlichen Beiſchaffungen 
derſelben zur Vergütung zugewieſen werden würde. (Regierungs— 
Decret für Oberöbſterreich vom 9. Mai 1831, 3. 9620.) 


9) Bei Erfolglaffungen, die ſich aus deponirten Concurs— 
maſſen bei den Gerichten ergeben, kann ein Zählgeld in dem 
Falle abgefordert werden, wenn die Erfolglaſſung zur Auszah— 
lung des Gläubigers, ſei es auch ein Stiftungskörper, geſchieht, 
und der Gläubiger das Zählgeld ſelbſt zu tragen hat. Die from— 
men Vermächtniſſe und Erbſchaften, nicht aber auch andere 
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Forderungen der Stiftungen find von der Entrichtung des Zähl— 
geldes befreit. (Hofdeeret vom 13. November 1795, Nr. 264. 
Appellations-Decret in Wien vom 28. Februar 1834, Zahl 
3239. Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 10. März 
1834, Z. 7184.) 


10) Inſerations-Gebühren für den Linzer oder Salzbur— 

ger Zeitungs- Verleger find von Stiftungskörpern in ob der 
Enns und Salzburg, die unter dem Patronate des Cameral— 
Aerars oder des Religionsfondes ſtehen, nicht zu entrichten. 
(Regierungs-Deeret für Oberöſterreich vom 21. Mai 1838, 
Z. 11,816.) 
11) Die Geldabfuhren an die Cameral-Caſſen haben in 
eigens geformten Säcken zu geſchehen, welche ämtlich zu ver— 
ſiegeln und mit einem daran befeſtigten, ohne Verletzung des 
Siegels nicht davon zu trennenden Münz-Zettel zu verſehen 
find. (Hofkammer-Decret vom 10. Auguſt 1836, 3. 30,231. 
Regierungs-Decret für Oberöſterreich vom 15. Sept. 1838, 
Z. 33,866.) 


12) Jedes Dienſtſchreiben, das mit einer geldvertretenden 
Urkunde beſchwert iſt, muß bei der Aufgabe auf die Poſt re⸗ 
commandirt werden. (Hofkammer-Decret vom 24. September 
1841, Z. 32,497. Hofkanzlei-Decret vom 24. März 1842, 
Z. 7912.) N 


13) Bei allen öffentlichen und ſtädtiſchen Caſſen hat der 
wochentliche Caſſe-Abſchluß am 7., 14., 21. und letzten Tage 
eines jeden Monats, oder wenn auf dieſe Tage ein Sonn— 
oder Feiertag fällt, am nächſt vorhergehenden Werktage zu 
geſchehen. (Hofkanzlei-Decret vom 22. April 1843, Zahl 
12,583.) 8 

14) Gafle- Beamte haben die eingeſendeten Gelder bei der 
Uebernahme vor der Quittirung genau zu prüfen, weil ſie 
nach der Uebernahme für die Richtigkeit haften müſſen. (Res 
gierungs-Decret vom 27. Juni 1844, 3. 17,298.) 


XI. Hauptſtück. 


Beſondere Begünſtigungen der Verunglückten und 
Armen. 


—— nn nn 
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Den vom Feuer, Wetter oder Waſſer Beſchädigten wurde 
zur Sammlung einiger Almoſen früher vom Kreisamte auf 
14 Tage oder 4 Wochen die Bewilligung zu ertheilen ver— 
ordnet. (Patent in Wien vom 3. April 1750.) 


Dieſe Sammlung für Verunglückte durch Abgeordnete wurde 
jedoch wieder verboten, und befohlen, daß bei Verwilligung ei— 
ner ſolchen Sammlung für derlei unglückliche Gemeinden von der 
Landesſtelle mit der Geiſtlichkeit die nöthige Einverſtändniß zu 
treffen wäre, damit die Landesinwohner, Obrigkeiten und Ge⸗ 
meinden durch die Prediger und Pfarrer zu einer milden Bei— 
ſteuer für ihren unglücklichen Nebenmenſchen allen Fleißes er— 
mahnt und aufgemuntert, ſofort von jeder Gemeinde durch 
vertraute und ehrliche Männer dieſer chriſtliche Beitrag unent— 
geldlich geſammelt, und unter einem ordentlichen Verzeichniſſe 
des eingegangenen Quantums der Landesſtelle eingeſchickt wer— 
de, welche ſodann den ganzen Betrag der betreffenden Stadt 
oder Gemeinde zuſtellen zu laſſen hat. (Hof-Entſchließung in 
Wien vom 19. December 1761.) 


Das unbefugte Sammeln und die Ausſtellung von Sam- 
melbriefen wurde wiederholt verboten und waren die Sammler 
ohne Bewilligung Ihrer Majeſtät oder der Hofkanzlei anzuhal— 
ten. (Patent vom 10. September 1773.) 

Zur Bewilligung der Almoſen-Sammlung innerhalb des 
Landes wurde die Landesſtelle, innerhalb des Kreiſes die Kreis— 
ſtelle ermächtigt. (Hofdecret vom 26. Mai 1786.) 

Doch hat man ſich bei Sammlung des Almoſens für Ver— 
unglückte jederzeit verſchloſſener Büchſen zu bedienen, jedoch fo, 
daß, wenn zu gleicher Zeit für mehrere abgebrannte Ortschaften 
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geſammelt wird, für jeden Ort eine beſondere Büchſe beſtehen 
muß, wodurch es alſo von der bisher beſtandenen Einſchrei— 
bung, was jeder hierzu gibt, von ſelbſten abkommt. (Guber⸗ 
nial⸗Decret in Böhmen vom 22. Juli 1789.) 


Es darf weder ein Brandſammlungs-Patent, noch über= 
haupt ein Zeugniß über erlittene Brandſchäden ausgefolgt wer— 
den. (Brand-Verſicherungs-Ordnung vom Jahre 1811.) 


Für einzelne Verunglückte findet keine allgemeine Samm— 
lung in den Provinzen Statt, ſondern es iſt dem Kreisamte 
überlaſſen, ſolchen durch Beiſteuer-Sammlungen zur Hilfe zu 
kommen. Auch hat es von den Sammlungspäßen, womit die 
Parteien im Lande herumzogen, ganz abzukommen, und iſt die 
Sammlung gemeindeweiſe durch vertraute und ehrliche Män— 
ner aus jeder Gemeinde einzuleiten. (Hofdecret vom 8. Sep— 
tember 1816.) 


Die Ueberſendung der ſowohl in Ungarn für andere Pro— 
vinzen, als auch in den übrigen Provinzen für Ungarn geſam— 
melten Beiträge kann erſpart werden, und die Ausgleichung 
zwiſchen den betreffenden Cameral-Ausgabscaſſen mittelſt Ver- 
lags⸗Quittungen geſchehen. (Hofkammer-Präſidial-Decret vom 
31. Auguſt 1832, Regierungsdecret für Oberöſterreich vom 
10. September 1832, Zahl 24,779.) 


Jede milde Sammlung, welche für eine durch Feuer oder 
andere Elementarſchäden verunglückte Gemeinde von der Regie— 
rung entweder ſelbſt bewilligt, oder in Folge höheren Auftrags 
ausgeſchrieben iſt, wird von der Regierung den Kreisämtern 
bekannt gegeben werden, welche ſodann ohne Verzug die politi— 
ſchen Obrigkeiten zur Einleitung der Sammlung anzuweiſen 
haben. Dieſe haben die ſämmtlichen HH. Pfarrer ihres Bezir— 
kes freundlich aufzufordern, ihre Gemeinden durch angemeſſene 
Reden von der Kanzel zu ergiebigen Beitrags-Leiſtungen aufzu— 
fordern, und auch ſonſt im geeigneten Wege zur Beförderung 
des guten Werkes mitzuwirken. Erſt nachdem die Verkündigung 
von der Kanzel geſchehen, iſt die Sammlung in jeder Pfarrge— 
meinde durch vertraute und ehrliche Männer unentgeldlich vor— 
zunehmen, welche ſodann den Ertrag an die politiſche Obrigkeit 
einzuliefern haben, von wo er ſogleich an das k. k. Kreisamt 
abzuführen kömmt. Es wird aber den politiſchen Obrigkeiten 
zur Pflicht gemacht, ihre Amtshandlung in dieſer Beziehung 
jederzeit möglichſt zu beſchleunigen, damit bei dem Umſtande, 
daß der Ertrag ſolcher Sammlungen ohnehin den großen Scha— 
den der Verunglückten ganz zu vergüten nicht im Stande iſt, 
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doch die Schnelligkeit der Hilfsleiſtung ihn EINEN mache. 
(Regierungsdeerete für Oberöſterreich vom 7. December 1812, 
Zahl 14,993, und 11. December 1834, Zahl 36. 963.) 


Für akatholiſche Gemeinden geſchieht die Sammlung vom 
Paſtor, und ſind die Katholiken nicht einzubeziehen. (Hofkanz⸗ 
lei⸗Decret vom 1. März 1838, Zahl 4305, Negierungsdecret 
für Oberöſterreich vom 12. April 1838, Zahl 9055.) 


g. 174. 


Den armen Kindern, ſonderlich aber jenen, welche in den für 
dergleichen Arme errichteten Lehrſchulen durch chriſtliche Gut⸗ 
thätigkeit unterwieſen und folgſam in die Handwerke aufgedun⸗ 
gen werden, iſt der erforderliche Geburtsbrief oder ſonſt benöthigte 
Urkunde ohne alle Taxabnahme oder Schreibgebühr oder andere 
immer erſinnliche Zumuthung unentgeldlich zu ertheilen. (Ver⸗ 
ordnung in Wien vom 9. Juni 1741.) 


Auch wurde den Zünften aufgetragen, die aus dem Ar— 
menhauſe in die Lehre genommenen Kinder unentgeldlich auf— 
zunehmen oder ſollen ſolche Gebühren aus der Armencaſſe be— 
zahlt, ſolche arme Lehrlinge jedoch baldigſt aus der Lehre 
entlaſſen werden. (Hofreſeript in Wien vom 12. September 
1761.) N 


§. 175. 


Für die Armen wurden auf den Todesäckern eigene offene 
Hütten, oder, wo dieſes nicht thunlich war, andere Orte aus— 
findig gemacht, wohin fie die Todten vorläufig bringen konn- 
ten, damit ſie bis zur Beerdigung nicht mit ihnen in einem 
Zimmer wohnen müſſen. (Hofreſeript vom 31. Jänner 1756.) 

Die Todtenbeſchau der Armen iſt unentgeldlich. (Hofdeeret 
vom 21. November 1773.) 


Die armen Leute, welche nichts hinterlaſſen, und deren 
Mittelloſigkeit entweder durch obrigkeitliche Zeugniſſe, oder 
von dem Grundrichter beſcheinigt wird, ſind aus chriſtlicher 
Liebe und Barmherzigkeit unentgeldlich zu begraben, eben ſo 
wie für die Taufe von den Kindern ſolcher Leute, deren Ar— 
muth auf erſtgedachte Weiſe erwieſen iſt, nichts zu nehmen 
ſein wird. (Patent vom 25. Jänner 1782.) 

Auch die Findlinge ſollen unentgeldlich begraben, jedoch 
immer die Todtengräber-Gebühren bezahlt werden. (Hofdeerete 
vom 11, Juni und 30. Juni 1785.) 


Da nach der Beſtimmung des §. 5 der Stollordnung vom 
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31. Jänner 1783 die Armen ohne alle Taxe und Stollge— 
bühr ganz unentgeldlich zu begraben ſind, jo war jede Anfor- 
derung, welche für die Armen-Beerdigung an die Armen-In⸗ 
ſtitute oder an wen immer hie und da gemacht wurden, ord— 
nungs- und geſetzwidrig, und dieſe ſind ſogleich allgemein ab— 
zuſtellen. Nur dem Todtengräber darf dort, wo für die Ar- 
men = Beerdigung nicht eigene geſtiftete Bezüge beſtehen, oder, 
wo er nicht aus was immer für einem Titel verpflichtet iſt, 
die Begrabung unentgeldlich zu beſorgen, ein billiger Lohn, 
der in keinem Falle bei Erwachſenen über 30 kr. und bei Kin- 
dern bis zum ſiebenten Jahre über 15 kr. fein darf, bewilli⸗ 
get, und nebſtdem auch die Koſten für den Todtenſarg, oder 
wo die Einnähung üblich iſt, die Auslage hierfür vergütet 
werden, beide Auslagen können jedoch nur in ſo ferne das 
Armen-Inftitut treffen, als dieſelben nicht aus dem Nachlaſſe 
des Beerdigten beſtritten werden können. (Regierungs-Deeret 
für Oberöſterreich vom 18. Juli 1834, Z. 13,715.) 


$. 176. 


Es ſollen alle armen Kinder, Knaben und Mädchen, von 
der Entrichtung des Schulgeldes befreit ſein, und das Unter— 
richtsgeld ſoll für arme Schulkinder verwendet werden. (Hof— 
decrete vom 24. März 1785 und 20. April 1792.) 


Zu den Armen, vom Schulgelde zu befreienden gehören 
Diejenigen, welche vom Armen -Inſtitute eine Unterſtützung 
haben, oder dieſe doch erhalten würden, wenn das Inſtitut 
bei hinlänglichen Kräften wäre, überhaupt ſolche Kleinhäusler 
und Leute, welche ſich und ihre Familie wahrhaft ſchwer er— 
nähren. Auch dürfen diejenigen Aeltern, die ſchon für drei 
Kinder das Schulgeld bezahlen, für die übrigen, die ſie zu 
gleicher Zeit zur Schule ſchicken, keines entrichten. 

Doch ſoll dieſe Ausnahme nur für die Dörfer Statt fin— 
den, nicht aber für die Städte und Märkte, wo meiſtens ver— 
mögliche Bürger und Inwohner ſind, welche dieſer Erleichte— 
rung nicht bedürfen. Vermächtniſſe für die Schule ohne nähere 
Beſtimmung ſollen angelegt, und die Zinſen zum Schulgelde 
für arme Leute verwendet werden. (Studien-Hofcommiſſions- 
Decret vom 11. Auguſt 1805.) 

Auch dürftige Schüler der Real- und Vorbereitungs-Claſſe 
an den polytechniſchen Inſtituten werden von der Bezahlung 
des Schulgeldes und eben ſo überhaupt die Militärkinder be— 
freit. (Studien⸗Hofcommiſſions-Decrete vom 29. Jänner 1820 
und 16. Februar 1828.) 
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Die armen Kinder ſollen die nöthigen Schulbücher unent— 
geldlich erhalten, eben fo auch die Findlinge. (Hofdeeret vom 


13. December 1780. Allerh. Entſchließung vom 11. Auguſt 
Eu, 
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Die Armen in Wien wurden theils mit dem nötbiaen 
Brennholze unentgeldlich betheilt, theils ihnen der Ankauf er— 
leichtert. (Regierungs-Decret in Niederöſterreich vom 19. Au— 
guſt 1790 und 12. November 1791.) 


§. 179. 


Die Ceſſion und das Verbot auf Almoſen wurde, ſo wie 
jede gerichtliche Aſſiſtenz in dieſer Richtung eingeſtellt. Das 
Almoſen mag nun aus einer Staatscaſſe, aus dem Stiftungs— 
fonde fließen, oder in einer Spitalspfründe beſtehen. (Hof— 
decrete vom 5. Juli 1784, Nr. 313, 3. Juni 1785, Nr. 
139, 11. April 1789, Nr. 1002, 15. Mai 1818, Nr. 1455.) 


Eben ſo wurden die Alimentationen nachfolgender Verſor— 
gungs-Anſtalten von dem gerichtlichen Verbote, der Vormer— 
kung und Pfändung enthoben: 


1) Die aus dem Geſellſchaftsfonde der gebrechlichen und 
mittelloſen Mitglieder der juridiſchen Facultät. (Hofkanzlei⸗ De⸗ 
eret vom 23. Februar 1812. be a vom 14. März 1812, 
Z. 980.) 

2) Die Wittwen-Geſellſchaft der bürgerlichen Seidenzeug-, 
Sammt⸗ und Dünntuchmachermeiſter in Wien. (Hof-Entſchlie— 
ßung vom 16. Februar 1796.) 

3) Das Inſtitut der zum Dienen unfähigen Handlungs— 
diener. (Nieder = dfterreichifches Regierungs- Decret vom 11. 
Auguſt 1796.) 

4) Die Verſorgungsbeträge für Wittwen, Waiſen und 
Taubſtumme der Privat-Inſtitute in Prag. 

5) Die Alimente der mediciniſch-chirurgiſchen Wittwen— 
Societät in Wien. (Hofdecret vom 21. October 1817, Nr. 
1380.) e 

6) Die Proviſionen find bloße Almoſen, daher auch von 
der Execution befreit. (Hofdecret vom 11. September 1795.) 
. 7) Die Unterhaltsbeiträge für großjährige Beamtens-Wai— 

ſen, wenn fie den Betrag von 100 fl. nicht erreichen. (Juſtiz— 
Hofdecret vom 15. Mai 1818, Nr. 1455.) 
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In gerichtlichen Angelegenheiten wurden die Armen vom 
Poſtporto befreit; ſind beide Parteien arm, ſo ſind die Packete 
in Parteiſachen frei, wenn aber das Armenrecht nur eine genießt, 
ſo muß die andere das ganze Poſtporto bezahlen. Doch muß auf 
dem Packete deutlich ſtehen „in der Rechtsſache des N. N., wel— 
cher das Armenrecht genießt.“ (Juſtiz-Hofdecrete vom 15. Sep⸗ 
tember 1783, Nr. 186, 11. September 1789, Nr. 1048, 10. 
October 1844, Z. 7090.) 


Die Tax- und Stempel- Befreiungen find in dem neuen Pa— 
tente enthalten. a 


F. 181. 


Den Armen, wenn ſie ſich vorſchriftmäßig mit einem Ar— 
muths⸗Zeugniſſe ausweiſen, werden bei ihren Rechtsſtreitigkei— 
ten unentgeldliche Vertreter beigegeben. (Juſtiz-Hofdecrete vom 
2. Auguſt 1784, Nr. 321, und 1. April 1791, Nr. 133.) 


F. 182. 


Endlich wird bei den Verbrechen und den ſchweren Polizei- 
Uebertretungen die drückende Armuth des Beſchuldigten unter 
die Milderungsgründe gerechnet, welche auf die Perſon des Thä— 
ters Bezug haben. (Strafgeſetz I. Theil, §. 39, II. Theil, 
$. 390.) 
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